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Intellektuelle Kritik in der gesellschaftlichen Krise 


In der Einleitung zu einem PROKLA-Heft über die »Intellektuellen«, das zu Beginn 
des Jahres 1988 erscheint, ist die Erinnerung an historische Daten wie 1898, 1848, 
1918 und 1968 keine bloß rechnerische Spielerei. »Jahrestage« sind Anlaß, um sich 
den notwendigen Luxus von Reflexionen zu leisten, mit denen »wir Intellektuelle« 
uns selbst auf die Schliche kommen können. Nicht irgendwelcher Jubiläen soll hier 
gedacht werden; es geht um historische Zäsuren, die eine besondere Bedeutung von 
individueller Intellektualität, sozialer Rationalität, kultureller Neuerung und ästheti- 
scher Formveränderung für die gesellschaftliche Gestaltung blitzartig im Dämmer- 
licht historischer Abläufe aufscheinen lassen. 

Die vor uns liegenden Jahrestage werden wir verbringen in einer gewendeten bun- 
desrepublikanischen Gesellschaft; von keineswegs unbedeutenden und unbedarften 
Kreisen und Kräften wird das letzte Stündlein der Aufklärung einzuläuten versucht: 
von konservativen Geschichtsschreibern im »Historikerstreit«, deren Interpreta- 
tionsfolie die rationale Aufarbeitung der nationalsozialstischen Verbrechen been- 
den müßte, den postmodernen Mythologen der Rechten und Linken, deren Vernunft 
sich mit der effektvollen Präsentation ästhetischer Spektakel begnügt, von den im- 
mer geschäftigen Sach waltern herrschender Interessen, die es erschweren, daß theo- 
retische Kritik sich artıkulieren oder gar praktisch werden kann — von den antiauf- 
klärerischen Manifestitionen der banalen Kulturindustrie ganz zu schweigen, die 
sich mit Hilfe der neuen Medien breitmäulig an die Stelle von Massenkultur und 
Hochkultur setzen, und nicht zu reden von den Restaurationsbestrebungen an den 
Universitäten, wo wissenschaftliche Erkenntnis in effiziente Beratung, in Orientie- 
rung an vorgegebenen technischen Sachzwängen und technische Modernisierungs- 
hilfe deformiert und das Personal in diesem Prozeß korrumpiert werden sollen. 


1.1898 


Der Begriff des »Intellektuellen« ist erst jungen Datums und bis heute keineswegs 
unumstritten. Er ist für die einen lediglich Bezeichnung für die mit dem »wissen- 
schaftlich-technischen Fortschritt« wachsende Berufsgruppe der geistigen Arbeiter, 
der »neuen Mittelklassex — als neue Klasse ist sie in Osteuropa eingeordnet worden 
(vgl. dazu den selbstkritischen Beitrag von Szelenyi (1988) in diesem PROKLA- 
Heft) - und er verliert daher mit der Breite dieser Schicht immer mehr seine Trenn- 
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schärfe. Von anderen wird der Begriff denjenigen vorbehalten, die beanspruchen, 
mit ihrer Arbeit aufs Ganze der Gesellschaft zu zielen, Sinn-Orientierungen zu erar- 
beiten und kulturell in die Gesellschaft zu vermitteln. »Rechts-Intellektuelle« sind 
ebenso Zellen dieses »gesellschaftlichen Gehirns« wie »Links-Intellektuelle«. Dann 
aber kann der Begriff auch noch und nur denjenigen vorbehalten werden, die für 
»verletzte Rechte und unterdrückte Wahrheiten, für fällige Neuerungen und verzö- 
gerte Fortschritte« sich einsetzen und dabei an eine »resonanzfähige, wache und in- 
formierte Öffentlichkeit« sich wenden (Habermas 1987, S. 29), sich in der »moder- 
nen arbeitsteiligen Gesellschaft» für die Verwirklichung des universellen Projekts 
der Aufklärung im Negativen (also in radikaler und schonungsloser Analyse des Be- 
stehenden) ebenso wie im Positiven (also in der »Arbeit« am gesellschaftlichen Fort- 
schritt) zuständig erklären. Dabei ist es unbedeutend, ob es sich um Kulturschaffen- 
de, Hochschulprofessoren, Zeitungsmacher oder Produktionsarbeiter handelt. 

Das Wort »Intellektueller«, das könnte heute leicht vergessen werden, war ursprüng- 
lich, als es gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts im Frankreich der Dreyfus- 
Affäre in die öffentliche Debatte geriet, als abschätziges Schimpfwort gemeint. Und 
damit hätten wir auch schon den ersten Jahrestag: Vor genau 90 Jahren, am 13. Ja- 
nuar 1898, erschien Emile Zolas »J’accuse« gegen nationalistische und antisemiti- 
sche Dumpf- und Dummheit, gegen den reaktionären Patriotismus, dem die Wahr- 
heit der »Affäre Dreyfus«, die Aufklärung der chauvinistischen und antisemitischen 
Machenschaften des französischen Generalstabs und einer militaristisch-patrioti- 
schen Bewegung weniger als nichts, die Aufrechterhaltung der Lüge, auf der die 
Herrschaft gebaut war, aber alles bedeutete. Ein Intellektueller mischte sich mit der 
»Waffe der Kritik« in den einverständig mit schändlichen Mitteln betriebenen 
Prozeß der Vernichtung des Hauptmanns Dreyfus, durch die nicht nur der Mensch 
getroffen sondern der nationale Konsens nach rechts in nationalistisches und antise- 
mitisches Gesumpf umdefiniert werden sollte. Ein antiaufklärerisches Unterfan- 
gen, eine Beleidigung der Vernunft, eine Gefahr für Freiheit und Emanzipation, 
ein Attentat auf die Menschenrechte, ein Fall für intellektuelle Gegenwehr, für 
»den Protest der Intellektuellen! ...« (Clemenceau, nach Bering 1982, S. 39). Die 
Bezeichnung »Intellektuelle« wurde seither zum Etikett für alle diejenigen, die die- 
sen Konsens hinterfragen, die daher unbequem sind und — wenn schon nicht auf- 
rührerisch, so doch aufstörend wirken mit ihrer eingreifenden Kritik. Das Wort »In- 
tellektuelle« wurde zum Synonym für den antipatriotischen, abstrakt denkenden, 
»instinktlosen«, antinationalen, jüdischen, dekadenten, inkompetenten »Vaterlands- 
verräter« (nach Bering 1982, S. 43 ff.), für antiautoritäre-Aufwiegelei. Und es hat 
gedauert, bis das Wort positiv besetzt und mit den Attributen »demokratisch«, dem 
Gewissen verpflichtet, politisiert, wissenschaftlich, jugendlich (ebenfalls nach Be- 
ring 1982, S. 52 ff.) in Verbindung gebracht worden ist. 

Es mag eine Anmerkung wert sein, daß die Bezeichnung »Vietcong« rund 60 Jahre 
später eine ähnliche semantische Metamorphose erfuhr: ein Schmähwort, von der 
US-gestützten Reaktion gegen den sozialen und politischen Gegner erfunden, wurde 
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zur Ehrenbezeichnung, weil diejenigen, auf die das Wort negativ stigmatisierend 
gemünzt war, der Welt durch ihre Taten Hochachtung und nicht Verachtung ab- 
trotzten. Eine Hochachtung, die die (links)intellektuelle Leitfigur der europäischen 
Nachkriegsära, Jean-Paul Sartre, mit der weltweiten Studenten- und Intellektuellen- 
bewegung von Berkeley bis Berlin in den 60er Jahren teilte und die für eine ganze 
Generation von Intellektuellen zumindest zeitweise den Abbruch des Dialoges mit 
dem Bürgertum, dem sie (größtenteils) entstammten, beinhaltete. 


11.1789 


Seit der französischen Revolution werden im kommenden Jahr 1989 zweihundert 
Jahre verflossen sein. Freiheit, Gleichheit, Solidarität (so haben wir inzwischen ge- 
lernt, die die Schwestern ausgrenzende Parole der »Brüderlichkeit« zu übersetzen) 
sind ein historisches Projekt, um das zu kämpfen immer noch nötig ist — wenn auch, 
so scheint es gegenwärtig vielen, nicht in einem reichen und demokratischen Land 
wie der BRD. Doch dieser Schein ist nichts als eine Provinzialisierung des Projekts 
der Aufklärung. Der aufklärerische Anspruch der französischen Revolution war 
ebenso universalistisch wie das Programm der russischen Revolution, die sich mit 
der Globalisierung zur Weltrevolution ihrer nationalstaatlich-russischen Begrenzt- 
heit entheben wollte. Daß beider Realität zeitweise in den Terror mündete und beide 
Revolutionen ihren Thermidor wenn nicht gar selbst heraufbeschworen so jedenfalls 
nicht zu verhindern wußten, galt der Gegen-Aufklärung als Rechtfertigung für die 
Denunziation des rationalistischen Erbes als ganzem. Doch auf zwei der drei Begrif- 
fe können sich heute alle beziehen, von rechts bis links, von ultramontan.bis progres- 
siv - und ihnen einen jeweils spezifischen Sinn abgewinnen: der Freiheit und der 
»Brüderlichkeit« bzw. Solidarität. Der Gleichheit hingegen stehen die Konservati- 
ven aller Schattierungen wie eh und je skeptisch bis feindlich gegenüber. 

Und dennoch kann die Gegenreform oder Konterrevolution hinter die Errungen- 
schaft der französischen Revolution nicht zurück; nur als mythisiertes Projekt lassen 
sich die verlorengegangenen Bindungen der Prä-Moderne postmodern konzipieren. 
Die Dialektik der Aufklärung steigert sich zu Paradoxien, die gerade in den heutigen 
Zeiten der Verunsicherung und »Unübersichtlichkeit« intellektuell zuweilen abstrus 
verarbeitet werden: weil die Normen von Freiheit und Solidarität, losgelöst von 
ihren sozialen und historischen Bestimmungen, weitgehend unstrittig sind, können 
sie als Schachteln auch für die ältesten Hüte verwendet werden. Um daher eine re- 
gressive Verwendung/Wendung der inhaltlichen Bestimmung der Normen auszu- 
schließen, muß das Programm der Menschen- und Menschheitsemanzipation, das 
sie aufrufen, auch weiterhin und in jeder historischen Situation politisch neu erarbei- 
tet werden. 

Zumal wenn es nicht nur um die Begriffe geht, sondern um die gesellschaftliche 
Realisierung des ihnen zugeordneten Programms kommen die immanenten Wider- 
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sprüche zu Tage. Ökonomische Freiheiten vertragen sich nicht unbedingt, sondern 
nur unter seltenen historischen Bedingungen, mit dem Anspruch der Solidarität. Die 
Gleichheitsforderung wird in einer Klassengesellschaft notgedrungen unrealisierbar 
bleiben, selbst wenn sich der gesellschaftliche Gegensatz bis auf die »feinen Unter- 
schiede« (Bourdieu 1982) abschleifen sollte. Bricht man aber aus der nationalen 
Perspektive aus und denkt global, dann weiten sich die feinen Unterschiede zu be- 
trächtlichen Abgründen zwischen reichen Ländern und armen Ländern, zwischen 
Nord und Süd, zwischen den Miserablen südamerikanischer Favelas und den Villen- 
vierteln von Los Angeles, Hamburg oder Dahlem. Bemißt sich gesellschaftlicher 
Fortschritt nicht nur an dem Pro-Kopf-Einkommen oder ähnlichen Indikatoren, son- 
dern an den drei großen Parolen der Aufklärung und ihrem Versprechen, dann ist in 
den vergangenen zweihundert Jahren paradoxerweise viel, aber auch sehr wenig er- 
reicht worden. 

Insbesondere sind es die Antinomien, die dieses Projekt in Bewegung halten. Darauf 
hat schon Marx in der »Judenfrage« scharfsinnig und bissig hingewiesen: Men- 
schenrechte und Eigentumsrechte kann man nicht zugleich deklarieren, ohne die 
einen durch die anderen zu unterminieren. Privates Eigentum, zumal Eigentum an 
Produktionsmitteln, begründet ein Ausschlußrecht, und Aneignung ist immer noch 
Aneignung der Resultate der Arbeit anderer und daher auch ihr zumindest teilweiser 
Ausschluß von den Gratifikationen der gesellschaftlichen Produktion. Die historisch 
und national spezifische ökonomische und politische »Exclusion« breiter Massen 
der Bevölkerung in Entwicklungsländern ist Ausdruck dieses grundlegenden Sach- 
verhalts bürgerlich-kapitalistischer Gesellschaften ebenso wie die Tendenzen zur 
»Zwei-Drittel-Gesellschaft« in den hochentwickelten kapitalistischen Demokratien. 
Die Abstraktheit der Rechte mag dazu verleiten, ihre je historische Realität aus dem 
Gesichtsfeld zu verlieren. Eigentum macht ja nur Sinn, sofern und solange es Aneig- 
nung und Mehrung ermöglicht; es ist ein Recht, das sich nur in der Kontinuität des 
ökonomischen Prozesses realisiert. Dessen doppelte Zielrichtung: Appropriation 
und Akkumulation einerseits und Emanzipation und Wohlstand andererseits sind 
nur in seltenen Phasen des historischen Prozesses kongruent, häufigerhingegen kon- 
fligieren sie. Auf den »Triumphwagen der objektiven Tendenzen« (Adorno 1985) 
also kann man sich nicht setzen; die Rationalität des Projekts der Aufklärung reali- 
siert sich nicht von allein. Den Zielen von Gerechtigkeit, Gleichheit und Solidarität 
kann man nur praktisch folgen und dies rational auf dem Niveau der Zeit — was wohl 
Utopien einschließt, doch nicht voluntaristischen Idealismus. Das Niveau der Zeit 
aber bestimmt die Menschenrechte als absolute Imperative, die sich nicht irgendwel- 
chen lokalen Kriterien, die sie je nach Region relativieren, unterwerfen dürfen. 

Im Verlauf der großen Revolutionen, auch wenn sie wie 1848 scheitern, wurde dies 
allemal offensichtlich: als die soziale Ordnung zum Hindernis für die Erhaltung und 
für den Ausbau der Menschenrechte geworden war und Emanzipationsbedürfnisse 
von individuellen Menschen sich zu historisch-konkreten Programmen und prakti- 
schen Versuchen der radikalen Veränderung bündelten. Die Restauration der alten 
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Herrschaft nach den gescheiterten Revolutionen wie 1848 und 1918 in Deutschland 
oder 1871 in Paris tötet terroristisch ab, mußte mit den sozialen Kräften der Eman- 
zipation auch das emanzipatorische Denken stillstellen. Eine Garantie dafür, daß 
dies nicht geschieht, ist freilich auch die Errichtung einer neuen Herrschaft wie in 
Frankreich nach 1789 und ın Rußland nach 1917 nicht. Die Dialektik der Aufklä- 
rung ist nicht stillzustellen, und deren Logik erkennend konzipierte Trotzkij voraus- 
schauend die »permanente Revolution«. Nur, um sie zu »machen«, bedarf es nicht 
nur des »Laboratoriums« der vielen revolutionären Köpfe sondern der Macht. Die 
Geschichte der Aufklärung und der Emanzipation ist noch nicht einmal zur Hälfte 
Geistesgeschichte, sondern eine von Macht und mehr noch: von Ohnmacht. 


HI. 1968 


Auch 1963 — ein Datum, dessen wir uns ohne nostalgisch feuchte Augen erinnern, 
und das für etwa ein Jahrzehnt von Studentenrevolte und Intellektuellenbewegung 
steht — schien wieder einmal ein historischer Schub von Emanzipation der Indivi- 
duen und von Rationalisierung der Gesellschaft in die Richtung menschheitlichen 
Fortschritts möglich zu sein. Viele der Probleme, mit denen wir uns heute herum- 
schlagen, waren 1968 wie von Zauberhand weggewischt, die »Utopie war an der 
Macht«; sie schien wegen der »Legitimationskrise« des kapitalistischen Systems 
weltweit quasi »auf der Straße« zu liegen. In diesem scheinrevolutionären Selbst- 
verständnis läßt sich — im nachhinein natürlich leichtens — eine arrogant-blinde Vor- 
stellung von Gesellschaft aufdecken. Sie verleitete zu Machtphantasien ebenso wie 
zu wildem Denken, das sich weder an Regeln des überlieferten wissenschaftlichen 
Diskurses noch an die Beschränkungen des Realitätsprinzips gebunden fühlen muß. 
Viele Schriften aus der Zeit von 1968 sind auf der einen Seite begeisternd wegen ih- 
rer ausschweifenden Regel- und Zügellosigkeit, wegen ihrer alle anderen Bindun- 
gen negierenden Gebundenheit an die eine große Idee: die Emanzipation der Men- 
schen, die Befreiung der Völker von Ausbeutung und Unterdrückung, die soziale 
und die kulturelle Revolution, die radikale Verkürzung der Arbeitszeit und die Aus- 
weitung von verfügbarer Zeit, die egalitäre Mobilisierung der reichen Produktiv- 
kräfte für alle Menschen. Der Wirklichkeit wurde der Spiegel der in ihr angelegten 
Möglichkeiten entgegengehalten, — und wie häßlıch sah die Königin aus und wie 
schön konnte man sich Schneewittchen jenseits der sieben Berge ausmalen. Ange- 
sichts der subjektiven Bedürfnisse und objektiv gegebenen Möglichkeiten, sie zu 
befriedigen, erschien das »Bewegungsgesetz der modernen Gesellschaft« als quan- 
tite negligeable. Der Rekurs auf die aus seinem Innern regenierte ökonomische, po- 
litische und ideologische Macht konnte die politische Radikalität theoretischer Dis- 
kurse und praktischer Versuche der Umgestaltung nicht auf den Teppich zerren. 

Bewirkt hat dieser Diskurs als solcher jedoch wenig, außer daß er einer sozialen Be- 
wegung fast ein Jahrzehnt die Perspektive vorgab und mit seiner aus der Utopie be- 
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zogenen Kraft die faden Rechtfertigungen des Bestehenden entweder blamierte oder 
die intellektuellen »Wachhunde« (Nizan 1969) der bürgerlichen Kultur zur erneuten 
Verteidigung des herrschenden praktischen Wissens und der kapitalistischen Markt- 
wirtschaft anspornte. Immerhin wurde selbst das gar nicht so ernst gemeinte ernstge- 
nommen. Und dies hatte denn doch Effekte in der »geschlossenen Gesellschaft« der 
Bundesrepublik; Werte wurden umgewertet, Autoritäten antiautoritär ihrer Selbst- 
verständlichkeit entkleidet, scheinbar hehre Formen von Politik deformalisiert und 
das Projekt der Aufklärung, dadurch daß es erneut und gegen den Strich der herr- 
schenden Moral und des dominanten Zeitgeistes ernstgenommen wurde, ein gutes 
Stück vorwärtsgedacht und -gebracht. Auch in der Übertreibung steckt ein Körn- 
chen Wahrheit: Helmut Schelskys Intellektuellenschelte (1975) setzte die dezidiert 
anti-bürgerlichen 68er-Rebellen den »Priestern« gleich, die die anderen für sich ar- 
beiten lassen und Kurt Sontheimer (1976) beklagte betulich die seines Erachtens de- 
struktiven Konsequenzen des Radikalismus von Denken und Tun der linken Intel- 
lektuellen für die westdeutsche Gesellschaft. Aus dieser Wirkung, die ja die These 
von der Wirkungslosigkeit der 68-Bewegung implizit kritisiert, freilich den Schluß 
zu ziehen, daß die »Bewegung von 68 an die Macht gekommen (sei)« (Schmid 1979, 
S. 197), zeugt nur von intellektueller Paralaxenverschiebung. Darin, daß die Studen- 
tenbewegung die Epigonen der deutschen »Mandarine« (Ringer 1983) auf den Plan 
gerufen hat, erschöpfte sich ihre Wirkung bei weitem nicht. 

Die praktische Erfahrung des Scheiterns kurzfristiger und kurzschlüssiger Volun- 
tarismen der Agitation des Proletariats und der Herausforderung der Staatsgewalt 
wurde selbst zur Provokation für intellektuelle Arbeit und politische Projekte. Deren 
Geschichte wäre noch aufzuarbeiten, z.B. die des damals von den radikalen »Partei- 
aufbauern« geringschätzig als »Intellektuellenorganisation« abgetanen »Sozialisti- 
schen Büros«. Doch wollen wir davon nicht reden, sondern von den theoretischen 
Versuchen in jener Epoche. Der ganzen Bewegung sollte und mußte eine bessere 
Begründung nachgeliefert werden. Immerhin dämmerte es schnell und wurde bald 
zur Gewißheit, daß die Revolution zwar das einfach zu Imaginierende, aber das nur 
anstrengend zu Denkende und überaus schwer zu Machende ist und daher gründli- 
cherer intellektueller Reflexionen bedarf. Das war die Stunde der »Kritik der politi- 
schen Ökonomie«. Man begann sich daran zu erinnern, daß Karl Marx’ »Philosophie 
der Praxis«, wie Antonio Gramsci die Marxsche Theorie insgesamt bezeichnete, zu 
einem gut Teil aus Analysen der bestehenden Verhältnisse konstruiert worden war 
und der utopische Entwurf verlorengeht, wenn er nicht wissenschaftlich aus der An- 
alyse der je historischen gesellschaftlichen Funktionsmodi begründet werden kann. 
Zwischen dem »Kommunistischen Manifest« und dem »Kapital«, also zwischen 
dem emphatischen politischen Manifest und der nüchternen Analyse der Anatomie 
der bürgerlichen Gesellschaft, lagen nicht nur etwa 20 schlichte J ahre, sondern die 
»Esoterik« gründlicher und zeitraubender Lektüre, der mühseligen Erstellung von 
Exzerpten, der Formulierung der Kritik auf den harten Holzstühlen des Britischen 
Museums. Und diese Anstrengung der 50er und 60er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
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wurde zum Vorbild für die Herangehensweise einer bedeutenden Gruppe innerhalb 
der Studentenbewegung knapp 100 Jahre später. 

Der »wissenschaftliche Sozialismus«, der heute »analytischen Marxisten« und kriti- 
schen Analytikern als-ungeheure intellektuelle Fehlkonstruktion und manchmal gar 
als billige Ideologie gilt, war als Projekt der »objektiven« Begründung von »subjek- 
tiver« Emanzipation gedacht. Mit der systematischen Lektüre des »Kapital«, also 
mit der »Rekonstruktion der Kritik der Politischen Ökonomie«, wurde ein Projekt 
geboren, dem sich Anfang der 70er Jahre kaum jemand, der sich auch nur annähernd 
der Linken zugehörig oder verpflichtet fühlte, entziehen konnte. Man werfe nur ei- 
nen Blick in die Schriften der heutigen Aufklärer, die von Marx nichts mehr wissen 
wollen, ihm aber noch knapp eineinhalb Jahrzehnte zuvor Referenz zollten - frei- 
lich, zum Teil dem »Zeitgeist« folgend und ohne sich der Mühe zu unterziehen, die 
bluffend verwendeten Kategorien aufzuarbeiten. Als der Bluff nicht mehr notwen- 
dig war, haben die kritischen Theoretiker, die hier angesprochen sind, erleichert 
Marx sausen und sich in die vertrautere US-amerikanische Soziologie zurückfallen 
lassen. In der ersten Hälfte der 70er Jahre hätte keiner ohne gewisse Marxsche 
Grundbegriffe und ohne die zumindest oberflächliche Kenntnisnahme der zum Teil 
erbitterten Auseinandersetzungen über deren geläufige Interpretationen nicht mit- 
reden können; er wäre schlicht »out« und nicht »in« gewesen. Beispielsweise hätte 
er ohne einen Diskussionsbeitrag zu den weiterbestehenden »Ware-Geld-Beziehun- 
gen« in den »Übergangsgesellschaften« über die Invasion der Truppen des War- 
schauer Paktes in die CSSR nichts Vernünftiges aussagen können... Zwanzig Jahre 
später können wir ja darüber lachen. 

Ein gemeinsamer theoretischer Bezugsrahmen, wenn auch keineswegs eine gemein- 
same theoretische Grundlage und eine immer weiter divergierende politische Praxis 
stimulierten die intellektuelle Auseinandersetzung in einem Maße, wie es seitdem in 
der BRD kaum noch möglich scheint. Die kleinkrämerischen philologischen Zänke- 
reien um die richtige Marxinterpretation ebenso wie die Auseinandersetzungen um 
die richtige »proletarische Linie« waren allerdings abschüssige Bahnen, auf denen 
es unweigerlich und sehr schnell in die den intellektuellen und politischen Horizont 
verengenden Niederungen der Sektiererei gehen konnte. Sekten bieten kein komfor- 
tables Ambiente für Menschen mit intellektuellen Ansprüchen. Kaum verwunder- 
lich darum, daß sich die Parteiaufbau- und -initiativorganisationen im Verlauf der 
70er Jahre allesamt auflösten. Doch in manchen Fällen fiel der geradezu panischen 
Entsorgungsaktion mehr zum Opfer als die bloße Sektiererei. Um die wäre es gewiß 
nicht schade gewesen. Viele der gebrannten Kinder scheuten aber in der Zukunft das 
Feuer politisch engagierter und widerborstiger intellektueller Entwürfe oder igelten 
sich in Diskursen ein, die um sich selbst kreisen bzw. — und dies ist davon die Kehr- 
seite — die in geradezu angeekelter Abwendung von der alten Orthodoxie einer krite- 
rienlosen, in jede Richtung permissen Heterodoxie das Wort reden. Ein strahlender 
Trümmerhaufen von Ideen, Aspirationen, Hoffnungen, Utopien blieb zurück, der 
durch den kalten Beton der Enttäuschungen eingedämmt wird. 
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Das enttäuschende Scheitern radikaler politischer Projekte konnte resignativ und 
_ indem man sich mit den Verhältnissen arrangiert verarbeitet werden; G. Ziebura 
zeigt (in dieser Ausgabe der PROKLA) am Beispiel französischer Intellektueller, 
wie das Curriculum Vitae vom radikalen Maoisten zum dezidiert antikommunisti- 
schen »nouveau philosophe« oder vom Guerrillero in der Dritten Welt zur rechten 
Hand des Präsidenten einer imperialistischen Macht verlaufen kann. Der andere 
Weg allerdings wurde auch verfolgt, gnadenlos bis in den eigenen und der anderen 
Tod. Die sozialen Verhältnisse sollten ungeduldig mit der Waffe in der Hand zur re- 
volutionären Änderung gezwungen werden, wenn denn die Waffe der Kritik zu we- 
nig und zu langwierig bewegte und das Lied, das man spielte, die Verhältnisse eben 
nicht oder nicht so wie man es gern gehabt hätte, zum Tanzen brachte. Das Abglei- 
ten in den terroristischen Untergrund steigerte nicht allein die Hilflosigkeit der Lin- 
ken; es wurden dadurch gerade die Normen verletzt und die Moral korrumpiert, die 
der Emanzipationsbewegung nicht erst seit 1968 ihre Stärke, ihre Selbstgewißheit, 
ihre Glaubwürdigkeit gaben. Auf einer eher taktischen, weniger grundsätzlichen 
Ebene der Kritik kann man retrospektiv feststellen, daß die Akionen der RAF in der 
‘ersten Hälfte der 70er Jahre die Legitimation erzeugten, deren sich die staatlichen 
Organe bedienen konnten, um mit den Anti-Terrorismus-Gesetzen demokratische 
Rechte teilweise außer Kraft zu setzen, insgesamt also das herrschende System zu 
stärken. 
Das Trauma des »deutschen Herbstes« von 1977 hatte eine seltsame Tiefenwirkung; 
auf der einen Seite hat es eine timide intellektuelle Überreaktion der Überanpassung 
an die im deutschen Herbst neu definierten konsensualen Normen der Gesellschaft 
zur Folge (man erinnere sich der Reaktion mancher Linksintellektueller auf den Bu- 
back-Nachruf der Göttinger Mescalero; vgl. die Auseinandersetzung in: Nicht heim- 
lich und nicht kühl, Berlin 1977), auf der anderen Seite jedoch eine kollektive An- 
strengung, den Neuanfang zu wagen, nachdem offensichtlich geworden war, daß die 
verfallenden Formen des Projekts von 1968 (dessen »Zersetzungsprodukte« würde 
Bernd Rabehl sagen) nicht mehr zusammengestückelt werden können. Und etwas 
Neues entsteht seit 1978 tatsächlich: die TAZ wird gegründet, die GRÜNEN und Al- 
ternativen formieren sich auf einer »Basis« neuer sozialer Bewegungen, der mehr 
als zehn Jahre abgebrochene Dialog zwischen »außerparlamentarischer Linker« und 
parlamentarischen Sozialdemokraten wird wieder aufgenommen. Es war ein poli- 
sches Ereignis, als der sozialdemokratische Kultussenator Berlins Peter Glotz vor 
zehn Jahren im Januar 1978 während des TUNIX-Kongresses in der Technischen 
Universität Berlins auftrat. 
Die »zweite Gesellschaft«, von der in Italien geredet wird (vgl. die Schrift von Asor- 
Rosa 1978), wird auch in der BRD zum Thema. Teilweise ist ihr Entstehen trotz vor- 
dergründigem Scheitern der 68er Bewegung darauf zurückzuführen, daß sich seit 
geraumer Zeit die »erste Gesellschaft« in einer nach dem zweiten Weltkrieg histo- 
risch erstmaligen tiefen Krise befindet, und zwar weltweit: Ölpreisschock und Mas- 
senarbeitslosigkeit, die Niederlage der USA im Mai 1975 in Vietnam, Nixons Wa- 
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tergate und die Auflösung der ökonomischen Nachkriegsordnung mit dem Zusam- 
menbruch des Bretton Woods Systems sind Ereignisse, die Alternativen der »zwei- 
ten Gesellschaft« durchaus begünstigen, vom »Wertewandel« angefangen bis zur 
Praxis der alternativen Ökonomie vieler kleiner Projekte, die sich in den Nischen 
von Arbeits- und Gütermarkt ansiedeln und zur ökonomischen Grundlage einer 
»zweiten (Sub)kultur« werden. 


IV. 1978-1988 


Die Rationalisierung des Scheiterns ist eine Verarbeitungsform, mit der der breite 
Fluß der 68er-Intellektuellen sich in mehrere Strömungen teilt. Dies sind keine po- 
litischen Strömungen im Rahmen eines gemeinsamen politischen Projekts wie die 
Strömungen von rechts bis links in politischen Parteien, sondern Attitüden und Ver- 
haltensweisen in der gesellschaftlichen Auseinandersetzung, Weltsichten von dem, 
was Fortschritt zu nennen wäre, Definitionsversuche des »Projekts der Moderne« 
am Ausgang des 20. Jahrhunderts. Wir können eine Typologie wagen und drei Ver- 
arbeitungsweisen festhalten, die erstens die »skeptischen Aufklärer«, zweitens die 
»selbstentmächtigten 68er« und drittens die »ökolibertären Normalitätsapologeten« 
hervorgebracht haben. Diese Typen sind natürlich polemisch überzeichnet, um in 
der Karikatur charakteristische Wesenszüge hervorzuheben, und natürlich wird kein 
Anspruch auf Vollständigkeit der Typologie erhoben. 

(1) Angesichts der vielen Sackgassen, in die die traditionelle Arbeiterbewegung ge- 
raten war und in Wahrnehmung der Schwierigkeiten, wenn schon nicht den reformi- 
stischen Königsweg, so doch einen passablen Ausweg zu finden, und nahmen viele 
Alt-68er zunächst einmal » Abschied vom Proletariat«. Das wehmütige, aber gleich- 
zeitig erleichterte »Adieu« galt auch dem doktrinär und ausschließlich einer Sache 
oder einer Idee und ihrer Ideologie verpflichteten »organischen Intellektuellen« im 
Sinne Gramscis, der seine Fähigkeiten in den Dienst einer (Partei)Organisation stel- 
len muß, um seine (gesamt)gesellschaftliche Aufgabe zu erfüllen. Dem Abschied 
vom organischen (sozialistischen) Intellektuellen folgte dann die selbstbescheidene 
Rückbesinnung auf das republikanische Erbe des »kritischen Intellektuellen«. Sein 
Geschäft ist das der »Kritik sans phrase«. Er rechnet mit der fortschreitenden Aner- 
kennung universalistischer Werte und mit der Verallgemeinerung des Prinzips wis- 
senschaftlichen Argumentierens; er verläßt sich auf einen »halbwegs funktionieren- 
den Rechtsstaat« und auf eine »resonanzfähige Öffentlichkeit«, die mißtrauisch das 
Gebahren des Leviathan Staat mitsamt seinen Parteien im Lande und internationalen 
Institutionen jenseits der Grenzen verfolgt und ihn in seine Schranken verweist, so- 
bald seine Interventionen Selbstbestimmungsansprüche des »mündigen« Bürgers 
verletzen. Der kritische Intellektuelle vertraut darauf, daß die Moderne aus sich 
selbst heraus die Mittel hervorbringt, die eine Selbstkorrektur ihrer Widersprüche 
möglich macht. Als skeptischer Aufklärer verteidigt er zuallererst die legitimen An- 
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sprüche des argumentationsfähigen Subjekts/Individuums gegen seine Degradie- 
rung durch Sachzwänge jeglicher Art — im Vertrauen auf die demokratisierenden 
Wirkungen von kulturellen Formen des Zeitgeistes. 

Sein Medium ist die theoretische Kritik der Macht; in die Niederungen der — eher 
banalen — politischen Praxis wagt er sich nur ausnahmsweise. Zwar hält er zumeist 
am gesellschaftlichen Gestaltungsanspruch von Politik fest, doch überläßt er ande- 
ren -in der Regel weniger aufgeklärten Geistern und Mächten — die Realanalyse der 
schlechten gesellschaftlichen Verhältnisse und erst recht das immer beschränkte Ge- 
schäft der programmatischen Gegenentwürfe und ihrer praktischen Umsetzung. 
Weil er skeptisch ist angesichts des aktuellen Zustandes der Aufklärung und doch an 
dem letztendlichen Sieg der Vernunft nicht zweifeln darf, trifft seine Waffe der Kri- 
tik so manchen wunden Punkt am Korpus der intellektuellen und der politischen 
Gegner — doch tendiert er zugleich zur Unterschätzung von deren praktischer Zähig- 
keit und ideologischer Wandlungsfähigkeit. 

(2) Von diesem zeitgenössischen Intellektuellentypus hebt sich derjenige ab, der 
dem gegen-aufklärerischen Konterpart eher zuviele als zu geringe Kompetenzen zu- 
traut, seine eigenen Kräfte ganz auf eine (selbstkritische) Abrechnung mit den Ver- 
säumnissen der 68er Generation konzentriert - und dadurch dem neokonservativen 
mainstream fatalistisch das politische Feld überläßt. Die Rede ist hier von einer 
Gruppe post-68er-Linker, die durch die neuen sozialen Bewegungen auf »Lücken« 
gestoßen wurden, die sie in den 70er Jahren »unbesetzt« gelassen hatten: die Men- 
schenrechts-, die Sozialstaats-, die Geschlechterbeziehungs- und vor allem die Kul- 
tur-»Lücken«, die in der letzten Zeit so überaus erfolgreich mit Begriffen und kon- 
kreter Politik von rechts besetzt werden. Ihre Bewunderung gilt eher Heiner Geißler, 
Rita Süsmuth, Lothar Späth und ihre arrogant eingefärbte Verachtung der Tradi- 
tionslinken in Gewerkschaften und SPD, die Grünen sind dabei durchaus nicht aus- 
genommen. Notwendige Selbstkritik verharrt hier bei der resignierten, manches Mal 
auch zynischen (An)Klage: »Die neokonservative Wende hat sich die Linke selbst 
zuzuschreiben!«. Letztlich legitimiert sie die Rolle des Intellektuellen als besserwis- 
serischen Zuschauer, der sich - im Gegensatz zu den tumben Akteuren auf der Büh- 
ne der alltäglichen politischen Auseinandersetzungen — die Hände nicht (mehr) 
schmutzig macht, weil er den Ausgang des Stückes zu kennen glaubt. 

Dabei nimmt er gerade denjenigen, denen seine Sympathie (und sein Engagement) 
einstmals gegolten hat, vor allem den schlechten »provinziellen« Szil ihrer Einmi- 
schung in das Laufwerk der Geschichte übel — wobei Machtlosigkeit und geringe 
Einflußmöglichkeiten der Linken mit Provinzialismus verwechselt werden und so 
die eigene Illusion genährt werden kann, als ob ein mondänes und schickes outfit 
schon ein Zipfel der Macht sein könnte. Dieser Intellektuelle hat sich seiner Kritik- 
fähigkeit selbst entmächtigt — und verfügt darum auch nicht über Kriterien für eine 
Kritik der Macht: schadenfroh betrachtet er die auf der Stelle tretende SPD, mitleidig 
von oben herab oder gehässig — je nach eigener Vorgeschichte — belächelt er die 
Selbstzerfleischungspraktiken der GRÜNEN und heimlich klatscht er den cleveren 
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CDU-Modernisierern Beifall, die ihr Kapital zu schlagen wissen aus dem vorgebli- 
chen Versagen der zerstrittenen und diffusen »Mehrheit links von der Mitte«. Avant- 
gardismus ist hier reduziert auf eine »ohne-mich-Haltung« gegenüber jeglichen For- 
men intellektuell und politisch riskanten Engagements. Wem es dabei möglich ist, 
als professioneller Experte ein auskömmliches Leben zu führen, der kann seine 
selbstverordnete pragmatische Überwinterungsstrategie sogar nach allen Regeln der 
ästhetischen Selbststilisierung normativ überhöhen. Als Intellektueller im anfangs 
definierten Sinne aber dankt ab, wer den neokonservativen Gegen-Aufklärern die 
politische Bühne überläßt — und ihrer Aufforderung zum Tanz der Vampire in der 
Vermummung eines ancien r&gime geschmeichelt Folge leistet. 

(3) Die ökolibertären Normalitätsapologeten hingegen suchen sogar das Bündnis 
mit dem rechten Populismus, wollen mit ihm gemeinsam die »Mitte« besetzen, be- 
geistern sich am »gesunden Menschenverstand« und entdecken die Werte von ge- 
stern — allen voran die Selbstheilungskräfte des Marktes gegenüber den »Fehlversu- 
chen« staatlicher Lenkung - als Credo einer post-kapitalistischen Zukunftsgesell- 
schaft. Wahrheitsanspruch, verallgemeinerbare Werte der Aufklärung, die Waffen 
der Kritik bleiben dabei auf der Strecke. Gewonnen wird dadurch die mehr als zwei- 
felhafte Rolle von intellektuellen Hofnarren des technologisch und ideologisch ab- 
gesicherten Durchmarsches der konservativen Modernisierer. Wer die Suche der 
Zukunftsperspektive dem »genialen Findungsmechanismus des Marktes« überlas- 
sen möchte, den kümmert nicht länger der Streit um die Gestaltung des Heute, damit 
ein humanes Morgen Wirklichkeit werden kann. Wer sich dem Markt anvertraut, 
braucht die Utopie nicht mehr — und wer die Utopie abschreibt, kann — warum auch 
nicht - die restliche Kleinarbeit gesellschaftlicher Regulierung dem Primat der Öko- 
nomie, dem Anonymus Markt — auch eine Utopie, aber eine schlechte — andienen 
und im übrigen dem »gesunden Menschenverstand« mit dem selbstgehässigen Ver- 
weis auf die intellektuelle Inkompetenz vertrauen. 

Die Werte von gestern werden gemeinsam mit den ehemals bekämpften Konser- 
vativen für morgen aufbereitet. Der Charme der konservativen Modernisierer ä la 
Späth und Biedenkopf ist manchem Ökolibertären immer noch einläufiger als die 
letzten Reste sozialdemokratischer Rationalitätsversuche. Fortschritt wird nur noch 
hinten ausgemacht, ein vorausgedachter Gestaltungsanspruch der ganzen Gesell- 
schaft ist den Ökolibertären eher suspekt. Ehemalige Sponti- oder K-Gruppen-Käm- 
pen, die ja eine andere Gesellschaft intellektuell antizipierten, für die sie, ungehobelt 
wie sie waren, mit Holzhammermethoden eintraten, werden, nachdem sie dem Ent- 
wurf einer anderen Gesellschaft abgeschworen haben, zu hohlköpfigen Propagan- 
disten der Freiheiten und der Effizienz des Marktes. Je mehr sie auf den Topf ein- 
schlagen, desto mehr garstigen Lärm erzeugen sie. Wenn sie wenigstens wüßten, 
daß sie nichts mehr sicher wissen können und keinem der gesellschaftlichen Pro- 
bleme in der Krise gerecht werden. 
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v.1988 


Intellektuelle sind in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung irgendwie für den »Sinn« 
des Ganzen zuständig. Doch ist mit dem Bedeutungszuwachs geistiger Arbeit im 
Vergleich zur körperlichen Arbeit, bzw. mit der — wie Alfred Sohn-Rethel (1970) 
herausarbeitete — Dimensionierung beider nach der gleichen Logik von technischer 
Prozeßrationalisierung, Intellektualität keineswegs etwas mit Besonderheit Geweih- 
tes. Intellektuelle Arbeit und deren soziale Funktion ist eher profan und damit schon 
längst zum Gegenstand soziologischer Klassen- und Schichtenanalysen kleingear- 
beitet und danach vielfältig gedeutet worden. 

(1) Wenden wir uns also der » Arbeitsplatz-« und Funktionsbeschreibung von Intel- 
lektuellen zu. Neue Technologien haben nicht nur die Arbeit — Inhalt, Form und 
Organisation — grundlegend verändert, sondern auch die gesellschaftliche Arbeits- 
teilung, in der Intellektuelle ihre kulturelle Funktion bestimmen müssen. Immer re- 
sultierte intellektuelle Arbeit in Informationen, die zu Papier gebracht in Büchern 
und anderen Schriften, in Vorträgen, auf Bildern und musikalisch, später in Rund- 
funksendungen, Fernsehauftritten, Filmen usw. unter die Leute gebracht werden 
mußten. Lange Zeit waren die intellektuellen Produkte wie andere Waren auch zu 
vermarkten; Bücher mußten gekauft werden, und von der Nutzung ihres Gebrauchs- 
wertes waren die Nicht-Käufer weitgehend ausgeschlossen, sofern das Produkt nicht 
verliehen worden ist - von den öffentlichen Bibliotheken an dieser Stelle einmal ab- 
gesehen. Dann aber mußte der ursprüngliche Käufer vorübergehend auf die Lektüre 
verzichten. Heute ist dies grundsätzlich anders. Das Kunstwerk ist reproduzierbar 
geworden und Bücher oder Zeitschriftenaufsätze lassen sich für wenig Geld kopie- 
ren, wenn sie nicht gleich auf elektronischen Medien sowieso generell verfügbar 
sind. Das »exclusion-principle«, das allein das Produkt zur Ware (zum privat appro- 
priierbaren Gut) macht, funktioniert nicht mehr. Statt dessen sind wir mit dem Para- 
dox konfrontiert: daß ich die Information als Ware nicht mehr zu kaufen brauche, 
wenn ich über die Ware alle Informationen besitze. Beim Auto oder beim Kühl- 
schrank ist das noch ganz anders; je mehr Informationen ich darüber besitze, desto 
dringender kann der Kaufwunsch werden; die Informationen über das Auto bringen 
mich schließlich nicht von Hugel nach Harpfing. 

Die Speicherbarkeit und Multiplizierbarkeit von Informationen ist fast unendlich 
groß. Ohne daß Raum und Zeit noch wirksame Hindernisse darstellen und daher in 
einem klar zu umschreibenden kulturellen Sinn identifizierend wirken, können In- 
formationen nahezu unbegrenzt verfügbar gemacht werden. Das Produkt intellek- 
tueller Arbeit wird daher mehr und mehr zum ausschließlich öffentlichen Gut, das 
sich kaum noch als privat anzueignende Ware vermarkten läßt. 

(2) Die Folgen der neuen Technologien für Intellektuelle lassen sich freilich nur 
ganz abschätzen, wenn die gesellschaftliche Arbeitsteilung charakterisiert wird. 
Diese ist nicht schon mit einer Funktionsbestimmung der Teilaufgaben in bezug 
auf das Ganze beschrieben, sondern erst als eine Art »politischer Maschine«, der 


14 Prokla-Redaktion 


eine Richtung gegeben wird, die von Intellektuellen nicht oder nur selten bestimmt, 
wohl aber beobachtet, hinterfragt, Kritisiert, bekämpft — oder begründet, gerechtfer- 
tigt, verteidigt werden kann. 

In der BRD ist seit 1983 ein langwieriges Wendemanöver im Gange. Die Auswir- 
kungen auf das intellektuelle Leben sind nicht gering, selbst wenn in Rechnung ge- 
stellt wird, daß die »Wende« in vieler Hinsicht an den eingebauten »Trägheitsmo- 
menten« der Gesellschaft Grenzen findet. Auf der einen Seite, und dies ist durchaus 
kein Skandal, versuchen die Lenker der politischen Maschine die Denker ihrer Fas- 
son zu rekrutieren und mit dergestalt komfortabel ausgestatteten Arbeitsplätzen zu 
versehen, daß die Produkte der Arbeit für sie brauchbar werden. So kommt es, daß 
sich der rechte, selbstgerechte, daher auch mit sich selbst genügsame Geist allent- 
halben inszenieren kann: In Akademien, Wissenschaftszentren, Wissenschaftskol- 
legien, in neuen Zeitschriften oder in alten, die sich ihm permissiv öffnen. Noch nie 
in der Geschichte der Bundesrepublik, wenn man von der bildungsreformerischen 
Expansion der 60er Jahre absicht, hat es eine solche Gründerwelle von wissen- 
schaftlichen Einrichtungen, kulturellen Foren etc. wie in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre gegeben. 

Doch hinzu kommt noch etwas anderes. Weil intellektuelle Produkte public goods 
(oder bads) sind, versuchen alle, irgendwie am Gründerboom der Arbeitsstätten für 
Intellektuelle teilzuhaben. Schließlich ist dies eine der raren Möglichkeiten der Fi- 
nanzierung ihrer Arbeit. Dieser Zusammenhang von technologischer Revolution 
und politischer Vereinnahmung hat aber etwas durchaus Korrumpierendes. Wer 
sich — wie die Herrschenden zum Beispiel durch das Sprachrohr Bundeskanzler 
nicht müde werden zu verkünden — selbst genüge ist, bedarf keiner Kritik mehr, die 
die Verhältnisse infrage stellt. Bestenfalls die spielerische Kritik und die Perfektio- 
nierung ihrer ästhetischen Formen, der Kult des gesellschaftlich Unverbindlichen 
sind gefragt, die Herstellung von »Akzeptanz« in einer Bevölkerung, der man doch 
nicht ganz zutraut, daß sie das Wendemanöver leicht handhabbar mitmacht. Für die 
Mitwirkenden sind dies, durchaus im materiellen Sinne, Subsistenzstrategien von 
Intellektuellen in gewendeten Zeiten. Für kleine Gedanken ist der Markt eben groß. 
In trister Form zeigt sich dies in der Drittmittelforschung, beim Wettlauf und Geran- 
gel um die Mittel der Forschungsförderung. »Denn sie erfahren sich gegenseitig 
durchweg in der beschämendsten Situation von allen, der von konkurrierenden Bitt- 
stellern, und kehren sich damit fast zwangshaft untereinander die abscheulichsten 
Seiten zu« (Adorno 1985, 5. 25). Gramscis Unterscheidung zwischen »traditionel- 
len« und »organischen« Intellektuellen in Rechnung gestellt, ist Intellektualität heu- 
te immer weniger »organisch« bezogen auf ein hegemoniales Projekt der sozialen 
Bewegungen. Eher traditionell verstehen sich heute auch ehemals linke Intellektuel- 
le als Mitwirkende in der bestehenden Arbeits- und Herrschaftsteilung. 

Ein Gebrauchswert von Produkten intellektueller Arbeit (von Sozialwissenschaft- 
lern; über Intellektuelle in anderen Sparten ist hier nicht zu befinden) besteht auf der 
einen Seite in der Antizipation möglicher Ereignisse und der Angabe von Strategien, 
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wie auf diese Ereignisse — bestimmte definierte Interessen vorausgesetzt — reagiert 
werden sollte. Wissenschaftliche Beratung heißt das Geschäft in vornehmlich kon- 
servativen »Denkfabriken«, deren Bilanzanalyse von Claus Leggewie (1987) jüngst 
vorgelegt wurde. Auch wenn das Geschäft expandiert — unter dem Strich kommen 
deprimierende rote Zahlen heraus. Das Unternehmen liefert aber auch noch ein 
anderes Produkt: als »Akzeptanzwissenschaft« ist es ausgeschildert. Was in den 
Niederungen von Kultur das »Neue Blatt« oder »Quick« an den Kiosken oder »RTL- 
Plus« im westeuropäischen Äther bewirken, das sollen Intellektuelle in den Institu- 
tionen der Wissenschaft auf anspruchsvollerem Niveau erzeugen: Reflektiertes Ein- 
verständnis mit der Statik dieser Gesellschaft, die Ornamentik des Gebäudes als 
Spielmaterial durchaus zu ihrer freien Verfügung. Gelingt die Kreation der Akzep- 
tanz, dann freilich kann sich Intellektualität in ihr Gegenteil, die Kritik in »eitel 
Wohlbefinden« auflösen. Die Füllung der Leere mit Geist ist das Gegenteil der gei- 
stigen Durchdringung der Leere. Wissenschaftliche Beratung durch Intellektuelle 
und »Ideologieproduktion« für die Objekte der Politik, das Volk also? Ist dies die 
neue Arbeitsplatzbeschreibung Intellektueller? 


VI. 2000 


Kritik und Krise haben nicht nur ethymologisch etwas miteinander zu tun — wie bei 
Koselleck (1976) nachzulesen ist. Die Krise wird durch die nörgelnde Kritik erst 
herbeigeredet, sagen die Konservativen. In der gesellschaftlichen Krise muß die Kri- 
tik praktisch werden, sagen die Progressiven. Doch in der gegenwärtigen Krise am 
Ende des 20. Jahrhunderts scheint die praktische Wendung der Kritik nicht so recht 
zu klappen - jedenfalls nicht in diesen Landen. Von manchen, durchaus nicht nur 
von den ewig optimistisch strahlenden Gesundbetern, wird in Frage gestellt, daß es 
sich derzeit überhaupt um eine »Krise« handeln könnte. Die Umbauten am System 
befördern ja eher die Sozial- und Systemintegration, als daß sie sie gefährden — und 
Intellektuelle sind dabei, gerade zur Erhaltung der letzteren das beste, das sie zu ge- 
ben haben, beizutragen: die Produkte ihrer geistigen Arbeit. 

Dennoch hat der Begriff der Krise einen präzisen Sinn. Er umschreibt zunächst den 
Zeitraum eines strukturellen Bruchs mit Formen von Arbeit und Leben, mit Politik- 
formen und dem Modell von ökonomischer Akkumulation und gesellschaftlicher 
Regulation und zugleich die Prozesse der konfliktreichen Herausbildung von neuen 
Formen der Vergesellschaftung. Nur mit schlechten Gründen ist zu bestreiten, daß 
wir uns heute in einer ebensolchen Umbruchsituation befinden — woraus auch die 
Unsicherheiten der Interpretation, des Verstehens, der Entwicklung von individuel- 
len und gesellschaftlichen Perspektiven resultieren mögen. Offensichtlich ist, daß 
die Krise nicht durch den Geist herbeigeredet, sondern in Ökonomie und Politik ent- 
standen und dann durch das geistlose Geld globalisiert worden ist. Tatsächlich ist es 
schwierig, die Richtung anzugeben, in die die Restrukturierungsprozesse der globa- 
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len Krise in Ökonomie, Gesellschaft, Politik, Kultur verlaufen. Und noch schwieri- 
ger ist es, die Haken und Ösen anzugeben, wo sinnvoll eine theoretische Debatte 
und praktische Versuche der Linken beginnen, anknüpfen könnte. Es gibt offen- 
sichtlich gewichtige Konstitutionsprobleme eines neuen Diskurses, in dessen Ver- 
lauf den Problemen der globalen Krise angemessen Rechnung getragen werden 
könnte. 

In dieser Lage werden die einstmaligen Aufgabenbestimmungen von Intellektuellen 
zuerst ihrer Emphase entkleidet und dann von vielen resignativ zurückgezogen und 
umdefiniert. Die Frage, wie das »Projekt der Aufklärung« weitergedacht und prak- 
tisch weitergebracht werden kann, wird zurückgezogen, weil die erwartbaren Ant- 
worten so frustierend sein können. Doch eine Rechtfertigung für diese Art der Re- 
signation gibt es nicht. Erinnert sei in diesem Zusammenhang daran, daß Karl Marx 
»Das Kapital« als »furchtbarstes Missile« definierte, »das dem Bürger je an den 
Kopf geworfen« sei. Und wieviele andere haben die Produkte ihrer intellektuellen 
Anstrengung ähnlich funktional (für den Klassenkampf, für neue soziale Bewegun- 
gen, oder — wie die »arbeitnehmerorientierte BWL« - für die Gewerkschaften etc.) 
definiert, handele es sich um sozialwissenschaftliche Werke, die Konstruktion phi- 
losophischer Systeme, literarische Sozialkritik und revolutionäre Filme oder auch 
um wissenschaftliche Zeitschriften mit politischem Anspruch. 

An dieser Stelle müssen wir von der PROKLA, von uns also, sprechen. Das Etikett 
heißt ja unabgekürzt »Probleme des Klassenkampfs — Zeitschrift für politische 
Ökonomie und sozialistische Politik« —, womit das ursprüngliche Programm dieser 
Zeitschrift, als sie am Anfang der 70er Jahre gegründet wurde, wünschenswert klar 
ausgedrückt worden ist. Wahrscheinlich würde es niemand abwegig finden, wenn 
diejenigen, die die PROKLA machen oder lesen, sich als Intellektuelle, und daher 
innerhalb des hier angedeuteten Kontextes definieren, selbst wenn es aus gutem 
Grunde kein Berufsbild des (der) »Intellektuellen« gibt und daher wohl mit Arbeit, 
nicht aber unbedingt mit intellektueller Arbeit Geld zu verdienen ist. Im Falle der 
PROKLA ist dies offensichtlich; damit das Intellektuellenprodukt PROKLA über- 
haupt gemacht werden kann, müssen dessen Macher »haupt«beruflich etwas ande- 
res tun: im Bildungs- und Wissenschaftssystem arbeiten. 

Auch das Intellektuellenprodukt PROKLA ist eine Ware, und daher gilt dafür all 
das, was oben ausgeführt wurde: es ist kopierbar, reproduzierbar, also ohne Geld für 
die Ware hergeben zu müssen, erwerbbar. Die PROKLA ist ein öffentliches Gut 
und daher wird sie quasi öffentlich finanziert. Natürlich teilt die PROKLA diesen 
Sachverhalt, der als permanente Finanz- und Existenzkrise erfahrbar ist, mit den 
meisten anderen Zeitschriften ähnlichen Kalibers. Die Form allerdings, in der die 
quasi-Öffentliche Finanzierung organisiert wird, ist spezifisch: die technischen Pro- 
duktionskosten werden durch den Verkauf der Auflage (Abonnements und Buchlä- 
den) vom Verlag abgedeckt, die redaktionelle Arbeit hingegen kann nur durch Bei- 
träge der Mitglieder der »Vereinigung zur Kritik der politischen Ökonomie« (der 
Verein, der die PROKLA herausgibt) finanziert werden. Die schmale finanzielle 
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Decke reicht aber nur, weil Redaktion und Autoren unentgeltliche Arbeit leisten. 
Diese Form öffentlicher Finanzierung eines Produkts, das nur unvollkommen in 
Ware verwandelt werden kann, ist natürlich unter betriebswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten prekär. Sie kann nur halten, solange die Zeitschrift als ein Beitrag zu 
einem politischen Projekt verstanden wird, dessen Realisierung als wichtig einge- 
schätzt wird. 

Der ursprüngliche Name der Zeitschrift war ein Programm, und das politische Pro- 
jekt somit eindeutig umschrieben: Probleme des Klassenkampfs waren analysie- 
rend aufzuarbeiten, um so den den Intellektuellen (selbst) abverlangten Beitrag zur 
Entwicklung des Klassenkampfs zu leisten. Heute ist die PROKLA »nur noch« 
Zeitschrift für politische Ökonomie und sozialistische Politik, also gewissermaßen 
weniger eindeutig, jedenfalls abgeklärter, auch aufgeklärter. Dies hat natürlich da- 
mit zu tun, daß gegen Ende des 20. Jahrhunderts in dem strukturellen Umbruch der 
Weltgesellschaft, dessen Zeugen wir sind, weniger eindeutig, auch weniger einfach 
die Antwort auf die simplen Fragen zu geben ist: Was sind heute Klassen? Was sind 
heute Formen und Inhalte von Kampf? Zumal wenn in Rechnung gestellt wird — 
und wie oft ist dies Gegenstand von Analysen in der 17jährigen Geschichte der 
PROKLA beginnend mit dem ersten Heft gewesen —, daß Klassen und ihre Kämpfe 
anders als noch vor wenigen Jahrzehnten gar nicht mehr national, sondern nur 
noch global begriffen werden können, ist das Unterfangen »Probleme des Klassen- 
kampfs« zum Programm zu machen, entweder grandios ausgreifend — oder gran- 
dios begrenzt. 

In einer historischen Phase, in der die Euphorie militanter Klassenauseinanderset- 
zungen — der heiße Herbst in Italien, der französische Mai, die wilden Streiks in der 
BRD, die Arbeitermilitanz in Großbritannien, die Kämpfe in Vietnam, die Nelken- 
revolution in Portual — den Zeitgeist besetzt hielt, war der Bezugspunkt Klassen- 
kampf klar auszumachen. Dessen Verankerung ist heute so gelockert, daß kein po- 
litisches oder wissenschaftliches Projekt daran angehängt werden könnte. Hinzu 
kommt aber auch - und deshalb erinnern wir uns 1988 der Jahrestage — eine Aus- 
weitung der Perspektive: Der Aufklärung verpflichtet zu sein und zu bleiben, erfor- 
dert auch in Zukunft die Analyse der Probleme des Klassenkampfs, in ihren höchst 
vermittelten Formen in Ökonomie, Politik, Kultur; in den Fabriken und in den 
Haushalten; zwischen Arbeit und Kapital und zwischen den Geschlechtern; in na- 
tionalen Gesellschaften und auf dem globalen Weltmarkt; in der realen kapitalisti- 
schen ebenso wie in der real-sozialistischen Produktionsweise; in den praktischen 
Auseinandersetzungen und in ihren literarischen Emanationen. Und dies muß 
durchaus nicht alles sein. Wenn es denn so schwierig geworden ist, die Ziele von 
Emanzipation, die Bestimmungen von Freiheit, Gleichheit, Solidarität heute zu um- 
schreiben, dann kann eine — auch unbeabsichtigte — Selbstvergewisserung oder 
Vorab-Selbstfestlegung nur schädlich sein. Das Projekt macht nur Sinn, wenn es 
auch in Zukunft gelingt, mit kritischen sozialwissenschaftlichen Analysen, aber 
auch politischen Projekten und vielleicht auch sozialen Utopien innerhalb der poli- 
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tischen Kultur der BRD (und Westeuropas) einen Beitrag zum Fortschritt der Auf- 
klärung, auch über ihre immanenten Grenzen und Gefährdungen in der bürgerli- 
chen Gesellschaft hinaus, zu leisten. 

Wir werden uns jedenfalls darum bemühen. 
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Gilbert Ziebura 
Über das Chamäleonhafte linker Intellektueller 


Zusammenfassung: G. Ziebura beschreibt — als Linksintellektueller — die soziale 
und funktionale Ambivalenz der Linksintellektuellen. Aus ihr leitet sich die oft 
beobachtete Inkonsistenz zwischen Denken und Verhalten der Linksintellektuellen 
her, die sich in geknickten Biographien oder auf der Theorieebene z.B. in über- 
stürzten Paradigmenwechseln ausdrückt. In der gegenwärtigen Krise, in der der 
»Block an der Macht« wegen Hilflosigkeit bröckelt, sieht Ziebura eine Chance für 
einen erneuten Einflußgewinn der Linksintellektuellen, wenn sie - trotz aller Distanz 
zu bestehenden politischen Organisationen — wieder zu ihrer Aufgabe zurückfinden 
und ein praxisnahes, alternatives Gesamtprojekt entwerfen. 


1. Ambivalenz 


Man muß es ihnen zugute halten: genau betrachtet sind Linksintellektuelle eine 
unmögliche Spezies. Niemand weiß etwas mit ihnen anzufangen. Oft wissen sie es 
nicht einmal selbst. Nehmen sie ihren Auftrag ernst, liegen sie quer, sind allen ein 
Dorn im Auge, den Herrschenden sowieso, aber auch denen, für die zu streiten sie 
vorgeben. Der ewige personifizierte Nonkonformismus, das Hinterfragen und In- 
fragestellen, ist ein schwieriges, ständig bedrohtes und manchmal sich ad absurdum 
führendes Geschäft. Es verlangt die widersprüchlichsten Tugenden: Selbstverleug- 
nung und Führerschaft, Zweifel und Glauben, Denken und Handeln. Er soll mit 
gutem Beispiel vorangehen, Anspruch und Wirklichkeit zur Deckung bringen. Kein 
Wunder, wenn das Scheitern, die Vergeblichkeit näher liegen als der Erfolg. Ein 
Linksintellektueller ist der geborene Sisyphus, der sich vor nichts so hüten muß, wie 
seine gute Laune zu verlieren. 

Sein Image ist, jedenfalls zu Lebzeiten, hundsmiserabel. Mögliche Verdienste fin- 
den, wenn überhaupt, in Nekrologen ihre Würdigung. Dann ist man ihn ja gottlob 
los. Die Herrschenden schwanken in ihrer Einschätzung. Entweder sie strafen ihn 
mit Verachtung (»Pinscher«) oder sie schieben ihm alle Übel der Gesellschaft in die 
Schuhe (»Schreibtischtäter«, »Sympathisanten«). Auf jeden Fall sind sie Unruhe- 
stifter, Nörgler, Pessimisten, wurzellose Ideologen und Weltverbesserer, die, wie 
weiland ihr Urvater Jean-Jacques Rousseau, gerade durch ihren Idealismus und 
Moralismus dem Totalitarismus Tür und Tor öffnen. In der Geschichte der »deut- 
schen Ideologie« hat die konservative Intellektuellen-Kritik ihren festen Platz, 
nämlich als Schutzschild gegenüber all denjenigen, die imstande wären, Obrigkeits- 
denken, Staatsfrömmigkeit, Harmoniebedürfnis und Konsenssuche zu stören. An- 
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ders als in den großen westlichen Demokratien hat bei uns der Begriff »Intellektuel- 
ler« den Klang eines Schimpfwortes (Bering 1978). In diese Tradition gehört es, 
wenn im »deutschen Herbst« die Linksintellektuellen zur privilegierten Zielscheibe 
konservativer Politik wurden, die so weit ging, deren Kampf für Emanzipation, 
Demokratisierung, Herrschaftsabbau und Aufklärung als eine Art Volksverhetzung, 
als gefährliche Indoktrinierung und Bevormundung durch eine selbsternannte 
»Priesterkaste« zu interpretieren (Schelsky 1975) und die »Kritische Theorie« (vom 
Marxismus ganz zu schweigen) als Abnormität, als Beleidigung des »gesunden 
Menschenverstandes« hinzustellen (Sontheimer 1976; vgl. Kolakowski 1972). 

Die Kritik von rechts versteht sich von selbst. Aber auch das eigene Lager, die 
Arbeiterbewegung, tat sich mit seinen Intellektuellen schwer. Auf dem Dresdner 
Parteitag der SPD 1903 rief Bebel unter dem stürmischen Beifall der Delegierten 
aus: »Seht Euch jeden Parteigenossen an, aber wenn es ein Akademiker ist oder ein 
Intellektueller, dann seht ihn Euch doppelt und dreifach an« (zit. Bering 1978, 73). 
Dahinter stand damals der keineswegs unbegründete Verdacht, daß Intellektuelle 
zum »Revisionismus« neigen und damit die Gefahr der Spaltung verkörpern. Die 
Intellektuellenfeindlichkeit der »Grünen« ist also kein Novum. 

Woran liegt es? Das Hauptproblem stellt der Linksintellektuelle selbst dar, das, was 
man seine soziale und funktionale Ambivalenz nennen könnte. Jean-Paul Sartre, mit 
allen seinen Widersprüchen ein besonders gut gelungenes Exemplar des Linksin- 
tellektuellen, hat sich selbst als »Totengräber der bürgerliche Klasse« begriffen, 
selbst auf die Gefahr hin, sich »mit ihr zu begraben« (Sartre 1971). Hier leuchtet ein 
Element der Ambivalenz auf. Einerseits geht es darum, die herrschende Klasse zu 
zerstören; andererseits zieht sie den Linksintellektuellen, als ein Produkt eben dieser 
Klasse, mitin den Abgrund. Denn die Zugehörigkeit zum Proletariat als dem Träger 
des revolutionären Prozesses muß immer künstlich bleiben. Tatsächlich erwiesen 
sich die vielen Versuche, die Klassenlage der Intellektuellen zu definieren, als ver- 
lorene Liebesmüh (vgl. Konräd/Szelenyi 1978, 12 ff.). Welch ein Krampf! Lenin, 
selbst ein Intellektueller, waren alle anderen Intellektuellen suspekt. Er hielt sie für 
unausrottbare Kleinbürger, die erst nach langem und schmerzhaftem Umerziehungs- 
prozeß einen Klassenwechsel zu vollziehen in der Lage waren. Mao tse tung glaubte, 
das Problem mit Hilfe einer »Kulturrevolution« zu lösen, also der zwangsweisen 
Verwandlung der Intellektuellen in Industrie- und Landarbeiter. Das Experiment 
mißlang auf der ganzen Linie. Die Intellektuellen kapselten sich ein, warteten auf 
das Ende des Unternehmens und erlebten, als es eintrat, fröhliche Urständ. 

Oder es gibt die entgegengesetzte Möglichkeit: die bedingungslose Unterordnung 
unter die Räson der »führenden Partei der Arbeiterklasse«, das ergebene Schicksal 
einer »Intelligentzia«, Propagandisten der offiziellen Parteiideologie. Das Ergebnis 
war niederschmetternd. Als klar wurde, was Stalinismus bedeutet, begann das große 
Schisma: der massenhafte Abfall der Intellektuellen von der Kommunistischen 
Partei, sowohl im Land des »realen Sozialismus« wie, vor allem, im kapitalistischen 
Westen. Die »Autokritik« der Intellektuellen seit 1956 füllt Bände (z.B. Morin 1959; 
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Lefebvre 1959). Auch die von Gramsci im Zusammenhang der Neuformulierung 
einer materialistischen Staats- und Gesellschaftstheorie entwickelte Konzeption des 
»organischen Intellektuellen« löst das Problem der sozialen und funktionalen Ambi- 
valenz nur teilweise. Auf der einen Seite ist er für Gramsci ein Büttel des herrschen- 
den Machtblocks, der eine für die Gesamtgesellschaft zentrale Rolle als Vermittler 
zwischen dominanten und subalternen Klassen, zwischen politischer und ziviler Ge- 
sellschaft spielt, also als »Funktionär« der Superstruktur fungiert. Ihm fällt die Auf- 
gabe zu, die heterogenen Vorstellungen der herrschenden Klasse und des sozialen 
Korps insgesamt zu einer kohärenten »Vision der Welt« zusammenzufügen und 
schließlich den »spontanen« Konsens zwischen herrschender Klasse und den Mas- 
sen herzustellen. Er ist der Legitimationsbeschaffer par excellence (Macciocchi 
1974, 202-281; Buci-Glucksmann 1975, 51-62). 

Abgesehen davon, daß Gramsci alle geistigen Berufe zur Schicht der Intellektuellen 
zählt und folglich die Figur des »eigentlichen«, des »Großintellektuellen« mit be- 
sonderem Einfluß, schaffen muß, sieht er, daß diese Einvernahme durch den »Block 
an der Macht« nicht endgültig sein kann. Die durch die Intellektuellen mitbewirkte 
Stabilisierung der Verhältnisse in bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaften bleibt 
prekär. Wieder schleicht sich eine Ambivalenz ein. Einerseits hängen sie in diesen 
Gesellschaften materiell von den Herrschenden ab, die ihnen die Posten in den 
»kulturellen Machtapparaten« des Staates verschaffen. Andererseits bewahren sie, 
eben weil sie eher eine »Schicht« denn eine Klasse sind, eine gewisse Autonomie, 
die dann genutzt und ausgeweitet wird, wenn die Krise ausbricht, die ihrerseits eine 
Folge des Bruchs der Intellektuellen mit der herrschenden Klasse ist und nun den 
neuen »Block an der Macht« vorbereitet. Damit bleibt die Gestalt des »organischen 
Intellektuellen« widersprüchlich: ideologischer Stabilisator und Legitimationspro- 
duzent einerseits, potentieller Vorbereiter des Machtwechsels andererseits. Wo aber 
liegt die Grenze, wann wird sie überschritten? Folgt der Intellektuelle der (ökono- 
mischen und ideologischen) Krise oder ist er einer ihrer Agenten? 

Für Sartre dagegen ist und bleibt der Intellektuelle ein doppeltes Produkt der bür- 
gerlichen Gesellschaft. Sie bringt ihn als »privates Individuum« hervor und macht 
ihn zugleich zum Repräsentanten ihrer »technischen Universalität«, also der Summe 
des anwendbaren Wissens. Daraus ergibt sich ein Widerspruch »zwischen der. All- 
gemeingültigkeit, die die bürgerliche Gesellschaft seinem Wissen zugestehen muß, 
und dem besonderen ideologischen und politischen Rahmen, in dem er dieses Wis-- 
sen anzuwenden verdammt ist.« Aus dem Intellektuellen wird der »allgemeine 
Techniker«. Sartre weist damit auf den Widerspruch hin zwischen der Ideologie der 
bürgerlichen Gesellschaft, in die der Intellektuelle hineingeboren wird, und dem 
Anspruch auf Allgemeingültigkeit, wie er mit seinem Beruf verbunden ist. Dieses 
Spannungsverhältnis muß er, und das macht erst den wahren Intellektuellen aus, »in 
Unsicherheit« durchleben. Gerade weil sein Auftrag darin besteht, stets für das 
Allgemeine gegen das Besondere zu kämpfen, versetzt er ihn »in die ungünstigsten 
Positionen«. Hinzu kommt, daß ein Intellektueller nur jemand ist, der in seinem 
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Denken (und Handeln) die beiden Kriterien der Rationalität und Radikalität verbin- 
det. Er muß sich immer für das Radikalste entscheiden, um das Allgemeine wie- 
derzufinden. Um der Gefahr des »Linksradikalismus« (»Gauchisme«) zu entgehen, 
muß er zwei Gegenmittel parat halten: die Wahrheit, d.h. das Abstecken eines Fel- 
des realer Möglichkeiten sowie die Dialektik von Kritik und Disziplin, ohne daß 
dabei die langfristigen Ziele aus den Augen verloren werden. Natürlich ist auch das 
ein Widerspruch, der sich zum ersten Widerspruch gesellt und damit die Lage des 
Intellektuellen weiter kompliziert (Sarte 1971, 13-17). 

Diese dem Intellektuellen von Natur aus anhaftende Ambivalenz erreicht ihren Hö- 
hepunkt, sobald es um das Verhältnis von Theorie und Praxis geht. Anspruch und 
Wirklichkeit klaffen hier am weitesten auseinander. Sartre hat gut reden, wenn er 
meint, daß der Intellektuelle »ein Theoretiker des praktischen Wissens« zu sein hat. 
Wie verwandelt sich Theorie in praktisches Wissen? Nach dem Vorbild Lenins: Der 
Intellektuelle an der Spitze der Revolution? Die perfekte Verschmelzung von Theo- 
rie und Praxis? Doch nur, wenn überhaupt, für einen kurzen historischen Moment. 
Oder ein L&on Blum, der wegen seiner intellektuellen Fähigkeiten viele Jahre hin- 
durch als Führer der Sozialistischen Partei Frankreichs anerkannt wurde (Joll 1960; 
Ziebura 1963)? Gerade dieses Beispiel zeigt, daß die Deckung von Theorie und Pra- 
xis nur dann gelingt, wenn in beiden Bereichen auf Sparflamme gekocht wird. 
Ansonsten ist alles umstritten. Soll die Theorie aus intensiver Praxis erwachsen oder 
umgekehrt? Ist die Dialektik zwischen beiden überhaupt definierbar? So begnügt 
man sich mit Platitüden, wonach das eine ohne das andere nicht geht. Gibt es eine 
Relation zwischen dem Grad angestrebter Veränderungen und der Ausgereiftheit 
der Theorie? Kommt den gesellschaftlichen Kämpfen der Primat zu oder der »richti- 
gen« Theorie? Im Bereich linker Intellektueller findet man alle denkbaren Posi- 
tionen. Etwa die, die Leo Löwenthal, Mitschöpfer der »Kritischen Theorie«, formu- 
liert hat als Antwort auf den Vorwurf, die »Frankfurter Schule« hätte die Realität aus 
den Augen verloren: »Wir haben nicht die Praxis verlassen, sondern die Praxis hat 
uns verlassen.« Welch ein Wort! Die Reflexion über das Verhältnis von Politik und 
Theorie habe, so Löwenthal, zum »innersten Element« der »Kritischen Theorie« 
gehört. Das heißt aber nicht, daß die Theorie etwas Positives, etwas in die Praxis 
unmittelbar Umsetzbares zu leisten habe. Dann folgt eine Aussage, über die linke 
Intellektuelle nicht genug nachdenken können: 


»Genau das Negative war das Positive, dieses Bewußtsein des Nichtmitmachens, des Verweigerns; die 
unerbittliche Analyse des Bestehenden, soweit wir jeweils dafür kompetent waren, das ist eigentlich das 
Wesen der kritischen Theorie. ... Wir kommen aus der antithetischen Position Hegels nicht hinaus. Wie 
könnten wir denn? Die Synthese selbst ist ja nur von den Subjekten zu leisten. Wir sind die beteiligten 
Mitarbeiter an der negativen Phase des dialektischen Prozesses. Das ist es, glaube ich, was uns zusam- 
menhält und uns auch die große Kraft gegeben hat. Es hat uns geholfen, nicht von der Realität verführt 
zu werden« (Löwenthal 1980, 79-81). 


Was nun? Ist die »unerbittliche Analyse des Bestehenden« selbst schon ein revo- 
lutionärer Akt? Vielleicht in einer langfristigen Perspektive, weil sie Vorausetzun- 
gen dafür schafft: die Veränderung des Bewußtseins. Notwendigerweise aber ergibt 
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sich dieses Resultat nicht. Und wenn die Synthese des dialektischen Geschichtspro- 
zesses »nur von den Subjekten zu leisten« ist, braucht sich der Intellektuelle darum 
nicht zu kürnmern, weil es genügt, daß er an der negativen Phase beteiligt ist? 
Oder ist es grundsätzlich nicht möglich, das Verhältnis von Theorie und Praxis auf 
abstrakte Weise zu definieren? Ist es nicht abhängig von der konkreten Situation? 
Gibt es Situationen, in denen Theoriebildung Vorrang haben muß? Eine solche 
Interpretation suggeriert ein Brief, den Louis Althusser seinem damaligen Schüler 
Regis Debray geschrieben hat: »Es gibt dringende Erfordernisse des Kampfes. Aber 
es ist manchmal, Du weißt es, politisch dringend, Anlauf zu nehmen und sich dem 
Studium zu widmen, von dem alles abhängt. Marx und Lenin haben uns die ersten 
Beispiele dafür gegeben. ... Ich glaube, daß dies die Pflicht aller Intellektuellen 
gegenüber der Arbeiterklasse und der Revolution ist. Sie erhalten vom kämpfenden 
Volk einen Auftrag zur wissenschaftlichen Erkenntnis. Sie müssen sich seiner an- 
nehmen mit der größten Sorgfalt, indem sie dem Beispiel von Marx folgen, der 
nichts für wichtiger hielt für die Kämpfe der Arbeiterbewegung und ihrer Kombat- 
tanten als die gründlichste und ernsthafteste Erkenntnis, und der ihr sein Leben 
geopfert hat« (zit. Altwegg 1985, 155). Das Drama ist nur, daß dieser Brief am 1. 
März 1967 geschrieben wurde — ein Jahr, bevor eine soziale Explosion stattfand, 
deren Protagonisten zudem nicht Arbeiter, sondern Studenten waren. Althusser, der 
große marxistische Strukturalist, hatte Pech: er war in keiner Phase des dialektischen 
Prozesses präsent. 


2. Inkonsistenz 


Die soziale und funktionale Ambivalenz des Linksintellektuellen ist die Hauptur- 
sache für die ihm eigentümliche Berufskrankheit: die Inkonsistenz des Denkens und 
Verhaltens. Im Gegensatz zur Intelligenz im rechten Lager gibt es auffallend wenig 
Biographien, die sich durch Konsequenz auszeichnen. Viele, die als linke Intellek- 
tuelle beginnen, enden, nach den erstaunlichsten Wandlungsprozessen, nicht selten 
sogar am entgegengesetzten Pol des ideologischen Spektrums. Auch dieses in zahl- 
reichen Varianten auftretende Phänomen ist bis heute nicht systematisch untersucht 
worden. 

Die verbreitetste Variante stellen jene Bataillone von Linksintellektuellen dar, die, 
nach einem historischen Sieg, der ihnen zunächst die kulturelle Hegemonie ver- 
schaffte, dann sukzessive von der herrschenden Klasse, der sie selbst mit zur Macht 
verholfen hatten, aufgesaugt und schließlich assimiliert werden. Gramsci, der von 
der Geschichte der französischen Intellektuellen (ein guter Überblick: Ory/Sirinelli 
1986) fasziniert war und aus ihr das Material für seine Theorie der ideologischen 
Staatsapparate entnahm, hat gezeigt, wie diese Intellektuellen zunächst entschei- 
denden Anteil am Zerfall eines niedergehenden, aber noch regierenden »Blocks an 
der Macht« hatten: die Phalanx der Aufklärer im Ancien Regime oder die Vor- 
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kämpfer einer egalitären Republik gegen die Koalition aus Militär, Adel und Groß- 
bourgeoisie sowie den nationalistisch-antisemitischen Schichten der Kleinbour- 
geoisie während der Dreyfus-Affäre, die allgemein sogar als Geburtsstunde des 
modernen, kritischen, öffentlich engagierten Intellektuellen gilt. Bald aber wurden 
sie empfänglich für den neuen »Block an der Macht«: sie füllten seine kulturellen 
Institutionen (Bildungswesen, Presse), um nun die Funktion »organischer Intel- 
lektueller« auszuüben; mit anderen Worten: Wächter jenes neuen gesellschaftlichen 
Status quo zu werden, dem sie selber alles verdankten. Damit aber wurden sie, fast 
unmerklich, Träger einer konservativen Wende, wenigstens solange, bis eine neue 
Generation von Intellektuellen auftritt und sie in Frage stellt. 

Ist das der »normale«, verständliche, letztlich, wenn er funktioniert, gar nicht so üble 
Lauf der Dinge? Intellektuelle als die Hefe im alten Sauerteig? Dann bleibt aber die 
Frage, ob sie nicht das Gegenteil von dem erreichen, was sie bewirken wollten, 
nämlich Gesellschaften, die in eine Krise geraten sind, durch eine kulturelle Sauer- 
stoffzufuhr wieder fit zu machen, ohne die Herrschaftsverhältnisse verändert zu ha- 
ben. Liegt dann nicht nahe, was man die Rekonversionskapazität linker Intellektu- 
eller nennen könnte? Das jüngste, außerordentlich lehrreiche Beispiel für dieses 
Phänomen liefert das Schicksal der »68er-Bewegung« (Cohn-Bendit 1987; Feıry/ 
Renaut). Auch sie wäre ohne »Vordenker«, die die Krisenzeichen benannten, nicht 
möglich gewesen. Wieder stößt man auf einen anscheinend unvermeidbaren Wider- 
spruch. Auf der einen Seite hatten sie unzweifelhaft großen Erfolg. Vornehmlich 
über die kulturellen Institutionen trugen sie neue Wertvorstellungen und Bewußt- 
seinsinhalte, von der antiautoritären Sensibilität bis zu alternativen Verhaltens- 
weisen, in die Gesellschaft. 

Auf der anderen Seite aber erneuerte sich der schon angeschlagene »Block an der 
Macht« überall, in West- und Osteuropa, in den USA. Er erwies sıch als stark genug, 
um die Veränderungsdynamik zunächst zu kanalisieren und dann langsam abzu- 
würgen. Dabei leistete ihm der in den Terrorismus abgeglittene Teil der »68er« 
entscheidende, hoch willkommene Schützenhilfe. War es, trotz des versuchten 
»Marsches durch die Institutionen«, diese von Anfang an nicht überbrückbare 
Trennung von kultureller und ökonomisch-politischer Macht, die viele Linksintel- 
lektuelle kapitulieren ließ und sie schließlich dazu brachte, sich ins Private zu- 
rückzuziehen, also eine, mehr oder weniger freiwillige, Marginalisierung in irgend- 
welchen sorgsam gehüteten »Freiräumen« zu akzeptieren, die die Gesellschaft ohne 
weiteres verkraften kann? 

Aber es kommt noch schlimmer. Wie ist es zu erklären, daß die sich ihrerseits 
erneuernde Rechte sogar Zulauf aus den Reihen der »68er« erhielt und daß es aus- 
gerechnet diese Elemente waren, die ihr neuen ideologischen Schwung verliehen? 
Was sie gestern angebetet hatten, wird heute verbrannt. Viele der »neuen Philoso- 
phen« in Frankreich sind ehemalige Maoisten (A. Glucksmann) oder sind politisch 
und intellektuell von der »68er« Bewegung geprägt worden. In den USA verteidigen 
Trotzkisten aus der Studentenbewegung die Marktwirtschaft und arrivieren als er- 
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folgreiche Manager. Aus den libertären »Hippies« von einst werden die superange- 
paßten »Yuppies« von heute (Cohn-Bendit 1987, 19-32). Es scheint schick zu sein, 
als Renegat oder Konvertit daherzukommen. Oder steckt mehr dahinter? Ist es »nor- 
mal«, daß sich nach dem Protest gegen die Autorität nun »die positive und liberale 
Vernunft« (Sorman 1987) durchsetzt? Hat die antiautoritäre Sensibilität im Neolibe- 
ralismus ihre neue Heimat gefunden? Steckt hinter dem Chamäleonhaften linker 
Intellektueller nicht doch eine gewisse Logik? Denn das Phänomen einer Totalrevi- 
sion ursprünglich linker Positionen ist nicht neu. Wie viele Intellektuelle haben in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts die für sie keineswegs lange Wegstrecke von 
der äußersten Linken zur Verherrlichung des Faschismus durchschritten? »Linke 
Leute von rechts« (Schueddekopf 1960) oder auch umgekehrt, wie es beliebt? 

Wie lang ist die Liste derer, die in ihrer Jugend als engagierte Kommunisten be- 
gannen, um dann, mit zunehmendem Alter, im Schoß der Sozialdemokratie (und 
zwar auf dem rechten Flügel) zu landen? Können diese Intellektuellen für sich in 
Anspruch nehmen, daß »nicht sie die Praxis, sondern die Praxis sie verlassen« hat? 
Das revolutionäre Engagement als (verzeihliche) Jugendsünde? Gibt es nicht ein 
Recht auf Entwicklung, auf intellektuelle Reifung im Feuer der Erfahrung? Sicher. 
Aber wo liegt die Grenze zum Opportunismus und Karrierismus? Ein höchst lehr- 
reiches und bezeichnendes Beispiel für diese Form der Wandlung linker Intellek- 
tueller stellt die Laufbahn eines R&gis Debray dar, der sich, aus großbürgerlichen 
Verhältnissen stammend, vom Guerillero im Gefolge Che Guevaras, vom Heros der 
»68er«-Bewegung zum außenpolitischen Berater und Freund Francois Mitterands 
mauserte (Altwegg 1985). Welch ein Weg von der radikalsten Form der Militanz in 
einem Entwicklungsland ins Zentrum der Macht eines metropolitanen bürgerlich- 
kapitalistischen Staates! Man kann ihn genau nachvollziehen, weil Debray selbst, 
Intellektueller, der er nun einmal ist, jede Etappe dieses Weges gründlich reflektiert 
und zu Papier gebracht hat, von der Theoretisierung des Guerillakampfes (1966) 
über die Auseinandersetzung mit seinen linken Gesinnungsgenossen (1979) bis zur 
Kritik des Marxismus (1981), um schließlich bei der Rechtfertigung einer »moder- 
nen« Sozialdemokratie (»linke Realpolitik«) zu enden, wozu die Abschreckung 
(»force de frappe«) ebenso gehört wie die Ablehnung der Entkolonialisierung Neu- 
kaledoniens. Jetzt denkt er als hochdotierter Lebenszeitbeamter im Conseil d’Etat 
über die Zeitläufe und vor allem über sich selbst nach. Andere vor ihm, wie Andre 
Malraux, haben eine ähnliche Karriere absolviert. Und dennoch: wer bricht als erster 
den Stab? Malraux’ Schlüsselerlebnis war de Gaulle, der de Gaulle von 1940. De- 
brays Weg zu Mitterrand ging über Allende. Man sollte es in die Rechnung ein- 
beziehen. 

Von der Inkonsistenz führt nur ein kleiner Schritt zum » Verrat der Intellektuellen«. 
Als Julien Benda 1927 sein Pamphlet unter dem Titel »La trahision des clercs« ver- 
öffentlichte, bestand sein Verdienst darin, die (damaligen) Fronten zwischen linken 
und rechten Intellektuellen klar zu bezeichnen. Auf der Anklagebank saßen jene 
»Großintellektuellen«, denen Benda vorwarf, sich zu Wegbereitern des neuen Na- 
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tionalismus und irrationalen Romantizismus zu machen (Barr&s, Maurras, Bergson, 
Nietzsche, Peguy, D’Annunzio, Kipling usw.). Ihr »Verrat« bestand darin, daß sie 
ihr Amt, nämlich für die »ewigen, interessefreien Werte« der Vernunft, Wahrheit 
und Gerechtigkeit zu kämpfen, aufgegeben und sich in den Dienst politischer Lei- 
denschaften gestellt hätten. Für Benda gehört zum »clerc« die unparteiische Distanz 
als Voraussetzung für die Verteidigung der Werte eines universalen Humanismus. 
Mehr noch: die »reine Passion« des Intellektuellen dürfe keinerlei »irdische Liebe« 
kennen. Benda selbst war die perfekte Verkörperung eines in Frankreich verbrei- 
teten »radikalrationalistischen Intellektualismus« (J. Amery im Vorwort zur deut- 
schen Ausgabe 1983), also der Typ des freigeistigen, in der Tradition der Französi- 
schen Revolution stehenden, jüdischen, aber voll assimilierten und in die klein- 
bürgerliche Dritte Republik integrierten Schriftstellers. Es verwundert nicht, daß 
Gramsci diese Definition des Intellektuellen abgelehnt hat. Aber diese Art des Un- 
bestechlichkeitsfanatismus bei der Verteidigung der reinen Prinzipien hatte seine 
Berechtigung: Benda gehörte zu der starken Gruppe linker Intellektueller, die dazu 
beigetragen haben, Frankreich bis zum Krieg vor dem Faschismus zu bewahren. 
Das Hauptdilemma linker Intellektueller aber besteht darin, daß sie, im Gegensatz 
zur rechten Intelligenz, gezwungen sind, »Theorie« hervorzubringen, also eine kau- 
sale Erklärung der Wirklichkeit zu liefern, und daß diese Theorie überdies, was sie 
selbst oft vergessen, niemals »fertig« ist, niemals ein abgeschlossenes »Lehrgebäu- 
de« darstellt. Wenn die Permanenz der Theoriearbeit aber unerläßlich ist, wie soll 
sie aussehen? Gibt es eine Kontinuität, die, schrittweise und widersprüchlich, zu ei- 
ner Akkumulation des Wissens, des »praktischen Wissens« führt? Oder ist Theorie- 
bildung ein diskontinuierlicher Prozeß, der immer wieder den Bruch verlangt, um 
das Überholte über Bord zu werfen und den Blick frei und offen zu halten? Ist dann 
die Gefahr nicht groß, daß Theorien zu modischen Konstrukten verkommen, Teil 
eines vergänglichen »Zeitgeistes«? Wie stellt sich das Verhältnis von Kontinuität 
und Bruch dar? 

Überblickt man die Theoriebildungsversuche der westdeutschen Linken während 
der letzten zwanzig Jahre, drängt sich der Eindruck einer gespenstischen Mond- 
landschaft auf, in der, weit verstreut, so manche Theorieruine herumliegt. Zwei 
Beispiele mögen als Beleg genügen. Der erste große theoretische Aufbruch Ende 
der 60er Jahre war durch das gekennzeichnet, was man die »Staatsableitungsdebat- 
te« genannt hat. Tatsächlich drängte sich, auch aus Gründen der Praxis, nichts so auf 
wie die Notwendigkeit, eine Theorie des Staates zu entwickeln, die geeignet war, 
sowohl den Ökonomismus, Reduktionismus und Determinismus der Debatte um 
den Staatsmonopolkapitalismus zu überwinden, wie die sich beschleunigende Inter- 
nationalisierung der Kapitalverwertung zu berücksichtigen. Aber es kam nicht dazu. 
Schnell versank der Versuch in den Subtilitäten marxistischer Seminargelehrsam- 
keit, wurde Sache einer kleinen Gruppe von Insidern, die sich untereinander auch 
noch bis aufs Messer bekämpften. Kleinliche Rechthaberei, dogmatische Haarspal- 
terei und Cliquenbildung (um entsprechende Zeitschriften) beherrschten die Szene. 
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Wovor Sartre stets gewarnt hatte, trat ein: das Besondere war wichtiger als das All- 
gemeine. Erst gegen Ende der 70er Jahre hat die viel offener, Konstruktiver, undog- 
matischer und kreativer geführte Diskussion in Frankreich (Poulantzas, »Regula- 
tions-Schule«) dazu beigetragen, die westdeutsche Linke aus der theoretischen 
Sackgasse wieder herauszuführen, wobei das »Fordismus«-Konzept eine entschei- 
dende Rolle spielte. 

Aber nicht von allen wurde die damit wieder mögliche Kontinuität der Theoriebil- 
dung akzeptiert. Bei manchen setzte sich die alte Neigung durch, das theoretische 
Kind mit dem Bade auszuschütten und mit der verkorksten Staatsableitungsdebatte 
gleich die »Kritik der politischen Ökonomie« insgesamt zu opfern. So kann man 
lesen: j 
»Souverän vernachlässigt die Linke das »Politikum der Form< (W.D. Narr), sieht in ihr (der opposi- 
tionellen Politik) nur die jeweilige, will sagen: kontingente, nebensächliche, untergeordnete institutio- 


nelle Ausprägung des Klassenkampfes. Doch übersieht der geschulte Materialist dabei manchmal vor 
lauter “Wesen’ die ‘Erscheinungen’« (Leggewie 1986, 15). 


Oder, noch radikaler, man verlegt sich auf die »Kritik der Politik«. Dann erscheint 
der Staat als kaltes Monstrum, als pathologisches Wesen, geboren aus dem Krieg für 
den Krieg, der nur Unvernunft und Dummheit produziert, also die Wurzel allen 
Übels auf dieser Welt darstellt (Krippendorff 1985). Diese, freilich nicht neue Er- 
kenntnis führt dann, logischerweise, zu der Aussage, daß nur »Befreiungsmilitanz« 
die angemessene Antwort auf diese Art von »kriegerischer Machtstaatlichkeit« sein 
kann. Hatte die RAF doch recht? 

Das zweite Beispiel für überstürzten Paradigmenwechsel liefert die Theoriebildung 
im Bereich der Unterentwicklung. Schien es nicht, als hätten gerade hier Linksin- 
tellektuelle aus der Ersten und Dritten Welt bahnbrechende Erklärungsansätze vor- 
gelegt, die in die »Dependencia-Theorie« einmündeten? Inzwischen heißt es, diese 
wie alle anderen Theorien hätten versagt, weil sie Keine wirksamen Strategien zur 
Überwindung von Unterentwicklung ermöglichen (z.B. Boeckh 1985). Sicher: diese 
wie jede andere T'heorie bedarf der Vervollkommnung. Sicher: der Zusammenbruch 
der Entwicklungspolitiken, die Verschuldungskrise, die Auswirkungen der Welt- 
wirtschaftskrise seit 1974, der Zerfall der »Dritten Welt« sowie, insbesondere, die 
Entwicklungserfolge der südostasiatischen »Viererbande« erschütterten manche als 
gesichert angenommene theoretische Erkenntnis. Aber ist es deshalb erforderlich, 
den Spieß umzudrehen und plötzlich die Maxime zu verkünden: »Von Europa ler- 
nen« (Senghaas 1982; Menzel 1985)? Kann man wirklich etwas aus dem Vergleich 
der Entwicklungswege Dänemarks und Uruguays lernen? Können die verschie- 
denen Entwicklungsmodelle, die die Länder Europas praktiziert haben, für die Über- 
windung von Unterentwicklung fruchtbar gemacht werden? Etwa wie eine »land- 
wirtschaftsnahe Industrialisierung« durchzuführen ist? Will man auf diese Weise 
»zur überfälligen Revision eines in der entwicklungspolitischen Diskussion proble- 
matischen Europabildes beitragen« (Senghaas 1982, 11) oder geht es darum, den 
metropolitanen Kapitalismus zu entlasten und klammheimlich die Rückkehr zur 
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Modernisierungstheorie einzuläuten? Erhält damit die Vermutung nicht Auftrieb, 
daß sich die Problematik der Unterentwicklung in besonderer Weise als Tummel- 
platz für die Abfolge von Theorie-Moden eignet (Elsenhans/Späth 1986, 192) und 
Linksintellektuelle daran ihren Anteil haben? 

Die Inkonsistenz linker Theoriebildung hat verhängnisvolle Folgen: vor allem die 
Über- oder Falscheinschätzung von Ereignissen, die sich auf den ersten Blick als 
revolutionär ausnehmen. Da klare, eindeutige Kriterien der Beurteilung fehlen, fällt 
die Linke immer wieder darauf herein, einen Beitrag zur »Mystifizierung der revo- 
lutionären Welt« zu leisten (Sartre 1971, 28). Nichts ist penibler als diese kurzatmige 
Revolutionsbegeisterung, die dann auch noch, vom sicheren Hort aus, gute Rat- 
schläge an die Akteure austeilt. Wenn dann die Dinge anders verlaufen als erwartet, 
setzt die große Enttäuschung ein, die zu Desillusionierung und, schließlich, zur Re- 
signation und zum Renegatentum führt. Es ist dieses ständige Auf und Ab, das den 
linken Intellektuellen zum Spielball der Geschichte macht. 


3. Niedergang oder Renaissance? 


Oberflächlich betrachtet spricht alles für die These eines, sich sogar noch beschleu- 
nigenden Niedergangs des klassischen Linksintellektuellen. Zu den üblichen Struk- 
turdefekten der Ambivalenz und Inkonsistenz, die der Grund für eine inhärente 
Schwäche sind, gesellt sich der Kontext einer historischen Situation, die den Links- 
intellektuellen nun endgültig zu überfordern scheint. Freimütig wird die »Neue Un- 
übersichtlichkeit« (Habermas) zugegeben, was einer erneuten Kapitulation gefähr- 
lich nahe kommt. Tatsächlich ist er mit einer Fülle neuer Probleme konfrontiert. An 
erster Stelle rangiert das Faktum, daß er mit den Bestandteilen der organisierten 
historischen Linken, seiner ursprünglichen politischen Heimat, immer weniger an- 
zufangen weiß. Auf das Schisma mit den Kommunistischen Parteien folgte die Ab- 
wendung von der Sozialdemokratie in dem Maß, wie diese selbst ihren Reformwil- 
len verlor. Der Umgang mit den Gewerkschaften war immer schwierig: je konkreter 
sich die Arbeiterbewegung verhielt, um so größer war die Distanz der Intellektuel- 
len. In allen diesen Organisationen mit ihren mächtigen, zentralisierten bürokrati- 
schen Apparaten und Entscheidungsprozessen haben weiterhin die »organischen 
Intellektuellen« das Sagen (Typ Peter Glotz, der quasi offizielle »Vordenker«). 

Allerdings stellt sich die Frage, ob die Intellektuellen diese traditionellen Forma- 
tionen ihrem im Augenblick ziemlich desolaten Schicksal und ihrer Orientierungs- 
losigkeit überlassen sollten. Jorge Semprün, der spanische Intellektuelle, der 1964 
aus der Kommunistischen Partei ausgeschlossen wurde, vertritt in dieser Hinsicht 
einen dezidierten Standpunkt: »Ich glaube, heute existiert keine Partei mehr für die 
Intellektuellen. Wir stehen vor einem totalen Zusammenbruch, was das Verhältnis 
der Intellektuellen zu den Parteien betrifft, ob es sich nun um ein Partei-Engagement 
militanter Ausprägung handelt oder nur um Mitläufer« (Semprün 1987,51). Besteht 
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dann aber nicht die Gefahr, daß sich der Intellektuelle gesellschaftlich isoliert, daß er 
in einen luftleeren Raum gerät, was, unvermeidlicherweise, den Erstikkungstod her- 
beiführt? Die Erfahrung mit den Neuen sozialen Bewegungen ist wiederum enttäu- 
schend. Wieder herrscht eher gegenseitiges Abstoßen vor, als konstruktive Zusam- 
menarbeit. Dennoch bleibt die Aufgabe, zumindest über die Möglichkeiten einer 
nichtkonservativen Alternative nachzudenken. 

- Das zweite Handicap liegt darin, daß die Linksintellektuellen an ihrer ureigensten 
Mission versagt haben, wenigstens die Grundzüge eines praxisnahen alternativen 
Gesamtprojektes zu entwerfen. Eric Hobsbawm, dem großen britischen Wirt- 
schaftshistoriker (der noch heute Mitglied der Kommunistischen Partei ist), ist zu- 
zustimmen, wenn er meint: »Ich glaube, die Linke ist schwächer, weil sie in den 
siebziger und achtziger Jahren kein Programm und kein Projekt für die Krise ent- 
wickeln konnte« (Hobsbawm 1987, 582). Damit wiederholt sich die Erfahrung von 
1929. Der Versuch, die Krise aus den Widersprüchen des fordistischen Akkumula- 
tionsmodells zu erklären (z.B. Hirsch/Roth 1986; die Arbeiten der »Regulations- 
Schule«), stellt zweifelsohne in der Theoriedebatte im Vergleich zur ersten Welt- 
wirtschaftskrise einen Fortschritt dar. Aber die Analyse bleibt nicht nur negativ 
(Scheitern der Arbeiterbewegung, der marxistischen Klassentheorie u.s.w.). Indem 
sie die Umrisse einer »post-fordistischen« Reproduktion skizziert, zeigt sie, wie die 
Krise als Vehikel zum Übergang zu einer qualitativ neuen Phase der kapitalistischen 
Produktionsweise dient. Je mehr dieser Übergang aber als notwendig und unver- 
meidlich angesehen wird, um so nachhaltiger werden Bemühungen, die damit ver- 
bundenen gesellschaftlichen Konflikte für eine alternative Strategie zu nutzen, 
entmutigt. Kann der Intellektuelle tatsächlich nur, wie Leo Löwenthal meint, die 
negative Phase des dialektischen Prozesses beschreiben und muß er den Subjekten 
die Synthese überlassen? 

Dieses alte Dilemma verschärft sich noch, wenn klar wird, daß sich die Rolle des 
kritischen Intellektuellen in der post-fordistischen Gesellschaft eigentlich nur ver- 
schlechtern kann. Wenn gegen Ende des Jahrhunderts die Informations- und Dienst- 
leistungsgesellschft zu 70 % aus Angestellten besteht, wenn zugleich der Prozeß der 
Gesellschaftsspaltung fortschreitet, gibt es zwar soziale Konflikte, aber ihre Natur 
und Qualität bleibt zu definieren. Welche Bedeutung kommt der von den elektroni- 
schen Medien produzierten und verbreiteten Massenkultur zu als Instrument gesell- 
schaftlicher Disziplinierung über die geistige Entmündigung? Kann sich der kriti- 
sche Intellektuelle außerhalb esoterischer Zeitschriften Gehör verschaffen, ganz zu 
schweigen davon, ob überhaupt jemand seine aufklärerischen Äußerungen hören 
will? Sind aufgeklärte konservative Geister wie der baden-württembergische Mi- 
nisterpräsident Lothar Späth den kritischen Intellektuellen nicht um Nasenlängen 
voraus, wenn sie sich über die Freizeit-Gesellschaft der Zukunft Gedanken machen 
und erklären: 


»Ich habe gelemt, daß ich der Kunst einen Freiraum geben muß für härteste gesellschaftliche Kritik, daß 
ich Dinge zulassen oder sogar befördern muß, die man im bürgerlichen Leben als chaotisch und de- 
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struktiv bezeichnen würde. Aber auf der anderen Seite kann ich nicht zulassen, daß die Freiheit, die ich 
der Kunst einräume, auf die Ordnungspolitik der Gesellschaft übertragen wird« (Späth 1988, 29). 

Es ist, seitens der Herrschenden, an alles gedacht: die Kunst als Ventil, über das 
Dampf abgelassen wird, der sich am blauen Himmel der Gesellschaft auflöst und 
verflüchtigt. Das nennt sich dann: konservative Kulturpolitik. Sie ist, dialektisch ge- 
wendet, über die größtmögliche Freiheit, die zuzugestehen ist, zugleich ein Instru- 
ment, um der Politik Freiraum zu verschaffen. Während sich das Volk in Ausstel- 
lungen und Konzerten seines Lebens erfreut, bestimmt der »Block an der Macht« 
die Rahmenbedingungen bis hin zu einer Art »Totalitarismus der Mitte«, der sich 
sogar, in letzter Instanz, mit dem freundlichen Individualismus an der Basis verein- 
baren läßt, mehr noch: ihn geradezu als Korrelat braucht. Die Politik strebt zur Mit- 
te, vereinheitlicht die ideologischen Positionen bis zur ideologischen Entleerung 
und verweist die Radikalität des Denkens in den Bereich der Kultur. Da finden 
kritische Intellektuelle ihre angestammte Spielwiese, eine Art Zoologischer Garten 
für wilde exotische Geister. Da können die Restbestände der alten Linken über die 
»Zukunft der Aufklärung« diskutieren. Währenddessen wird der Übergang zum 
Post-Fordismus bewältigt. Hat diese Zukunft nicht schon begonnen? 

Vieles spricht dafür, daß sie nicht eintreten wird, wie die Herrschenden es sich 
vorstellen. In allen westlichen Demokratien ist der »Block an der Macht« brüchig. 
Seine offensichtliche Hilflosigkeit, mit der Krise fertig zu werden, tritt täglich deut- 
licher hervor. Die politische Klasse in Westeuropa hat einen Ansehensverlust erlit- 
ten, der kaum wieder gutzumachen ist. Wenn bürgerliche (neoklassische wie keyne- 
sianische) Nationalökonomen aus dreizehn Ländern Vorschläge zur Überwindung 
der weltwirtschaftlichen »Ungleichgewichte« unterbreiten, schwören sie, unwis- 
sentlich, einen Offenbarungseid, weil sie nicht einmal fähig sind, die Kosten der von 
ihnen vorgeschlagenen »Anpassungs«maßnahmen als Problem zu erkennen (vgl. 
den Bericht in NZZ, 18.12.1987, 13). Es kann nur verwundern, daß die kritische 
Intelligenz eine Machtstruktur nicht radikaler, entschlossener und systematischer 
denunziert, die nur mit Mühe ihre geistige Nacktheit und faktische Ohnmacht zu 
verbergen weiß. Eine Renaissance des kritischen Intellektuellen wird es nur geben, 
wenn er die Kraft zur Subversion wiederfindet. 

Zugleich fällt ihm die Aufgabe zu, für das Überleben einer Kultur zu sorgen, die 
diesen Namen verdient, also nicht von der Gnade und scheinbaren Liberalität der 
Herrschenden abhängt und ein eingehegtes Dasein fristet. Da selbst die alte, gute 
bürgerliche Kultur unter dem Einfluß der Massenmedien dahinzuschmelzen droht, 
müssen sich kritische Intellektuelle zu ihrem Sachverwalter machen, bevor sie ihrer 
eigentlichen Berufung nachkommen, eine Alternative zu entwickeln. Bedarf es dazu 
einer Utopie? Bezeichnenderweise denkt der peruanische Schriftsteller Mario Var- 
gas Lloso darüber ähnlich wie Lothar Späth: »Die Demokratie ist die Negation der 
Utopie. Der Mensch kann allerdings ohne Utopie nicht leben. Er muß sie suchen, in 
der Kunst, der Literatur, der Liebe, im Sport. In der Politik dagegen müssen Utopien 
bekämpft werden. Dort sind sie mörderisch, sie enden immer im Holocaust« (Inter- 
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view im Spiegel, 30.11.1987, 177/179). Die Gegenposition vertritt nicht zufällig ein 
ungarischer Intellektueller: »Der Mensch wird dumm und häßlich, wenn er keine 
Utopie hat.« Denn ohne Utopie gibt es keine Strategie und ohne Strategie »sind wir 
Statisten und Opfer« (Konräd 1985, 193). Denken osteuropäische Intellektuellen im 
Zeichen von »Glasnost« und »Perestroika« weiter und kühner als ihre westlichen 
Kollegen, gerade weil die Chancen auf Veränderung begrenzt bleiben? Dennoch ist 
das »neue Denken«, was immer Gorbatschow damit gemeint haben mag, die zentra- 
le Herausforderung in einer Zeit, in der sich zeigt, daß die Nachkriegsordnungen in 
Ost und West keine Zukunftsperspektiven mehr zu entfalten in der Lage sind. Damit 
schlägt erneut die Stunde des kritischen Intellektuellen, sofern es ihm gelingt, aus 
seiner alten Chamäleonhaut herauszuschlüpfen. 
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Alex Demirovic 
Die Soziologen auf der Suche nach ihrer Disziplin 
Zur Genealogie eines Wissenschaftsbildes (1945- 1961) 


Zusammenfassung: Es geht in diesem Aufsatz um die Geschichte der westdeutschen 
Soziologie in der Nachkriegszeit. Gezeigt werden soll, wie die Soziologie als akade- 
mische Disziplin eingeführt wurde, welche Interessen der Soziologen hinter dieser 
Etablierung lagen, wie sich die westdeutsche Soziologenzunft fortan auf einem be- 
stimmten, eingegrenzten, sozialen Feld bewegte. Diese Geschichte ist nicht nur für 
Soziologen, sondern darüber hinaus interessant, weil Demirovic klarmacht, daß die 
Soziologie nicht aus ihr immanenten Gründen »links« wurde, sondern nur aufgrund 
bestimmter politischer Auseinandersetzungen und Entscheidungen fortan mit dem 
Projekt einer demokratisch-aufgeklärten Politik assoziiert werden konnte. 


Stehen die Soziologen als Soziologen am Rande der Gesellschaft und können aus 
diesem Grunde als gesellschaftskritische, aufklärerische und als per se demokrati- 
sche Intellektuellengruppe gelten? Oder sind sie eigentlich — gemäß der historischen 
Entwicklung ihres Faches — konstitutiv mit Tendenzen der gesellschaftlichen Re- 
stauration verbunden und evtl. sogar als Sozialtechnologen deren aktive Betreiber? 
Fragen dieser Art nach der sozialen und politischen Funktion der Soziologie wurden 
unter Sozialwissenschaftlern in der Bundesrepublik in den vergangenen Jahrzehnten 
immer wieder gestellt und z.T. sehr gegensätzlich beantwortet. Da war die Sozio- 
logie bei den einen konformistisch (Sontheimer 1956) und konservativ (Dahrendorf 
1958) oder gar aus dem Geist der Restauration entstanden und konterrevolutionär 
(vgl. Spaemann 1959), während sie anderen als aufklärerisch galt (König 1959) und 
gar nicht konservativ sein Konnte (Mayntz 1961). Ist im einen Fall die Soziologie 
Ordnungswissenschaft (Negt 1974), so ist im anderen der Soziologe »immer unbe- 
quem«, und es ist für ihn unmöglich, die Normen der Gesellschaft, in der er lebt, 
nicht in Frage zu stellen (Dahrendorf 1965). Der SDS forderte 1967: Schafft die 
Soziologie ab! Die am aktiven Streik 1969 beteiligten Soziologiestudenten in Frank- 
furt dagegen glaubten, daß sie »eher einen *bekämpfungswürdigen’ Unsicherheits- 
faktor bestehender Herrschaftsstrukturen« (zit. nach Krüger 1972) darstellten. 


* Für Hinweise, Hilfe und Diskussionsbereitschaft möchte ich Hans Kastendiek, Hermann Kocyba, 
Herfried Münkler, Karl Remmele und Heinz Steinert danken; besonders aber Hans Grünberger und 
Andrea Maihofer, ohne deren Hilfe der vorliegende Aufsatz nicht hätte realisiert werden können, und 
dem Institut für sozialwissenschaftliche Untersuchungen, das die Arbeit an dem Thema gefördert hat. 
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Doch die Frage, stark vereinfacht, ob die Soziologen qua Profession links, fort- 
schrittlich und demokratisch oder rechts, konservativ und restaurativ sind, kann 
nicht ungeachtet der Praxis von Soziologen beantwortet werden. Normative Auffas- 
sungen von Soziologie als einer an sich kritischen Disziplin führen zwangsläufig zu 
Vereinfachungen und - manchmal sogar gegen die Absicht der Verfasser — zu Ver- 
harmlosungen der Praxis von Soziologen. So glaubt Freund, das Verhalten von 
Soziologen im Nationalsozialismus dadurch erklären zu können, daß sie sich in den 
subtilen Propagandadienst der Sozialbiologie gestellt hätten und auf eine »völkische 
Gesellschaftsschau« und den Nationalsozialismus hereingefallen wären (Freund 
1987, S. 138, vgl. S. 151). Daß Soziologen gerade als Soziologen und mit den 
Mitteln ihrer Disziplin ganz systematisch und aktiv an der Machtergreifung der 
Nazis und dann an ihrer Rassen- und Eroberungspolitik beteiligt waren und diese 
teilweise auch vorgedacht und konzipiert haben, gerät dabei aus dem Blick. Das gilt 
a fortiori für die kontrafaktische Behauptung, die deutschen Konservativen müßten 
zwangsläufig antisoziologisch eingestellt sein und fundamentale Erkenntnisse der 
Sozialwissenschaften leugnen (vgl. Brunkhorst 1987, S. 51 f. und Guha in der FR 
vom 30.11.1987). 

Vereinfachungen solcher Art verfehlen die Einsicht, daß Denken und Wissen selbst 
als soziale Praxis und gesellschaftliches Kräfteverhältnis begriffen werden müssen. 
Mehr noch, es wird eine konkrete Forschungsperspektive verstellt, die sich in sozio- 
historischen Analysen der Entwicklung sozialwissenschaftlicher Aktivitäten in den 
letzten Jahren allmählich herausbildete (vgl. Klingemann 1986; Lepsius 198]; 
Papcke 1986; Rammstedt 1986; Waßner 1988; Weyer 1984). Bemühungen dieser 
Art zielen vor allem darauf, die Soziologie aus dem häufig vermuteten und manch- 
mal beschönigenden Stand der Unschuld des Geistes herauszuziehen und zu zeigen, 
daß Soziologen, indem sie sich um Gesellschaftsdefinitionen, die Bildung von Wis- 
senschaftskonzepten und unterschiedliche Forschungspolitiken streiten, selbst Teil 
der gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Auseinandersetzungen sind. Was 
genau von diesen soziologischen Kontroversen für die gesellschaftliche Entwick- 
lung abhängt, ist bislang allerdings empirisch schwer zu zeigen (vgl. Beck, Bonß 
1984); vor allem die spezifischen Rezeptionen sozialwissenschaftlicher Erklärun- 
gen und Empfehlungen und die aus ihnen gezogenen Konsequenzen in den einzel- 
nen gesellschaftlichen Bereichen, z.B. der Industrie oder den Staatsapparaten, sind 
relativ unbekannt (vgl. jedoch neuerdings die Arbeit von Schuster 1987). Es ist aber 
angebracht, die (Wissens-)Politiken von sozialwissenschaftlichen Intellektuellen 
und ihre unterschiedlichen gesellschaftlichen Aktivitäten und Definitionsgewalten 
zu analysieren. 

Die zentrale Aktivität professioneller sozialwissenschaftlicher Intellektueller in der 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung ist die Verständigung der Gesellschaft über sich 
selber. Dieser Tatsache entspricht eine der geläufigen Definitionen der Soziologie, 
wonach sie das Bewußtsein und Gewissen der Gesellschaft ist. Allerdings kann 
‘Gesellschaft’ nicht einfach als gemeinsamer Bezugspunkt unterstellt werden, ist sie 
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doch ihrerseits Ergebnis der Aushandlung und Kompromißbildung zwischen ver- 
schiedenen antagonistischen und pluralen Lebensformen. Sozialwissenschaftler 
können als Repräsentanten und Akteure dieses Aushandlungsprozesses zwischen 
unterschiedlichen sozialen Gruppen angesehen werden, die mit ihren jeweiligen 
Gesellschaftskonzepten die Lebensweise einer sozialen Klasse oder Gruppe verall- 
gemeinern. 

Wenn sich kapitalistische Gesellschaften in der Form soziologischen Wissens auf 
sich selbst beziehen und in diesem Selbstbezug auch eine Vielzahl der Gesichts- 
punkte ihrer weiteren Entwicklung bestimmt werden, ist es naheliegend, daß auch 
staatliche Politiken in dieses Selbstverhältnis eingehen. Dabei kommt es aber zu 
einer Umkehrung. Denn da das staatliche Behördenwissen strukturell autistisch ist 
(vgl. MEW 1, S. 185, Luhmann 1981), stellt sich für die staatliche Organisation die 
dringende Frage, was sie von der Gesellschaft wissen und ob die sozialwissenschaft- 
liche Forschung ihr hier nicht wichtige Orientierungen geben kann. Die Frage nach 
dem Wissen des Staates beschäftigt die aktuelle staatstheoretische Diskussion, und 
sie wird ausdrücklich auch im Hinblick auf die gesellschaftliche Organisation 
sozialwissenschaftlichen Wissens gestellt: 

»What we need are studies that go beyond nonhistorical analyses of knowledge utilization... Fresh 
insights are most likely to be found through historical and comparative investigations of the various 
ways in which gouvernmental structures und activities have affected the intellectual development and 


social organization of the social sciences themselves, as well as their policy applications.« (Evans u.a. 
1985, S. 359) 


In eine solche Richtung verfolgt, scheint sich das Problem zunächst auf den Nach- 
weis zu beschränken, daß die Organisation der Sozialwissenschaften und deren 
Theoriebildung durch den Staat bestimmt und beeinflußt wird. Eine stärkere These 
wäre, daß der Staat sozialwissenschaftliches Wissen nicht nur affiziert, sondern, 
insofern er es organisiert, auch für seine Form konstitutiv ist (vgl. Freund 1987). Auf 
diese Weise ist das Wissen der ‘Gesellschaft’ von sich selber so beschaffen, daß es 
keine Konkurrenz zum staatlichen Definitionsmonopol darstellt, sondern eine für 
administrative und politische Akteure geeignete apodiktische und approbierte, wis- 
senschaftlich autorisierte Form annimmt. Die sozialwissenschaftliche Selbstdefini- 
tion kapitalistischer Gesellschaften wäre also staatlich organisiert. 

Eine solche Beziehung von staatlichen Instanzen und Sozialwissenschaften soll hier 
aber nicht als Subsumtion letzterer unter den Staat verstanden werden, so daß sie auf 
staatliche Hilfswissenschaften reduziert würden, sondern als eine Erweiterung des 
staatlichen Feldes um einen weiteren Kanal der gesellschaftlichen Willensbildung. 
Damit wird das staatliche Feld selbst transformiert. Die Auseinandersetzung von 
Intellektuellengruppen um die Bildung konsensrelevanter und damit praktischer Be- 
griffe des gesellschaftlichen Selbstverständnisses nehmen im staatlichen Feld die 
Form einer Konkurrenz an. Sie bedrohen das staatliche Definitionsmonopol gesell- 
schaftlicher Situationen und Entwicklungstendenzen nicht, sondern erweitern es um 
eine Vielzahl von möglichen Gesichtspunkten, Orientierungen, Optionen und Alter- 
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nativen. So können Sozialwissenschaften und Soziologie als Medien und Redegen- 
res aufgefaßt werden, in denen eine Vielzahl unterschiedlicher und gegensätzlicher 
Sozialwissenschaftlergruppen miteinander konkurrieren. In der Konkurrenz um Po- 
sitionen innerhalb der sozialwissenschaftliche Medien streiten sie sich gleichzeitig 
um ihre Stellung zu den staatlichen Entscheidungsinstanzen, um die Form der Rede- 
genres, die Begriffe der gesellschaftlichen Selbstbeziehung und die staatliche Ra- 
tionalität. 

Von einer Erweiterung des Staates soll hier, im Sinne Gramscis, deswegen gespro- 
chen werden, weil diese sozialen Auseinandersetzungen trotz der weitgehend staat- 
lichen Wissenschaftsorganisation in der Bundesrepublik einen ‘privaten’ Charakter 
haben. Die relevanten Begriffe des gesellschaftlichen Selbstverständnisses, die posi- 
tionale Konkurrenz und der soziale und theoretische Zusammenhang von Intel- 
lektuellengruppen hängen von der Initiative und Aktivität der professionellen Intel- 
lektuellen selbst ab, die diese sozialwissenschaftlichen Redegenres praktizieren. 
Soziologie als ein Kanal der gesellschaftlichen Willensbildung hat als solche keinen 
epistemischen Kern, der von der Vielzahl von sozialwissenschaftlichen Intellektuel- 
len akzeptiert werden könnte, sondern sie ist das Medium, in dem eine Reihe von 
Gesellschaftstheorien mit ganz verschiedenen ‘Gesellschafts’-Begriffen und -Empi- 
rien miteinander konkurrieren. Für das Selbstverständnis einer Gesellschaft ist es 
folglich von entscheidender Bedeutung, welche sozialwissenschaftlichen Konzepte 
sich gegenüber anderen behaupten, durchsetzen, verallgemeinern und die Form ih- 
rer Selbstbezüglichkeit, also den Prozeß ihrer ständigen Selbstveränderung organi- 
sieren. 

Die Entwicklung der sozialwissenschaftlichen Aushandlung von Gesellschaft und 
ihrem Selbstbezug ist in der Bundesrepublik, so soll im folgenden gezeigt werden, 
in den 50er Jahren in starkem Maße durch die Versuche sozialwissenschaftlicher In- 
tellektueller gekennzeichnet, Soziologie im staatlich organisierten Wissens- und 
Wissenschaftsfeld als eigenständige Disziplin und eigenes Redegenre durchzuset- 
zen. Diese Reorganisation des staatlich vermittelten Wissens der Gesellschaft über 
sich selbst in Form der Soziologie war in der konkreten historischen Konstellation 
der 50er Jahre, um die obige Frage nach der politischen Richtung der Soziologie 
aufzunehmen, progressiv. Der Vorgang der Bündelung der unterschiedlichen sozial- 
wissenschaftlichen Definitionsgewalten in einer homogenen universitären Diszi- 
plin verschob das sozialwissenschaftliche Wissenschaftsfeld in eine demokratische 
Richtung. Es läßt sich eine Bewegung von einer sozialhygienisch orientierten und 
disziplinär unterbestimmten zu einer schärfer profilierten und kritischen Disziplin 
ausmachen. 

Am Beispiel einiger sozialwissenschaftlicher Positionen der Nachkriegszeit soll 
zunächst gezeigt werden, wie Sozialwissenschaftler ihre Funktion zwischen Gesell- 
schaft und Staat bestimmten, um auf diese Weise den staatlichen Instanzen die Not- 
wendigkeit der Etablierung der Soziologie zu demonstrieren (1). Daraus ergaben 
sich als unmittelbar miteinander verknüpfte Desiderate die Nachwuchsrekrutierung 
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und die Formierung eines disziplinären Profils. Versuche, ein disziplinäres Profil 
zu entwickeln und sozialwissenschaftliche Konzeptionen zur Soziologie zu verein- 
heitlichen, wurden nun nicht, wie zu vermuten nahe läge, auf dem Gebiet wissen- 
schaftstheoretischer Präzisierungen unternommen, sondern nahmen die Form wis- 
senschaftspolitischer Auseinandersetzungen um die Professionalisierung an. Da der 
Durchsetzung des Diplomstudiengangs für Soziologie dabei eine Schlüsselfunktion 
zukam, soll dieser Vorgang in einigen Aspekten dargestellt werden (2). Erst nach 
einer Abgrenzung und Durchsetzung der Soziologie im Feld der universitären Dis- 
ziplinen begannen methodologische Diskussionen, die das gewonnene disziplinäre 
Feld stabilisierten und die Frage nach der politischen Orientierung zum Gegenstand 
offener Kontroversen machten. Sie können als eine Art Positivismusstreit avant la 
lettre bezeichnet werden (3). 


Soziologie galt im Nationalsozialismus als eine Disziplin zur Analyse der bür- 
gerlichen Gesellschaft. Diese wurde als Gegensatz zum Staat und durchzogen von 
gegensätzlichen und partikularen Interessen verstanden. Die nationalsozialistische 
Revolution sollte aber die Gesellschaft in den Staat als das umgreifende Allgemeine 
oder, weiter noch, in das Reich aufnehmen. Aus einer solchen Entwicklungsper- 
spektive ergab sich der Zwang, zu begründen, warum Soziologie überhaupt noch 
erforderlich war. Zunächst wurde als eine ihrer Funktionen die Erkenntnis der sozia- 
len Tendenzen und Gruppen angegeben, die sich der nationalsozialistischen Revolu- 
tion widersetzten. Weiter wurde die Notwendigkeit der Soziologie in der Informa- 
tion der Führungsstäbe gesehen. Die Soziologie sollte die sozialen Entwicklungen 
aller anderen Staaten wie des eigenen genauestens beobachten und die Ergebnisse 
der Führung als fundierte Grundlage von Entscheidungen zur Kenntnis bringen. 
Doch um die neuesten Entwicklungen in den verschiedenen Ländern überhaupt be- 
obachten zu können, müßte es eine universelle Soziologie geben, die methodisch in 
der Lage wäre, die dortigen Soziologien als Mittel zur Beobachtung des eigenen 
Staates wie anderer Staaten aufzufassen (Golopentia 1937, S. 22 ff.), 

Soziologie, so könnte man auf den ersten Blick glauben, wird hier von den Soziolo- 
gen selbst lediglich als untergeordnete Informationswissenschaft verstanden, die der 
nationalsozialistischen Führung nahelegen, ihre Nützlichkeit für das Regime anzu- 
erkennen. Doch einige bekannte Soziologen wollten offensichtlich mittels der So- 
ziologie die Entwicklung des nationalsozialistischen Regimes steuern. Soziologie 
als Medium der Information der Staatsführung und Feinderkennung wurde in dem 
Augenblick zu einer autonomen neben-staatlichen Definitionsgewalt und normativ 
verpflichtend, wo sie nicht nur die Entscheidungsgrundlagen erarbeitete, sondern 
auch die Rationalität des »Führertums« im Hinblick auf die Entwicklungsrichtung 
der nationalsozialistischen Revolution und die Volkwerdung berechtigt war zu un- 
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tersuchen (so Freyer 1935, S. 143). Darüber hinaus aber wurde sie als die Instanz be- 
stimmt, die längerfristig über die Führerauslese, also über die Rekrutierung der 
Funktionäre des Regimes, die Definition des Feindes, den Entwicklungsstand der 
Revolution und die Probleme der ‘Gesellschaft’ zu entscheiden haben sollte (vgl. 
Pfeffer 1939, S. 129 ff.). 

Die sozialwissenschaftlich-soziologische Forschung, durch ihre Aufgaben der In- 
formation und der Feinddefinition und -suche bestimmt, wird von nationalsozialisti- 
schen Soziologen regelrecht als ein Medium der öffentlichen Willensbildung konzi- 
piert. Eine objektiv arbeitende und weder »von den Interessenten und Kräften der 
einzelnen Sachgebiete, noch von den Auffassungen der jeweilig wechselnden Zu- 
sammensetzung des Regierungskörpers und Verwaltungsapparats« abhängige In- 
formationseinrichtung »ist vor allem in einem Staate erforderlich, der in seiner 
Grundanlage auf dem Führungssystem beruht und ein Korrektiv durch parlamen- 
tarische oder publizistische Einrichtungen nicht mehr vorsieht« (Ohlendorf 1945, 
S.534 f., vgl. auch Rammstedt 1986, S. 155). Gerade weil die sozialwissenschaft- 
liche Information der Staatsführung untergeordnet wäre, müßte sie von ihr in gewis- 
ser Weise unabhängig und an der Idee des Gemeinwohls orientiert sein. So läuft die 
von Ohlendorf vorgeschlagene verwaltungsunabhängige, laufende Beobachtung 
der Entwicklung, die die verschiedensten Probleme umfassend betrachten, die 
»Voraussetzungen einer regelnden Führung der einzelnen Sachgebiete« erkennen 
und die »Auswirkungen der staatlichen Maßnahmen« berücksichtigen können soll, 
auf eine Kontrolle und Orientierung der Staatsführung auf der Ebene systematischer 
Vorgänge hinaus (vgl. auch Golopentia 1937, S. 29). 

Mit der Ausbildung einer sozialwissenschaftlichen geregelten Willensbildung 
wurde die Notwendigkeit einer deutlich umrissenen wissenschaftlichen Disziplin 
eng verknüpft, damit »Vertreter ‘benachbarter’ Disziplinen« das mit der nationalso- 
zialistischen Machtergreifung einhergegangene Verschwinden der Soziologie nicht 
»zur Erweiterung ihrer eigenen akademischen Einflußsphäre sowie dazu (benützen 
könnten; A.D.), diese zum Soziologie-Ersatz zu erheben« (Golopentia 1937, S. 7). 
Es gab auch eine breite sozialwissenschaftliche Praxis (allein für das Amt Ohlen- 
dorf waren schätzungsweise dreitausend Personen sozialwissenschaftlich tätig; vgl. 
Rammstedt 1986, S. 156, zur Vielzahl der jeweils politischer Instanzen zugeord- 
neten sozialwissenschaftlichen Forschungsinstitute s. Klingemann 1986). Dennoch 
ist es unter dem Nationalsozialismus wegen der polykratischen Machtstruktur, die 
eine geregelte Willensbildung nicht zuließ, und der Auflösung eines deutlich um- 
rissenen Staatsgebildes nicht zur Ausbildung eines eindeutigen disziplinären Profils 
gekommen. 

Daß es unter dem Nationalsozialismus und als Ergebnis seiner Herrschaft diszi- 
plinäre Überlagerungen und Überschneidungen auf dem Feld einer potentiellen 
Soziologie gab, wurde in der Nachkriegszeit häufig erwähnt, wenn auch mit unter- 
schiedlichen Bewertungen. Carl Jantke faßte die »Hinwendung« von Soziologen 
zu Fragestellungen anderer sozialwissenschaftlicher Disziplinen »unter zum Teil 
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höchst merkwürdigen thematischen Bezeichnungen« und die »damit zusammen- 
hängende eigentümliche Neigung zum Überschreiten der Fachgrenzen« »als eine 
Flucht vor der sozialwissenschaftlichen Aktualität« und einen Verrat an der Wahr- 
heit auf (Jantke 1956, S. 27 £.). In demselben Vorgang sah Schelsky eine Form von 
innerem Widerstand, der es den Soziologen ermöglichte, unbehelligt ihre Fragestel- 
lungen weiter zu verfolgen (vgl. Schelsky 1950, S. 5 £.). Max Hildebert Böhm, einer 
der Betreiber einer nationalsozialistisch orientierten Soziologie, hielt die diszipli- 
näre Uneinheitlichkeit für ein Selbstverschulden der Soziologie, verursacht einmal 
durch eine »oft übertriebene Beteiligung jüdischer Elemente«, zum anderen durch 
ein »Übermaß an verwirrendem Methodenstreit und durch formalistischen Leer- 
lauf« (Böhm 1946. S. 1). 

Sternberger hingegen erklärte in seinem im Auftrag der Library of Congress ver- 
faßten und 1950 abgeschlossenen Überblick über den Stand der sozialwissenschaft- 
lichen Forschung und Lehre in der Bundesrepublik Deutschland das verwirren- 
de Bild der Sozialwissenschaften in Deutschland allgemeiner mit der historisch 
lange wirkenden Struktur des deutschen Universitätssystems. Der Grund für die 
Unübersichtlichkeit der Forschungspraxis in der Nachkriegszeit sah er darin, daß 
die Soziologie an den deutschen Hochschulen entweder keinen festen Platz in- 
nehatte oder untergeordnet war unter andere Disziplinen wie Ökonomie, Recht, 
Medizin, Theologie und Kulturanthropologie. Als Sozialwissenschaften nannte 
Sternberger Sozialphilosophie, Statistik und Soziographie, Soziologie, Sozial- 
psychologie und medizinische Soziologie, Sozialpolitik, Arbeitswissenschaft und 
schließlich die Analyse der öffentlichen Meinung. Diese Fächer waren seiner Mei- 
nung nach deswegen in verschiedenen Fakultäten untergebracht, weil die Anord- 
nung der Wissenschaften in Deutschland nicht vom »lebendigen Gegenstand, ja von 
der pragmatischen Funktion in der wirklichen Gesellschaft« ausging, sondern »tra- 
ditionellerweise durch die Kategorien und Methoden der Erkenntnis bestimmt wird« 
(Sternberger 1950, S. 2 f.). So stellte die traditionelle Wissenschaftsorganisation ein 
enormes Hindernis dar, »alle diejenigen Bemühungen zu sammeln, die mit oder 
ohne Willen das wirkliche gesellschaftliche Leben prägen, beeinflussen oder auch 
behandeln« (ebd., S. 6). Sternberger zitiert einen Brief von Alois Dempf, der als 
Berichterstatter an ihn schreibt: 

»... daß die Soziologie in Deutschland nur in Einzelköpfen existiert, daß sie praktisch eine verbotene 
Wissenschaft ist dank ihrer negativen Privilegierung mit fehlenden Lehrplänen und Prüfungsordnungen 
und der Schwierigkeit, eine neue Disziplin zwischen den Fakultäten zu plazieren« (ebd., S. 31). 
Während die meisten Sozialwissenschaftler aus dieser schwachen Stellung der 
Soziologie im universitären Fächerkanon die, wie noch gezeigt werden soll, nahelie- 
gende Schlußfolgerung zogen, sie zu stärken, sah Alfred Weber in jener von Stern- 
berger angesprochenen Universitätsstruktur eine der Ursachen für das Versagen der 
deutschen Intellektuellen vor dem Nationalsozialismus. In seinem Vortrag vor der 
Deutschen Hochschule für Politik 1950 betonte Weber, daß er die Sozialwissen- 
schaften historisch für eine Notlösung hält — Ergebnis der Flucht der Intellektuellen 
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aus der Politik angesichts der Bismarckschen Beseitigung der parlamentarischen 
Demokratie. 

»Dieses Absterben der politischen Wissenschaft ist die Konsequenz des Sieges des Machtgedankens ... 
Und wenn Politik als allgemeiner Gegenstand der Wissenschaft verschwand und sich in politisch aus- 
gerichtete Sozialwissenschaft kontrahierte, so war auch diese autoritär angekränkelt ... Für politisch 
interessierte Wissenschaftler blieb im ganzen allein der Weg in den Verein für Sozialpolitik. Wir wurden 
also Sozialwissenschaftler, Leute ohne politischen Einfluß, ohne Verbindung mit der politischen 
Praxis...« (Weber 1950, S. 5 £.) 

Der daraus folgende Mangel an politischer Bildung und die fehlende unmittelbare 
Verbindung der sozialwissenschaftlichen Intellektuellen mit »der Masse und der 
Straße« waren, Weber zufolge, schließlich die wesentlichen Gründe für den Sieg des 
»Autoritarismus« der Generäle und Hitlers (ebd., S. 6 f.). Aus dieser Kritik an der 
Soziologie als einer politisch unverbindlichen Wissenschaft hatte Weber schon un- 
mittelbar in der Nachkriegszeit die Konsequenz gegen eine institutionelle Stärkung 
der Soziologie gezogen. Sternberger berichtete, daß Alfred Weber unmittelbar nach 
dem Krieg die Zurücknahme der sozialwissenschaftlichen Fakultät in die philoso- 
phische Fakultät betrieb, um »den Anschluß an die Universalität der Geisteswissen- 
schaften, zumal an Philosophie und Geschichte, zurückzugewinnen, eine definitive 
Absonderung und »Pragmatisierung« ... zu hindern« (Sternberger 1950, S. 2). 
Weber stand der Soziologie als Disziplin und ihren Ordnungsvorstellungen kritisch 
gegenüber. Offensichtlich befürchtete er, sie würde die vorherrschende Tendenz der 
Rationalisierung und Vermassung eher noch stärken, und förderte deswegen eine 
Umorientierung hin zur politischen Wissenschaft. Demgegenüber setzten eine gan- 
ze Reihe von Sozialwissenschaftlern Konzeptualisierungsversuche fort, denen zu- 
folge die Soziologie als ein Kanal der politischen Willensbildung in ein geregeltes 
Verhältnis zur offiziellen Ebene der Politik gebracht werden sollte. Auch in der 
Nachkriegsdiskussion finden sich daher beide Komponenten der Selbstbegründung 
der Soziologie gegenüber staatlichen Instanzen: Die Selbstunterordnung der sozial- 
wissenschaftlichen Forschung mit dem Hinweis auf ihre Nützlichkeit für die Erhal- 
tung der Ordnung und einen stabilisierten Wandel gemäß staatlichen Imperativen 
und zugleich die implizierte Bindung staatlicher Politiken an sozialwissenschaftli- 
che Ordnungsvorstellungen. Mit dem von Sozialwissenschaftlern vorgetragenen 
Nachweis der Notwendigkeit ihres Wissenstyps für die staatliche Entscheidungsfin- 
dung und gesellschaftliche Reproduktion war meist der Hinweis auf den dringlichen 
Bedarf an sozialwissenschaftlichen Nachwuchskräften und daher eine Professiona- 
lisierung vor allem der Soziologie eng verbunden (vgl. zum folgenden auch Demiro- 
vic 1988). 

Am entschiedensten wird dieser Zusammenhang von Soziologie als staatlicher Be- 
ratungsinstanz, Normierung der politischen Willensbildung und Notwendigkeit der 
Professionalisierung von dem bis weit in die 50er Jahre einflußreichen Leopold v. 
Wiese vorgetragen und verbandspolitisch verfolgt. Er hatte bereits 1946 mit Hilfe 
seiner sehr guten amerikanischen Beziehungen die Deutsche Gesellschaft für Sozio- 
logie und die Kölner Zeitschrift für Soziologie wieder gegründet. v. Wiese hatte 
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dabei die Vorstellung, die von ihm als Gegenstandsbereich der Soziologie bestimm- 
ten zwischenmenschlichen Beziehungen als einen ordnungspolitischen Bezugs- 
punkt jenseits der Ismen von Liberalismus und Marxismus zu entwickeln (vgl. v. 
Wiese 1946, S. 30). Für ihn war die Zeit der allgemeinen Sklaverei der weißen Ras- 
se als irdisches Gesamtlos angebrochen, das seit den frühen 20er Jahren Europa wie 
eine Krankheit befiel. Die Krankheit wäre die allgemeine »Verknechtung des Men- 
schen durch abstrakte Zwänge«, seine Umwandlung »in eine Ziffer« und die Beerdi- 
gung seiner Seele unter Papier (Wiese 1946, S. 27), kurz der Kollektivegoismus und 
die Unwissenheit über die Quelle dieses Übels. Die sich daraus ergebende Aufgabe 
»für die kommenden Generationen ist die Ausdehnung altruistischer Denk- und Ge- 
fühlsweise auf die sozialen Gebilde« (ebd., S. 38). Verhindert werden soll die skiz- 
zierte bedrohliche Entwicklung durch einen gewaltigen sozialwissenschaftlichen 
Apparat, einen »weltlichen Vatikan«, der Praxis und Theorie der allgemeinen Ad- 
ministration miteinander verbände. Hier werde mit Hilfe der Soziologie als »Funda- 
ment der Regierungs- und Verwaltungskunst« (ebd., S. 35) ein Gesamtsystem der 
sozialen Prozesse erstellt, mit dem jede Gesetzesvorlage, Verordnung, Staatsvertrag 
etc. verglichen werden müsse. 

Soziologen kommt bei einer solchen sozialtherapeutisch orientierten, umfassenden 
Beratung und Planung also eine zentrale Aufgabe zu, geben sie doch politischen Ent- 
scheidungen als Experten die normativen Gesichtspunkte für das zwischenmensch- 
liche Zusammenleben vor. So ist es naheliegend, daß v. Wiese sich für die Einrich- 
tung eines eigenständigen sozialwissenschaftlichen Studiums stark machte, dessen 
Ausbildungsziel sich an der Berufslaufbahn des Sozialbeamten, Wohlfahrtspflegers, 
Fürsorgers, Gewerkschaftssekretärs etc. zu orientieren hätte (vgl. Wiese 1948, S. 
106). Die Sozialwissenschaften müßten vor allem 'aus dem sie beengenden traditio- 
nellen Rahmen einer ökonomisch orientierten wirtschafts- und sozialwissenschaftli- 
chen Fakultät befreit werden, die den Studenten mit überflüssigen Prüfungsanforde- 
rungen belaste. Seiner Meinung nach war es falsch, sozialethisch aufgeschlossene 
Studenten im Lesen von Bilanzen auszubilden. Denn nur von speziell ausgebildeten 
könnte erwartet werden, daß sie die »Notwendigkeit der Existenzerhaltung« des so- 
zialen Lebens als eigene Dimension verstünden und nicht auf ökonomie reduzierten. 
In einer einzurichtenden eigenständigen sozialwissenschaftlichen Fakultät würde 
sich demnach die Ordnung der Fächer umkehren müssen und Soziologie als die 
Grundlagenwissenschaft vom Zusammenleben der Menschen den Vorrang vor allen 
anderen Fächern haben. 

v. Wieses Konzeption einer von Soziologen überwachten und geplanten stabilen 
Entwicklung der Gesellschaft war einer Reihe anderer ‘'konservativer’ Soziologen 
‚gleichzeitig zu zentralistisch am Staat und zu fachspezifisch an einer formalen So- 
ziologie orientiert. Auf diese Weise konnte — so der Einwand — die Eigeninitiative 
ebensowenig berücksichtigt wie umfassendes empirisches Wissen erarbeitet und 
eingesetzt werden. Schelskys Planstaats-Konzept ging demgegenüber davon aus, 
daß der Staat nur eine geplante Ordnung setzt, in deren vorgesehenen Spielräumen 
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sich die freie Tätigkeit der Einzelnen entfaltet. Die Gesellschaft wird in eine Viel- 
zahl von planstaatlich organisierten Selbstverwaltungskörperschaften aufgeglie- 
dert, in denen sich das spezifische deutsche Freiheitsstreben als vorausschauende 
staatliche »Zucht und Planung« entfaltet (Schelsky 1947, S. 78; vgl. dazu Schäfer 
1988). Der Planstaat bestehe also darin, in einer Vielzahl von Selbstverwaltungsor- 
ganen die zukunftsbestimmende Eigeninitiative zu organisieren. Als eine dieser von 
privater Initiative getragenen, aktiven und planenden Körperschaften wird von 
Schelsky offensichtlich die Sozialforschung verstanden. Denn deren von politischen 
Kräften von außen betriebene Restaurierung, so läßt sich seine später vorgebrachte 
Kritik verstehen, muß die in ihr inkorporierten Elemente der Initiative und Planung 
ignorieren. Mit der Folge, daß der angewandten Soziologie eine eigene »soziale Po- 
tenz« fehlt, die es ihr unmöglich macht, die Rolle einer »echten ‘pouvoir neutre’ von 
Gewicht innerhalb der sozialen und politischen Auseinandersetzungen bei uns (zu) 
spielen« (Schelsky 1950, S. 6). Dafür sieht er zwei Gründe. Zum einen versuchen 
Politiker, die Ergebnisse der sozialwissenschaftlichen Forschung sich unmittelbar 
ihren politischen Zielen zunutze zu machen. Das ist teilweise auch den Soziologen 
geschuldet, die die Nützlichkeit ihrer Forschung für die Verwaltungspraxis anprei- 
sen. Damit gerät die Soziologie nicht nur unmittelbar in die politischen Spannungen 
hinein, sondern wird auch nur in dem Maße gefördert, wie von ihr entsprechende 
Ergebnisse erwartet werden können. Zum anderen ist die Orientierung der Soziolo- 
gie an kulturphilosophischen und vorrangig theoretischen Fragestellungen ein Hin- 
dernis für die Ermöglichung großer Forschungsprogramme, da sie das Bild prägten, 
das sich die »Vertreter anderer Wissenschaftsgebiete in Deutschland heute von So- 
ziologie« machten — und von denen meist die Förderung soziologischer Forschung 
abhinge. Das negative disziplinäre Bild blockiert darüber hinaus die Rekrutierung 
des sozialwissenschaftlichen Nachwuchses, weil dessen Existenz, soweit er im Be- 
reich der angewandten Soziologie tätig ist, von der »offiziellen Universitätswissen- 
schaft« gar nicht zur Kenntnis genommen wird. 


»Nehmen Sie allein die Tatsache, daß man zwar laut das Fehlen an soziologischem Nachwuchs beklag- 
te, daß aber praktisch kaum eine Möglichkeit vorhanden war, sich etwa an deutschen Hochschulen für 
Soziologie zu habilitieren, daß Dozenturen, Assistentenstellen usw. nur in einer im Verhältnis zu ande- 
ren Fächern verschwindenden Anzahl zur Verfügung standen.« (ebd., S. 10). 


Es mußte also ein Kampf um das Wissenschaftsbild der Soziologie geführt wer- 
den. In den Überlegungen von Otto Neuloh, Ende der 40er Jahre Schriftleiter der 
Sozialen Welt und Geschäftsführer und Abteilungsleiter der Sozialforschungs- 
stelle Dortmund (vgl. Weyer 1984, S. 207 ff.), ist jener Kampf eng verbunden mit 
einer allgemeinen Transformation des Wissenschaftssystems, mit der Eigeninitia- 
tive der Soziologen und schließlich einer an sozialhygienischen Ordnungsvorstel- 
lungen orientierten Umgestaltung der Gesellschaft. Da Neuloh zufolge andere Wis- 
senschaftszweige davon profitierten, daß es noch kein sozialwissenschaftliches 
Studium gäbe, forderte er eine Reform der Hochschulen im Sinne der Sozialwis- 
senschaften. Dabei ging der davon aus, daß es einerseits Studenten gäbe, die ein 
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Interesse an der Übernahme sozialer Verantwortung hätten und von einer »Grund- 
einstellung des Helfens und Heilens am Sozialkörper durchdrungen« wären (Neuloh 
1950, S. 95). Und er sah andererseits Gefahren aus Spannungen und unorganischen 
Entwicklungen zwischen Großbetrieb, Familienleben und Gemeinde entstehen. 
Entscheidend war seiner Meinung nach, »daß in den einzelnen Blutbahnen des ge- 
sellschaftlichen Lebens die sozial aufbauenden Stoffe und Kräfte sich durchsetzen« 
(ebd., S. 100 £.). Die Sozialforschung sollte aber nicht länger nachträglich »heilend« 
eingreifen, sondern antizipierend wirken und damit Mittel sparen helfen. Die Gesun- 
dung des gestörten Kreislaufs von Wirtschaft und Gesellschaft verschränkt sich mit 
der Aktivität von Sozialwissenschaftlern für Neuloh aber nicht nur dort, wo sie 
durch Forschung und Expertisen die Politik beraten, sondern mehr noch dort, wo sie 
selbst zu einer Erneuerung der Gesellschaft beitragen. Eine solche Erneuerung 
könnte nur von unten ausgehen. Und für eine solche ‘Basis’-Aktivität wären die 
Sozialwissenschaftler prädestiniert wegen ihrer augenscheinlichen Benachteili- 
gung. Gerade nämlich die Tatsache, »daß weder das Studiengebiet der Sozialwis- 
senschaften noch der berufliche Verwendungsspielraum von einem Uneingeweih- 
ten auch nur einigermaßen übersehen werden kann« und nur ein ganz kleiner Kreis 
von Eingeweihten in der Lage ist, »für Studium und Berufsmöglichkeiten einiger- 
maßen brauchbare Ratschläge zu geben«, könnte diesen Beruf attraktiv machen. Die 
Unbestimmheit »der Grenzen und Größenverhältnisse, die Zufälligkeit des Berufs- 
eintritts und der Berufslaufbahn, die Bedeutung persönlicher Initiative (bieten) dem 
Berufsanwärter eine in anderen Berufen nicht so ausgedehnte Chance, mit Beweg- 
lichkeit, Überlegung und persönlicher Haltung sich einen großen Wirkungsbereich 
zu schaffen« (ebd., S. 95). Es handelt sich um »Kampfberufe« — und Neuloh zitiert 
Ausführungen des Handbuchs der Berufe: »Das Studium dieser (sozialwissen- 
schaftlichen; A.D.) Berufe kommt nicht für diejenigen in Frage, die ein ruhiges 
Leben mit möglichst frühzeitiger Pensionsberechtigung führen wollen.« Obwohl 
Neuloh durchaus eine Vielzahl von Berufsmöglichkeiten in den Verwaltungen, im 
Bildungswesen, in den Betrieben etc. sah, schwebte ihm vor, daß nicht konventio- 
nell orientierte Sozialwissenschaftler diese Bereiche für ihre Qualifikation quasi erst 
erobern, damit aber gleichzeitig die jeweiligen sozialen Felder »im Sinn der Sozial- 
wissenschaften« transformieren sollten. 

Eine der wenigen abweichenden Positionen wurde — vor Rückkehr der Emigranten 
Ende der 40er Jahre, vor allem Horkheimers und Adornos - von Heinz Sauermann, 
dem Organisator des ersten Soziologentages nach dem Krieg in Frankfurt, vertreten. 
Er bestimmte die Funktion der Soziologie nicht sozialtherapeutisch, sondern durch 
ihre Rolle im demokratischen Prozeß. Seiner Meinung nach hatte sich die Soziolo- 
gie zusammen mit der modernen Demokratie und dem Öffentlichkeitscharakter des 
sozialen Bewußtseins entwickelt, das an die Einzelwissenschaften Anforderungen 
zur Lösung sozialer Probleme stellte. Die sozialwissenschaftliche Argumentation 
war also ein fester Bestandteil des öffentlichen Lebens, das »kritische Bewußtsein 
der Gesellschaft« (Sauermann 1949, S. 4). Insofern stellen die Sozialwissenschaften 
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eine Rationalisierung der Gesellschaft dar, die über die »Desillusionierung der 
sozialen Lebensbezüge« hinausgeht »zur bewußten Gestaltung der Gesellschaft« 
(ebd., S. 9). Gerade aber die Tatsache, daß Soziologie eine wesentliche Komponente 
einer demokratischen und planenden Öffentlichkeit sei, ließ es seiner Meinung nach 
als geradezu geboten erscheinen, dieses Fach nicht von anderen sozialwisenschaftli- 
chen Fächern durch Gründung sozialwissenschaftlicher Fakultäten zu isolieren, 
sondern es zu einem allgemeinen Bildungsfach zu machen und es im Rahmen der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultäten, wie in Frankfurt oder Köln, 
auszubauen. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß in der Nachkriegszeit die meisten Tätig- 
keitsdefinitionen, mehr oder weniger stark von sozialhygienischen Ordnungsvor- 
stellungen bestimmt, die Aufgabe von Soziologen in der Information, Orientierung 
und Normierung staatlicher Politiken sahen. Eine demokratische Verbindung der 
Wissenschaftler zur Bevölkerung, ein geregelter Wissensaustausch und eine wissen- 
schaftliche Bearbeitung von Alltagsvorstellungen wurden nicht erwogen. Die So- 
ziologen konzipierten ihre Praxis als Eigeninitiative, die als ein Element planstaatli- 
cher Steuerung eine systemisch stabile Entwicklung organisieren sollte. Mit anderen 
Worten, es handelte sich dabei um die Initiative von Experten, die mit ihrem Pla- 
nungswissen die Gesellschaft und die staatlichen Eingriffe steuerten, um aus der 
sozialen Frage resultierende Spannungen auszugleichen. Planung wurde als eine Er- 
weiterung des Staates vor allem durch den besonders durch Eigeninitiative gekenn- 
zeichneten autonomen Bereich der Wissenschaft konzipiert. Deswegen wurde die 
Einrichtung einer sozialwissenschaftlichen Ausbildung mit relativ festen Berufsaus- 
sichten ins Auge gefaßt, die die geregelte Rekrutierung einer ausreichenden Zahl 
von sozialwissenschaftlichen Experten mit einem aus Sozialtheologie und Abenteu- 
rertum kombinierten Persönlichkeitsprofil ermöglichen sollte. Die Institutionalisie- 
rung und Professionalisierung des Faches war also ein allgemein akzeptiertes Vor- 
haben. Doch mit Ausnahme v. Wieses hatten die meisten der bislang erwähnten 
Sozialwissenschaftler keineswegs eine entschiedene Vorstellung, wie die Soziolo- 
gie als eigenständigen Studiengang oder gar als eigenständige Fakultät zu etablieren 
sei. Den meisten schwebte wohl eher vor, sie im Rahmen der wirtschafts- und staats- 
wissenschaftlichen Fakultäten in enger Verbindung mit anderen sozialwissenschaft- 
lichen Fächern zu konsolidieren und nicht als Grundlage der Sozialwissenschaften 
zu privilegieren. 


u 


Die Soziologen der Nachkriegszeit haben meist eine Konzeption ihres Faches ver- 
folgt, die die Soziologie direkt zwischen einem interventionistischen Staatsapparat 
und einem unstrukturierten Wissenschaftsfeld verortete. Ihre Politik zielte gleicher- 
maßen auf eine Veränderung beider Pole: die der Staatsapparate, von denen ange- 
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nommen wurde, daß sie sich rationalisieren müßten, um sozialwissenschaftliche 
Forschungen initiieren und perzipieren zu können; die der Anordnung der wissen- 
schaftlichen Disziplinen zueinander. Weyers These, wonach die Soziologie dieser 
Zeit als ein Phantomfach bezeichnet werden muß, weil sie als »wissenschaftliches 
Fach ohne eigenes Praxisfeld konstituiert« wurde (Weyer 1986 b, S. 94), erscheint 
aus der hier entwickelten Perspektive eher als problematisch. Neben anderen Argu- 
menten führt Weyer als Begründung an die »Konstruktion eines disziplinären 
Selbstverständnisses trotz Nicht-Existenz einer diziplinären Struktur« und »das 
Postulat der Existenz einer genuin soziologischen Methode und eines spezifisch so- 
ziologischen Gegenstandes«. Weyer unterstellt dabei implizit, die Soziologie wäre 
tatsächlich in der Lage, eine integrale Theorie und einen integralen Forschungsge- 
genstand zu konstituieren. Wahrscheinlicher aber ist, daß die Soziologie nur ein Feld 
ist, in dem verschiedene, von Intellektuellen verfochtene Gesellschaftskonzepte sich 
unter Bedingungen der Konkurrenz aneinander abarbeiten und versuchen, eine pre- 
käre Vormachtstellung zu erlangen, die durch die Prozesse der Relevanzverschie- 
bung, des Themenwechsels, des Hervor- und Auftretens neuer Akteure ständig be- 
droht und verschoben wird. Pirker macht deswegen zu Recht auf die Tatsache auf- 
merksam, »daß mindestens zwei Generationen von Soziologen — das heißt eine 
ganze Kohorte von Ordinarien der Soziologie ihr Fach, Soziologie nämlich, gar 
nicht studieren geschweige denn abschließen konnten« (Pirker 1986, S. 224); und 
ebenso darauf, daß die Entwicklung »der universitären Institutionalisierung als 
Fach, die Zunahme der Lehrstühle und der Lehrenden, der Kampf um die Ressour- 
cen für Lehre und insbesondere für Forschung« - daß diese Entwicklung »nach dem 
Zweiten Weltkrieg keineswegs zwingend angelegt« (ebd., S. 225) und zu erklären 
wäre, 

Das Problem für die Sozialwissenschaftler der Nachkriegszeit war nicht der Mangel 
an theoretischen Konzepten, sondern deren uneinheitliche Vielzahl. Mit jedem die- 
ser sozialwissenschaftlichen Konzepte war gleichzeitig auch eine Vorstellung ver- 
bunden, wie die Soziologen mit ihrem Ideenkorpus Soziologie in der Wirklichkeit 
agieren und welche materielle Gestalt sie ihm geben sollten. Die Professionalisie- 
rung der Soziologie war der Versuch, das Wissenschaftsfeld im >Sinn der Sozialwis- 
senschaften< zu: transformieren und die Sozialwissenschaften als ein paradoxes 
Redegenre an der Grenze von Staat und Gesellschaft zu einem Medium der öffent- 
lichen Willensbildung zu vereinheitlichen und damit zu rationalisieren. Denn die 
Kristallisierung der Sozialwissenschaften um die Soziologie herum konstituiert ein 
homogenes Feld, in dem eine geregelte Konkurrenz von wissenschaftlichen Posi- 
tionen austragbar ist, in dem sich autoritative Personen, kanonisierte Wissensstan- 
dards und als evident geltende Ergebnisse herausbilden können, die ihrerseits der 
Orientierung und Bezugnahme der verschiedenen Akteure der Medien, Parteien und 
öffentlichen Verwaltungen dienen können. 

Das Fach entstand also nicht primär als Funktion der Lehre und der Erziehung, wie 
das von Kastendiek für die Entwicklung der Politischen Wissenschaft gezeigt wird 
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(vgl. Kastendiek 1987). Man könnte cher sagen, die Sozialwissenschaftler haben 
sich unter den Druck der Lehre gesetzt, um auf diese Weise das Problem des episte- 
mischen Charakters ihrer Disziplin zu lösen, der selbst Teil weiterreichender sozia- 
ler und politischer Ziele der Soziologen als gesellschaftlicher Akteure war. Die Aus- 
einandersetzung zwischen unterschiedlichen Professionalisierungspolitiken wurde 
zugleich zu einer Auseinandersetzung um die Hegemonie zwischen unterschiedli- 
chen Selbstdefinitionen der Gesellschaft. Dazu mußte aber auch ein Monopol sozio- 
logischer Definitionsmacht selbst erst etabliert werden, in dem die soziale Ausein- 
andersetzung um die Definition einen Bezugspunkt - die »Gesellschaft« - überhaupt 
erst finden konnte. Das geschah im Laufe der 50er Jahre vor allem durch die Ein- 
richtung eines soziologischen Studiengangs und der Diplomprüfungsordnung. 

Die Politik der Institutionalisierung und Professionalisierung verlagerte sich Anfang 
der 50er Jahre weitgehend aufeinen anderen Personenkreis und wurde vor allem von 
v. Wiese in Köln und den nach Deutschland zurückgekehrten Emigranten Hork- 
heimer, Adorno, Pollock und ihren Mitarbeitern am Institut für Sozialforschung 
(zu denen auch Heinz Maus gezählt werden kann) und schließlich von Stammer, 
Bülow und Lieber in Berlin verfolgt (vgl. zum folgenden auch Weyer 1984). 

Als Schlüssel zur Institutionalisierung der Soziologie wurde allgemein die Ausbil- 
dung des Nachwuchses und die Möglichkeiten eines eigenen sozialwissenschaftli- 
chen Abschlusses angesehen. Das Studium der Soziologie galt als sehr zeitaufwen- 
dig, da die zu belegenden Veranstaltungen über die Fakultäten verstreut waren und 
für Prüfungen nicht immer anerkannt wurden. Diese mußten meist im Rahmen der 
wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fakultät abgelegt werden, wo Soziologie 
zwar gelehrt, doch vor allem wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse verlangt wur- 
den. Ein schnelles oder gar ausschließliches Studium der Soziologie war unmöglich 
— und das alles angesichts der »schweren ökonomischen Kämpfe«, die den Studen- 
ten zwingen, »sein Studium so kompakt wie möglich zu gestalten, um schnell zu 
einer selbstständigen Existenz zu kommen« (Wanstrat 1950, S. 4). Zwar wurden an 
der FU bereits 1951 die Voraussetzungen für eine philosophische Promotion in So- 
ziologie geschaffen, doch galt diese Lösung als unbefriedigend, weil die Promotion 
ein Abschluß war, der vorrangig der innerakademischen Rekrutierung diente. Dar- 
über hinaus aber hatte mit einem solchen Provisorium die Soziologie noch immer 
keinen autonomen Status, sondern war weiterhin in die traditionelle Disziplinenein- 
teilung zwischen Wiso- und Philosophischer Fakultät eingeklemmt und damit fak- 
tisch weiterhin ein Aufbaustudium. So wurde in Berlin die Einrichtung eines Di- 
plom-Studienganges ins Auge gefaßt. 

Vor allem aber Horkheimer, Adorno und Pollock und die Mitarbeiter des Instituts 
für Sozialforschung hatten weiterreichende Vorstellungen. Das Institut war ein 
Lehrinstitut. Die Befähigung und Berechtigung zur Ausbildung von Studenten in 
Methoden der empirischen Sozialforschung, kombiniert mit philosphischen Kennt- 
nissen, wurde von Horkheimer und Adorno immer wieder emphatisch betont. Im 
Unterschied zu den meisten ihrer Kollegen haten sie nicht nur eine objektive soziale 
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Funktion der Soziologie vor Augen, sondern versprachen sich von einem eigen- 
ständigen Soziologiestudium auch eine demokratische Erziehungswirkung auf die 
Studenten. So war ihrer Meinung nach in der empirischen Forschungspraxis schon 
ein demokratisches Potential enthalten, da hier jede Stimme gleich viel galt. Zudem 
würde die Beschäftigung mit empirischen Daten und deren Interpretation zu einer 
Objektivierung gesellschaftlicher Prozesse zwingen und Vorurteile abbauen. Damit 
eine solche objektive Analyse aber ihrerseits soziale Entwicklungen nicht pragma- 
tisch auf sachliche Trends verkürzt und Soziologie auf administratives Beratungs- 
wissen zusammenschrumpft, sollte die »Jugend einmal das Glück einer nicht an 
Zwecke gebundenen Erforschung der Wahrheit erfahren« (Horkheimer 1951, S. 
379). Das Wissen um die Gesellschaft muß deshalb, ohne »die Eigenart der Fächer 
und Fakultäten im geringsten zu berühren«, mit »philosophischer Kenntnis im 
weitesten Sinn zusammenkommen« (ebd., S. 380). 

Bereits Ende 1952 wurde am Institut eine Prüfungsordnung für Diplom-Sozialwis- 
senschaftler konzipiert, und es bestand eine enge Kooperation mit v. Wiese, von 
dem eine Unterstützung erwartet werden konnte. Das gemeinsame Anliegen war, 
den Diplom-Studiengang zu einem offiziellen verbandspolitischen Ziel der DGS zu 
machen und damit auf die weitere Entwicklung eines einheitlichen soziologischen 
Studiengangs an allen Universitäten, die Einrichtung von Lehrstühlen und die 
Erweiterung ihrer Zahl Einfluß zu nehmen. Dennoch ist ein gewisser Vorbehalt am 
IfS gerade gegenüber bloß verbandspolitischen Zielsetzungen unübersehbar. Ein 
Soziologiestudium ohne kritische und fachübergreifende Orientierung wurde abge- 
lehnt. Im Zusammenhang der Vorbereitung einer Konferenz über die Lage der So- 
zialwissenschaften, auf der die DGS Vorschläge zur Einrichtung des soziologischen 
Studiums erarbeiten wollte, plädierte Maus für das Berliner Modell einer interfakul- 
tativen Zusammenarbeit und gegen die von Wiese ins Auge gefaßte Einrichtung 
einer sozialwissenschaftlichen Fakultät. Als Argument führte er an, daß die Einrich- 
tung der Soziologie als Fachdisziplin, so notwendig sie sei, eine Bedrohung für die 
Soziologie wäre, »wenn sie auf ein Fach hin ‘disziplinieren’ läßt« und die Theorie 
bereitwillig über Bord geworfen wird. »Wir müßten es erreichen, mit Hilfe der 
Studienordnung, sowohl ausgezeichnete Spezialisten zu erziehen ... wie sie zu- 
gleich lernen sollten, Zusammnhänge zu sehen, in unsere komplexe Kulturen ein- 
zudringen ...« (Maus an v. Wiese, 25.12.1952; A D). Die Soziologie als Disziplin 
führt Maus zufolge zu einer Verengung des wissenschaftlichen Horizonts ihrer 
Vertreter. Offensichtlich unterstützte Maus die Zielsetzung von Horkheimer, der die 
Soziologie in die Philosophische Fakultät eingliedern, dafür aber auch National- 
ökonomie in das Curriculum aufnehmen wollte - und die Möglichkeit der Kombina- 
tion beider Ausbildungsmerkmale: Spezialist und “Universalist’ also nur in der 
Philosophischen Fakultät gewährleistet sah. 

Hatte sich Horkheimer in seinen Formulierungen, wieweit die Einrichtung der 
Soziologie überkommene disziplinäre Grenzen und Fakultätsinteressen berühren 
und verletzen würde, sehr bedächtig gezeigt, so waren die Beiträge auf der Kölner 
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Konferenz im März 1953 meist sehr entschieden. Die Gefahr wurde beschworen, 
daß die Behauptung eines Katalogs alteingeführter Fächer zu einer »Versteinerung 
im Universitätsbetrieb« führe. In diese »konservative Fächerkombination« müßten 
die Sozialwissenschaften einbrechen (Wessels, Konferenz 1953, S. 12) und zu einer 
Förderung des gesamten Wissenschaftsbereiches und einer von hier ausgehenden 
Synthese beitragen (Specht, ebd., 16). »Die Universität soll den Wandlungen des 
Wissenschaftsbildes folgen.« (Wessels, ebd., S. 12) Gerade aber die Tatsache, daß 
die Sozialwissenschaften nicht als akademische Disziplin etabliert seien, führe dazu, 
daß solche Veränderungen des Wissenschaftsbildes nicht wahrgenommen würden. 
Denn solange sich die Institutionen der Sozialwissenschaften außerhalb der Uni- 
versität etablieren und »auf erwerbswirtschaftlicher Basis die Sicherung ihrer Exi- 
stenz gewinnen müssen«, gälten sie als pseudowissenschaftlich. Das könnte durch 
eine »Verbindung dieser Einrichtungen mit den Universitäten vermieden werden« 
(ebd., S. 15). 

Doch allen Aufforderungen zum Trotz wurde das Wissenschaftsbild der Soziologie 
durch die Diskussion in Köln nicht deutlicher. Über eine Addition der bekannten 
einzelnen Fächer kam die Bestimmung der sozialwissenschaftlichen Disziplin nicht 
hinaus. So wurde der Kreis dessen, was als Sozialwissenschaft zu gelten hätte, von v. 
Wiese in seinem Resümee durch die Fächer (Soziologie, Politik, Sozialpsychologie, 
Sozialpolitik, Anthropologie etc.) festgelegt, die eben noch nicht zum Kanon des 
etablierten universitären Wissens gehörten: 


»Bei unseren Vorschlägen kommt in der Hauptsache nur der engere Kreis, der zumeist jüngere 
Disziplinen umfaßt, in Betracht. Sie sind neben und teilweise in die seit der Antike gepflegten Fächer ... 
einzubauen.« (v. Wiese, ebd., S. 72) 


Auch wenn der wissenschaftstheoretische Status der Soziologie unklar blieb, einigte 
man sich auf eine Fachausbildung für angehende öffentliche oder private Sozial- 
beamte, die nach einem achtsemestrigen Studium ein Diplomexamen ablegen und 
den Titel eines »Diplom-Soziologen« verliehen bekommen sollten (vgl. ebd., S. 68). 
Die verbandspolitische Aktivität zur Durchsetzung eines Diplomstudiengangs be- 
schränkte sich weitgehend auf die Initiative v. Wieses und der Mitglieder des IfS 
(vor allem Adornos), die die Federführung bei der Abfassung der Prüfungsordnung 
auch nach der Kölner Konferenz innehatten. Denn für sie war eine einheitliche 
Soziologenausbildung der Schlüssel zu Integration der sozialwissenschaftlichen 
Fächer - »die Diplomprüfung stelle einen Versuch dar, das weit verzweigte Studium 
der Soziologie neu zu organisieren«, äußerte sich Horkheimer laut FAZ vom 1.12. 
1955 — und ein Mittel ihrer Durchsetzung als kohärente Wissenschaftsdisziplin. 
Adorno: »Wir müssen den Anschein der 2 Soziologien vermeiden, der wegen der 
Herkunft aus philosophischer und wirtschaftswissenschaftlicher Fakultät leicht ent- 
steht... Wir müssen den Nachweis der eigenen Wissenschaft erbringen.« (Sitzungs- 
protokoll 1953, S. 1). Soziologie als Wissenschaft durchzusetzen hieß also, den 
Nachweis der Wissenschaftlichkeit dadurch zu erbringen, daß sie über die Organisa- 
tion einer Prüfungsordnung vereinheitlicht würde. 
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In Frankfurt war diese Politik erfolgreich, insofern 1954 eine Diplomprüfungs- 
ordnung und ein soziologischer Studiengang in der Philosophischen Fakultät von 
der Landesregierung provisorisch für die Zeit von drei Jahren genehmigt wurde. Es 
gab jedoch drei entscheidende Hindernisse, die die Politik und Dynamik der Eta- 
blierung einer universitären Soziologie bremsten: Fakultätsinteressen, Widerstand 
in der DGS und mangelnde Berufsaussichten. 

Das erste Hindernis war die Konkurrenz der Fakultäten. Ein allzu entschiedenes 
Vorgehen der DGS würde, so die Sorge von Adorno, vor allem von den Wiso- 
Fakultäten als Affront und Eingriff in ihren Kompetenzbereich empfunden werden. 
Damit war die große Gefahr verbunden, daß der Studiengang Soziologie und seine 
Abschlußmöglichkeiten nur an einzelnen Universitäten etabliert würde. Studienlei- 
stungen und Abschluß würden nicht überall anerkannt und so die Attraktivität des 
Studiums selbst geschmälert. Im Unterschied zu Schelsky, der eher für eine Kon- 
frontation war, entschlossen sich Adorno und v. Wiese, den Frankfurter Entwurf 
einer Diplomprüfungsordnung als einen Entwurf der DGS zu verschicken und zu 
betonen, daß es sich um ein akademisches Examen, also um ein »Fakultätsexamen 
handelt, daß die Kompetenz zur Entscheidung bei den Fakultäten liegt, und daß 
abweichende Wünsche nach der besonderen Lage an den verschiedenen Univer- 
sitäten selbstverständlich berücksichtigt werden können« (Adorno an v. Wiese, 
3.2.1954; AD). Dieses Beharren auf einem bedächtigen Vorgehen war berechtigt, 
wie die negative Reaktion der am unmittelbarsten betroffenen Wiso-Fakultät in 
Frankfurt zeigte. 

Ein weiteres Hindernis erwuchs den Frankfurtern innerhalb der DGS aus der Politik 
Schelskys. Die Durchsetzung eines Diplomstudienganges hing in entscheidendem 
Maße davon ab, wieweit er von anderen Universitäten übernommen wurde. Denn 
nur dann war eine gewisse Attraktivität gegenüber den Studenten und eine positive 
Reaktion der Öffentlichkeit, sprich der diversen zukünftigen Arbeitgeber, zu erwar- 
ten. Außer in Frankfurt war die Genehmigung eines Diplom-Studiums 1954/55 nur 
in Berlin zu erwarten. Schelskys Politik verfolgte aus der Sicht Adornos und Stam- 
mers und Liebers in Berlin offensichtlich das Ziel, eine Ausbreitung des Diplom- 
Studiengangs zu blockieren: Schelsky setzte in der DGS einen neuen Beschluß 
durch, der die Einrichtung eines sozialwissenschaftlich modifizierten Studienganges 
im Rahmen der Wiso-Fakultäten mit dem Abschluß des Grades eines Diplom- 
volkswirts empfahl. Doch mußte Schelsky, wie er in einem Brief an Bülow ein- 
räumte, eine Niederlage hinnehmen, nachdem dieser Vorschlag von der Gesellschaft 
für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 1957 abgelehnt worden war und der ei- 
genständige Studiengang als einzige Alternative verblieb. 

Ein Grund für den hinhaltenden Widerstand Schelskys lag in seiner Ablehnung einer 
sozialphilosophisch orientierten Soziologie, die von seiten der an der Dortmunder 
Sozialforschungsstelle tätigen, häufig ehemals nationalsozialistischen Soziologen, 
zu denen er selbst im weiteren Sinne gehörte, als eine Bürgerkriegserklärung emp- 
funden wurde (vgl. Papalekas 1947), die sie ihrerseits mit einer Bürgerkriegspolitik 
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antizipierten (vgl. dazu Weyer 1986a). Schelsky zweifelte aber auch an der Behaup- 
tung der Frankfurter, daß ein zunehmendes Bedürfnis nach akademisch gebildeten 
Soziologen in der objektiven Entwicklung selbst begründet läge. Gemeint war mit 
dieser Entwicklung die Amerikanisierung und ihre negativen Auswirkungen. 

»Die negativen Aspekte dieser Entwicklung verkennen wir keineswegs, aber man kann ihr doch nicht 
passiv zusehen, ohne dafür Sorge zu tragen, daß sie wenigstens wirklich qualifizierte Menschen vor- 


finden wird. Jedenfalls, um die Berufschancen der Diplom-Soziologen würde ich mir wenig Sorge 
machen.« (Adorno an v. Wiese, 11.3.1954; AI) 


Im Unterschied zu diesem von Adorno propagierten Optimismus, über dessen Be- 
gründung noch zu sprechen sein wird, wurde der Sorge um die Berufsaussichten in 
der Diskussion zur Diplomprüfungsordnung auch von anderen Seiten Ausdruck 
verliehen. Die an der Diskussion beteiligten Sozialwissenschaftler äußerten daher 
häufig die Erwartung, das Juristenmonopol im höheren Verwaltungsdienst brechen 
zu können. Sie stützten diese Überlegung auf $ 19 des Bundesbeamtengesetzes, der 
auch die Zulassung von Bewerbern mit abgeschlossenem Studium der Finanz-, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften vorsah. Es fehlten aber noch die Ausfüh- 
rungsbestimmungen, die auf Länderebene festgelegt werden mußten. An diesem 
Punkt erwies sich auch der ansonsten erfolgreiche Vorstoß der Frankfurter bei der 
Schaffung eines Diplom-Studienganges schließlich als eine Falle. Denn auch sie 
hielten es für unwahrscheinlich, daß das Examen als Aufnahmebedingung für den 
gehobenen Verwaltungsdienst anerkannt werden würde, da es’eben kein staatliches, 
sondern ein akademisches war (so die Feststellung in einem Memorandum: N.N., 
Diplomprüfung für Soziologen, wahrscheinlich 1957; A II). Gerade also das Di- 
plomexamen, mit dessen Hilfe die Soziologie als epistemisches Feld konstituiert, 
homogenisiert und stabilisiert werden sollte, verstellte schließlich die Möglichkeit 
einer administrativen Berufslaufbahn. Während eine Umwandlung des Diplomexa- 
mens in ein Staatsexamen als wenig aussichtsreich galt und zu einem späteren Zeit- 
punkt versucht werden sollte, blieb das Drängen der DGS und der Vereinigung für 
die Wissenschaft von der Politik auf eine Präzisierung des $ 19 BBG ergebnislos, da 
das Bundesinnenministerium sich auf das Juristenmonopol festgelegt hatte (vgl. v.d. 
Gablentz an Plessner, 7.5.1957; AD. 

Doch nicht nur die Beamtenlaufbahn war vorläufig verstellt. Den in Frankfurt an 
der weiteren Entwicklung der Diplomprüfungsordnung Beteiligten, Horkheimer, 
Adorno und Helge Pross wurde von den Arbeitsämtern, Studenten und den ersten 
Absolventen signalisiert, daß die Möglichkeiten zu angemessenen Tätigkeiten auch 
deshalb eingeschränkt wären, weil Soziologen häufig als Sozialisten und Sozial- 
demokraten angesehen wurden (so die Warnung des Berufsberaters des Frankfurter 
Arbeitsamtes laut Protokoll einer Besprechung zwischen Horkheimer, Adorno und 
einigen Studenten am 20.2.1960; A II). Die Empfehlungen waren verschieden. Vor 
allem Adorno und Horkheimer betonten, das Institut müsse nun mit neuer Energie 
die Anerkennung des Soziologie-Diploms für die höhere Beamtenlaufbahn durch- 
setzen. Helge Pross hingegen warnte mögliche Aspiranten vor dem Studium der 
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Soziologie. Doch war diese Warnung selbst in gewisser Weise double-binding: Die 
Soziologieausbildung wäre keine Berufsausbildung, sondern eine Berufsvorberei- 
tung. Es existierten keine »festen Karrieren, keine sicheren Planstellen, keine fixier- 
te Besoldungsordnung ... wie in den traditionellen Berufen« (Helge Pross, Vortrag, 
1958, S. 5; A II). Deswegen käme es sehr auf die eigene Initiative an, die eigene 
Stelle auszubauen und Probleme zu sehen und zu bearbeiten. Das Studium der So- 
ziologie wäre riskant, und nur derjenige sollte es aufnehmen, der das Risiko nicht 
scheue und 

»wirklich von der Sache, die er studiert, und später praktisch bearbeite, gepackt ist, der sich ernstlich für 
die ungezählten gesellschaftlichen Probleme und ihre Erforschung bzw. ihre sachgemäße Regelung 
interessiert und dem der Gang der historischen und gesellschaftlichen Entwicklung nicht persönlich 
gleichgültig ist« (ebd., S. 6). 

Die Abschreckung war also gleichzeitig ein Appell an den risikobereiten und 
verantwortungsbewußten Studenten, mehr noch, der sozial verantwortungsbe wußte 
Student mußte sich fragen, ob er nicht zwangsläufig Konformist sei, wenn er nicht 
Soziologie studiere. Damit nahm Pross ein Argument wieder auf, das bei Neuloh 
zum ersten Mal aufgetaucht war, dem aber bereits Adomo eine kritische Stoß- 
richtung gegeben hatte. 

Die Soziologen mußten sich, so hatte Adorno argumentiert, keine Sorge um ihre 
Berufsaussichten machen, weil sie mit der historischen Entwicklung der Amerikani- 
sierung in gewisser Weise organisch verbunden seien: »In Amerika erwies sich die 
Notwendigkeit (der Soziologie; A.D.) für die Praxis tatsächlich nach Einführung 
durch die Hochschulen.« (Adomo laut Sitzungsprotokoll 1953, S. 2) Wenn die 
Soziologen aber den Bedarf an ihrem Wissen durch ihre Praxis selbst erst schaffen, 
dann sind sie von vorneherein nicht Vollstrecker einer naturwüchsigen Entwick- 
lung, in die sie gelegentlich bloß korrigierend eingreifen, sondern, gerade weil sie 
auf diesen Prozeß vorbereitet sind, auch Initiatoren des zukünftigen sozialen Ent- 
wicklungsprozesses. Gerade die Inkompatibilität von Bildungssystem und Arbeits- 
markt und die von den Studenten beklagte Diskrepanz zwischen den kritischen 
Studieninhalten und den realen Berufserfahrungen mußten, so kann Adorno verstan- 
den werden, ständig zu Eingriffen in die sozialen Entwicklungstendenzen ansta- 
cheln und ein Zeichen der weiterhin bestehenden und wünschenswerten Dys- 
funktionalität der Soziologie darstellen. Hier sei nur angedeutet, daß nicht zuletzt 
dieser Appell an das Verantwortungsbewußtsein der Studenten und die Akzentuie- 
rung der Soziologie als einer gesellschaftlich wenig erwünschten und nicht funk- 
tionalisierten Wissenschaftsdisziplin zwei der Hauptgründe für ihre Attraktivität in 
den 60er Jahren bildeten (so auch die These von Helga Krüger (1972, S. 134)). 


II 


Seit Ende der 40er Jahre standen die westdeutschen Sozialwissenschaftler vor einer 
Serie von strategischen Entscheidungen. Das Problem der Konstitution der Sozial- 
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wissenschaften als universitäre Disziplin wurde transformiert in das der Konstitu- 
tion der Soziologie. Der Versuch ihrer Einrichtung mündete in die Auseinander- 
setzung um eine Studienordnung. Die Studienordnung aber hatte ihrerseits einen 
deutlichen politischen Akzent, da sie nicht nur die theoretische, sondern auch die 
politische Ausrichtung des Wissenschaftsfeldes Soziologie festlegte. Die Durchset- 
zung einer soziologischen Prüfungsordnung konnte als eine strategische Entschei- 
dung über die Wissenschaftsdisziplin und deren soziale Entwicklungstendenz, damit 
aber auch als eine Entscheidung über die gesellschaftliche Entwicklung gelten. Das 
läßt plausibel erscheinen, warum Horkheimer und Adorno — gerade diejenigen also, 
die so viele Vorbehalte gegen Staat und Verwaltung einerseits, gegen die kapitali- 
stische Form gesellschaftlicher Arbeitsteilung und die mit ihr verbundene Verselb- 
ständigung von Expertenfunktionen andererseits hatten — einer auf den ersten Blick 
. so nebensächlichen Frage wie der Diplomprüfungsordnung eine relativ große poli- 
tische Bedeutung beimaßen und zu Protagonisten der Einrichtung der Soziologie im 
staatlich organisierten Wissenschaftsfeld und der Rekrutierung professioneller, 
sprich von den gesellschaftlichen Prozessen getrennter Intellektueller wurden. 

»Wir könnten uns sogenannte »kulturpolitische Verdienste« erwerben, wenn wir dagegen ankämpften, 
dass in Deutschland die Soziologie in Fakultäten gesperrt wird, die praktisch bloß Handelshochschulen 


sind. Und daß »Kulturpolitik« ein verballhornter Name für Politik ist, haben Sie selbst ausgeführt.« 
(Horkheimer an Adorno, 30.12.1955; A IL, VI2) 


Mittels des Diplomstudiengangs für Soziologen wurde die Soziologie als ein ‘lin- 
kes’ wissenschaftliches Redegenre Konstituiert. Das Wissenschaftsfeld wurde zu- 
gunsten der Soziologie reorganisiert und eine Vereindeutigung der disziplinären 
Grenzen der Soziologie gegenüber einem disziplinär unklareren, status-quo- und 
sozialtechnologisch orientierten, eher ökonomisch-juristisch geprägten sozialwis- 
senschaftlichen Ausbildungsprofil durchgesetzt. Die staatlich organisierte gesell- 
schaftliche Selbstverständigung konnte auf diese Weise gleichzeitig Fokus demo- 
kratisch orientierter, gesellschaftstheoretisch geschulter und kritischer, nonkon- 
formistischer Spezialisten werden. 

Sobald sich die Soziologie einmal als Disziplin konstituiert hatte, veränderte sich 
auch das Verhältnis der Soziologen zu ihr sehr schnell. Sie bekam als Wissenschaft 
eine solche Evidenz, daß sie praktisch durch sich selbst definiert wurde. 1958 wußte 
Dahrendorf noch nicht, was Soziologie eigentlich sei. Er wollte deswegen alle die als 
Soziologen ansehen, die ihre Tätigkeit als soziologische verstanden (Dahrendorf 
1958, S. 123). Demgegenüber konnte Lepsius 1961 bereits einen gewissen Abschluß 
der Neubegründung der Soziologie in ihrer Auseinandersetzung mit anderen 
Disziplinen feststellen (vgl. Lepsius 1961, S. 41). Aus seiner Sicht bestimmten nicht 
länger die unterschiedlichen Tätigkeiten der Soziologen den prekären epistemolo- 
gischen Status der Soziologie. Vielmehr müßten die beruflichen Möglichkeiten der 
Soziologen aus dem »Wissenschaftscharakter der Soziologie« entwickelt werden 
(ebd., S. 61). 

Offensichtlich war ein politischer Vorteil für eine progressive und deutlich demo- 
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kratische Orientierung der Soziologie errungen worden. Doch waren die strategi- 
schen Optionen, die zur Etablierung der Soziologie führten, in der Etablierung 
absorbiert worden und mußten auch konzeptionell vertreten und damit gefestigt wer- 
den. Gerade weil, wie eingangs angenommen, Gesellschaft keine Universalie ist, 
sondern sich aus sehr unterschiedlichen und antagonistischen sozialen Praktiken 
ergibt, wird auch die Soziologie als universitäre Disziplin kaum mit einer konkreten 
gesellschaftstheoretischen Position notwendig verbunden sein Können. In dem Au- 
genblick, in dem sie konstituiert ist, treffen die unterschiedlichen und möglicher- 
weise vagabundierenden Sozialtheorien aufeinander und müssen sich über das kol- 
lektive Imaginäre »Gesellschaft« ebenso einigen wie über die konkreten Regeln, 
nach denen diese Kontroversen und Aushandlungen weiterhin generiert und koor- 
diniert werden. Solange »die deutschen Soziologen der Gegenwart ... noch kaum als 
abgrenzbare Öffentlichkeit angesprochen werden« konnten, so Dahrendorf, war 
Kommunikation unter ihnen über Begriffe und Gesellschaftsmodelle unmöglich 
(Dahrendorf 1958, S. 121). Doch mit der Etablierung der Soziologie, die schon aufs 
engste mit politischen Positionen verbunden war, wurden nun, wo ein gemeinsamer 
disziplinärer Bezugspunkt bestand, die Auseinandersetzungen um die Form dieses 
Redegenres, die erlaubten Aussagen, die berechtigten empirischen Beobachtungen 
und die akzeptierten Begriffe unumgänglich, und es entspann sich eine Art Vorläu- 
fer des Positivismus-Streites. Er zeigt, wenn er auch im Vergleich zu den großen 
Themen der empirischen Studien und Diskussionen der 50er Jahre nur marginal ist, 
dennoch daß die Soziologie dieser Zeit weder einheitlich noch nur konformistisch 
war und sogar unmittelbar als ein Medium der politischen Willensbildung verstan- 
den und praktiziert wurde. 

Naheliegend erscheint, daß die Kontroverse zunächst auf methodologischem Niveau 
gesucht wurde, da auf dieser Ebene über die Konstruktion der Empirie, die Begriffe 
und die zu untersuchenden Gegenstände, also über die inhaltliche Orientierung der 
Soziologie gestritten, aber auch eine gewisse Gemeinsamkeit hergestellt werden 
konnte. So galt das Fehlen soziologischer Kontroversen als ein Zeichen des Kon- 
formismus. Kritisiert wurde, daß sich die unterschiedlichen und gegensätzlichen 
Interessen mit Hilfe wissenschaftlicher Argumente tarnten, die durch diesen Miß- 
brauch in der Öffentlichkeit zur Lüge würden. Notwendig wäre eine offene Austra- 
gung der wissenschaftlichen Gegensätze (vgl. Pross 1955, S. 714). Die methodologi- 
sche Kontroverse, die Pross für die »einzige echte Auseinandersetzung« hielt, sei 
zentral. Denn in ihr wird ihrer Meinung nach, in politisch neutralerer Form als in der 
Diskussion über den Marxismus, über die empirischen Methoden der Sozialfor- 
schung entschieden. Damit aber auch indirekt über den Gegenstand, der mit dem in 
den Hintergrund getretenen Marxismus selbst aus dem Blick geriet, die Situation 
nämlich der »wirtschaftlich, sozial und heute auch politisch schwächsten Schicht« 
und weiter über das Engagement der Soziologen für die Minderprivilegierten (vgl. 
ebd., 722). 

Pross suchte die methodologische Kontroverse, weil sie auf diese Weise die unter 
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dem Anschein wissenschaftlicher Neutralität verborgenen unterschiedlichen sozia- 
len Interessen zu offenem Auftreten zwingen wollte. Mit eher ‘wertkonservativen’ 
Argumenten griff hingegen Sontheimer den Konformismus der westdeutschen, 
pragmatistisch orientierten Soziologen (also vor allem Schelsky und die Mitarbeiter 
der Sozialforschungsstelle in Dortmund) an. Diese Soziologen seien wegen ihrer 
ordnungspolitischen Ziele konformistisch. Mit den Werten von Harmonie und 
Gleichgewicht der Gesellschaft hätten sie nur das Funktionieren der Gesellschaft als 
Ganzes zum Ziel. Als Sozialingenieuren obliege es ihnen, die als bloße Funktion der 
Gesellschaft, und deshalb als endlos formbar, angesehenen Individuen an die Ent- 
wicklungen der Gesellschaft anzupassen (vgl. Sontheimer 1956). 

Schließlich kritisiert Tietgens (vgl. 1957, S. 59) die Affinitäten dieser Ordnungsvor- 
stellungen und des methodischen Programms einer pragmatischen und positivisti- 
schen Soziologie zum Faschismus. Diese Art von Soziologen muß sich von dem 
imponieren lassen, was ist, und bestehendes Verhalten zur Norm des zukünftigen 
machen. Aufgrund ihrer Methodologie und deren politischer Konsequenzen trügen 
Soziologen wesentlich bei zum Ruin der Demokratie. Die Ergebnisse ihrer Arbeit 
warnten die politische Führung vor für ihre Herrschaft problematischen Entwick- 
lungen. Sie lieferten die von der Führung benötigten Informationen, um ihr Vorbeu- 
gemaßnahmen und Anpassungen an »sentimentale Bedürfnisse« (ebd., S. 59) zu 
ermöglichen. So würde die politische Führung nicht sachlich über Motive der Be- 
völkerung informiert und zur Auseinandersetzung mit ihnen gezwungen, sondern 
befähigt, sie zu manipulieren. Damit verschärfe die Soziologie aber die aufgrund der 
hochgradigen Arbeitsteilung entstandene Distanz der Menschen von den politischen 
Entscheidungszentren, die Unübersichtlichkeit, das Ohnmachtsgefühl und schließ- 
lich das Desinteresse, fördere also die Entmündigung der demokratischen Kontrol- 
leure der politischen Führung. 

Mit seiner Kritik am Etatismus der Soziologie verbindet Tietgens den Vorschlag, die 
Soziologie sollte sich an der gesellschaftlichen Willensbildung orientieren. Danach 
ist Soziologie einerseits ein Medium der kritischen Bewußtseinsbildung der Men- 
schen; andererseits impliziert die Entwicklung der Soziologie die Entfaltung einer 
Demokratisierung der Gesellschaft, weil die Führungsgruppen sich ihrerseits de- 
mokratisieren, wenn sie sich bereit finden, Kritik und Korrektur von der Soziologie 
als einer Instanz zu akzeptieren, »die sich außerhalb des Herrschaftsapparates be- 
findet« (ebd., S. 54). 

Verfolgt man also die Entwicklung der Soziologie in Deutschland seit den 30er 
Jahren, so läßt sich beobachten, wie die Soziologie um staatliche Entscheidungszen- 
tren gravitiert. Die Sozialwissenschaften sind während aller Phasen in unterschiedli- 
chem Maße Teil des Staates. In den Kontroversen um die Konstitution der Soziolo- 
gie, die ich hier nachgezeichnet habe, konnte aufgrund einer Reihe günstiger 
Umstände und der geschickten Politik einiger Akteure die Soziologie als eine 
demokratische Wissenschaft etabliert werden. Dies aber hat Rückwirkungen auf den 
Staat selber. Denn es wurde damit gleichzeitig das staatliche Wissensfeld rationali- 
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siert und demokratisiert. Die etablierte Soziologie wurde zur Basis eines relativ 
breiten und demokratischen Konsenses unter Sozialwissenschaftlern, aber auch zur 
Basis neuer Polarisierungen. Wenn die Soziologie ihren Teil zur Demokratisierung 
politischer Entscheidungen beitrug, so tat sie es doch im Rahmen der herrschenden 
Arbeitsteilung und stärkte die Verwaltungsrationalität und die Herrschaft von Ex- 
perten. Nur allzu leicht — so mußte jedenfalls einer der Protagonisten dieses Prozes- 
ses, Adorno, befürchten — konnte sie selbst eine der Formen verdinglichenden Wis- 
sens werden. Denn auch sie war nur ein Moment der widersprüchlichen Bewegung 
des Fortschritts und immer noch Teil politischer Herrschaft, so daß keineswegs fest- 
stand, ob sie, wenn schon »verändernde gesellschaftliche Praxis die Form der Poli- 
tik« annehmen muß, eine »Politik zur Abschaffung der Politik war« oder zu deren 
Festigung beitrug (Adorno an Horkheimer, 25.10.1957; ATI, V12). 
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Sighard Neckel, Jürgen Wolf 

Die Faszination der Amoralität 

Zur Systemtheorie der Moral, mit Seitenblicken 
auf ihre Resonanzen 


Zusammenfassung: Die offenkundige Attraktivität der Luhmannschen Systemtheo- 
rie gerade auch für »linke« Intellektuelle besteht nicht zuletzt in der erklärten 
Abstinenz der Theorie von jeder moralischen Gesellschaftskritik. Im Zentrum des 
Aufsatzes steht deshalb eine Auseinandersetzung mit der systemtheoretischen Sozio- 
logie der Moral. Es zeigt sich, daß die Luhmannsche Moraltheorie ihrem Anspruch, 
eine Soziologie der Moral mit moralfreien Begriffen zu formulieren, nicht gerecht 
wird, weil sie sich ihren eigenen historischen Voraussetzungen gegenüber indiffe- 
rent zeigt. Die Luhmannsche Moraltheorie bringt letztlich ihren soziologischen Ge- 
genstand, den sozialen Gehalt der Moral, zum Verschwinden. Sie gerät zur hand- 
lungsentlastenden Institution, die dem ‘moralischen Minimalismus’ (post)moderner 
Lebensformen zum theoretischen Ausdruck verhilft. 


Manche Theorien erreichen im Zuge ihrer Ausarbeitung plötzlich einen Populari- 
tätsgrad, den man ihnen von der Diktion ihrer wissenschaftlichen Aussagen her 
eigentlich gar nicht zugetraut hätte. In den Siebziger Jahren wanderten Autoren wie 
Derrida, Foucault und Lyotard vom philosophischen Seminar aus in das allgemeine 
intellektuelle Zeitbewußtsein ein, um nach und nach auch rechtsrheinisch eine Ge- 
meinde zu bilden, die akademische Zirkel bald übersprang. Wie unlängst die fran- 
zösischen Dekonstruktivisten, so erfährt heute Niklas Luhmann die Segnungen einer 
gesteigerten Aufmerksamkeit der gebildeten Stände und manch einer aus deren Mit- 
te verfällt nach dem Signifikantentaumel des Poststrukturalismus sogleich in den 
Komplexitätsrausch der Systemtheorie. Wohlgemerkt: Es handelt sich hier eher um 
eine intellektuelle Stimmungslage, die sich durchaus nicht schon in ‘Schulen’ ver- 
festigt haben muß, um als Indikator eines veränderten intellektuellen Selbstver- 
ständnisses gelten zu dürfen. 

Luhmanns Hauptwerk »Soziale Systeme« blieb als sperriger Theoriekoloß zunächst 
eher auf die Rezeption Eingeweihter beschränkt. Spätestens mit dem Erscheinen der 
»Ökologischen Kommunikation« aber hat die Systemtheorie einen Durchbruch im 
Milieu der kritischen Intelligenz erfahren, der mittlerweile auch die Resonanz der 
allgemeinen Theorie sozialer Systeme erheblich gesteigert hat. Systemtheoretische 
Kategorien sickern seither immer häufiger in die Theoriesprache ‘linker’ Sozialwis- 
senschaftler ein, autopoietische Freundeskreise organisieren sich, und selbst in den 
Reihen der links-ökologischen Opposition wird gefragt, ob nicht »eine Grüne Partei 
die Systemtheorie braucht« (Haupt 1987). 
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Die Zeiten, in denen die Systemtheorie mit leichter Hand als Sozialtechnologie er- 
ledigt werden konnte, sind allerdings auch endgültig vorbei. Nicht dem Primat der 
Bestandserhaltung zeigt sie sich nach ihrer ‘autopoietischen Wende’ verpflichtet, 
sondern dem Offenhalten von Kontingenzen, von denen Luhmann annimmt, daß sie 
im Zuge einer ungesteuerten sozialen Evolution Paradoxien erzeugen, auf welche 
die Gesellschaft am besten im Bewußtsein ihrer eigenen Kontingenz reagieren soll- 
te. Nicht technokratische Formierung der Gesellschaft dient der Systemtheorie als 
Leitbild, sondern Komplexität und die Relevanz von Differenzen, die allerdings im 
Rahmen einer polyzentrischen Gesellschaft für sinngebende Einheit nicht mehr sor- 
gen könnten. Luhmann erscheint heutzutage als illusionsloser Aufklärer über eine 
komplexe Welt, der Unsicherheiten selbst dort noch in Umlauf bringt, wo andere 
verbissen auf ihren Idealen bestehen. So bescheiden wie umfassend wird formuliert, 
daß die Soziologie zunächst ihre Beschreibungsfähigkeit der Gesellschaft zu steig- 
ern habe und sich zu diesem Zweck moralischen Werten nicht verpflichten könne. 
Die Systemtheorie verspricht, der Soziologie wieder eine Supertheorie zu bieten, in 
der sowohl gesellschaftliche Totalität wie empirische Details formulierbar sind. Sie 
behauptet, selbst noch das »Versagen der Soziologie« soziologisch erklärbar zu 
machen (vgl. Luhmann 1986b: 69, FN 33) und bläst damit zugleich zum neuen 
Aufbruch in einer Wissenschaft, in der man froh zu sein scheint, unbehelligt von 
»kulturalistischen< Trübungen endlich wieder in der klaren Luft rationaler Argu- 
mente Fern- und Nahsichten auf die Gesellschaft gewinnen zu können. 

Gerade die Distanz der Systemtheorie zu jeder Moral einer Gesellschaftskritik ist es, 
die sie für die linke Intelligenz interessant werden läßt. Dies muß nur dann paradox 
erscheinen, wenn man vergißt, wie schwer das moralische Erbe einer kritischen 
Theorie der Gesellschaft sowohl auf deren Analysen lastete wie auf der Identität 
derjenigen, die sich als intellektuelle Kritiker verstanden. Das Problem einer mora- 
lischen Überlastung von Wissenschaft und Identität will die Systemtheorie für sich 
nämlich gerade gelöst haben — versteht sie sich doch als frei von normativen Prä- 
suppositionen und entledigt sich erklärtermaßen jedes moralischen Standpunktes in 
der und über die Gesellschaft. Dieses Selbstverständnis müßte eigentlich vom klas- 
sischen Typus des kritischen Intellektuellen als Provokation erfahren werden. Doch 
sollte man sich nicht täuschen lassen. Die Entmoralisierung der Theorie findet heute 
durchaus ihre Entsprechung im Milieu linker Intellektueller selbst, in dem sich - sei 
es im Zuge der Enttäuschungsverarbeitung, sei es als notwendige oder bequeme 
Entlastung - ein allgemeiner Affekt gegen das “Moralisieren’ sozialer Probleme und 
subjektiver Ansprüche verbreitet hat. Eingebettet in derart atmosphärische Schwin- 
gungen ist die Systemtheorie dabei, andere Paradigmen in das Feuilleton zu drän- 
gen, sich selbst dort interessant zu machen und darüber hinaus ihren semantischen 
Siegeszug durch die Fakultäten anzutreten. 

Dem intellektuellen Selbstverständnis zu Ehren wollen wir allerdings die zuneh- 
mende Beliebtheit des Bielefelder Denkens nicht umstandslos dem intellektuellen 
Befinden oder gar dem akademischen Distinktionsverlangen zuschlagen. Die Theo- 
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rie selbst verdient vielmehr eine genauere Prüfung, und wahrscheinlich eignet sich 
kein Thema besser für eine Rückfrage an das intellektuelle Selbstverständnis als 
eben das der Moral. Es könnte nämlich sein, daß sich zumindest in den Konsequen- 
zen des systemtheoretischen Moralverständnisses Hinweise zur Erklärung jenes 
intellektuellen Zeitgeistes ergeben, den wir als die Faszination der Amoralität be- 
zeichnen wollen. 

Im folgenden stellen wir die Konstitutionselemente der Systemtheorie der Moral dar 
und versuchen uns an einer kritischen Würdigung. In der Auseinandersetzung mit 
Luhmann steht man allerdings leicht als Antiquitätenhändler da. Wir werden daher 
zunächst die Konsistenz der Theorie selbst prüfen und sie auf ihre unausgesproche- 
nen bzw. unberücksichtigten Voraussetzungen hin befragen!. Dabei geht es nicht 
darum, Luhmanns Theorie der Moral im Sinne irgendeines anderen Moralbegriffes 
zu kritisieren. Vielmehr sollen ihre eigenen Ansprüche, auf die sich der intellektuelle 
Zeitgeist heute gern beruft, daraufhin untersucht werden, ob sie wissenschaftlich 
eigentlich einlösbar sind. Die moralischen Schlußfolgerungen freilich sollten In- 
tellektuelle dann besser für sich allein ziehen. 


Luhmanns Systemtheorie der Moral 


Bei aller Differenz teilt Luhmanns Theorie der Moral mit den Arbeiten so unter- 
schiedlicher Autoren wie etwa Durkheim, Parsons, Horkheimer oder Habermas den 
grundlegenden Ausgangspunkt der Analyse: Moral liegt der Soziologie nicht als 
Problem der Bewertung ethischer Prinzipien vor, sondern als eine in ihren Ursachen, 
Bedeutungen und Funktionen zu analysierende soziale Tatsache. Ihre Existenz ist 
mit anderen Worten selbst erklärungsbedürftig. Gegenstand einer Soziologie der 
Moral kann demnach zunächst nur die Frage sein, welche sozialen Erfordernisse 
Moral in der Gesellschaft überhaupt hervorbringen. Durkheim (1977) und Parsons 
(1986) versuchten sich in jeweils unterschiedlicher Weise an dem Nachweis, daß 
rationales Handeln in Gesellschaften einer nichtrationalen Grundlage in Form eines 
kollektiv geteilten Wertekonsenses bedürfe; Horkheimer (1968) dagegen sah das 
Problem der Moral erst in den Grundzügen der bürgerlichen Gesellschaft mit dem 
Auseinanderfallen von allgemeinen und besonderen Interessen begründet, und Ha- 
bermas (1985a) schließlich begreift Moral als anthropologisch verankerte und kom- 
munikativ ausgebildete Struktur soziokultureller Lebensformen, durch die sich Indi- 
viduierung und Vergesellschaftung in ein komplementäres Verhältnis bringen. 

So sehr Luhmanns Theorie an die Fragestellung zumindest der soziologischen Klas- 
siker Anschluß hält, so entschieden anders führt er seine Theorie der Moral dann aus 
— mit dem erklärten Ziel, die Lösung der ‘klassischen’ Theorien zu »verbessern« 
(Luhmann 1978: 45). Weder soll die Faktizität der Moral — wie bei Durkheim und 
Parsons — die generelle Bestandsvoraussetzung und -garantie gesellschaftlicher 
Normalität darstellen, noch muß von Moral — wie bei Horkheimer und Habermas? — 
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immer auch in normativ gehaltvoller Weise gesprochen werden. Zum Status der 
Moral in der gesellschaftlichen Kommunikation läßt Luhmann wissen: »Die Moral 
befaßt sich nicht mit normalen, sondern mit pathologischen Fällen« (1986a: 260); 
und explizit nimmt er für seine Analyse in Anspruch, »das Faktum Moral mit 
moralfreien Begriffen zu begreifen« (1978: 43). 

Zweierlei ist damit gesagt: Zum einen hält Luhmann nicht — wie Durkheim — Moral 
für das konstituierende Element von Sozialität schlechthin (vgl. etwa Durkheim 
1977: 439 f.). Moral steht für Luhmann in der Gesellschaft für den Fall von Stö- 
rungen bereit, und zwar immer dann, wenn Kommunikationen die ihnen innewoh- 
nende Gefahr des Anschlußverlustes in einer bestimmten Weise aktualisieren. Die 
Technik der »Moralisierung«, im Luhmannschen Sinne die Bewertung des Handelns 
oder Unterlassens mit moralischen Codes, zielt dann darauf, im Stadium problema- 
tisch gewordener Kommunikationen jene Komplexitätsreduktion zu erbringen, »die 
die Verhaltensmöglichkeiten der Beteiligten aufein für das System erträgliches Maß 
an Varietät zurückschneidet« (1972: 62). Die Gesellschaft allerdings ist — »zum 
Glück«, wie Luhmann sagt — »keine moralische Tatsache« (1984a: 318). Sie ist 
schlicht die »Gesamtheit aller erwartbaren Kommunikationen« (ebd., 535) und Mo- 
ral ist ihr als funktionale Codierung implementiert. Daraus folgt die Begründung für 
Luhmanns zweite Behauptung. Denn betrachtet man Moral als eine Codierung’, die 
unbeschadet aller denkbaren Wertinhalte funktionale Leistungen dafür erbringt, daß 
der vorgängige Fluß von Kommunikationen nicht abreißt, enthebt sich der Soziolo- 
gie der Notwendigkeit, diese Codierung normativ qualifizieren zu müssen, um sie 
als eine moralische auch erkennen zu können. Dies besorgen die an den Kommuni- 
kationen jeweils Beteiligten schon selbst; der Soziologe hat darüber allenfalls Buch 
zu führen. In dieser entnormativierten Sichtweise der Moral, die nicht auf deren 
“Moralität’, sondern Faktizität abstellt (nun wiederum Durkheim vergleichbar und 
von Horkheimer und Habermas deutlich zu unterscheiden), beschränkt sich Luh- 
mann allerdings nicht auf den Nachweis des Funktionsmodus der Moral. Auch für 
ihn will der Grund der Moral selbst erst noch erklärt seint. 

Das zentrale Problem, das den Grund der Moral bezeichnen soll, stellt sich für 
Luhmann ganz im Sinne seiner theoretischen Ausgangsprämisse als Problem sy- 
stemischer Kommunikation. Soziale und psychische Systeme, Gesellschaft und 
Personen, bilden jeweils geschlossene Einheiten, was aus der Differenz ihrer unter- 
schiedlichen Operationsformen erklärt wird. Während soziale Systeme auf Kom- 
munikation beruhen, verarbeiten psychische Systeme Bewußtsein (vgl. 1984: 142). 
Untereinander und im wechselseitigen Bezug bilden psychische und soziale Syste- 
me jeweils Umwelten füreinander, da sie »autopoietisch« alle Elemente, die sie für 
ihre Reproduktion benötigen, auch selbst herstellen. Weil sie somit füreinander opak 
bleiben und gleichwohl aufeinander angewiesen sind, müssen in Kommunikationen 
Bedingungen geschaffen werden, die die »Interpenetration« zwischen Systemen wie 
Personen ermöglichen (vgl. 1984a: 317 f.). Kommunikationen aber sind Selektionen 
(ebd., 66), und so können auch deren Verknüpfungen, die ja selbst wiederum Kom- 
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munikationen darstellen, nur selektiv verfahren. Sollen nun Kommunikationen in 
und zwischen sozialen oder psychischen Systemen nicht rettungslos dem Dilemma 
der doppelten Kontingenz verfallen, müssen Verfahren entwickelt werden, mit de- 
nen die Selektivität der jeweiligen Kommunikationen in die Selektivität jeweils 
fremder Erwartungen eingebaut werden können. Indikator für den akzeptablen Ein- 
bau fremder Erwartungen in die eigene Selektivität von Erwartungen ist Luhmann 
zufolge in der personalen Kommunikation der Ausdruck von Achtung, mit dem 
signalisiert wird, daß sich die Verknüpfung der Kommunikationen im gegenseitigen 
Einverständnis vollzieht: »Mit Achtung (...) soll eine generalisierte Anerkennung 
und Wertschätzung gemeint sein, mit der honoriert wird, daß ein anderer den Er- 
wartungen entspricht, die man für eine Fortsetzung der sozialen Beziehung voraus- 
setzen zu müssen meint« (1984a: 318). 

Nun stellt sich in komplexen Gesellschaften das Problem, daß die Zuteilung von 
Achtung nicht den Inkonsistenzen beliebiger Kommunikationen überlassen werden 
kann. Achtungswerte — dies stellt Luhmann als stabilitätsgefährdend dar (vgl. 1978: 
48) - fluktuieren in der Gesellschaft und beschwören damit genau jene Problematik 
der Kontingenz herauf, die mit gesicherten Achtungsbedingungen doch bewältigt 
werden sollte. Komplexe Gesellschaften bilden daher um der erhöhten Anschluß- 
fähigkeit von Kommunikationen willen spezielle Codierungen aus, deren Rege- 
lungsleistungen um so höher sind, je erfolgreicher die Komplexität von Kommuni- 
kationen durch die Ausbildung »binärer Schematisierungen« (1984a: 317) reduziert 
werden kann. »Die Sonderfunktion der Moral« (ebd.) ist es, jene binäre Schemati- 
sierung bereitzustellen, die sowohl systemische wie personale Kommunikationen 
verknüpfen kann. Wenn sich die Bedingungen des wechselseitigen Ausdrucks von 
Achtung in binären Schematisierungen (gut/schlecht, gut/böse) generalisieren las- 
sen, kann Luhmann zufolge von Moral gesprochen werden. Der Grund der Moral 
liegt also in dem kommunikativen Erfordernis des Erwerbs und der Aufrecht- 
erhaltung von Achtung. Achtung ist das »generative Prinzip der Moral schlechthin« 
(1978: 51), und Moral bezeichnet nichts anderes als »die Bedingungen, unter denen 
Personen einander und sich selbst achten bzw. mißachten können« (1984a: 121). 
Moral knüpft somit die Formen der Interpenetration von Personen an Bedingungen, 
die gleichfalls für die Interpenetration sozialer Systeme gelten. Sie bindet personale 
Kommunikationen an den Code eines gemeinsamen Sozialsystems zurück, bedient 
damit beide Arten von Interpenetration in einem und wird zur Struktur psychischer 
und sozialer Systeme zugleich (1984a: 323). 


Eine moralfreie Theorie der Moral? 
Mit dieser Begriffsfassung glaubt Luhmann den Gefahren einer Moralisierung der 


soziologischen Moraltheorie entgangen zu sein. Gegen »Moraltheorien, die sich mit 
der Moral selbst zu indentifizieren suchen« (1978: 62) versteht er Moral ja schlicht 
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als »Codierung«, die sich aber als solche nur dann adäquat beschreiben läßt, wenn 
sie nicht mit den »Programmen«‘, d.h. den jeweiligen »Erwartungsordnungen« 
(1984a: 432) verwechselt wird, welche nur historisch, kulturell und sozial verschie- 
den ausfüllen, was Moral als binäre Codierung universell bereitstellt. Gerade auf- 
grund dieser vermeintlichen normativen Voraussetzungslosigkeit der Systemtheorie 
meint Luhmann einen Vorteil gegenüber etwa der Kritischen Theorie beanspruchen 
zu können, die, da »handlungsnah, aber realitätsfern«’7, noch nicht einmal zur Be- 
schreibung der Gesellschaft tauge, geschweige denn zu einer Kritik, die mehr sein 
kann als bloß die »Versuchung, mit dem Gegner auf relativ einfache, nämlich 
moralische Weise fertig zu werden« (1978: 22). Schauen wir die Systemtheorie der 
Moral aber genauer an, lassen sich einige Bedenken anmelden, ob Luhmann eigenen 
Ansprüchen genügt und damit theoretisch etwa auch gegen das gefeit ist, was er 
anderen zum Vorwurf macht: statt einer Soziologie der Moral bestenfalls eine Ethik 
zu formulieren und dabei unbeschen den Standpunkt der Moralisten zu übernehmen, 
ohne deren Begriffe aber selbst noch erklären zu können (vgl. jüngst Luhmann 
1987: 26). 

Augenfällig ist nämlich, daß Luhmann in seinem Versuch, eine allgemeine Theorie 
der Moral zu formulieren, ganz eindeutig auf eine Instanz Bezug nimmt, die er- 
hebliche Zweifel an der normativen Voraussetzungslosigkeit und mithin dem Allge- 
meinheitsanspruch der systemtheoretischen Moralkonzeption aufkommen läßt: die 
Person. Moral - so ist schon gesagt worden - regelt den Erwerb von Achtung in 
Kommunikationen. Achtung aber — so Luhmann ausdrücklich — »wird personen- 
bezogen zugeteilt« (1984a: 319). Entscheidend ist nun ein historisches Argument. 
Gleichwohl Luhmann für ältere Gesellschaften auch »Gruppenzugehörigkeiten als 
Voraussetzung für Achtung/Mißachtung« (ebd.) konstatiert und in seinem Aufsatz 
zur Soziologie der Moral für segmentäre Gesellschaften eine Form der Moral be- 
schreibt, die an der Systemgrenze ihre kommunikative Konkretion erreicht (vgl. 
1978: 78), so hält er in seinem als »Supertheorie« entworfenen Grundriß einer 
allgemeinen Theorie sozialer Systeme doch ausdrücklich daran fest, daß Achtung 
als symbolische Generalisierung »auf die Person zielt« und an ihren Grenzen sich 
Moral jeweils konkretisiere (1984a: 319). Auch zielt die Zuteilung von Achtung 
oder Mißachtung immer schon auf »die Person als ganzes« (ebd.), womit sich nicht 
nur die Effekte von Handlungen, sondern auch deren Intentionen in die Zuteilung 
von Achtung oder Mißachtung eingeschlossen finden. Die »Sozialdimension« von 
Sinn wiederum soll sich — zumindest in einem evolutionär frühen Gesellschaftssta- 
dium — als solche der Moral beschreiben lassen (1984a: 119 ff.), was äußerst proble- 
matisch noch dann bleibt, wenn man dieser Aussage den eigentümlichen Sinnbe- 
griff Luhmanns (zur Kritik: Lohmann 1987) selbst zugrundelegt. Sinn nämlich 
bezeichnet für Luhmann jene Selektion der Wirklichkeit, die angesichts einer 
unendlichen Vielfalt des Erlebens und Handelns auf weitere Möglichkeiten des je 
konkreten Erlebens und Handelns verweist und diese laufend aktualisiert (1984a: 
92 ff.). Sinn bestimmt sich also aus der Differenz von Faktizität und appräsentierten 
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Möglichkeiten und verweist somit auf weiteren anschlußfähigen Sinn — wobei 
allerdings Bedeutungen scheinbar gar keine Rolle mehr spielen. 

Luhmanns eigene Aussagen zur gesellschaftlichen Evolution von Sinn (vgl. 1984a: 
Y8ff.) lassen nun aber seinen generalisierten Sinnbegriff ebenso fragwürdig er- 
scheinen, wie sie auf seine Moraltheorie bezeichnend zurückweisen. Denn für seg- 
mentäre Gesellschaften und für das Europa vor dem 12. Jahrhundert spricht Luh- 
mann davon, daß es »universale Dingschemata« seien, die den Kommunikationen 
für Sinnbezüge zur Verfügung gestanden hätten. Symbolische Dingschemata aber 
verflüssigen die Weltwahrnehmung gerade nicht auf Möglichkeitshorizonte. In 
ihnen gilt die Welt als fraglose Realität, deren ‘Sinn’, wie Luhmann selbst her- 
vorhebt, nicht »verstanden« werden will, sondern nur »benutzt« werden kann (ebd.). 
Solange symbolische Ordnungen auf Verstehensprozesse sozial nicht angewiesen 
sind, bedürfen sie vor allem keiner Rückbezüglichkeit auf Personen, durch welche 
laut Luhmann aber Moral gerade geprägt ist. Reflexivität gewinnen Sinnbezüge in 
Luhmanns eigener Feststellung erst »seit dem späten Mittelalter« (1984a: 99), mit 
den Keimen einer »Geselischaft, in der private Ziele und allgemeiner Nutzen 
auseinanderfallen« (1986b: 60) — genau zu dem Zeitpunkt also, an dem konkurrie- 
rende Theorien wie etwa die von Horkheimer die gesellschaftliche Evolution von 
Moral überhaupt erst ansetzen (vgl. Horkheimer 1968: 71). Trotz einer vergleich- 
baren historischen Interpretation kommt Luhmann jedoch zu dem entgegengesetz- 
ten Schluß: Mit dieser Zeitmarke ist für ihn nicht das Entstehen von Moral, sondern 
der Beginn des Prozesses angezeigt, in dem Moral zur Selbstbeschreibung der Ge- 
sellschaft immer weniger taugt. 

Die Bindung von Moral an Achtung und von Achtung an Personen reizt in der über- 
historisch-universellen Fassung der Systemtheorie zum Widerspruch. Es spricht 
nämlich einiges dafür, daß diese Bedingungskonstellation nicht universell gilt, son- 
dern ein Produkt der historischen Evolution ist. Nicht allein die jeweiligen »Pro- 
gramme« von Achtungsbedingungen wären demnach historisch Kontingent, wie 
Luhmann annimmt, sondern die Codierung von Achtung und Mißachtung selbst — 
setzt sie doch erklärtermaßen einen auf Personen zurechenbaren Bezug von Kom- 
munikationen voraus, der sich aber über die Ausbildung eines Individualitätsbe- 
wußtseins erst evolutionär hat herausbilden müssen. Luhmann, sich dieses Problems 
scheinbar bewußt, versucht es damit zu umgehen, daß er von einer »selbstreferen- 
tiellen Binnenrelationierung« (1978: 81) der Moral — einer Unterscheidung von 
Handlung und Person, Effekt und Intention - im Zuge ihrer Emergenz spricht, wo- 
durch Moral auf Personen erst bezogen werden könne. Abgesehen davon, daß diese 
evolutionäre Sichtweise in den »Sozialen Systemen« nur im historisch unspezifi- 
schen, allgemeinen Gewand wieder auftaucht (vgl. 1984a: 320), bleibt der entschei- 
dende Einwand, daß Luhmann seinem Moralbegriff damit nur eine Bestimmung 
nachschiebt, die schon von vorneherein in diesen selbst gehört hätte, sich dann aber 
nicht für den Zweck des Begriffs in der eigenen Theorie eignen könnte: nämlich eine 
allgemeine Theorie der Moral zu begründen. 
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Will man von Moral - falls überhaupt - in universell gültigen Kategorien sprechen, 
eignet sich der Bezug auf personale Achtung oder Mißachtung gerade nicht. Binäre 
Schematisierungen von »gut« und »böse; schlecht«, die sich als moralisch verstehen 
ließen, knüpfen geschichtlich an eine Vielzahl von Symbolisierungen an, für die die 
Bewertung personal zurechenbarer Kommunikationen oftmals gar keine Bedeutung 
hat. Dafür lassen sich in der Sozialanthropologie und Gesellschaftsgeschichte, in der 
Ethnologie und Kulturwissenschaft eine Fülle von Belegen finden. Die indische 
Kastengesellschaft etwa mißachtet nicht den Paria, denn der Begriff der Mißachtung 
impliziert ja schon einen Anspruch auf Achtung, den der Paria aber gar nicht erheben 
kann. Sie verachtet ihn vielmehr — und dies aufgrund seiner durch Geburt ererbten 
Stellung, nicht aufgrund der Form seiner mit Sinn geladenen und von anderen be- 
werteten Kommunikationen (vgl. Lenski 1973: 372 ff., Moore1982: 87 ff.). Auch 
die von Ethnologen beschriebenen Systeme der Verteilung von Statustiteln folgen 
anderen Gesetzen als jenen, die Luhmann apostrophiert. Achtungsbedingungen, die 
in Statusordnungen immer mit eingefaßt sind, sind teils ausschließlich genealogisch 
fundiert und aktualisieren sich in der Ehre der agnatischen Gruppen (vgl. etwa 
Bourdieu 1976). Oder aber sie finden ihre Grundlage in mythisch-religiösen Typo- 
logien, für deren Leitfunktion der Statusverteilung das tatsächliche Sozialverhal- 
ten der spirituell privilegierten Gruppenmitglieder wiederum gerade unerheblich ist 
(vgl. Geertz 1987: 160 £f.) — was zweifellos eine entscheidende Differenz zu den mo- 
derne Regeln des Ausdrucks von Achtung und Mißachtung darstellt. Diese Diffe- 
renz aber (und um Differenzen, nicht um Identitäten bemüht sich die Systemtheorie 
ja erklärtermaßen) würde eingeebnet, beschriebe man etwa mythische und moderne 
Regeln der Achtung und Mißachtung gleichermaßen als moralisch, wie es Luhmann 
tut, wenn er etwa den Mythos als »Achtungskonserve« (1978: 78) bezeichnet und 
Achtung dabei an Moral bindet. Achtung erweist sich in segmentären Gesellschaften 
jenseits jeder Moral. Deren Titelsysteme, die Achtung verleihen, sind in diesem 
Sinne a-moralisch, und man würde ganz im Luhmannschen Verständnis von Sinn 
als »Verweisung« diese symbolischen Ordnungen völlig mißverstehen, unterlegte 
man ihnen retrospektiv einen (nämlich moralischen) Sinn, der ihnen selbst in funk- 
tionalistischer Hinsicht gar nicht zukommt, weil er auf den differentiellen Mög- 
lichkeitsraum von Handlungen nicht verweist. Vergleichbares läßt sich übrigens 
auch noch für Gesellschaften sagen, in denen zugeschriebene Standesrechte den 
Modus der Achtung festlegen. Auch hier finden die Kommunikationen über Ach- 
tungsbedingungen ihren Referenzpunkt nur insoweit in zurechenbarem Verhalten, 
als dieses sich im Ehrenkodex vorab bestimmter Positionen bewegt. Daß die ererbte 
Stellung jede Moral limitiert und die Mitglieder von Standesgruppen damit der 
Moral auch gerade enthoben sind, hätte in einer Evolutionstheorie der Moral zumin- 
dest vermerkt werden müssen. 

Moral stellt nicht die Codierung aller Regeln Achtung und Mißachtung dar, sondern 
eine der in sich wiederum unendlich variablen Codierungsregeln, deren Spezifik von 
Luhmann hätte erklärt werden müssen. Stattdessen unterschiebt er den Codierungen 
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von Achtung und Mißachtung selbst dort noch einen »moralischen« Sinn, wo dies 
nach seinem eigenen Moralbegriff unsinnig erscheinen muß. Die Spezifik von Mo- 
ral zu erfassen hieße allerdings, in der Erklärung über den Verweis auf deren funk- 
tionale Leistungen hinauszugehen. Da die Funktion der Verteilung von Achtung in 
der Gesellschaft auch von anderen Codierungen übernommen werden kann, muß 
Moral einen Sinn über die bloße Verteilung von Achtung hinaus haben, um von 
anderen Codierungen unterscheidbar zu sein. Diesen Zugang aber verstellt sich Luh- 
mann mit seinem bloß »prozessuralen« Sinnbegriff (1984a: 135), der auf Bedeutun- 
gen nicht angewiesen sein will, selbst. Den sozialen Sinngehalt von Moral zu erfas- 
sen verlangte nämlich, ihren historischen Ort und die besondere Problematik zu 
beschreiben, aus der heraus Moral ihren evolutionären Ursprung nahm. Diesen Weg, 
den vor ihm Horkheimer in der Erklärung von Moral gegangen ist, will Luhmann 
allerdings meiden. Er generalisiert, was historisch erst geworden ist und verfällt 
damit genau jenem Fehler, den er der humanistischen Tradition vorwirft: historisch 
vorfindbare Moralkonzeptionen unzulässig zu verallgemeinern. Denn indem er ein 
nicht immer schon existierendes »Programm« der Moral zur Grundlage aller mögli- 
chen Codierungen nimmt, generalisiert er eine von Normen zweifelsfrei schon 
hochgradig gesättigte Kategorie: Achtung. Luhmann spricht dies im Grunde selber 
aus, wenn er anführt, daß Achtung in Interaktionen voraussetzt, daß ego den Kom- 
munikationspartner alter nicht nur als alter, sondern eben auch als alter ego aner- 
kennt (vgl. 1978: 46). Diese Form der Anerkennung ist aber selbst schon Resultat 
eines moralischen Lernprozesses, der dem Begriff der Moral nicht generalisierend 
vorausgesetzt werden kann. (Nach der Kohlbergschen Stadienlehre der Moralent- 
wicklung jedenfalls befände sich Luhmanns Moralbegriff schon in etwa auf der 
dritten von sechs möglichen Stufen der Moralentwicklung: auf jenem ‘konven- 
tionellen’ Niveau nämlich, das durch die Geltung interpersoneller Übereinstimmung 
gekennzeichnet ist; (vgl. Colby/Kohlberg 1986: 145 ff.). 

Luhmann erfüllt damit einen Anspruch seiner eigenen Theorie nicht, von dem er 
selbst als dem »entscheidenden Argument« (1978: 43) spricht: eine Soziologie der 
Moral mit moralfreien Begriffen zu formulieren, Moral ohne normatives Vorver- 
ständnis zu beschreiben (ebd., 53). Stattdessen nimmt seine Theorie genau an jenem 
philosophischen Ort Platz, den Luhmann rhetorisch immer verschmäht hat und wo 
wir ihn jetzt im Kreise anderer freundlich begrüßen dürfen: dem Humanismus der 
Moderne. Doch bevor wir darlegen wollen, wie der nur halbherzige, weil selbstne- 
gatorische Bezug auf die humanistische Tradition bei Luhmann letztlich dazu führt, 
deren Motive theoretisch verwesen zu lassen, wollen wir auf mögliche Alternativen 
innerhalb der Luhmannschen Moraltheorie aufgrund ihrer eigenen Aussagen auf- 
merksam machen. 
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Alternativen in der systemtheoretischen Moralkonzeption 


Die zentrale Inkonsistenz der Luhmannschen Moraltheorie — dies sollte bisher 
verdeutlicht werden — läßt sich in folgender Alternative fassen: Entweder ist Moral 
eine generelle Struktur sozialer Systeme, dann aber kann nicht »Achtung der Grund 
der Moral« (Luhmann 1978: 48) sein. Oder aber Achtung ist tatsächlich der Grund 
der Moral, dann aber kann von Moral als einer Struktur sozialer Systeme nicht gene- 
rell gesprochen werden. Die erste Alternative verweist auf Durkheim, der die Auf- 
fassung von der Universalität der Moral in noch weitaus stärkerer Form teilte, Moral 
aber nicht mit der Funktion verband, die Zuteilung von Achtung in der Gesellschaft 
zu regeln. Durkheim spricht von Moral als »sozialer Tatsache sui generis« vielmehr 
im Sinne obligatorischer Verhaltensregeln, die außer durch ihren Verpflichtungs- 
charakter noch dadurch gekennzeichnet sind, daß sie als erstrebenswert gelten, d.h. 
im Kontext der jeweiligen symbolischen Ordnung als »gut« bezeichnet werden 
können (vgl. Durkheim 1976). Moral gibt sich Durkheim zufolge an den Folgen 
ihrer Verletzung zu erkennen: Wo immer die Sanktion einer Handlung nicht aus der 
Handlung selbst entspringt (wie etwa beim Verletzen technischer Regeln), sondern 
aus der die Handlung ächtenden Regel, kann vom Bestand einer Moral (und damit 
auch von Gesellschaft) gesprochen werden (ebd., 93 f). Nicht Achtungsregeln, son- 
dern Sanktionsregeln sind es demzufolge, die Moral konstituieren. Diese Regeln, 
deren ursprüngliche Formen religiösen Inhaltes sind und sich als >Heiliges< konsti- 
tuieren, entspringen zwar den Interaktionen in und zwischen sozialen Gruppen, 
zielen aber nicht auf die Wahrung personaler Achtung, sondern auf die Wahrung des 
Bestandes von Sozialität selbst— und zwar in Form der Tabuisierung jener religiösen 
Glaubensinhalte, in denen die Gesellschaft sich selbst symbolisch gedacht hat (vgl. 
Durkheim 1984, insb. 285 ff.). Die Wahrung personaler Achtung dagegen kann mit 
Durkheim als ein sehr spätes Ergebnis der moralischen Evolution gelten, das dann 
zutage tritt, wenn die Individualität selbst »heilig« wird, d.h. Unverletzlichkeit und 
Würde gewinnt (vgl. Durkheim 1976: 112 ff.). Durkheim bezeichnet diese Stufe der 
moralischen Evolution als »das soziale Bewußtsein der europäischen Völker« (ebd.) 
seiner eigenen Zeit. Er versteht damit als evolutionär, was bei Luhmann schon in den 
allgemeinen Begriff der Moral eingelassen ist. 

Horkheimer wiederum, um die zweite Annahme der Luhmannschen Moraltheorie 
zu reformulieren, will erst auf der Grundlage eben dieses sozialen Bewußtseins 
überhaupt von Moral reden (vgl. Horkheimer 1968). Im Unterschied zu Durkheim 
liegt für ihn das entscheidende Kriterium von Moral nicht in deren (vorherrschend 
religiösem) Sanktionscharakter, sondern in der bewertenden Zurechnung von Hand- 
lungen auf sozial atomisierte Subjekte. Eine derartige Zurechnung konnte historisch 
jedoch erst von der Erschütterung eben jenes religiösen Autoritätsprinzips ihren 
Ausgang nehmen, in dem Durkheim die früheste Manifestation von Moral über- 
haupt sah. In der geschichtlichen Entwicklung folgt die Moral auf das Prinzip der 
Autorität, weil Moral ein Problem formuliert, das — Horkheimer zufolge — in vor- 
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bürgerlichen Gesellschaften gar keinen Bestand haben konnte: die Vereinbarkeit 
von allgemeinen und besonderen Interessen. 

»Zwischen dem freien Wettbewerb der Individuen als dem Mittel und der Existenz der Gesamtge- 
sellschaft als dem Vermittelten besteht keine vernünftige Beziehung. Der Prozeß vollzieht sich nicht 
unter der Kontrolle eines bewußten Willens, sondern als Naturvorgang. Das Leben der Allgemeinheit 
ergibt sich blind, zufällig und schlecht aus der chaotischen Betriebsamkeit der Individuen, Industrien 
und Staaten (...) Der Einzelne, ganz von der Sorge um sich selbst und das ‘Seine’ in Anspruch 
genommen, fördert daher das Leben des Ganzen nicht bloß ohne klares Bewußtsein, sondern er bewirkt 
durch seine Arbeit außer dem Glück der anderen auch noch ihr Elend (...) Der Gedanke an die 
Allgemeinheit läßt sich in kein eindeutiges Verhältnis zur eigenen Arbeit bringen. Dieses Problem, das 
nur die Gesellschaft selbst durch planmäßiges Einbeziehen jedes Mitglieds in ihren bewußt geleiteten 
Arbeitsprozeß vernünftig lösen könnte, taucht in der bürgerlichen Epoche als Konflikt im Innern ihrer 
Subjekte auf« (Horkheimer 1968: 76 £.). 

Moral stellt sich für Horkheimer als transistorisches Phänomen von Gesellschaften 
im Stadium ihrer bürgerlich-kapitalistischen Organisationsform dar. In moralischen 
Regeln verkörpert sich deren besondere Problematik: Ihren inneren Zusammenhang 
nur noch als Versuch einer gleichsam nachträglichen, in das Bewußtsein der einzel- 
nen Subjekte hineinverlagerten Synthetisierung per se atomisierter Handlungen ge- 
winnen zu können und dabei notwendigerweise scheitern zu müssen. Insofern for- 
mulierten — wie Horkheimer an Kants Morallehre demonstriert — die moralischen 
Ideen der bürgerlichen Epoche zwar deren zentrales Problem, gaben aber mit dem 
voraussetzungslosen Verweis auf die Haltung des einzelnen die falschen Bedin- 
gungen für dessen Lösung an. 

Luhmanns auf persönliche Achtung zielender Moralbegriff wäre demnach ebenso 
wie die Theorien der Moralisten als eine Variante der aufklärerischen Moraltheorie 
zu lesen, die sich aber theoretisch nicht den Bedingungen ihrer Möglichkeit versi- 
cherte. Für Luhmann nämlich ist Moral eine zwangsläufige Strukturbildung sozia- 
ler Systeme und allein deren jeweilige »Programme« setzt er kontingent. Die histori- 
sche Entwicklung zeigt aber, daß die (ganz im Sinne Luhmanns!) »moralische« und 
systemische Evolution nicht notwendig, sondern selbst nur kontigent parallel laufen, 
wie das heute noch die Phänomene einer »halbierten Moderne« etwa in Südafrika 
belegen oder es der deutsche Faschismus grausam demonstrierte. Solche Zeiterfah- 
rungen aber machte Horkheimer zur Grundlage seiner historisch orientierten Theo- 
rie, in der die Parallelität von Komplexität und Moral nicht fraglos behauptet, son- 
dern als ein Zustand beschrieben wird, den es erst herzustellen gilt. Am Konflikt des 
Auseinanderfallens von individuellen Interessen und gesellschaftlichem Wohl ge- 
schult, tritt die Gesellschaft mit der Ausbildung moralischer Gefühle nämlich in 
einen Lernprozeß ein, der Horkheimer zufolge schon in der bürgerlichen Gesell- 
schaft selbst nicht nur praktischen Ausdruck findet (Horkheimer nennt hier das 
Mitleid und die Politik, vgl. 1968: 95 ff), sondern einen Punkt erreicht, an dem die 
Moral selbst reflexiv wird: man kann moralisch über die Gesellschaft reden und 
entsprechend handeln. Bei Luhmann wird daraus: man kann moralisch über die 
Moral reden, im übrigen wird gehandelt. 

Da sich Luhmann gegenüber den historischen Voraussetzungen seines eigenen 
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Moralbegriffs völlig indifferent zeigt, muß seiner Theorie auch der soziale Gehalt 
der Moral restlos entschwinden. Einem Sinnbegriff folgend, der in kybernetischer 
Reduktion nur noch das endlose Prozessieren von Sinn konstatieren kann’, muß 
Luhmann auch die soziale Bedeutung der jeweiligen moralischen Schemata in der 
Gesellschaft verschlossen bleiben. Ein Moralbegriff, den — obwohl selbst normativ 
hochgradig geladen — an der normativen Geltung von Moral nur die Effekte interes- 
sieren (übrigens ganz in der Tradition von Nietzsche und Foucault!®), muß schließ- 
lich die jeweils spezifischen normativen Handlungspotentiale der unterschiedlichen 
Sozialgruppen in der Gesellschaft (vgl. Honneth 1981) geradezu vorsätzlich igno- 
rieren. Diese differentiellen Formen aber stellen den eigentlichen sozialen Gehalt 
der Moral dar. Aus ihnen heraus werben Personen nicht nur um Achtung, sondern 
ringen soziale Gruppen um gesellschaftliche Anerkennung. Bei Luhmann verwest 
der soziale Kampf um Anerkennung, dessen historische Dimensionen durch die 
neuere Sozialgeschichte breit dokumentiert wurden und dessen aktuelle Form sich 
(nicht nur) in der Politik sozialer Bewegungen zeigt, zur Einhaltung von privaten 
Höflichkeitsregeln, deren Geschäftsordnung der »Takt« ist (vgl. Luhmann 1978: 
55). Diese Reduktion der normativen Potentiale der Moral in der modernen Gesell- 
schaft auf private Höflichkeitsformen findet ihren Grund wiederum in Luhmanns 
zentraler Ausgangsthese: der Dichotomie von personalen und sozialen Systemen. 
Aus dieser Prämisse nämlich ergibt sich schon Luhmanns zeitdiagnostische Per- 
spektive, in der jede moralische Bewertung sozialer Strukturen und politischer Er- 
eignisse als unzulässige »Moralisierung« erscheint. 


Der moralische Minimalismus der Systemtheorie 


Im Luhmannschen Verständnis ist Moral so unvermeidlich wie überflüssig. Seiner 
Perspektive auf die gesellschaftliche Evolution folgend, verbleibt Moral im All- 
tagsleben moderner Gesellschaften einzig in den »Interaktionen zwischen Men- 
schen« als unhintergehbare Größe, weil sich nur hier das Problem wechselseitiger 
Achtung beständig und unvermeidbar reproduziere (vgl. Luhmann 1984a: 122; 
325). Soweit allerdings das Formprinzip der Gesellschaft durch funktionale Diffe- 
renzierung bestimmt ist, setzt Luhmarin zufolge eine komplexitätssteigernde Ent- 
wicklung ein, welche »die Moral evolutionär abhängt« (1978: 90) und funktionale 
Äquivalente entstehen läßt, die Alternativen zur moralischen Kommunikation be- 
reitstellen: Anschlußrationalität (deren Medium vor allem das Geld ist), Recht und 
Liebe (vgl. 1978: 64 ff.). 

Uns erscheint allerdings äußerst fragwürdig, ob sich die Funktionssysteme moderner 
Gesellschaften derart von jeder moralischen Grundlage entbinden lassen!!. Greifen 
wir ein Beispiel heraus, das als Härtetest für diese These dienen kann: das Wirt- 
schaftssystem. Luhmann definiert die »Wirtschaft der Gesellschaft« nicht etwa 
durch das Verhältnis von Kapital und Arbeit, sondern dadurch, daß »Geld« die Co- 
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dierung für wirtschaftliche Operationen darstelle. Der »unit act« ist das flüchtige Er- 
eignis der »Zahlung«: »Zahlungen ... sind nur aufgrund von Zahlungen möglich und 
haben im rekursiven Zusammenhang der Autopoiesis der Wirtschaft keinen anderen 
Sinn als Zahlungen zu ermöglichen« (1986b: 312). Auf der Ebene der Beziehungen 
der beteiligten Personen bestehen die »Effekte des Geldmechanismus (darin), Moral 
in der Interaktion zu neutralisieren« (1977: 31 £.). Im Wirtschaftsleben wird Moral 
und mit ihr die Einbeziehung der vollen Komplexität des Menschen zum blanken 
»Störfaktor« (1984a: 325) und konsequenterweise »treten die zwischenmenschliche 
Interpenetration zurück und statt dessen neue Formen sozialer Interpenetration, 
Markt und Organisation, in den Vordergrund« (ebd., 324). Der »Hintergrund« 
scheint aber doch so unwichtg nicht zu sein; denn selbst noch nach der »great 
transformation« (Polanyi) bedarf der Prozeß fortlaufender Zahlungen zu seiner 
Aufrechterhaltung nicht nur der Anschlußrationalität allein (vgl. hierzu insgesamt 
v.a. Elwert 1987). Damit der Prozeß nicht — etwa durch einen Zusammenbruch der 
Zahlungsmoral - ins Stocken gerät, muß der Geltungsbereich des ausschließlich auf 
Zahlungen abgestellten Verkehrs begrenzt sein. Diese Grenzziehung erfolgt durch 
politische und rechtliche Regulationen, aber typischerweise auch durch moralisch 
geleitete, antimonetäre soziale Gegenbewegungen. Unter den Extrembedingungen 
der Käuflichkeit von allem und jedem nämlich würde die Differenz zwischen 
System und Umwelt implodieren. Daher müssen selbst hier — außer im Fall der 
nackten Gewalt - entweder Reste des Vertrauens in die Zahlungsmoral noch vorhan- 
den sein oder Mechanismen der Restrukturierung der Vertrauensbeziehungen ein- 
setzen, die den Markt sozial wieder stabilisieren. Interessant ist dabei, daß die 
Fortsetzung der Autopoiesis des Wirtschaftssystems offenbar in einem hohen Maße 
von seiner Einbettung in »moralökonomisch« definierte Grenzen abhängt. 

Der Punkt, auf den es ankommt, wird deutlicher am Beispiel der industriellen Pro- 
duktion. Zwar kann ‘Wirtschaft’ nicht mit dem Subsystem ‘Industrie’ in eins gesetzt 
werden; doch dürfte nicht strittig sein, daß Industriebetriebe auf Gedeih und Verderb 
von ihrer Funktionalität für das Wirtschaftssystem abhängig sind, daß Technikein- 
satz und Organisation des Arbeitsprozesses effizient sein müssen. Die gegenwärtig 
in der Industrie- und Organisationssoziologie laufenden Debatten um die Kontrolle 
des Arbeitsprozesses und die Veränderungen von Organisationsformen (vgl. zusam- 
menfassend u.a. Lappe 1986, Wood 1986) geben aber genügend Hinweise darauf, 
daß anschlußrationale Formen der Regulation des Arbeitsprozesses gerade keine 
fraglose Gewähr für dessen Effizienz bieten. Entscheidend scheint vielmehr das Ar- 
rangement mit den mehr oder minder impliziten Erwartungen und Ansprüchen der 
Beschäftigten auf »gerechte« Behandlung und Anerkennung derjenigen ihrer Lei- 
stungen zu sein, die zwar Voraussetzung des Arbeitsprozesses, aber im Arbeitsver- 
trag nicht vollständig regelbar sind und deshalb einen Gegenstand permanenter 
Aushandlungsprozesse darstellen (vgl. Mahnkopf 1987; Wolf/Kohli 1987). Wenn 
nun neue Örganisationstypen — wie schon länger japanische (vgl. Deutschmann 
1987) — dadurch gekennzeichnet sind, daß sie ihre Effektivität gerade durch die 
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Einbeziehung jener moralischen Standards gewinnen, die Luhmann als dysfunk- 
tionale Elemente bezeichnet, so dürften zumindest Zweifel an der funktionalen Güte 
reiner Anschlußrationalität angebracht sein. Vielmehr scheint es von beachtlicher 
Relevanz zu sein, welche Formen von Kompromißbildungen sich zwischen dem 
»moralökonomisch« und dem technisch/formal definierten Verhältnis von Leistun- 
gen und Gegenleistungen, »Rechts«-Ansprüche, die den Reziprozitätserwartungen 
der Beschäftigten folgen und formalisierten Regelungen der Beschäftigungsver- 
hältnisse ausbalanciert werden können'?. In diesem Spannungsverhältnis bewegen 
sich die sozialen Auseinandersetzungen der Akteure im Wirtschaftssystem, und die 
Marge ihrer normativen Zustimmung definiert das Feld möglicher Kommunikatio- 
nen. Der »Störfaktor« Moral ist dabei der Motor, über den sich Interessen artikulie- 
ren, und der die Operation des Verstehens kommunizierter Bedeutungen erfordert. 
Zwar kann man unterschiedliche Organisationsformen ebenso wie wohlfahrts- 
staatliche Institutionen’? als spezifische Definitionen der System-/Umwelt-Diffe- 
renz unter dem funktionalen Primat der Aufrechterhaltung der Zirkulation von Zah- 
lungen interpretieren. Unterschiedliche Organisationsformen oder Regulationen des 
Arbeitsprozesses bildeten dann unter Umständen funktionale Äquivalente. Aber da- 
mit geraten Fragen und Probleme aus dem Blick, die im Zentrum gesellschaftlicher 
Kämpfe stehen und die einen ureigenen Gegenstand der Soziologie ausmachen, 
nämlich die Kontrolle des Arbeitsprozesses und die Definitionsmacht ebenso wie 
die Geltung von Hierarchien. Es geht um die Frage, ob die Kontingenzen der Ent- 
wicklung von Technik und Organisation in Richtung »kultureller Regression« 
(Deutschmann 1987: 145) oder in Richtung einer »Demokratisierung« (vgl. Mahn- 
kopf 1987) von Betrieben und Wirtschaft gehen, und dies ist selbst dann nicht von 
untergeordnetem Interesse, wenn es in letzter Instanz tatsächlich nur darum gehen 
sollte, daß Zahlungen Zahlungen erzeugen. Die entscheidende Weichenstellung 
wird dabei gerade von einer Moral reguliert, die weit über eine taktvolle Achtungs- 
kommunikation zwischen Menschen hinausgeht. 

Luhmann beschränkt sich jedoch nicht darauf, Moral allein nur aus den Funktions- 
systemen moderner Gesellschaften eskamotieren zu wollen!*. Die Weltbezüge in 
komplexen Gesellschaften insgesamt sollen sich vielmehr für moralische Kommu- 
nikationen nicht mehr geeignet zeigen: »Für komplexer werdende Gesellschaften 
wird eine Gesamtprogrammierung der Sozialdimension in der Form von Moral 
zunehmend inadäquat« (1984a: 121). Vor diesem Hintergrund erscheint die Fest- 
legung von Ewartungsordnungen durch moralische Codierungen nur noch als stö- 
rend, wird Moral »zu einer Attitüde, die jedenfalls nicht ohne Mißtrauen beobachtet 
und in Schranken gehalten werden sollte« (1984a: 325). In der Kommunikation über 
gesellschaftliche Themen normative Geltungsansprüche einzufordern, heißt dann 
nichts anderes, als diese Themen einer Codierung zu unterwerfen, von der sie sich 
vorgeblich schon längst gelöst haben: die Kommunikation moralisiert sich. Luh- 
mann hatte seinen Begriff der Moral als Codierung der Zuteilung personaler Ach- 
tung aus den Interaktionen »einfacher Sozialsysteme« (1972) heraus gewonnen und 
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Moral dann als Struktur sozialer Systeme generalisiert. In seiner Kritik der »Mora- 
lisierung« gesellschaftlicher Kommunikationen, die sich wie kaum ein anderes Th- 
ema durch seine jüngeren Arbeiten zieht, plädiert er nun dafür, den Geltungsbereich 
der Moral wieder auf jene Sphäre zu beschränken, aus der heraus Moral in der 
Gesellschaft emergente Formen angenommen hat. Zwischen Liebe und Gesellschaft 
verbleibt für Moral nur Raum in Interaktionen, die weder zu intim noch funktional 
zu bedeutsam sein dürfen, um sich nicht sogleich dem Verdacht der Moralisierung 
auszusetzen. Luhmann möchte Moral im Grunde zum Knigge des modernen Alltags 
verkürzen, durch den empfohlen wird, wie das private Individuum im flüchtigen 
Kontakt seinen Weggenossen freundlich zu begegnen hat. Luhmanns Problem ist an 
dieser Stelle freilich, daß sich die gesellschaftliche Realität diesem Wunsch nicht so 
recht fügen mag'°. Faktisch nämlich erweist sich das soziale Geschehen nicht auf 
die Anschlußrationalität des Geldes oder der »Entscheidung« reduzierbar. Wirt- 
schaft, Politik und öffentliches Leben werden viel mehr in unterschiedlichster Weise 
moralischen Bewertungen unterworfen, die sich gesellschaftlich auch zur Geltung 
bringen wollen. Luhmann weiß dies natürlich alles selbst, kann aber aufgrund seiner 
eigenen Moraltheorie das Phänomen der unterschiedlichen, ja gegensätzlichen so- 
zialen Gehalte von Moral nicht mehr als Problem systemtheoretischer Forschung 
formulieren, sondern nur noch beklagen (vgl. etwa 1984a: 535; 1986a: 261 ff.). Da 
Moral -- so heißt es — sich in der Gesellschaft pluralisiere, verliere sie zunehmend an 
Wirksamkeit, auch in Konfliktfällen noch als binäre Schematisierung verläßlich 
fungieren zu können (1984a: 122). In der Erfassung des Phänomens mag Luhmann 
dabei durchaus recht haben. Theoretisch gänzlich unerfindlich bleibt aber die 
Schlußfolgerung, weshalb nun gerade die soziale Pluralisierung der Moral, die der 
Soziologie ja seit langem etwa unter dem Begriff des »value-stretch« bekannt ist 
(vgl. etwa Rodman 1963; daran anknüpfend: Parkin 1971), die Begründung für die 
Formel von der notwendigen Entmoralisierung der gesellschaftlichen Kommunika- 
tion hergeben soll. 

Luhmann schwenkt hier in seiner Argumentation ganz auf die Stimmlage der 
konservativen Zeitkritik etwa Hermann Lübbes (Lübbe 1987) oder der Philosophie 
der konventionellen Gemütlichkeit eines Odo Marquard (Marquard 1981) ein. Wie 
jene plädiert er für eine Entmoralisierung der gesellschaftlichen Kommunikation 
erst dann, nachdem sich diese nicht länger mehr moralisch domestizieren läßt, der 
moralische Diskurs in und über die Gesellschaft sich also von Dogmen und Konven- 
tionen freigekämpft, »pluralisiert« hat und damit sich jene sozialen Gehalte und 
differentiellen Bedeutungen moralischer Normen einen öffentlichen Raum ver- 
schafft haben, die Luhmann in seiner Theorie immer gerade ausgeblendet hat. Luh- 
mann kommt schließlich gar nicht mehr umhin, diejenigen Phänomene nur noch 
moralisch beklagen zu können, die er moraltheoretisch nicht erfaßt. Er schildert als 
soziales Verhängnis, was — soziologisch betrachtet — zumindest in modernen Ge- 
sellschaften schon immer der Fall ist. Die Rede von der Moralisierung verfällt dem 
Verdikt der Moralisierung selbst. 
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Dies allerdings wäre selbst für einen Theoretiker der Moral noch eine läßliche Sün- 
de, zeigte die Luhmannsche Kritik der Moralisierung nıcht auch, wie weitreichend 
die Theorie selbst von dem affiziert ist, was sie als Problem formuliert. Luhmann 
nämlich bildet die Effekte der ‘Moralisierung’ von Kommunikationen immer nur 
ausschließlich für strategisches Handeln ab (vgl. etwa 1984a: 215 f.) und gewinnt 
seine Kritik daran nur um den Preis einer fast schon gewaltsamen Reduktion des 
möglichen Bedeutungsgehaltes moralischer Kommunikationen, in denen aber auch 
kein einziges Motiv mehr dem Universum kalkulierender Zweckmäßigkeitserwä- 
gungen nicht schon einverleibt wäre. Diese Sichtweise muß er erlangen, wenn er 
Individuum und Gesellschaft auseinanderreißt: Luhmanns Systemtheorie, die jenen 
Riß, der durch das moderne Verhältnis von Individualität und Gesellschaftlichkeit 
hindurchgeht, in der Vorstellung sich wechselseitig opak bleibender ‘psychischer’ 
und ‘sozialer Systeme’ geradezu ontologisiert (vgl. dazu Habermas 1985 b: 441 ff.), 
vermag sich deren Zusammenspiel nur noch als jeweils bemächtigendes Eindringen 
vorzustellen — weshalb an dieser Stelle der Begriff der »Interpenetration< durchaus 
richtig gewählt scheint. Den Konflikt zwischen Individuierung und Vergesellschaf- 
tung, den die konkurrierenden Theorien von Horkheimer und Habermas gerade als 
für Moral ursächlich dechiffrieren konnten, setzt Luhmann seiner Theorie der Moral 
fraglos voraus. Zwischen dem Nihilismus des Zynikers und dem Positivismus des 
Kritikers der ‘Moralisierung’ schwankend'‘, verhilft Luhmann schließlich jener 
Haltung eines ‘moralischen Minimalismus’ zum theoretischen Ausdruck, die fernab 
jeder Theorie längst schon zum psychologischen Inventar des postmodernen Zeit- 
geistes geworden ist. Den moralischen Minimalismus, der sich bei Luhmann auf 
avanciertestem Reflexionsniveau formuliert findet, haben Robert Bellah und seine 
Mitarbeiter kürzlich als ideologisches Universum eines mittelständischen Indivi- 
dualismus bezeichnet (Bellah u.a. 1987). Alltagspraktisch zwischen den Polen eines 
beruflichen Konkurrenzkampfes und der sozialen Enklaven der jeweiligen Lebens- 
stile eingespannt, vermag der neue Individualismus der Mittelklasse Moral deswe- 
gen keine öffentliche Relevanz mehr zuzumessen, weil dies gleichermaßen seinen 
utilitaristischen wie expressiven Motiven im Wege stünde (ebd., 170 ff.). Soziale 
Beziehungen, die sich von moralischen Überzeugungen leiten ließen, müßten zerfal- 
len, weil sie für die Protagonisten eines sozial entbundenen Individualismus keine 
Quelle materieller oder psychischer Befriedigung mehr seien. In der Konsequenz 
werde der Auflösungsprozeß gesellschaftlicher Solidarbeziehungen weiter ver- 
stärkt, stiegen demzufolge die Chancen autoritativer Herrschaftsformen. Der mora- 
lische Minimalismus — und diese Feststellung von Bellah u.a. (ebd., 173) können wir 
nicht nur auf alltägliche Verhaltensmuster, sondern auch auf die gleichlautenden 
Konsequenzen eines Theorieprogramms beziehen — verkennt nämlich, in welch 
großem Maße er selbst als Teil allgemeiner moralischer Überzeugungen in der 
Gesellschaft verankert sein muß, um — u.a. auch gegenüber den Anmaßungen eines 
dogmatischen Moralismus — überhaupt bestehen zu können. Der moralische Mini- 
malismus einer sozial entbundenen Subjektivität bedarf moralischer V oraussetzun- 


Die Faszination der Amoralität 73 


gen in der Gesellschaft, zu deren Sicherung er selbst nicht beiträgt. Diese Einsicht 
aber scheint seiner Faszination gerade bei denen nicht im Wege zu stehen, die ge- 
meinhin als dafür prädestiniert gelten, die Voraussetzungen ihrer eigenen Art der 
Lebensführung reflektieren zu können: den Intellektuellen. Deren Faszination für 
die Amoralität der Theorie dürfte Gründe haben, die nicht allzu weit von jenen 
entfernt liegen, die Bellah u.a. für die moderne Mittelklasse insgesamt beschrieben 
haben. 


Resonanzen 


Die Luhmannsche Systemtheorie trifft heutzutage auf eine gerade unter linken In- 
tellektuellen weithin verbreitete Befindlichkeit, die ihre zunehmende Rezeption 
chancenreich werden läßt. Nachdem sich die Versprechungen der bisherigen Leit- 
orientierungen praktisch nie eingelöst haben, die Sicherheit des moralischen Urteils 
angesichts einer hypertrophen Zunahme gesellschaftlicher Komplexität erschöpft 
ist, und der Sozialismus augenscheinlich keine moralische Gewähr für die Eman- 
zipation der Klassen übernehmen kann, gewinnt eine Theorie an Attraktivität, zu 
derem erklärten Programm gerade die moralische Abstinenz gehört. Obwohl die 
Systemtheorie — wie wir zu zeigen versuchten - dieses Programm gar nicht einlösen 
kann, gelingt es ihr, in der intellektuellen Wahrnehmung gegenüber konkurrieren- 
den Theorien einen Plausibilitätsvorsprung zu gewinnen. Die Luhmannschen Postu- 
late der Bescheidung auf die ‘Beschreibungsfähigkeit’ von Gesellschaft, der Erhal- 
tung von ‘Kontingenz’ und der Verpflichtung auf moralische Neutralität klingen in 
den Ohren heutiger Intellektueller nicht nur sympathischer als das Donnergrollen 
eines theoretischen Weltgewissens; sie scheinen vor allem auch realitätstüchtiger zu 
sein. Nun soll ein begrenzter Erklärungswert systemtheoretischer Ansätze in der 
Soziologie gar nicht bestritten werden, auch nicht, daß die Systemtheorie heilsame 
Korrekturen für ein allzu naives Gesellschaftsverständnis bereithalten Kann. Aller- 
dings wird man von der Systemtheorie nur dann etwas lernen können, wenn sich ihr 
gegenüber gleichfalls die Kritikfähigkeit erhält. Als ‘Supertheorie’ akzeptiert, wür- 
de bald das Soziale in den Sozialwissenschaften zum Verschwinden gebracht und 
das Problem der Moral erledigte sich jedenfalls theoretisch von selbst. Daß dieser 
Weg in die Aporie einer Theorie führen muß, die sich über ihre eigenen Voraus- 
setzungen nicht im klaren ist, hoffen wir nachgewiesen zu haben. Der vermeintlich 
stärkere Realitätsbezug der Systemtheorie verdankt sich dann eher den Effekten, die 
sie beim Rezipienten auszulösen vermag. Dicht an den Alltagserfahrungen einer 
komplexen Welt entlang formuliert, verfremdet sie durch die ihr eigene Einfärbung 
der Theoriesprache jeden sozialen Kontext soweit, daß allein nur dessen Beschrei- 
bungsmöglichkeit in dieser fremden Sprache als Erkenntnisgewinn erscheint. Den 
Preis, den man für ein derartiges Vorhaben zu entrichten hat, scheinen Intellektuelle 
heute zu zahlen bereit zu sein. Er liegt darin, aus den Sozialwissenschaften tenden- 
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ziell eine Geheimwissenschaft zu machen, die einen Anschluß an die sozialen 
Erfahrungen der Gesellschaftsmitglieder erst gar nicht mehr sucht!’. Dem intellek- 
tuellen Selbstverständnis kommt dabei zugute, das Wissen nicht länger mehr mit der 
Gesellschaft teilen zu müssen: Der Verunsicherung über den Status der sozialwis- 
senschaftlichen Intelligenz ist damit ein Ende gemacht. 

Gegenüber allen normativ anspruchsvollen Theorien kann sich die Systemtheorie 
geradezu als eine handlungsentlastende Institution darstellen, die selbst noch im 
Falle des Handelns dieses wiederum von Normen befreit. Ihre politisch-moralische 
Abstinenz arbeitet heute jenem existenziellen Pathos zu, das in Kreisen linker In- 
tellektueller neuerdings häufig anzutreffen ist. Indem die Systemtheorie das Han- 
deln der Subjekte jenseits von Maßstäben verortet, die sich aus der Theorie selbst 
ergeben, überantwortet sie es gelassen der jeweiligen ‘Entscheidung’ und je nach 
gusto mag man dann bei Carl Schmitt oder bei Jean Paul Sartre landen. Es ist die 
Freiheit zur Beliebigkeit, die sich hier zum Ausdruck bringt. Gerade aufgrund ihres 
theoretischen Niveaus bedient die Systemtheorie den klassischen Habitus des ‘frei- 
schwebenden’ Intellektuellen erfolgreicher, als dies andere Theorien (ausgenom- 
men vielleicht die Nietzsches) jemals vermocht haben. So lassen sich Attitüden 
pflegen, die sich intellektuell nicht zu blamieren brauchen, weil ihnen ‘Kontingenz’ 
und ‘Komplexität’ jederzeit zu legitimen Deckbegriffen werden können. Wir wissen 
freilich, daß dies weniger das intellektuelle Problem der Systemtheorie ist, als 
vielmehr das soziale Problem der Intellektuellen. Aber das ist ein anderes Thema. 


Anmerkungen 


1 Wir beschränken uns hier auf jene Aspekte, die für die Theorie der Moral unmittelbar von Belang 
sind. Zu einer Auseinandersetzung mit Luhmann unter dem Gesichtspunkt der Probleme der 
materiellen Reproduktion vgl. Ganßmann 1986. 

2 Für Horkheimer ist die Befähigung zum selbständigen Werturteil in den Begriff der Moral schon 
eingelassen (vgl. Horkheimer 1968: 74); bei Habermas resultieren aus den beiden komplementären 
Aspekten der Moral »die Prinzipien der Gerechtigkeit und der Solidarität« (Habermas 1985a: 1044). 

3 Zum Begriff der Codierung als »operative Vereinheitlichung von Information und Mitteilung« vgl. 
Luhmann 1984a: 197. 

4 Der Begriff der Moral »kann natürlich nicht aus der Funktion deduziert werden« (Luhmann 1984a: 
317). 

5 In der »Soziologie der Moral« (1978) spricht Luhmann noch nicht von psychischen, sondern von 
personalen Systemen. Diese begriffliche Umstellung im Zuge der autopoietischen Wende hat aber 
nicht zur Folge, daß die theoretische Fassung des Moralbegriffs seit seiner frühen Formulierung 
(vgl. Luhmann 1972) eine wesentliche Veränderung erfahren hätte. 

6 Zum Begriff des Programms als »Komplex von Bedingungen der Richtigkeit (...) des Verhaltens« 
vgl. Luhmann 1984a: 432 f. 

7 Vgl Luhmann 1986a: 248. Das Zitat bezieht sich in der ‘Ökologischen Kommunikation’ auf die 
Funktionen der »Angstrhetorik«, die als »hochaktuelle Möglichkeit der Selbstbeobachtung unseres 
Gesellschaftssystems« (ebd.) in Konkurrenz zur — realitätsnahen aber handlungsfernen? — system- 
theoretisch angeleiteten Selbstbeschreibung stehe. Das Problem der »Angstrhetorik« ist nach Luh- 
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mann jedoch, daß sie hochkomplexe Vorgänge mit den Mitteln der Moralisierung simplifiziert. 
Aufklärung und Überwindung der moralischen Blockaden verspräche dagegen die systemtheo- 
retisch angeleitete Komplexitätssteigerung der geseilschaftlichen Kommunikation über die System- 
Umwelt-Differenz. Die frappierende Ähnlichkeit dieser Argumentation mit Äußerungen Luhmanns 
zur kritischen Theorie und insbesondere zum »Problem von Habermas« (vgl. FR 1985) legt es nahe, 
die Formel »handlungsnah aber realitätsfern« auch als Generalformel für Luhmanns Einschätzung 
der kritischen Theorie zu nehmen. 

Es könnte sein, daß hier der Sozialkybernetiker Luhmann dem Sozialphänomenologen Luhmann im 
Wege steht. Das bloße Prozessieren von Sinn mag sozialkybernetisch konstatierbar sein, ein Sinn 
ohne Bedeutung kann für Menschen aber nicht existieren (vgl. Lohmann 1987; Sixel 1983: 43). Für 
Luhmann stellt sich der Bedeutungsaspekt erst als nachgeordnetes Problem symbolischer Gene- 
ralisierungen dar (vgl. 1984 a: 311 £f.). 

Die kybernetische Reduktion von Sozialität führt nach der autopoietischen Wende der Luhmann- 
schen Systemtheorie letztlich dazu, Aussagen nur noch darüber machen zu können, daß etwas 
geschieht, nicht aber darüber, was geschieht. Dies bemängelt am Begriff der Autopoiesis insgesamt 
auch: Lipp 1987: 461. 

Vgl. etwa Luhmann 1984 a: 542; Habermas hat die Verbindungen von Luhmann zu Nietzsche und 
Foucault jüngst herausgestellt (vgl. Habermas 1985 b: 430 £.). 

Luhmanns Rede von der Liebe möchten wir eher einer Passion des Autors zurechnen. 

Die Debatte um die Kontrolle des Arbeitsprozesses zeigt somit auch, daß die Orientierungen der 
Arbeiter und ihre Konfliktfähigkeit nicht bei der Garantie von »Sozialversicherung und Margarine« 
stehenbleiben, wie Luhmann lapidar unterstellt (vgl. 1986 b: 66). 

Daß aber auch eine Institution wie die Rentenversicherung als Beispiel für die moralökonomische 
Einbettung der Ökonomie verstanden werden kann, zeigt Kohli 1987. 

Eine Perspektive, der Habermas in seinem zweistufigen Gesellschaftskonzept von System und Le- 
benswelt in gewisser Weise noch folgt. Zur Kritik dieser systemtheoretischen Akkomodation vgl. 
Honneth 1985: 279 ff. 

Die Künstlichkeit seines Ansinnens läßt sich u.a. auch daran ermessen, daß Luhmann in den Passa- 
gen seiner Schriften, in denen er sich zur Kritik der Moralisierung aufwirft, regelmäßig seinen 
kühlen, systemtheoretisch denkenden Kopf verliert und nirgends so moralisierend argumentiert wie 
dort, wo er die Moralisierung beklagt: »Wer moralisiert, will verletzen.« (1986 c: 12) 

Diese Haltung hat Heinz Bude als typisch für die Weltsicht jener westdeutschen Intellektuellen 
beschrieben, die wie Luhmann (geb. 1927) zwischen 1926 und 1930 geboren sind und nach dem 
Krieg mit der »ontologischen Mangellage einer vaterlosen, sprachlosen und geschichtslosen Welt« 
zurechtkommen mußten, vgl. Bude 1987, 179 ff. 

Im Zusammenhang ihres Versuchs, eine Hermeneutik der Sozialwissenschaften zu begründen, kriti- 
siert auch Agnes Heller die Trennung soziologischer Systemtheorien von den Wissensbeständen des 
Alltagshandelns. Die Systemtheorien würden verkennen, daß jede Sozialwissenschaft von Wissens- 
formen lebe, »in denen das Prinzip von Interpretation und Reinterpretation gilt« (430); vgl. Heller 
1987, v.a. 435 f. 
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Horst-Dieter Zahn, Lutz Raphael 

Der Affekt des vermeintlichen Siegers. 

Zu Hauke Brunkhorsts Auseinandersetzung mit 
Antiintellektualismus und Konservatismus 


Zusammenfassung: Die Tagesordnung der politischen Diskussion wird seit ge- 
raumer Zeit nicht mehr von der kritischen Intelligenz festgelegt. Die »Themenfüh- 
rerschaft« wurde an die Neokonservativen abgegeben. Ist dies bloß das (letzte) Auf- 
bäumen der »deutschen Manadarine« gegen die im Zuge der Demokratisierung 
erfolgte gesellschaftliche Institutionalisierung der Rolle kritischer Intellektueller, 
die ihren entscheidenden Schub in den sechziger Jahren erhielt — wie dies Hauke 
Brunkhorst behauptet — oder spiegelt sich darin vielmehr eine Krise des Projekts der 
Moderne wider, die auch Position und Funktion der kritischen Intellektuellen um- 
Jaßt? Der Neokonservatismus kann auf tiefgreifende gesellschaftliche Enwicklun- 
gen bauen. Insbesondere die Gruppe der »Modernitätstraditionalisten« hat ein ana- 
Iytisches Instrumentarium entwickelt, mit dem sie die Ambivalenz der kulturellen 
Prozesse der achtziger Jahre erfassen und auf die sie ideologisch-politisch einwir- 
ken kann. Eine Geringschätzung des westdeutschen Neokonservatismus durch kriti- 
sche Intellektuelle ist irreführend. 


Um allzu hohe Erwartungen gleich zu enttäuschen: der folgende Aufsatz ist ein zu- 
weilen polemischer Essay, der eine Buchveröffentlichung zum Anlaß nimmt, um 
dort einige — wie wir meinen — charakteristische Fehleinschätzungen linker Intellek- 
tueller über ihre Lage und über ihre konservativen Gegner zu kritisieren. 

Die linken Intellektuellen in der Bundesrepublik befinden sich seit geraumer Zeit 
gleich an mehreren Fronten in der Defensive: in der politischen Öffentlichkeit fin- 
den ihre eigenen Thesen und Positionen, ja bereits ihre eigenen Themen geringes 
Echo: ihre neokonservativen Gegner bestimmen die Tagesordnungen der politi- 
schen Diskussion. An die Stelle eines bisweilen diffusen, aber durchaus weitrei- 
chenden Einflusses auf die verschiedenen Akteure der politisch-ideologischen Mei- 
nungsbildung, wie er z.B. in den 70er Jahren zu beobachten war, ist im besten Fall 
die thematisch eingegrenzte, professionalisierte Politikberatung für die sozialde- 
mokratische und grüne Opposition in Bonn und anderswo getreten. Gleichzeitig hat 
eine von der Theorieversessenheit der Studentenbewegung geprägte und verwöhnte 
Intellektuellengeneration der Neuen Linken erleben müssen, wie ihre eigenen Theo- 
rien und Traditionen auch für die Akteure der neuen sozialen Bewegungen an Aus- 
strahlungskraft verloren haben und sind kritische, linke Intellektuelle häufig in zähe 
Auseinandersetzungen mit ihren konservativen Gegnern unter ihren Kollegen und in 
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den Kultusbürokratien verstrickt, um die in den 70er Jahren errungenen Positionen 
im Kultur- und Wissenschaftsbetrieb zu verteidigen. Auf dem Hintergrund solch er- 
nüchternder Erfahrungen sind unseres Erachtens die unterschiedlichen Versuche 
zu sehen, sich des Sinnes und der gesellschaftlichen Rolle des kritischen Intellektu- 
ellen in der Gesellschaft zu vergewissern. H. Brunkhorst hat in seinem Buch »Der 
Intellektuelle im Land der Mandarine« einen solchen Versuch unternommen, die ei- 
gene Identität als entschiedenes Gegenbild zu historisch dominanten Traditionen 
konservativen Antiintellektualismus in Deutschland zu sichern.” So ist seine Stand- 
ortbestimmung der linken Intellektuellen heute zugleich auch eine hervorragende 
Polemik gegen konservative Zeitströmungen und deren Traditionen geworden. 
Überspitzt formuliert läuft seine Argumentation darauf hinaus, Zuversicht für die 
eigene Position eines linken Intellektuellen in der Tradition der Kritischen Theorie 
aus der Schwäche des neokonservativen Gegners zu gewinnen: in den neokonserva- 
tiven, gegenintellektuellen Strömungen der Gegenwart sieht er das absehbare Ende 
einer langen, unheilvollen, aber kraftlos gewordenen Tradition der »deutschen Man- 
darine«. Das neokonservative Vorhaben, gewissermaßen kompensatorisch Traditio- 
nen zu bilden, so schließt Brunkhorst gelassen und kühl, sei nicht nur von Nervosi- 
tät und hilfloser Militanz geprägt, sondern zudem noch theoretisch inkonsistent und 
bar jeder größeren Erfolgsaussichten. 


Mystifizierung der Intellektuellenrolle 


Zu dieser Kernthese kommt Brunkhorst, nachdem er in mehreren eher locker anein- 
andergereihten Argumentationsschritten den Traditionen der deutschen Geistesge- 
schichte nachgegangen ist: die Geburt des modernen konservativen Antiintellektua- 
lismus während der Französischen Revolution, seine Weiterentwicklung mitsamt 
Antisemitismus und Antikommunismus, die unterschiedlichen Wege, die der vem- 
phatische Vernunftbegriff« der Aufklärung nach der Auflösung der philosophischen 
Systeme des deutschen Idealismus gegangen ist, die »kulturelle Hegemonie« der 
antiintellektualistischen Affekte und Werte der deutschen Gebildeten 1890-1945, 
schließlich der Niedergang dieser durch ihre nationalsozialistische Vergangenheit 
belasteten antidemokratischen, antiintellektualistischen Geistestradition in der 
Nachkriegszeit. Die Stunde der in der deutschen Geschichte immer wieder an den 
Rand gedrängten und verfemten Intellektuellen, deren identitätsstiftender ideenge- 
schichtlicher Bezugspunkt der emphatische Vernunftbegriff der Aufklärung bleibt, 
schlägt für Brunkhorst dann Ende der 60er Jahre, und die abschließenden Kapitel be- 
urteilen die konservativen Gegenströmungen der 80er Jahre von dieser Zäsur aus. 
Sie hat im Zuge sozialgeschichtlicher Modernisierung und politischer Demokrati- 
sierung in der aktuellen (Massen-)Kultur der sozialen Rolle und der politischen 


* Die folgenden Seitenangaben beziehen sich, soweit nicht anders vermerkt, immer auf Brunkhorst 
(1987). 
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Funktion des modernitätsoffenen, vernunftorientierten und kritisch-egalitären Intel- 
lektuellen einen festen Platz gesichert. Der argumentative Weg zu dieser Konstruk- 
tion des historischen Siegs der sozialen Rolle und des kulturellen Typus des kriti- 
schen (sagen wir ruhig: linken) Intellektuellen auf der Höhe seiner modernen Zeiten 
ist natürlich — so muß man angesichts des sparsamen Umfangs von 164 essayisti- 
schen Textseiten einschränken — zuweilen nicht immer nachvollziehbar. Hinweise 
auf Lücken erscheinen dann pedantisch, ja unsinnig, sie werden nur notwendig, weil 
Brunkhorst über einige sozialgeschichtliche Klippen springt, indem er zum geistes- 
geschichtlichen Flug über den Tatsachen ansetzt, einige wichtige Aspekte der Pro- 
blematik von dieser Perspektive der essayistischen Polemik und — so meinen wir 
herauszulesen — Selbstverteidigung eines linken Intellektuellen aus erst gar nicht 
sieht, zumindest nicht mehr formuliert. 

Völlig unterbelichtet bleibt in dieser Analyse die sozialgeschichtliche Beschreibung 
der Positionen, von denen aus real kritische Intellektuelle in der deutschen Geistes- 
geschichte ihre ja häufig beschränkten Wirkungen gezeitigt haben. Die geistesge- 
schichtlichen Traditionen, die von Marx zu Lukäcs, schließlich Adorno und Haber- 
mas führen, stehen im Mittelpunkt. Eine Korrektur vergangener Verdrängungen 
versucht der angesichts des knappen Raumes allzu lange Exkurs zum Wirken und 
zur Person A. Langes ($. 112-118). Doch exemplarisch ist demgegenüber Brunk- 
horsts Vergessen einer ganzen Generation sozialdemokratischer, d.h. also parteilich 
engagierter und nur:so auch sozial abgesicherter Intellektueller des Kaiserreichs: 
daß alle diese Männer und einige Frauen nach 1914 mit dem Problem politischer 
Macht und weitreichender politischer Entscheidungen konfrontiert waren und zu 
wie gegensätzlichen Positionen sie dabei gekommen sind, wäre für Brunkhorst, der 
das Thema Intellektuelle und politische Macht bzw. politisches Handeln zugunsten 
des »freischwebenden«, aber engagierten Intellektuellen — konkret nach dem Mo- 
dell Sartre — vorab entscheidet, äußerst wichtig gewesen. Auch bestimmte radikal- 
konservative Strömungen der Zwischenkriegszeit — vorab der existentialistische 
Dezisionismus der intellektuellen Sympathisanten und Aktivisten der faschistischen 
und national-sozialistischen Bewegung sind nur verstehbar auch als konservative 
Reaktionen auf die zum Teil ja sehr erfolgreiche und folgenreiche Präsenz von Intel- 
lektuellen in den Entscheidungszentren der Arbeiterorganisationen. Indem er hier 
nur auf den Pappkameraden eines von Lukäcs mit dem Zierat hegelianischer Be- 
grifflichkeit idealisierten bolschewistischen Parteikonzepts einschlägt, verpaßt 
Brunkhorst unserer Meinung nach die Chance, auch selbstkritisch die Geschichte 
von Intellektuellen und Politik einzubeziehen — eine Geschichte, die als verdrängte 
wiederkehrt, wenn er die Stunde der Intellektuellen nach 1967/68 in der Bundesre- 
publik einläutet und eigentlich gar nicht wahrnimmt, welche Widersprüche - bis hin 
zu historisierenden Clownerien — dieses Problem hervorruft, Widersprüche, die vie- 
les dazu beitragen, daß Brunkhorsts bereits tot gesagter Gegner wiedererstanden ist. 
Daß Brunkhorst diesen Aspekt unterbelichtet läßt, hat unseres Erachtens auch da- 
mit zu tun, daß er geringe Sensibilität für die konkrete historische Situierung theo- 


Der Affekt des vermeintlichen Siegers 8 


retischer Positionen entwickelt: in vielen Passagen bleibt die Auseinandersetzung 
auf der Ebene unhistorisch-abstrakter, sozialphilosophischer, bestenfalls ideenge- 
schichtlicher Betrachtungsweise. Wohlgemerkt: die Perspektive ist legitim, nur for- 
dert auch sie ihren Preis. Sehr hoch wird dieser Preis, wenn es um die Analyse der 
sozialen Lage und der politisch-kulturellen Positionen der Intellektuellen in der bun- 
desrepublikanischen Gesellschaft geht. Der soziale Ort der heutigen Intellektuellen 
bleibt in Brunkhorsts Skizze auffällig unbestimmt: er kennzeichnet ihn zum einen 
funktional auf Grund seiner Leistungen im Rahmen einer demokratischen bzw. sich 
demokratisierenden Kultur und einer politischen Öffentlichkeit. Hier erhalten seine 
Kritischen Interventionen gewissermaßen einen festen Platz. Man hat den Eindruck, 
als würde der kritische Intellektuelle bei Brunkhorst zum unabdingbaren Bestandteil 
demokratischer Institutionen erhoben. Sozialstrukturell bestimmt Brunkhorst ihn im 
wesentlichen negativ: ihm fehlen die symbolischen und materiellen Privilegien der 
Vergangenheit, er entstammt den unterschiedlichsten sozialen Klassen, auf seinem 
ureigensten Terrain, der Kultur, ist er an der Produktion einer vielfältig aufgefächer- 
ten Massenkultur beteiligt. Daß er als kritischer Intellektueller dabei cher am Rande 
steht, stärkere Wirkung auf die Kultureliten als auf ein breites Publikum hat, veran- 
laßt Brunkhorst zu der griffigen Kermnthese, er sei »exzentrisch inmitten der Mas- 
senkultur« (Brunkhorst 1987: 39). 

Eine solche Sichtweise ist blind für die konkrete soziale Determinierung auch der 
kritischen Intellektuellen. Sozialstrukturelle Daten werden souverän vernachlässigt, 
der Versuch einer differenzierenden Beschreibung der unterschiedlichen Hand- 
lungsfelder kultureller Produktion — man denke nur an so unterschiedliche Arbeits- 
orte (und Wirkungsweisen) wie Rundfunk, Fernsehen, Theater oder Hochschulen — 
wird nicht mal ansatzweise unternommen. Deshalb bleibt auch Brunkhörsts These 
von der Demokratisierung der sozialen Rolle des Intellektuellen, wohlgemerkt nicht 
nur seines Selbstverständnisses, merkwürdig abstrakt. Daß die öffentlichen Institu- 
tionen (Hochschule, Verbände, öffentlich-rechtliche Anstalten von Rundfunk und 
Fernsehen, Verwaltungen) wie privaten Organisationen (Verlage, Zeitungen, Zeit- 
schriften, usw.), in denen heute der Großteil der Intellektuellen ihren Beruf ausübt 
und in deren Rahmen auch ihr öffentliches Wirken sich abspielt, nicht adäquat mit 
dem Konzept der demokratisierenden Modernisierung erfaßt werden, ist bereits ein 
entscheidendes Argument gegen Brunkhorsts geschichtsphilosophische Siegesge- 
wißheit. Daß die in solchen Handlungsfeldern Arbeitenden schließlich zugleich 
auch Positionen in der Sozialstruktur der Bundesrepublik einnehmen, wohl oder 
übel an den Ungleichheitsstrukturen partizipieren (sprich: in der Regel über eine 
durchaus abgesicherte materielle Existenzgrundlage mit Möglichkeiten zu weiter- 
reichenden kulturell befriedigenden Tätigkeiten verfügen und im gesellschaftlichen 
Vergleich hohe Dispositionsspielräume bei Arbeitszeit und -inhalten haben), den 
damit verbundenen Verkennungseffekten der eigenen Lage und eigenen Tuns und 
Lassens ausgesetzt sind, zu dieser, so meinen wir, für konservative wie linke Intel- 
lektuelle widerspruchsvollen sozialen Realität fällt unserem Autor leider kein ana- 
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lytischer Gedanke ein — auch das Problem demokratische Ansprüche und soziale Pri- 
vilegierung mit seinen Folgeerscheinungen: antiintellektualistische Stimmungsma- 
che, intellektueller Selbsthaß, universalistischer Größenwahn wird deshalb in die- 
sem Essay nur unvollständig, ja fahrlässig bearbeitet. Damit folgt er, so meinen wir, 
den gegenwärtig wieder stärker werdenden Neigungen einer Mystifizierung der In- 
tellektuellenrolle. Interessant ist in diesem Zusammenhang wiederum, was Brunk- 
horst nicht unternimmt: eine sozialwissenschaftliche Untersuchung der Bedingun- 
gen, die zur Herausbildung der von ihm selbst so geschätzten Position eines egali- 
tären Intellektualismus — fügen wir hinzu — großer Intellektueller geführt haben, in 
denen »der universalistische Impuls« (Dubiel 1985: 122) exemplarischen Ausdruck 
findet. Sartres Rolle im Nachkriegsfrankreich ist in solcher Perspektive bereits ana- 
lysiert worden -— A. Boschettis Studie (Boschetti 1985) hat zum Beispiel deutlich ge- 
macht, wie sehr Sartres Rolle in der Situation der unmittelbaren Nachkriegszeit ei- 
nem kollektiven Bedürfnis des intellektuellen bürgerlichen Publikums entsprach, 
eine distanziert-unabhängige, zugleich jedoch dramatisiert politische Rolle in den 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen zu finden. Sartre konnte gewissermaßen 
den Kompromiß formulieren zwischen den ungebrochenen bürgerlichen Kulturtra- 
ditionen - voran dem Kult des - existentialistisch überhöhten - intellektuellen Indi- 
viduums — und dem Politisierungsschub im Gefolge von nationalsozialistischer Be- 
satzung, Kollaboration und Resistance. Daß Sartre zu dieser Position in der Lage 
war, hängt unmittelbar damit zusammen, daß er als Philosoph und Schriftsteller die 
Ideale und legitimen Werte der traditionellen bürgerlichen Kultur in seiner Person 
vereinigen konnte und trotz aller radikaler politischer Kritik am konservativen und 
liberalen Bürgertum ihren zentralen elitären Botschaften und Werten treu blieb. 
Auch darüber nicht zu reden, macht die Schwäche und Einseitigkeit dieses Essays 
aus. Auch damit liefert er Anknüpfungspunkte für bereits vorhandene idealisierende 
Selbstdeutungen linker Intellektueller, wo er auch dem eigenen Anspruch nach über 
die eigenen Positionen und Handlungsmöglichkeiten aufklären wollte. 

Doch wenden wir uns dem zweiten zentralen Thema zu, dem sich Brunkhorst wid- 
met: Tradition und Zukunftsperspektiven der konservativen Gegner der Intellektuel- 
len. Brunkhorsts Polemik bezieht aus der Konstruktion einer evolutionär und quasi 
unaufhaltsam fortschreitenden Modernisierung Brillanz, Schärfe und herablassen- 
den Gestus. — Wir meinen, er verkennt die Chancen des Neokonservatismus gründ- 
lich. Er kehrt nur mehr das »Pathologische« hervor, interessiert sich aber nicht mehr 
für das »Realistische« am Neokonservatismus. So muß er die Frage verfehlen, war- 
um dieser zur kulturellen Hegemonie konservativ-liberaler Politik hierzulande so er- 
folgreich beiträgt. 
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Unaufhaltsamer Fortschritt? 


Wie bereits angedeutet, sieht sich Brunkhorst in einer wünschensweıten Lage: Der 
Gang der Geschichte verläuft in seinem Sinn. Die Intellektuellen ernten nun die 
Früchte eines umfassenden historischen Prozesses und erfahren endlich die Genug- 
tuung, die sie lange missen mußten. Waren ihre Vorgänger noch »innerer Feind«, oft 
genug stigmatisiert und verfolgt, befinden sie sich heute »exklusiv... inmitten der 
Massenkultur«. Gegen diese Durchsetzung der neuen Intellektuellenrolle im Rah- 
men eines säkularen kulturellen Differenzierungsprozesses haben sich die konserva- 
tiven Mandarine, seit sie ihn bemerken und verspüren, verzweifelt, selbstwider- 
sprüchlich und »pathologisch« gewehrt -—- erfolglos: Brunkhorst konzediert ihnen 
gönnerhaft, daß die selbstgestellte Aufgabe, »Traditionen posttraditional neu erzeu- 
gen zu müssen«, zwar »paradox« sei, aber immerhin in der geisteswissenschaftli- 
chen Theoriebildung »stimulierend« gewirkt und zu »überragenden, produktiven 
Leistungen« geführt habe. Dennoch, es habe sich damals schon um ein auf lange 
Sicht verlorenes Unternehmen gehandelt: 

»Wenn nämlich richtig ist, daß ... die soziale Existenz der Mandarine wesentlich durch ihre hegemonia- 
le Stellung in der Kultur definiert ist, dann würden ihre soziale Rolle und ihr Ort in der Gesellschaft 
durch eine endlich erfolgreiche Demokratisierung der Verständigungsverhältnisse zerstört und in ihrem 
Sinn entwertet. Sie würden auf der öffentlichen Seite ihrer Existenz zu dem, was sie immer meisten ge- 
fürchtet haben: entwurzelte Intellektuelle. Sind die Verständigungsverhältnisse erst einmal demokrati- 


siert und ist die Demokratie in der Massenkultur verankert, gibt es nämlich nichts mehr zu kompensie- 
ren. Autonomie und Aufklärung wären an die Stelle von Mythos und Tradition getreten.« (75) 


Was hier noch im Konjunktiv steht— als Ahnung der Mandarine und in sarkastischer 
Empathie formuliert -, ist historisch für Brunkhorst inzwischen Gewißheit gewor- 
den. Nach 1945 sei es gelungen, »den institutionellen Kern des westdeutschen Staa- 
tes erfolgreich und dauerhaft zu demokratisieren.« (94). Dem »Schub« (also der 
Einführung parlamentarisch-demokratischer Herrschaftsformen) läßt Brunkhorst in 
seinem knappen Resümee der Nachkriegsentwicklung alsbald einen »Druck« auf 
die noch konservative Kultur folgen. Er verdankte sich einmal der »Wiederkehr des 
Verdrängten und Exilierten«, sodann den »neuen -Aufnahmebereitschaften«, die 
dem »Demokratisierungsschub« gefolgt seien. 

Diese Geschichte kommt nun gleichsam zu einem Finale, das wir zur Zeit erleben. 
Mit der Institutionalisierung der neuen Intellektuellenrolle breche das Verdrän- 
gungssystem der Mandarine zusammen. Ihre »Pathologie« werde zwar »reali- 
stisch«, »zynisch«, den Gegebenheiten angepaßt, bleibe aber nichtsdestoweniger 
»Pathologie«, deren jammervolle Gestalt Brunkhorst in drei Thesen und diese wie- 
derum auf drei Titel bringt: »Nichts Neues«, »Ende der Entwicklung«, »Ortlose Kla- 
ge«. Knapp und gelassen konstatiert er die Erfolglosigkeit neokonservativer Versu- 
che der Traditionsbildung: 


»Hier wird die Klage ortios, weil sie sich gegen (jedenfalls mit gewaltlosen Mitteln) kaum reversible sä- 
kulare Trends und evolutionär durchgesetzte Strukturmuster richtet« (154). 
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Zunächst geht er damit eine Gefahr ein, die manchen universalhistorischen Perspek- 
tiven eigen ist: Gesellschaftliche Katastrophen und Krisen werden aus der Kenntnis 
der Entwicklungsrichtung zu bloßen Stationen. Problematisch wird dies gerade un- 
ter den zwei Gesichtspunkten, die sich aus Brunkhorsts Kritik an der Entleerung des 
Vernunft-Begriffs ergeben: Totalität und Praxis. Ein Begriff von Totalität, der sich 
von der Qualität geisteswissenschaftlich-synthetisierender Apergus qualitativ unter- 
scheiden soll, kann auf die Erkenntnis der politisch-ökonomisch und sozialwissen- 
schaftlich analysierten Krise nicht ernsthaft verzichten - sonst gliche er sich dem 
geistvollen Geplauder und Geschichten-Erzählen an, das Brunkhorst polemisch kri- 
tisiert. Kennzeichnend ist aber, daß das »Zusammenspiel hartnäckiger ökonomi- 
scher, politischer und kultureller Krisentendenzen im sozialstaatlich organisierten 
Kapitalismus« (133) in dieser sich als politisch-aktuell verstehenden Polemik — und 
ausgerechnet unter den Auspizien der gefeierten Durchsetzung der »neuen Intellek- 
tuellenrolle«! — nicht in die Überlegungen einbezogen ist und bloß einmal beiläufig 
erwähnt wird. Ist Totalität erst derart gestutzt, stellt sich als Gefahr auch ein, was 
Brunkhorst am irrationalen Praxis-Begriff der Mandarine festmacht: Dezisionismus 
und politischer Existentialismus. 
Da die gegenwärtige Krise — obzwar augenscheinlich Vielfältiges umfassend, »hart- 
‚ näckig« und säkular - in den Betrachtungen über den Neokonservatismus keine Rol- 
le mehr spielt, entsteht der Eindruck, daß einer schlußendlichen Durchsetzung des 
Ziels eines sich selbst korrigierenden Fortschritts irgendwie und eigentlich nichts 
oder fast nichts mehr im Wege steht. Nur noch — »Pathologie«. Die Diagnose »pa- 
thologisch« zieht sich in Verbindung mit Adjektiven wie »blind«, »militant«, »ner- 
vös« wie ein roter Faden durch den Text. Gegen starke Polemik ist gewiß nichts 
einzuwenden; Meinungen, Argumentationen, Ideologien aber »pathologisch« zu 
nennen, bedürfte besonderer Begründung. Gar nicht nebenbei ist daran zu erinnern, 
daß es bisher überwiegend die linke Intelligenz war, die Adressat solcher und ähnli- 
cher Charakterisierungen — und deren Opfer war, denn sie sind Aggression auf dem 
Sprung, Vorbereitung zur Aktion; auf ihrer Seite befindet sich nicht zufällig die 
Macht der Unterscheidung und der Durchsetzung. Die Konnotation mit dem Gegen- 
teil —- »Gesundheit« — war historisch bisher allemal siegreich — und immer rechts. 
Von daher steht der so extensiv gebrauchte »Pathologie«- Vorwurf nicht nur im Ge- 
gensatz zum Anspruch diskursiver Rationalität, er macht auch sonst wenig Sinn. Er 
ist aber nicht nur Invektive. Er konstituiert eine zirkuläre Auto-Suggestion. In Ver- 
bindung mit der immer wieder durchscheinenden evolutionär verbürgten Gewißheit 
verstärkt er diese; der intellektuelle und politische Gegner hat nicht nur in Wahrheit 
schon verloren, er wird auch in dem Maße, wie er dies selber erfährt, immer »patho- 
logischer«. Umgekehrt verstärkt die evolutionär verbürgte Gewißheit den »Patholo- 
gie«-Vorwurf; sie bewirkt, daß Brunkhorst ihn zwar des öfteren plaziert, aber immer 
mit Distanz äußern kann. Denn der Gegner hat keine Chance. 
Obwohl Brunkhorst zuweilen den Argumentationen der Konservativen differenziert 
folgt und einzelne Entwicklungslinien überzeugend nachzeichnet, erinnert er doch 
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in dieser immer wiederkehrenden Figur von evolutionärer, rationaler Moderni- 
sierung vs. »pathologischer« Gegenwehr an die Auseinandersetzung von Lukäcs 
mit dem »Irrationalismus«. Dieser hatte (»Die Zerstörung der Vernunft«) die Ge- 
schichte des philosophischen und sozialwissenschaftlichen Denkens ex post strom- 
linienförmig rekonstruiert — und retuschiert. Vom Standpunkt der Moderne aus, 
deren universelle Rationalität ihm in der unhinterfragten Entfaltung naturwissen- 
schaftlich-technischer Vernunft, eines weltanschaulich erstarrten »wissenschaftli- 
chen Sozialismus« und eines befestigten und siegreichen sozialistischen Lagers be- 
stand, war alles gegnerische Denken ein Denken hin zu Hitler. Blochs sanfter Spott 
über Lukäcs’ in diesem Werk oft gebrauchtes »naturgemäß« sollte diesen Affekt des 
Siegers treffen: Die Geschichte wird nachträglich zur Bühne gemacht, auf der jeder 
Schritt nur der Anweisung des Post-histoire-Regisseurs folgt. Bloch hat zudem ge- 
genüber Lukäcs hartnäckig darauf bestanden, daß mit dem Aufweisen von Klassen- 
interessen bei diesem oder jenem Philosophen noch nicht dessen philosophische 
Probleme und Reflexionen »erledigt« seien. 

Ähnlich insisitierte Habermas noch 1971 gegenüber F.K. Ringer (»The Decline of 
the German Mandarins«) darauf, 

»daß in dem kulturkonservativen Bezugssystem der deutschen Mandarine auch Erfahrungen verarbeitet 
und Problemstellungen verdeckt sein könnten, die in einem angemessenen Bezugssystem neu formuliert 
werden und heute noch systematisches Interesse beanspruchen könnten« (Habermas 1981: 466). 
Brunkhorst äußert sich nur selten zu jener im Zentrum seiner Argumentation stehen- 
den »Demokratisierung der Verständigungsverhältnisse« — und wenn, dann auffal- 
lend blaß, ja unkritisch gegenüber den strukturellen Beschränkungen der Demokra- 
tie in den kapitalistischen Industriegesellschaften und ihrer empirischen Verfaßtheit. 
Indem Demokratie bzw. Demokratisierung als historisch konkret nicht analysiert 
werden, erscheinen sie als substanzlose Größe; die Kritik des Konservatismus droht 
damit auf jenen Topos zurückzufallen, der den wesentlichen Mangel von Helga Gre- 
bings einflußreicher Analyse Ende der 60er Jahre ausmachte. Konservativer Wider- 
stand gegen Demokratisierung war für sie nicht bloß moralisch und politisch kritika- 
bel und theoretisch falsch, er war vor allem auch tendenziell vergeblich, weil gegen 
einen »sozio-Öökonomischen Strukturwandel« (Grebing 1971: 243), die »Entwick- 
lung der Produktivkräfte« und deren »demokratisierende Effekte« (Grebing 1971: 
364) gerichtet. 

Der für weite Teile der Linken typische Gestus, auf der Seite des Fortschritts zu ste- 
hen und damit künftiger Sieger zu sein, kann heute noch weniger als in den späten 
60er und frühen 70er Jahren auf eine kritische Theorie gesellschaftlicher Entwick- 
lung sich stützen. Vor den Fallen eines solcherart begründeten Optimismus wäre 
man auch dann nicht gefeit, wenn man ihn gewissermaßen realistisch zurechtstutzte, 
von der radikalen Emphase, der Perspektive fundamentaler Umwälzung und sozialer 
Revolution zur evolutionären Gewißheit, Modernisierung und partizipatorisch er- 
weiterter Demokratie »westlicher« Provenienz. 
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Die Konservativen - am Ende? 


Betrachten wir nun Brunkhorsts Auseinandersetzung mit dem aktuellen Neokon- 
servatismus. Bezeichnend zunächst — wir erwähnten es schon -, daß in der ganzen 
systematisch aufgebauten Argumentation weder die »Rückkehr« noch der doch min- 
destens kurzfristig nicht zu leugnende Erfolg neokonservativen Denkens erklärt 
werden. Im Zusammenhang des Argumentationsganges kann die kurze und nichts- 
sagende Erwähnung von Krisenphänomenen als den »Ursachen« für die »Rück- 
kehr« nur besagen, daß sie offensichtlich zu einer Belebung des Verzweiflungs- 
Motivs, der Nervosität bei den Konservativen geführt hätten. 

Auch hier verfehlt die geistesgeschichtliche Beschränkung der Argumentation und 
des Interesses auf »Ideologieplanung« wichtige Dimensionen des Neokonservatis- 
mus, seiner Widersprüche und Möglichkeiten. Das beginnt damit, daß Brunkhorst 
sich für die Überlegungen etwa der »modernitätstraditionalistischen« Richtung 
(Lübbe u.a.) zu der »Krise der Industriekultur«, dem »Wertwandel«, der Alltagskul- 
tur gar nicht weiter interessiert. Als weiteres Beispiel sei Spaemann erwähnt, dessen 
Beiträge zur Fortschrittskritik ebenfalls der Rubrik »nichts Neues« zugeschlagen — 
das heißt hier: nicht erwähnt werden. Spaemann bekommt das Lob, er gehöre im- 
merhin zu denen, die noch einen »Wahrheits- oder doch zumindest Authentizitäts- 
anspruch« verträten. Das klingt, so en passant gesagt, als räume ein Konservativer 
Adorno ein, ohne ihn weiter zu beachten, er sei immerhin ein guter Mensch gewesen. 
Was aber noch schwerer wiegt als die höchst selektive Rezeption, ist, daß nicht erör- 
tert wird, was nun wirklich dazugehört, wenn man auch die Wirkung von Theorien 
beurteilen will: die ökonomischen, politischen und sozial-psychologischen Konstel- 
lationen, aus denen sie entstehen, auf die sie sich beziehen und in denen sie wirksam 
sind. Dazu gehören hierzulande beispielsweise die strukturelle Krise mitsamt Dauer- 
arbeitslosigkeit, der Niedergang und das Scheitern sozial-liberaler Politik (mit dem 
»Ende des keynesianischen Staates«), neue soziale Bewegungen, eine neue Partei in 
den Parlamenten, dann auch eine neue »Kulturwelle«, neue Medien u.v.m. Zu den 
mindestens taktischen Vorteilen des Neokonservatismus scheint zu gehören, daß er 
angesichts des tiefgreifenden Wandels, andauernder ökonomisch-technologischer 
Umstrukturierung und anknüpfend an Bewußtseinslagen so etwas wie »Zukunftsbe- 
wältigung« konzeptionell begründen kann. Er mag dabei auch vom Bonus der poli- 
tischen Mehrheit und der normativen Kraft des Faktischen zehren und insoweit le- 
diglich das repäsentieren, was Negt die »Kunst des Möglichen« (Negt 1984: 97) 
nannte. Dies allein würde bereits eine genauere Auseinandersetzung rechtfertigen — 
sie wird zudem um so dringlicher, wenn man die politischen und konzeptionellen 
Probleme seiner Widersacher bedenkt. Von deren Schwäche profitiert der Konser- 
vatismus nicht bloß passiv, sondern er nutzt sie zur Ausgrenzung dieses Gegners aus 
und kann sich so einen segmentierenden und spezialisierenden Umgang mit Kritik 
und oppositionellen Motiven leisten, der teilweise elegant und wirkungsvoll ist (Fa- 
milienpolitik, Menschenrechte, Individualismus). 
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Weil Brunkhorst sich weder auf die neokonservative Argumentation im einzelnen 
einläßt, noch die gesellschaftliche Wirklichkeit konkret analysiert, auf die neo- 
konservative Denkfiguren sich beziehen und - so muß man hinzufügen - in der sie 
soziale Resonanz finden, bleibt die Kritik allzu häufig auf der Ebene abstrakt-logi- 
scher Plausibilitätsüberlegungen: die logische Inkonsistenz eines Konservativen 
Modernitätsbezugs wird für Brunkhorst zum Kernpunkt seiner Auseinandersetzung. 
Dagegen ist einzuwenden, daß eine solche geistesgeschichtliche Betrachtung kon- 
servativer Argumentationsweisen dazu neigt, die »Sache der Logik« mit der »Logik 
der Sache« (Marx) zu verwechseln, also die praktischen Möglichkeiten der wider- 
spruchsvollen, ekklektischen Verbindungen neokonservativer Argumentation ge- 
ring zu schätzen und als Untersuchungsgegenstand gar zu unterschlagen. Denn in 
der Tat werden die Neokonservativen mit Selbstwidersprüchen mehr oder weniger 
glatt fertig (und unterscheiden sich in dieser Hinsicht auch nicht von vielen linken 
Theoretikern), zumal sie in der Praxis ganz selten der Situation ausgesetzt sind, in 
intensivem Streitgespräch, mit Hilfe entwickelter Argumentationen und ohne politi- 
sche Rücksichtnahmen solcher logischer Widersprüche überführt zu werden. 

Brunkhorst neigt dazu, die konservative Position in Politik und Gesellsschaft in eins 
zu setzen mit der (Weiter-)Existenz einer gewissermaßen als Substanz gedachten 
konservativen Denktradition. Die Auszehrung spezifischer Traditionen der deut- 
schen Mandarinenkultur wird für ihn dann identisch mit der Dauerkrise der neokon- 
servativen Ideologie. Die Auszehrung einer vermeintlichen »Substanz« konservati- 
ver Gesinnung läßt ihn irritiert auf all jene Spielarten eines politisch ambitionierten, 
einsatzbereiten »technokratischen Konservatismus« (Greiffenhagen 1986: 316) 
blicken, der reaktionären Fundamentalismus längst eingetauscht hat gegen einen 
funktionalistischen Bezug auf kulturelle und soziale Erscheinungen, die als Wegbe- 
reiter und Symptome des Modernismus bzw. der Moderne gelten. Die »Modernitäts- 
traditionalisten«, wie Brunkhorst diese Strömung bezeichnet, kompensierten die ei- 
gene Schwäche durch Anleihen bei ihnen angeblich fernstehenden Traditionen wie 
z.B. bei der systemfunktionalistischen Soziologie Luhmannscher Prägung. Zuge- 
spitzt läuft dies auf das Argument hinaus, es könne keinen Konservatismus mehr ge- 
ben (so in Greiffenhagens aktuellem Nachwort zur Neuauflage seines Buches »Das 
Dilemma des Konservatismus« vgl. Greiffenhagen 1986: 355 u.f.). Daß Konserva- 
tismus sich von den Traditionsbeständen der eigenen Vergangenheit trennen, Denk- 
figuren des politischen Gegners beerben und daß er schließlich modernitätsgerecht- 
neue Konzepte entwickeln kann, all diese Phänomene sieht Brunkhorst negativ 
unter dem Vorzeichen des Substanzverlustets, den es für die Konservativen zu kom- 
pensieren gelte. Exemplarisch ist für ihn das Konzept der »Ideologieplanung«: an 
die Stelle substantieller konservativer Werte tritt ein funktionalistischer, ja manipu- 
lativer Bezug auf beliebige gesellschaftliche Werte und Vorstellungen. Im Grunde 
macht hier Brunkhorst den neokonservativen Gegnern ihren politischen Ehrgeiz 
zum Vorwurf: seine Zitate belegen bestenfalls, daß dann, wenn Neokonservative 
wie Stürmer oder Lübbe in die politischen Auseinandersetzungen direkt eingreifen, 
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sie solche kulturell-ideologische Beeinflussung durch politisches Handeln enischie- 
den fordern. Nur läßt sich daraus kaum der Schluß ableiten, sie seien selbst von der 
einseitigen politischen Manipulierbarkeit und Planbarkeit beispielsweise der Tradi- 
tionsbildung überzeugt. Man muß nur einige Essays von Stürmer lesen, um zu er- 
kennen, daß er sehr gut weiß, wie begrenzt auf sich gestellt die öffentliche Rede 
wirkt und wie wichtig etwa das Bildungssystem ist. Brunkhorsts Kritik neokonser- 
vativer Manipulations- und Planungsbedürfnisse läßt eine Distanz zur unmittelbar 
politischen Aktion erkennen, die nun ihrerseits symptomatisch ist für die wachsen- 
de politische Abstinenz mancher linken Intellektuellen. 

Ergebnis einer solchen Betrachtungsweise ist jedenfalls, daß man sich gründlich 
täuscht, was die politischen und gesellschaftlichen Chancen der Neokonservativen 
angeht: »kompensatorische Traditionsbildung« ist für Brunkhorst nicht nur auf- 
grund der immanenten Widersprüche eines solchen Projektes unmöglich, für ihn 
kommt hinzu, daß die gesellschaftliche Entwicklungsdynamik keinen Platz mehr 
lasse für neokonservative Unternehmungen. Bemerkenswert ist, daß er dabei 1. die 
»kompensatorische Traditionsbildung« auf Aspekte im engen Horizont eines tradi- 
tionellen Politik-Begriffs reduziert und 2. politische Offenheit der kulturellen Ent- 
wicklungsdynamik in der gegenwärtigen Situation übersicht. 


Neue Kultur und alte Politik 


Brunkhorst formuliert in einem Bürgerkriegs-Jargon: 

»Um die Ideologie-Front zu stabilisieren und die präventiven Gegenschläge zu koordinieren«, bedürfe 
es »institutionell gesicherter Bemühungen« (vor allem Bildungs- und Medienpolitik, neohistorische 
Stadtplanung und kommunale Kulturpolitik) ...«. 

So martialisch sehen die Neokonservativen die Sache nicht. Vor allem sind sie nicht 
so auf die Formen der klassischen Politik fixiert, die Brunkhorst anführt. Das Vorha- 
ben der historischen Revision und »Normalisierung« ist zweifellos eines, das sich 
traditioneller politischer Mittel bedient: Zeitungsartikel, Bücher, öffentliche Auf- 
tritte, Personalpolitik. Auch wenn man die Bedeutung der klassischen Öffentlichkeit 
geringschätzt und weiß, daß sich Auseinandersetzungen wie jene, die etwas schief 
»Historikerstreit« genannt wird, nur mit zeitlicher Verzögerung, verzerrt und viel- 
fach gebrochen »nach unten« vermitteln, ist ein entschiedenes Engagement in die- 
sem öffentlichen Konflikt zweifellos geboten. Man muß aber wissen, daß das, was 
Hermann Lübbe »expansiven Historismus« (Lübbe 1987: 139-145) nennt, ein viel 
breiteres und tiefergehendes Phänomen ist. Lübbe erklärt ihn aus einer »temporalen 
Identitätsdiffusion« (Lübbe 1979: 655-659) und als »Kompensation der belastenden 
Erfahrungen eines änderungstempobedingten kulturellen Vertrautheitsschwundes« 
(Lübbe 1987: 146). Daraus entwickelten sich die verschiedensten Formen einer 
»Musealisierung der Industriekultur«, ist die Erneuerung von Brunnen, Märkten 
und Bräuchen ebenso erklärbar wie »Geschichtswerkstätten« und die mannigfalti- 
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gen Formen von Folklore. Es handelt sich dabei zunächst mal um einen gesellschaft- 
lichen Prozeß, der nicht gesteuert ist. Projekte wie die Preußen-Ausstellungen, die 
Römerberg-Zeile in Frankfurt und vieles andere sind nur ein Ausdruck dieser Ent- 
wicklung, können — vielleicht — etwas verstärken, mehr aber nicht. Auch der Zynis- 
mus, den Brunkhorst — zu Recht — Lübbe vorwirft, ist in dieser Hinsicht bloß Abbild 
der Realität. Denn daß die Restitution von Traditionen notgedrungen schief geraten 
muß, ist ein unhintergehbares Faktum, wie jedes Heimatfest, jedes sanierte mittel- 
alterliche Fachwerkstädtchen zeigt. Es ist nicht Ergebnis neokonservativer Planung, 
wenn die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse verhindern oder erschweren, 
daß Ursachen und Wirkungen von Modernisierung und sozialem Wandel identifi- 
ziert, beeinflußt, gestaltet werden können. Neokonservative wie Lübbe beobachten 
im »Pragmatismus in der Alltagskultur« (Kommission 1983: 27 u.f.) — expansiver 
Historismus« ist lediglich eines ihrer Momente — auf gesellschaftlicher Ebene spon- 
tane, kreative, vielfältige und eben pragmatische Ansätze, in kultureller Praxis unter 
anderem auch die Folgen ökonomischer Entwicklung und politischer Herrschaft zu 
kompensieren. Wir meinen, daß gerade die »Modernitätstraditionalisten« ein analy- 
tisches Instrumentarium haben, mit dem sie zwar keinen emanzipatorischen Interes- 
sen nachsprüren, aber die Widersprüchlichkeit, die Ambivalenz dieser kulturellen 
Prozesse zu erfassen imstande sind. Weltbilder pluralisieren sich und die Wahl von 
Lebensstilen macht sich zwar nicht gänzlich von sozialen Bedingungen und Klas- 
senlage frei, kann ihnen gegenüber aber doch einen relativen und subjektiv bedeut- 
samen Spielraum eröffnen. Dies trägt zur Vielfalt und kompensatorischen Produkti- 
vität der Alltagskultur bei; in der Theoriebildung der Neokonservativen hat es einen 
Platz bekommen. 

Sie haben nach wie vor einen intakten Instinkt für Macht, sind imstande, Personal- 
politik entschieden zu betreiben, sind im öffentlichen Streit nicht zimperlich beim 
»Besetzen« von Worten und Positionen, bemühen sich um Politikberatung und -Be- 
einflussung. Die Stärke gerade eines funktionalistischen Konservatismus besteht 
aber heute gerade auch darin, daß er anders und stärker in der Gesellschaft verankert 
ist. Er Kann sich auf gesellschaftliche Trends stützen, die tiefer gehen und breiter 
sind als nur die explizit politischen, »konservativen Einstellungen« in der Bevölke- 
rung und ist darum imstande, in einzelnen Bereichen - teils nur scheinbar, teils real 
— sogar einen Rückzug aus Politik zu inszenieren. Wer wie Brunkhorst nur in Kate- 
gorien wie »Front«, »Gegenschlag«, »Koordination«, »Plan«, »Politik« denkt, wird 
das nicht verstehen. 


Kulturelle Dynamik ohne Widersprüche? 
Die Konzentration auf die explizit politischen Formen des Kompensationsvorha- 


bens der Konservativen — und dabei noch einmal auf die intentionalen Aspekte und 
den historischen Revisionismus — blendet aus, daß einige Neokonservative, angesto- 


90 Horst-Dieter Zahn, Lutz Raphael 


Ben von tiefgehender Verunsicherung durch die Protestbewegung, sich auch intensiv 
mit den politisch-kulturellen Verschiebungen und mit dem auseinandergesetzt ha- 
ben, was sie »Krise der Industriekultur« nennen. Für eine einigermaßen angemesse- 
ne Würdigung dieser Analysen ist hier kein Raum. Eines ihrer Ergebnisse muß aber 
— vergleichsweise mager und knapp - hier angeführt werden, weil es einen diametra- 
len Unterschied und Gegensatz zu Brunkhorsts Diagnose kennzeichnet. Brunkhorst 
hält einen Erfolg »kompensatorischer Traditionsbildung« für unwahrscheinlich, 
weil 

»sich ... posttraditionale Erziehungsstile und Sozialisationsmuster in größerem Ausmaß und nicht nur in 
den Mittelschichten durchzusetzen begonnen haben. Hier wird die Klage ortlos, weil sie sich gegen (je- 


denfalls mit gewaltiosen Mitteln) kaum reversible säkulare Trends und evolutionär durchgesetzte Struk- 
turmuster richtet.« (154) 


Lübbe und andere sehen ihre Aussichten nicht so trübe. Sie geraten wegen der »post- 
materialistischen Orientierungen« nicht in Panik, sondern haben, nach genauerer 
Betrachtung, sie als durchaus »vernünftige« Versuche interpretiert, auf den »abneh- 
menden Grenznutzen des Fortschritts« individuell und kulturell zu reagieren. Sie in- 
terpretieren, was vor sich geht, als einen Prozeß, indem sich eine neue Balance, eine 
neue »Wertsynthese« zwischen »Pflicht- und Akzeptanzwerten« einerseits und 
»Selbstverwirklichungswerten« andererseits entwickle. Die »Wertkultur« hielten 
sie zwar noch Anfang dieses Jahrzehnts für »nicht in Ordnung« (Kommission 1983: 
44), waren aber ganz zuversichtlich, dies könne sich richten. Zwar nicht automa- 
tisch, sondern politisch unterstützt. Daß aber öffentliche Diskurse, bildungs- und 
kulturpolitische Anstrengungen erfolgversprechend sein würden, dies meinten die 
funktionalistischen Neokonservativen aufgrund der Eigenschaften des »Wertwan- 
dels« und des »Pragmatismus der Alltagskultur« annehmen zu können. Bisher hat- 
ten sie auch — leider — damit recht. Etwa Wolfgang Zapf mit seiner 1983 geäußerten 
Empfehlung, den »Wertwandel« nicht »schwarzmalerisch« zu sehen, wegen etwai- 
gen Überhandnehmens von Hedonismus und Individualismus. Es handele sich um 
»lebenskluge Reaktionen« (Zapf 1983: 31). Diese Empfehlungen an Konservative 
und besorgte Unternehmer könnte man mit umgekehrten Vorzeichen auch an jene 
weitergeben, die Qualität und Ausmaß solcher neuen Orientierungen, Stile und »So- 
zialisationsmuster« euphorisch und als eine Art geschichtsmächtig werdende Zer- 
setzung der kapitalistischen Gesellschaft interpretieren. 

Fixpunkt konservativer Beurteilung der individuellen, gruppen- und schichtspezifi- 
schen Verarbeitungsweisen von Krisenerfahrungen ist dabei, ob sie Anpassungs- 
und Rationalisierungsleistungen für das darstellen, was sie »Industriekultur« nen- 
nen. Hier liegt die systematische Einschränkung und Voraussetzung der Neokonser- 
vativen: Sie legt a priori fest, was als »zustimmungspflichtig« gilt; nicht nur, aber 
vor allem die »arbeitsteilig organisierte naturwissenschaftlich-technische Kompe- 
tenz« und eine Reihe politischer Schlußfolgerungen aus dem Imperativ umfassen- 
der, weltmarktvermittelter Modernisierungskonkurrenz. Entscheidend ist nun, daß 
diese systematische Einschränkung der Perspektive, aus der die affirmativen Festle- 
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gungen von Kultur und die Bindung von »Selbstverwirklichung« an abhängige Ar- 
beit folgen, nicht quasi von außen und gewaltsam durchgesetzt werden müssen. Die 
Neokonservativen können an der Dialektik der kulturellen Freisetzung und Subjek- 
tivitäts-Entwicklung selber anknüpfen. Wo Brunkhorst und andere abstrakt sich 
ausbreitende »diskursive Rationalität« wahrnehmen, da sehen sie die Chance, daß 
»neue Programme und Bewegungen durch Spezialisierung und Segmentierung auf- 
gesogen werden, ohne daß sie andere Bereiche ernsthaft verändern können. Post- 
materialistische Zugehörigkeits- und Selbstverwirklichungsprogramme scheinen in 
diesem Sinne in die Zeitkultur übernommen zu werden, ohne daß andere Werte wie 
Pflichterfüllung, Akzeptanz, Leistung, Wettbewerb, Konsum usw. dadurch elimi- 
niert würden.« (Kommission 1983: 72) Eine emphatische Interpretation der »post- 
traditionalen ... Stile« und »... Muster« als »diskursiv« und »rational« leuchtet ange- 
sichts der sozialwissenschaftlichen Analysen und Diskussionen der letzten Jahre 
nicht ein; mithin wäre auch erledigt, was Brunkhorst als das tragischkomische 
Scheitern der Konservativen in seinem Essay stattfinden läßt — sie müssen diese »ir- 
reversiblen« Sendboten der Evolution nämlich nicht zurückschicken oder ihnen Ge- 
walt antun. Das Rad der Geschichte muß nicht zurückgedreht werden. Im Gegenteil: 
Wenn sie auch bloß funktionalistisch sind und nicht mehr so beeindruckend wie zu 
Anfang des Jahrhunderts, die Konservativen sind immer noch auf der Höhe der Zeit. 
Hier drängt sich nicht zum erstenmal die Frage auf, ob denn die Problemstellungen 
und Antinomien des Denkens der Konservativen nur deren Probleme, Fragen und 
Antinomien sind. Der linke Philosoph Herbert Schädelbach hat 1986 einige Aufsät- 
ze des rechten Philosophen Arnold Gehlen neu herausgegeben; in einem Nachwort 
hat er einen Grundsatz intellektueller Bescheidenheit, Sorgfalt und Selbstkritik for- 
muliert, mit. dem offene und harte Auseinandersetzungen nicht vermieden werden 
sollen, der aber hier auf die Mahnung hinausläuft, den »konservativen Aufklärungs- 
kritiker« ernstzunehmen: »Der Aufklärer muß immer daran denken: Der Konserva- 
tive Könnte recht haben!« 

Habermas, in der erwähnten Besprechung des Ringer-Buches über die Mandarine, 
erinnerte daran, daß ein auf »Hegel und Marx zurückgehender Argumentationszu- 
sammenhang« in der Auseinandersetzung mit den Mandarinen nicht ausgeblendet 
werden dürfe. In diesem gehe es um die »Erinnerung an die Opfer und die nicht 
eingelösten utopischen Gehalte der bürgerlichen Emanzipation« (Habermas 1981: 
467). Er bestand auf der spezifischen Differenz zwischen dieser Perspektive und 
dem konservativen Kulturpessimismus. Der Neokonservatismus hat mittlerweile 
eine Kritik eingeholt, die ihn lediglich mit der Normalität der entwickeltsten westli- 
chen Industriegesellschaften konfrontierte. Eine Kritik, die nicht gemeinsame Sache 
mit ihm machen will, muß darum heute auch jene Problemstellungen aufgreifen und 
in ihrem Zusammenhang neu formulieren, die der Neokonservatismus mittlerweile 
ausgeblendet hat. 

Brunkhorst steht mit seiner Geringschätzung des westdeutschen Neokonservatis- 
mus freilich nicht allein. Als prominente Beispiele seien Habermas und Dubiel ge- 
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nannt: Habermas etwa kommt in seinen Auseinandersetzungen mit dem Neokonser- 
vatismus (Habermas 1985) zum Ergebnis, die deutschen Neokonservativen hätten 
sich mit der kulturellen Moderne nur »halbherzig« ausgesöhnt. Er legt dabei den 
Schluß nahe (ebd., 41), sie hätten in der Theoriebildung nicht mehr zu bieten als den 
Aufguß der alten kulturpessimistischen, antizivilisatorischen, antiamerikanischen, 
antisemitischen und aristokratischen Positionen. Die deutschen Neokonservativen 
hätten es »vergleichsweise einfach« gehabt, »auf ausgetretenen Pfaden wandeln« 
können und hätten »theoretisch so gar nichts Neues zu bieten brauchen« (ebd., 44), 
während die Neokonservativen in den USA von der Protestbewegung der 60er Jah- 
re zu neuen Denkweisen provoziert worden seien. 

Dubiel (1985) geht in seiner Erörterung von Fragen der Kulturkritik nur auf US- 
amerikanische Autoren ein. An Lasch, Riesman, Bell, Sennett kritisiert er, sie stün- 
den außerhalb einer »Theorie des Spätkapitalismus« und erzählten »kulturkritische 
Märchen« (Dubiel 1985: 38). Sie gingen mit der verklärenden Annahme eines »gol- 
denen Zeitalters bürgerlicher Rationalität« und einer Art «Sündenfall«-Hypothese 
von der »überzogenen Suggestion einer Epochenschwelle« (Dubiel 1985, 39) aus; 
mit entsprechend dichotomischer Weltsicht. Ihre Kulturkritik sei geprägt von einer 
»von vorneherein parteilichen verfallstheoretischen Stilisierung des unterstellten 
Übergangs« (ebd.). Der entscheidende Vorwurf Dubiels (ob gegenüber den genann- 
ten US-amerikanischen Autoren zu Recht erhoben, sei dahingestellt) trifft aber die 
hier skizzierte neokonservative Argumentation nicht. Der »Übergang« wird keines- 
wegs »verfallstheoretisch stilisiert« und gerade das Bild vom Prozeß der vielfältig 
vermittelten, gesellschaftlich-kulturell bestimmten, aber auch politisch zu beein- 
flussenden Herstellung einer neuen »Wert-Synthese« ist jedenfalls nicht als »dicho- 
tomisch« zu kritisieren. 

Mehr noch, das eigentlich Provokative in dieser neokonservativen Argumentation 
istin der schon zitierten trockenen Empfehlung zu sehen, den Wertwandel nicht »te- 
leologisch« zu interpretieren. Denn sie ist nicht bloß gegen die »Schwarzmalerei« 
im eigenen Lager gerichtet; vielmehr sind die Neokonservativen auch einigermaßen 
zuversichtlich, daß der »Wertwandel« sich nicht als der Sprengsatz erweisen wird, 
für den ihn manche linken Theoretiker hielten und halten. Aus Gründen, die wir hier 
angedeutet haben, setzen die Neokonservativen darauf, daß Selbstverwirklichungs- 
bedürfnisse im Horizont eines individuellen Pragmatismus und einer kulturellen 
Praxis verbleiben, der einen Zugang zu Fragen der gesellschaftlichen Vernunft und 
der universalistischen Moral gerade verbaut. 

Dubiel sieht das, wie Brunkhorst auch, genau umgekehrt. »Wertwandel« und mora- 
lisch-kulturelles Potential der neuen sozialen Bewegungen betrachtet er emphatisch 
als materielle Grundlage einer »partizipatorischen Reform der Demokratie«. Nach 
unserer Auffassung kann er dies freilich nur, indem er kritische Analysen dieser 
»moralischen Kultur« (wie die Laschs u.a.) schroff abweist oder gar nicht erst zur 
Kenntnis nimmt (wie die der deutschen Neokonservativen). 

In einer »polemischen Skizze« hat man wohl nicht die Aufgabe, die Kritik fortzuent- 
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wickeln und eigenständige Analysen zu entwickeln. Es stellt sich aber bei der Lektü- 
re von Brunkhorsts »Der Intellektuelle im Land der Mandarine« der unbehagliche 
Eindruck einer überaus fragwürdigen Selbstgewißheit ein. Eine Selbstgewißheit, 
die überdies, was die Analyse der eigenen Lage und Probleme betrifft, auf tönernen 
Füßen steht. Im gesamten Text sind konkrete Überlegungen zu den Handlungsper- 
spektiven, Aufgaben und Interventionsformen kritischer Intellektueller nicht zu ent- 
decken. Auch hier ist, dem formulierten Anspruch des Textes folgend, darauf hinzu- 
weisen, daß ein Postulat wie »diskursive Rationalität« konkretisiert werden muß. 
Die intellektuelle Praxis, die ihr verpflichtet ist, kann gelingen oder scheitern, sie 
muß aber das Wagnis des Handgemenges eingehen. Gerade die Breitenwirkung ei- 
nes totgesagten Konservatismus muß eine Herausforderung kritischer Intellektueller 
sein. 

»Nichts Neues« — »Ende der Entwicklung« - »Ortlose Klagen« - sollte das unverse- 
hens gerade für einen Typus der » Auseinandersetzung« mit den Konservativen gel- 
ten, in dem dies vernichtende Urteil schnell bei der Hand ist? 
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Ivan Szelenyi 

Möglichkeiten und Grenzen des Projekts einer neuen 
Klasse in Osteuropa 

Selbstkritische Überlegungen zu 

»Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht« ' 


Zusammenfassung: 1974 vertraten Szelenyi und Konrad die Ansicht, daß sich die 
Intellektuellen in Osteuropa auf dem Weg zur Klassenherrschaft befänden. Hier in- 
terpretiert Szelenyi seine damaligen Thesen als Reaktion auf die Reformen der 60er 
Jahre. Daß sich seine Prognosen nicht realisierten, führt er einerseits auf den von 
ihm unterschätzten Widerstand der Bürokratie gegen jede Teilung der Macht 
zurück. Andererseits fand seit 1975 mit der Entstehung kleiner Privatunternehmen 
ein unvorhergesehener sozialer Wandel statt, der eine sowohl im privaten Markt- 
sektor als auch im bürokratisch gesteuerten Bereich begründete »duale« Klassen- 
struktur mit sich brachte. Sich daraus ergebende mögliche Bündniskonstellationen 
diskutiert Szeleny am Ende seines Artikels. 


Vor elf Jahren, während der letzten Sommertage 1974, beendeten mein Freund 
György Konräd und ich das Manuskript unseres letzten gemeinsamen Buches: Die 
Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht. Wir schrieben das Buch hastig, in 
unserem »Versteck«, einem kleinen Haus in Csobanka, einem Dorf zehn oder 
fünfzehn Kilometer von Budapest und unseren geschäftigen Wohnungen und Büros 
entfernt. Wir hatten die etwas paranoide Befürchtung — die, wie sich später zeigte, 
nicht ganz unbegründet war —, daß die politische Polizei uns überwachte. Wir dach- 
ten, die Polizei warte nur darauf, uns das Manuskript zu entreißen, sobald — oder 
sogar bevor - es fertiggestellt sein würde. So wurden wir getrieben durch ein Gefühl 
der Dringlichkeit und durch eine naive, sogar narzißtische Überzeugung von der hi- 
storischen Bedeutung unseres Tuns. Wir meinten, das Geheimnis des Staatssozialis- 
mus entdeckt zu haben — den bevorstehenden Machtantritt einer Neuen Klasse aus 
Intellektuellen. Dies wollten wir unbedingt für die Geschichtsbücher festhalten und 
die Nachricht dann so schnell und weit als möglich verbreiten, bevor man uns ver- 
haften würde und wir vermutlich jahrelang im Gefängnis und unser Manuskript 
wohl für immer in den Archiven des KGB verschwinden würden). 

Das vergangene Jahrzehnt hat unser Leben radikal verändert. Ich habe Ungarn 1975 
verlassen und während der letzten zehn Jahre auf drei Kontinenten gelebt und an drei 


* Eine ungekürzte Version dieses Artikels erschien in »Politics & Society«, Vol 15, No 2/1986/87, 
5.103 ff. 
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verschiedenen Universitäten gelehrt. Konräd ist geblieben und hat sein Abenteuer 
mit der soziologischen Theorie aufgegeben, um Romanautor zu werden. Doch wich- 
tiger ist, daß sich im letzten Jahrzehnt bedeutende Veränderungen im Leben der Ost- 
europäer vollzogen haben. Der Zweck dieses Aufsatzes ist, den Gehalt unserer da- 
maligen Prognose eines bevorstehenden Machtantritts der Intellektuellenklasse im 
sozialistischen Osteuropa abzuschätzen, angesichts der Ereignisse des vergangenen 
Jahrzehnts. Das Leben in einer akademischen Institution der USA, dem Department 
of Sociology der Universität Wisconsin, gewährt mir die angemessene Distanz. 

In diesem Aufsatz stelle ich zunächst Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht 
in den historischen Kontext und interpretiere das Buch vor allem als eine Reflexion 
über die nachstalinistischen Reformbewegungen in Osteuropa während der sech- 
ziger Jahre. Zweitens gebe ich einen kurzen Überblick über die wesentlichen — von 
uns meist nicht vorhergesehenen — Veränderungen der osteuropäischen Sozialstruk- 
tur seit 1974 und erörtere die aus meiner Sicht fast selbstmörderische Borniertheit 
der osteuropäischen Bürokratien, wenn es darum geht, die Macht mit anderen, sogar 
den Technokraten, auf sinnvolle Weise zu teilen. Weiterhin analysiere ich das ganz 
unerwartete Wiederauftauchen des Unternehmertums und die überraschende Tole- 
ranz, die neuerdings, zumindest in Ländern wie Ungarn und China, gegenüber klei- 
nen Privatunternehmen herrscht. Drittens schließlich erörtete ich verschiedene Sze- 
narios für die Zukunft des Staatssozialismus. 

Der ganze Aufsatz ist recht selbstkritisch, besonders der letzte Abschnitt. Zehn 
Jahre, nachdem wir Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht geschrieben ha- 
ben, glaube ich immer noch, daß wir eine wichtige Tendenz in der Entwicklung des 
osteuropäischen Sozialismus der sechziger Jahre erkannt haben (obwohl wir unsere 
Schlußfolgerungen vielleicht etwas zu sehr verallgemeinert haben). Nach zehn Jah- 
ren allerdings meine ich, daß der wesentliche Mangel unseres Buches darin besteht, 
daß wir die Neue Klasse in Osteuropa nicht als eine unter anderen künftigen Mög- 
lichkeiten dargestellt haben. Wir haben uns auf diese eine Möglichkeit nicht deshalb 
beschränkt, weil wir an ihre historische Unausweichlichkeit oder an den Determinis- 
mus glaubten. Weil aber in unserer Sicht die Lebensfähigkeit oder die Gefahr einer 
Neuen Klasse während der frühen siebziger Jahre zu offensichtlich war, haben wir 
nicht genug Zeit auf die Frage verwandt, was sonst noch geschehen könnte. 1985 ist 
die Transformation des Staatssozialismus sowjetischen Typs in eine von Intellek- 
tuellen beherrschte Gesellschaft immer noch möglich, aber unwahrscheinlicher als 
1975. 


Die Intellektuellen und die Macht in den nachstalinistischen 
Reformbewegungen der sechziger Jahre 


Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht ist in mancher Hinsicht eine freundli- 
che Polemik gegen Milovan Djilas Buch Die Neue Klasse. Wir akzeptieren Djilas 
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zentrale Behauptung, daß Gesellschaften sowjetischen Typs unter dem Stalinismus 
durch die Bürokratie beherrscht wurden. Aber wir zögerten, den Begriff der Klasse 
zu verwenden, um die strukturelle Position der Bürokratie zu beschreiben. Unseres 
Erachtens war diese zu »archaisch«, zu »asiatisch«, um diese Klassifizierung zu 
verdienen. In der Tradition Webers und des Lukäcs-Marxismus stehend, wollten wir 
den Begriff der Klasse für moderne und westliche Phänomene reservieren. Wir 
zogen es vor, über die »herrschende bürokratische Schicht« oder den »bürokra- 
tischen Stand« zu schreiben, aber ansonsten hielten wir Djilas Diagnose im Grunde 
für richtig. 

Wir meinten allerdings auch, daß Djilas Analyse einer wesentlichen Korrektur be- 
durfte. Er hatte ein Buch über die stalinistische Epoche geschrieben; unser Ziel war, 
ein Buch über die nachstalinistische Form des Staatssozialismus zu schreiben. Djilas 
hatte recht: Während der späten vierziger und frühen fünfziger Jahre waren die ost- 
europäischen Länder durch eine Herrschaft der Bürokratie gekennzeichnet. Aber wir 
behaupteten, daß im Zuge der Entstalinisierung, besonders in der sich entfaltenden 
Reformära der sechziger Jahre, sich der Kreis derer ausweitete, welche die Macht im 
Staatssozialismus ausübten. Intellektuelle aller Spielarten, von den humanistischen 
Ideologen bis zu den Technokraten, stiegen in den Kreis der Machthaber auf und 
verschmolzen mit den Bürokraten. Qualifizierte Leute mit ordentlichen akademi- 
schen Titeln ersetzten die Unqualifizierten in den Positionen der Bürokratie, tech- 
nokratische »Experten« teilten die Macht mit den »roten« Amtsinhabern. 

Wir glaubten, daß die Bürokratie selbst sich veränderte. Sie wurde weniger ar- 
chaisch, eher rationaler; sie wurde intellektualisiert. Zugleich wurden die Intel- 
lektuellen in gewissem Ausmaß bürokratischer. Dergestalt bildeten die Bürokraten 
und die Intellektuellen eine neue, vereint herrschende Klasse. Ich glaube immer 
noch, daß dies eine vernünftigte Argumentation war. In mehreren osteuropäischen, 
vielleicht in allen Ländern des sowjetischen Blocks hatte während der sechziger 
Jahre der artikulierteste Teil der Intelligenz eine Romanze mit der Macht. Diese 
Romanze erreichte ihren Höhepunkt im Sommer 1968. Die Invasion der Tschecho- 
slowakei veränderte die Situation auf dramatische Weise, wenn auch nicht über 
Nacht. Mit ihr begann sich das Verhältnis von osteuropäischen Intellektuellen und 
Bürokraten deutlich zu verschlechtern. 

In bestimmtem Sinne hatten wir Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht zu 
spät geschrieben. Das Buch hätte zum Sommer 1968 fertiggestellt und veröffentlicht 
sein sollen und nicht 1974, als Leute mit schärferem politischem Spürsinn schon das 
Ende der schwierigen Liebesaffäre zwischen der, osteuropäischen Intelligenz und 
der Bürokratie sowjetischen Typs hätten erkennen können. Wenn unsere Kritik an 
Djilas tatsächlich richtig ist und sein Buch über die Neue Klasse den fünfziger 
Jahren angemessen ist, dann entspricht unseres den Verhältnissen Mitte bis Ende der 
sechziger Jahre. Natürlich ist es keineswegs das letzte Wort zum Charakter der 
nachstalinistischen Ära, oder, wie wir uns ausdrückten, zum »reifen Sozialismus«. 
Kritiker unserer Arbeit haben eingewandt, daß wir unsere besondere ungarische 
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Erfahrung zu sehr auf den Staatssozialismus überhaupt verallgemeinert haben (vgl. 
etwa Feher/Heller/Markus 1983). Ich glaube, diese Kritik ist nur teilweise berech- 
tigt. Das Projekt der Neuen Klasse hob in Ungarn ziemlich früh an, vermutlich etwas 
früher als in der Tschechoslowakei oder in der DDR, doch kaum früher als in Polen 
oder der Sowjetunion. In der UdSSR brachten die letzten Jahre Chruschtschows und 
möglicherweise die ersten Jahre der Breschnew-Ära eine Art Entspannung zwischen 
der Intelligenzia und dem Apparat mit sich. Sogar Agnes Heller, ansonsten eine 
unserer schärfsten Kritikerinnen (sie wirft uns vor, dem sowjetischen System, wel- 
ches sie als eine Variante »traditionaler Herrschaft« begreift, zuviel an Rationali- 
tät zuzuschreiben), bemerkt den sowjetischen Flirt mit dem »Szientismus« unter 
Chruschtschow.! (ebd., S. 143, 155) Während der frühen sechziger Jahre gab es in 
der Sowjetunion eine zweite Welle an Bemühungen, den Kommunismus durch 
Wissenschaft und Technologie zu legitimieren. 

Eine erste Welle hatte es während der späten zwanziger und frühen dreißiger Jahre 
gegeben, als Stalin viel Gewinn aus den wissenschaftlichen und industriellen Er- 
folgen der Sowjetunion in der Luftfahrt ziehen konnte. Die zweite Welle entstand 
während der »Sputnik-Phase« der frühen sechziger Jahre, in der das Vertrauen in die 
sowjetische Wissenschaft und Bildung wuchs und in der Sowjetunion — wie in den 
USA als Reflex auf die Sputnik-Panik — die staatlichen Ausgaben für Forschung und 
höhere Bildung erhöht wurden. 

Die Annäherung von Intellektuellen und Bürokraten in Ungarn begann 1963 oder 
64. Die Bereitschaft der ungarischen Intellektuellen, so kurz nach der blutigen Nie- 
derlage von 1956 (das Regime exekutierte sogar bis 1959 Leute für »Verbrechen« 
während des Aufstands drei Jahre zuvor) in einen Entspannungsprozeß mit der Ka- 
derbürokratie einzutreten und sich um friedliche Koexistenz zu bemühen, mag mit 
den wissenschaftlichen Erfolgen und deren ausgeprägter Betonung in der Spätphase 
Chruschtschows zu tun haben. Ich bin davon überzeugt, daß die Vorstellung, im Ge- 
gensatz zum anarchischen und bloß formell rationalen Kapitalismus sei der Sozia- 
lismus ein superrationales System mit Wissenschaft und Forschung an seiner Seite, 
entscheidend war, um Intellektuelle im ganzen Ostblock zu überzeugen. Dies be- 
sonders in Ungarn, wo das neue politische System, der Kadarismus, in der Lage war, 
die szientistische Anziehungskraft des späten Chruschtschowismus mit seinem ei- 
gentümlichen Pragmatismus zu verbinden.? 

Dies hatte breite und tiefgreifende Wirkungen auf die ungarische Intelligenz. Ideolo- 
gen, Philosophen, Soziologen und Ökonomen sprangen schnell auf den neuen Legi- 
timationszug und verdrängten ebenso schnell die Erinnerung an das Trauma von 
1956.? Lukäcs, Mitglied des Kabinetts von Imre Nagy, der kurz zuvor noch knapp 
der Verhaftung entgangen war, verkündete die »Renaissance des Marxismus«. Der 
humanistische Marxismus seiner SchülerInnen, besonders zu nennen sind Agnes 
Heller und György Markus, die zu den Gründern der inzwischen bekannten Buda- 
pester Schule gehörten, war unter den Studenten sehr einflußreich. Eine ganze neue 
Generation von Radikalen und Marxisten entstand unter diesem Einfluß. Unter 
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ihnen waren viele künftige Dissidenten oder kritische Intellektuelle der siebziger 
Jahre, wie die Philosophen George Benczte und Janos Kiss (die, nachdem sie sich 
vom Marxismus zu verabschieden begannen, zusammen unter dem Pseudonym 
Marc Rakowski das einflußreiche Buch »Towards an East European Markism« 
schrieben). Weiter sind zu nennen der ehemalige Maoist Miklos Haraszti (der in 
seiner nachmaoistischen Phase als »demokratischer Dissident« das fabelhafte 
Stücklohn (1975) schrieb); Tamas Bauer, der während der siebziger Jahre zum wohl 
radıkalsten ökonomischen Reformer wurde, sowie der Soziologe Pal Juhasz. In ih- 
ren Universitäten brachten sie die Liga junger Kommunisten unter Kontrolle, weil 
sie mit der alten Garde unzufrieden waren, die für sie nur ein Haufen bürokratischer 
Karrieristen oder, mit Alvin Gouldner (1979), »Bürokraten der alten Schule« war. 
Viele von ihnen traten in die Partei ein, um sie zu ändern, um den hoffnungslos der 
alten Linie verhafteten Bürokraten die Macht zu nehmen und die Gesellschaft 
"mittels einer reformierten Partei zu verändern. Was Gouldner das »Projekt einer 
Neuen Klasse aus humanistischen Intellektuellen« und als deren Versuch, die 
»Bürokraten der alten Schule zu entthronen« bezeichnet, beschreibt akkurat die 
Aspirationen der radikalen, marxistischen und kommunistischen Intelligenzia von 
Philosophen, Ökonomen und Soziologen während der sechziger Jahre. 

Obwohl ich weniger bekannt bin mit der intellektuellen Szene in Polen, der 
Tschechoslowakei oder der DDR, war die Situation dort meines Wissens nach nicht 
grundlegend anders als in Ungarn. In Polen fand eine enorme Renaissance des Mar- 
xismus statt, die wahrscheinlich die ungarische noch übertraf. Leszek Kolakowski, 
Adam Schaff oder Zygmunt Baumann unterschieden sich nicht sonderlich von 
Agnes Heller, György Markus oder Andras Hegedus. Die jungen polnischen Ra- 
dikalen waren den ungarischen Radikalen sehr sehr ähnlich, im intellektuellen Profil 
während der sechziger Jahre wie in ihrer darauffolgenden Wende zum Dissidenten- 
tum. Die bekanntesten Beispiele sind natürlich Jaczek Kuron und Karel Modzelew- 
ski. Auch sie versuchten, sich mit der Partei »auseinanderzusetzen«, sie von innen 
zu reformieren, die alten Bürokraten durch Leute zu ersetzen, die, wie sie selbst, 
genuine Intellektuelle mit ordentlichem »Ruf« waren — bevor sie zu Antikom- 
munisten wurden und die Partei während der siebziger Jahre völlig verwarfen (vgl. 
Kuron/Modzelewski 1973). Es ist wahrscheinlich nicht zuviel gesagt, wenn man den 
Mangel an Sympathie der polnischen Arbeiter gegenüber dem Radikalismus der 
Studenten und Intellektuellen im Februar 1968 mit der Annäherung erklärt, die 
zwischen den Intellektuellen und der Partei stattgefunden hatte. Den meisten polni- 
schen Arbeitern erschien dieser Radikalismus wohl als interner Kampf zwischen 
verschiedenen Gruppen von Intellektuellen und daher belanglos für sie. 

Ist die Geschichte der tschechischen Reformbewegung, die ihren Anfang 1963/64 
nahm und den Höhepunkt im Prager Frühling erreichte, gänzlich anders? Die Mehr- 
zahl der Ideologen und Aktiven des Prager Frühlings würden zugestehen, daß die 
Bewegung für einen Sozialismus mit menschlichem Antlitz von oben ausging (vgl. 
etwa Svitak 1981, S. 110 ff.). Sie war ein Kampf zwischen reformerischen und re- 
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formunwilligen Kommunisten, eine Bewegung aus Intellektuellen. Die reformeri- 
schen Intellektuellen der Kommunistischen Partei waren inspiriert durch die mar- 
xistische Renaissance im eigenen Land, die von Karel Kosik und anderen ausgelöst 
worden war. Sie waren der Überzeugung, daß sie die Geschicke der Partei überneh- 
men und die Bürokraten der alten Schule ablösen müßten, um die Gesellschaft, nun 
humanistischer und demokratischer, in eine sozialistische Zukunft zu führen, deren 
Plan gemäß den wissenschaftlichen Erkenntnissen entworfen werden konnte, die sie 
aus dem Marxismus, und viele von ihnen aus dem Marxismus-Leninismus, gewon- 
nen hatten. (Während der sechziger Jahre waren Lenin, der Leninismus und die 
Avantgarde-Partei immer noch heilige Kühe für die osteuropäischen ideologischen 
Intellektuellen, nicht nur für die Konformisten, auch für die Reformer.). 

Ich weiß noch weniger über die DDR als über Polen und die Tschechoslowakei, aber 
schriebe ich eine Geschichte der DDR während der Jahre 1965 bis 1975, wäre ein 
Brennpunkt meiner Forschungen der Flirt der Intelligenz mit Partei und Bürokratie. 
Das DDR-Regime verbreitete erfolgreich das Bild einer dynamischen, wissenschaft- 
lich und technologisch fortgeschrittenen Gesellschaft nicht nur in linken Zirkeln des 
Westens, sondern wohl auch in gewissem Maß im eigenen Land. Das Projekt einer 
Neuen Klasse in der DDR ist in mancher Hinsicht (sicher) deutlich zu unterscheiden 
von den ungarischen, polnischen und tschechischen Projekten. Es wurde nicht nur 
später begonnen (und dauerte wahrscheinlich länger als in den anderen Ländern, mit 
Ausnahme Ungarns), auch die Renaissance des Marxismus war in der DDR nicht 
derart umfassend. Sie vollzog sich eher unter wissenschaftlichen und technologi- 
schen denn philosophischen Aspekten (vgl. Bathrick 1978, S. 23). Die DDR hatte 
keinen Lukäcs, Kolakowski, Kosik oder gar eine Heller. 

Die Symbole kommunistischer Reformbestrebungen in der DDR waren der Wissen- 
schaftler Robert Havemann und Rudolf Bahro, ein ehemaliger Industriemanager und 
während der sechziger Jahre ein überzeugter junger Kommunist, der Studien zur 
marxistischen politischen Ökonomie und zum modernen Management betrieb, wäh- 
rend er gleichzeitig kommunistische Poesie schrieb. In den siebziger Jahren wurde 
er zum bekanntesten Dissidenten. Im Unterschied zu den ungarischen Pragmatisten, 
die Zugeständnisse an den Markt machten, wollten die Reformer in der DDR die Un- 
zulänglichkeiten des stalinistischen Voluntarismus in der ökonomischen Politik 
auflösen, indem »wissenschaftlicher« und »rationaler« geplant und zu wirklich »ra- 
tionaler Umverteilung« übergangen werden sollte.* 

Bahros Buch Die Alternative ist ein interessanter Ausdruck der szientistischen 
Version des Projekts einer Neuen Klasse, oder besser gesagt, des Scheiterns des 
Projekts. Es macht die Enttäuschung eines Intellektuellen deutlich, der eine Zeitlang 
geglaubt hatte, eine wissenschaftliche Reform des Sozialismus sei möglich, und nun 
erkennt, daß diese Reform wahrscheinlich durch die osteuropäische Bürokratie 
verhindert werden wird. Manche von uns wandten sich scharf gegen den aus unserer 
Sicht latenten Leninismus oder intellektuellen Avantgardismus bei Bahro. Wir 
glaubten, er liefere eine Neuauflage der Theorie von den Intellektuellen als all- 
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gemeiner Klasse und unterstelle, Sozialismus sei nur möglich, wenn jeder ein 
Intellektueller wird (vgl. Arato/Vajda 1980, S. 165 ff.; Szelenyi 1980, S. 117 ff.; 
Bathrick 1978, S. 147 ff.). In Bahros Buch vermuteten wir die Verärgerung der 
technokratisch orientierten DDR-Manager über die inkompeienten alten Bürokraten 
wie über die faulen und nicht sonderlich schlauen Arbeiter zu spüren. In gewisser 
Hinsicht handelt Bahros Alternative genau wie unser Buch von einer neuen Klasse 
aus Intellektuellen, die im reifen Sozialismus die Macht antreten werden. Während 
wir uns in ironischer und kritischer Weise dazu äußerten, war Bahro uns gegenüber 
ein nostalgischer Anhänger dieses Vorhabens. Osteuropa schien uns in den frühen 
siebziger Jahren zu rasch auf die Klassenherrschaft der Intelligenzia zuzugehen, 
während für Bahro die Intellektuellen nicht schnell genug Einfluß gewinnen und die 
alten Bürokraten ersetzen konnten. 

Allerdings wäre es ein grober Irrtum, die Einzigartigkeit der Verhältnisse in der 
DDR überzube werten und das dortige »szientistische« Projekt zu sehr in Gegensatz 
zu den »philosophischen« Projekten andernorts in Osteuropa zu stellen. Der Impe- 
tus für die Annäherung von Intellektuellen und Bürokraten kam zuallererst aus der 
Sowjetunion. Er war entstanden aus der Ablehnung des stalinistischen Voluntaris- 
mus in der ökonomischen Planung unter Chruschtschow und aus dem moralischen 
Schub, den der Sputnik ausgelöst hatte. Mitte der sechziger Jahre erschien eine 
grundlegende ökonomische Reform in der Sowjetunion wenn nicht unmittelbar an- 
stehend, so doch möglich. Der eher am ungarischen Modell ausgerichtete, markt- 
orientierte Reformer schien Boden zu verlieren, nicht gegenüber den alten Büro- 
kraten, sondern den Ökonometrikern, deren Vorliebe der Rationalisierung galt. Die 
wissenschaftlichen Planer lehnten kategorisch die Vorstellung ab, daß die Rational- 
isierung der Ökonomie den Rückzug der Planer aus der Ökonomie verlange, um die 
Kräfte der Anarchie freizusetzen. Bewaffnet mit den neuesten wissenschaftlichen 
Techniken, Computern und mathematischen Modellen, meinten sie, besser als jeder 
Marktmechanismus in der Lage zu sein, die Materialverschwendung einzudämmen, 
Kosten zu senken und das Wachstum zu maximieren. Fast während der ganzen sech- 
ziger Jahre war sogar in der Sowjetunion das Konzept wissenschaftlicher Planung 
und wissenschaftlich-technischer Revolution dominierend. Die Ablösung der alten 
Bürokraten durch einen neuen Schlag technisch hochqualifizierter Kader schien un- 
ausweichlich. Schließlich hatte Breschnew selbst einen Ingenieurtitel und während 
seiner ersten Jahre an der Macht gab es einen mächtigen Zustrom qualifizierter Inge- 
nieure in die Positionen bürokratischer Macht. 

Der Geist wissenschaftlich-technologischer Revolution war nicht auf die DDR und 
die Sowjetunion beschränkt, er spielte auch in den andern Ländern der Region eine 
wichtige Rolle. Die wichtigste ideologische Stellungnahme in dieser Richtung 
stammt aus der Feder des tschechischen Reformkommunisten Radovan Richta (der 
allerdings diesen Reformkommunismus rasch zugunsten der Bürokratenschicht 
verriet, als diese ihre Hegemonie nach dem August 1968 wiedererlangt hatte). Der 
Richta-Report (1968) war eine mächtige Apologie der wissenschaftlich-technischen 
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Revolution und ein Ruf nach einer neuen Weltordnung, in der weder habgierige 
Kapitalisten noch inkompetente Bürokraten die qualifizierten und selbstlosen Ex- 
perten daran hindern könnten, ihre Arbeit zu tun, nämlich die Gesellschaft zu 
steuern. Das Buch war um das Jahr 1968 die Bibel der Neuen Klasse in Osteuropa. 
Zurück zur Frage des besonderen Charakters der ungarischen Verhältnisse. In den 
bisherigen Ausführungen habe ich in grober Weise die Rolle überbetont, die Ideo- 
logen, Philosophen und Humanisten bei der Annäherung zwischen Intellektuellen 
und Bürokratie in Ungarn Mitte bis Ende der sechziger Jahre gespielt haben. Weil 
ich diese Gruppe sehr genau kenne — ich gehörte ihr schließlich an —, war es ein- 
facher für mich, die Geschichte mit ihr zu beginnen. Aber es wäre ein schlimmer 
Fehler, zu glauben, daß alles, was in Ungarn stattfand, nur auf eine neue Legiti- 
mation des Regimes hinauslief, wobei die Intellektuellen und Parteiideologen etwas 
bessere politische Auffassungen über den Kommunismus hatten als zuvor oder 
‚heute. 

Einhergehend mit der Neulegitimation des nachstalinistischen Regimes durch die 
Ideologie des wissenschaftlichen Marxismus und der wissenschaftlich-technischen 
Revolution, bewegten sich Intellektuelle auf das Macht- und Entscheidungszentrum 
zu. Teilweise wurden sie von den Bürokraten der alten Schule dazu aufgefordert, die 
plötzlich ihr Selbstvertrauen verloren hatten, teilweise ergriffen sie die Macht gegen 
den Widerstand der Kaderelite. Dieser Prozeß bedeutete Annäherung und Entspan- 
nung wie auch Kampf. In Ungarn - und, wie ich annehme, in der Tschechoslowakei 
und in Polen — waren die Kämpfe in den Reformbewegungen Mitte bis Ende der 
sechziger Jahre besonders ausgeprägt. Reformkomitees begannen, das Land von 
Grund auf neu zu entwerfen. Sie setzten sich nicht nur mit der Ökonomie im engeren 
Sinne auseinander (obwohl die Reform des sogenannten ökonomischen Mechanis- 
mus, vom Preissystem bis zur Struktur des industriellen Managements, ein zentrales 
Problem war), auch die Sozialpolitik, der Wohnungsbau, das Schulsystem und das 
System der Regionen des Landes wurden neu geplant. Arbeitsgruppen, bestehend 
aus Architekten, Ökonomen, Soziologen (wie wir) und sogar Philosophen, sollten 
entscheiden, welches Dorf auf dem Land wachsen sollte und welches zu klein und 
isoliert war und deshalb verschwinden müßte. 

Es entstand der Traum einer wissenschaftlich gesteuerten Gesellschaft — wie wir 
glaubten, die Konsequenz des »Marschs der Intellektuellen an die Macht«. Jene 
Intellektuellen und Experten hatten diese Macht noch nicht, sicher aber einen Vor- 
geschmack, und sie waren erpicht darauf, mehr zu bekommen. Die humanistischen 
Intellektuellen und die technische Intelligenz verschmolzen zu einer Gruppe; 
Gouldner hat diesen Prozeß als Konstitution einer Klasse der Gebildeten charak- 
terisiert. Die humanistische ideologische Intelligenz bekam allerdings hin und 
wieder kalte Füße und warnte vor zu viel »Optimierung« und zu wenig »Humanisie- 
rung«, vor zu viel »Sozialtechnologie« und »Positivismus« und zu wenig wertorien- 
tierten Entscheidungen auf der Basis eines kohärenten philosophischen Systems.’ 
Am Ende des Jahrzehnts waren allerdings die Ideologen, Philosophen und Soziolo- 
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gen der Intelligenzia nur noch eine marginale Gruppe bei der Formierung der In- 
tellektuellenklasse. Sogar in Ungarn befanden sich die Technokraten im Zentrum 
dieses Prozesses, und die wesentlichen Kämpfe wurden zwischen den Technokraten 
und den Bürokraten der alten Schule ausgefochten. 

Dieser Machtkampf war derart umfassend, daß er praktisch alle Ebenen des sozialen 
Lebens berührte. Ein erhellendes und interessantes Beispiel dafür nennt Pal Juhasz 
in einem eindrucksvollen Artikel, der beschreibt, wie die Landwirtschaftsingenieure 
die ungarischen Kolchosen unter ihre Kontrolle brachten (Juhasz 1982; 1983). In 
Ungarn hatte die Kollektivierung der Landwirtschaft 1960, relativ spät, stattgefun- 
den. Ein wichtiges Zugeständnis des Regimes war die Toleranz gegenüber Bauern, 
die mittleren und sogar großen Landbesitz hatten, den sogenannten Kulaken. Sie 
wurden keineswegs verfolgt. Die Leiter der Kolchosen versuchten vielmehr, diese 
eher angesehenen Bauern für die Sache der Kollektivierung zu gewinnen, und sie 
hatten nichts dagegen einzuwenden, wenn die Bauern dann den Vorsitz der neu- 
gebildeten Kolchosen übernahmen. Mitte der sechziger Jahre waren viele ungari- 
sche Kolchosen unter der Kontrolle einer eigenartigen neuen Kaderelite — erfolg- 
reichen Bauern von einst, die zu Managern und Bürokraten geworden waren. 
Unterdessen wurde in den Landwirtschaftskollegs die Aufgabe in Angriff genom- 
men, Landwirtschaftsingenieure mit den wissenschaftlichen Fähigkeiten zur Lei- 
tung der sozialistischen Latifundien heranzubilden. Nach 1965 konnten sie dort 
ihren Abschluß machen, gebildet im Geist des Richta-Reports und gewappnet mit 
technischem Können und dem missionarischen Eifer, die Überlegenheit großer, 
industrialisierter sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe über kapitalistische Unter: 
nehmen zu beweisen. An die bäuerlichen Vorstände der Kolchosen verschwendeten 
sie nicht allzu viele Gedanken. Sie meinten, diese Kader seien im Grunde unfähig 
und nur dazu in der Lage, einen Hof von 10 Hektar, aber kein Gut über 5000 Hektar 
zu leiten. Juhasz zufolge brach in den späten sechziger Jahren eine Art Klassen- 
kampf in den Kolchosen aus - in unserer Terminologie müssen wir natürlich von ei- 
nem Intra-Klassenkampf sprechen. Die jungen Landwirtschaftsingenieure starteten 
eine große Kampagne, um die alten Bauernkader von ihren Vorstandsposten zu ver- 
jagen. Mit Hilfe ihrer früheren Kollegen an der Universität, die inzwischen Arbeit in 
den Landwirtschaftsdepartements der Bezirksverwaltungen gefunden hatten, bra- 
chten die Ingenieure die Landwirtschaft zu Beginn der siebziger Jahre unter ihre 
Kontrolle. Viele ähnlich gelagerte Fälle ließen sich nennen, darunter auch personelle 
Veränderungen auf bestimmten Ebenen des Parteiapparats. 

Diese Ereignisse bilden den historischen Hintergrund unseres Buches. Die sechziger 
Jahre prägten im wesentlichen unsere Erfahrungen mit den Sphären der Arbeit und 
der Macht im Sozialismus. Konräd und ich versuchten, allgemeine Schlüsse zu 
ziehen aus »empirischem« Material und Beobachtungsdaten, die wir über soziale 
Ungleichheit zwischen Arbeitern, Bauern, Intellektuellen und Kadern erstellten. 
Vielleicht haben wir in mancher Hinsicht unsere Erfahrungen übergeneralisiert und 
etwas zu krude künftige Trends extrapoliert. Doch auch zehn Jahre später bin ich si- 


Möglichkeiten und Grenzen einer neuen Klasse 103 


cher, daß wir vollkommen richtig lagen. Während Gesellschaften sowjetischen Typs 
in der nachstalinistischen Epoche auf der Suche nach einer neuen Identität waren 
und die Bürokraten der alten Schule die Zügel der Macht lockerer ließen, freundeten 
sie sich mit der Idee an, die Macht mit den Intellektuellen zu teilen, die von der 
Vorstellung wissenschaftlicher Planung, wissenschaftlich-technischer Revolution 
und des Marxismus als Wissenschaft begeistert waren. Die Intellektuellen waren zu 
einer solchen Partnerschaft bereit, um den Rest der Gesellschaft in eine sozia- 
listische Zukunft zu führen, deren Planung ihr künftiges Monopol sein würde. 
Aber ich muß eingestehen, daß die Neue Klasse im Verlauf des letzten Jahrzehnts in 
allen Ländern der Region bedeutende Rückschläge erlitten hat. 1986 waren die 
osteuropäischen Intellektuellen weiter von der Position einer herrschenden Klasse 
entfernt als noch 1965 oder 1975. Die Intelligenzia ist nicht mit der Bürokratie 
verschmolzen. Die Theorie von Djilas hat immer noch einiges zu bieten, sogar noch 
heute, für die Analyse der osteuropäischen Sozialstruktur. 


Warum das Projekt der Neuen Klasse gescheitert ist 


In der Einschätzung der Entwicklung der osteuropäischen Sozialstruktur haben wir 
zwei gravierende Fehler gemacht. Obwohl wir bemerkten, wie beunruhigt die stali- 
nistische Bürokratie durch den immer stärkeren Drang der Intellektuellen zur Macht 
war und wir ihre Gegenoffensive sorgfältig analysierten, glaubten wir doch, daß die 
Bürokratenschicht rational genug sei, ihre Hegemonie aufzugeben und ein Abkom- 
men mit den Technokraten zu treffen, das den Staatssozialismus samt Bürokratie 
retten könnte. Wir irrten uns. Die Bürokratie erwies sich als borniert und weniger 
dazu bereit, die Macht zu teilen und Kompromisse einzugehen, als wir vorherge- 
sehen hatten. 

Hinzu kommt, daß eine wesentliche Veränderung der Sozialstruktur des Staatsso- 
zialismus stattgefunden hat, die wir sogar 1975 noch für undenkbar gehalten hätten. 
Seit 1975, und besonders seit 1978/79, hat das ungarische Regime wichtige Zuge- 
ständnisse an kleine Privatunternehmen in der Landwirtschaft und der Industrie 
gemacht. Heute wird die immer noch vom herrschenden bürokratisch-redistributi- 
ven Prinzip geformte Sozialstruktur ergänzt durch eine zweite Hierarchie, die durch 
einen preisregulierten Markt geprägt wird. Eine zweite Elite jener am Markt »positiv 
Privilegierten« tritt in Erscheinung und gewinnt zunehmend an Bedeutung.® Ungarn 
mag das einzige Land in Osteuropa sein (den komplizierten Fall Jugoslawien einmal 
ausgenommen), in welchem diese Veränderung stattgefunden hat (obwohl Polen auf 
einem ähnlichen Weg sein könnte, und, globaler gesehen, sicherlich auch China). 
Dennoch muß der ungarische Fall im Auge behalten werden, da er Vorbild für ande- 
re Länder sein Könnte. 
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Die Borniertheit der Bürokratie 


Der erste verheerende Rückschlag für das Projekt einer Neuen Klasse fand 1968, 
erst in Warschau, dann in der Tschechoslowakei, statt. In beiden Fällen schlug die 
Bürokratenschicht zurück und ließ die Intelligenzia wissen, daß sie nicht bereit war, 
die Hegemonie aufzugeben. Während wir an Die Intelligenz auf dem Weg zur 
Klassenmacht arbeiteten, dachten wir, dies sei nur ein relativ kurzer »politischer Zy- 
klus« des Konservatismus. Damals waren nur fünf oder sechs Jahre seit der Invasion 
der Tschechoslowakei vergangen, und wir dachten, die tschechische Bürokratie und 
die Intelligenz würden im Lauf der Zeit ihren Frieden miteinander machen; auch in 
Ungarn hatte es ja einige Zeit gebraucht, um das Jahr 1956 zu vergessen. Unsere 
Vermutung war falsch, wie die Ereignisse bewiesen. Die Tschechoslowakei ist auch 
heute, fast zwanzig Jahre nach der Invasion, eingefroren in eine neue bürokratische 
Eiszeit, in eine Tristesse, die manche als »Neostalinismus« bezeichnen.’ 

Die Neue Klasse verlor im polnischen März 1968 viel Blut. Die polnischen Büro- 
kraten saßen fester an den Schalthebeln der Macht als ihre tschechischen Kollegen, 
und sie brauchten zu ihrer Rettung keine sowjetischen Panzer. Sie neutralisierten die 
Arbeiterklasse und ernteten sogar einige symbolische Unterstützung für Maß- 
nahmen gegen Intellektuelle und Juden. Tausende von Intellektuellen wurden von 
den Bürokraten aus Polen vertrieben. Es waren gerade jene, die sowohl die Fähig- 
keiten wie die Hingabe an die Sache des Sozialismus hatten, um das ökonomische 
und politische System gründlich rationalisieren zu können. Während der siebziger 
Jahre ging die Initiative zu ökonomischen und politischen Reformen von der Intelli- 
genz auf die Arbeiter über. 

In der Tschechoslowakei war die Konfrontation von reformerischer Intelligenz und 
Bürokratenschicht sogar noch umfassender. Große Teile der Kaderelite erwiesen 
sich als illoyal und bereit, mit den Intellektuellen zu kollaborieren, wahrscheinlich 
weil die Bürokratie schwächer und tief in sich gespalten war. Bei der Invasion der 
Tschechoslowakei spielten natürlich die Interessen des sowjetischen Imperiums 
eine entscheidende Rolle. Ich würde niemals die sowjetische Behauptung unter- 
stützen, daß sie von ihren tschechischen »Genossen« »ersucht« worden waren, sie 
vor einer Konterrevolution zu retten. Doch wie die späteren Ereignisse zeigten, war 
ein nicht allzu kleiner Teil der vormaligen Kaderelite erleichtert, die Tschecho- 
slowakei auf das rechte Gleis und zur vertrauten Machtstruktur zurückkehren zu 
sehen, in welcher sie die Hegemonie innehatten. Was ich vor allem sagen will, ist, 
daß diese ziemlich schwache, intern gespaltene und wahrscheinlich nicht sehr gro- 
Be Kaderelite den Intellektuellen eine gründlichere Niederlage beibrachte, als es 
Gomulka gelang. Das Projekt der Neuen Klasse wurde aufgeschoben oder sogar 
aufgegeben, und in der Konsequenz fror das Land ein in Neostalinismus, ökonomi- 
scher Stagnation und politischem Totalitarismus. 

Mehr Zeit brauchte es bis zur Erkenntnis, daß die polnischen Bürokraten letztlich 
genauso borniert sind wie ihre tschechischen Kollegen. In Polen waren die Siebziger 
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ein faszinierendes Jahrzehnt. Nach Giereks Aufstieg an die Macht schien es, daß die 
zwei Jahre zuvor unterbrochene Reformbewegung fortgesetzt werden könne. Wäh- 
rend der ersten Hälfte des Jahrzehnts entwickelte die polnische Ökonomie ein be- 
achtliches Maß an Dynamik. Doch die letzten fünfzehn Jahre haben inzwischen 
doch gezeigt, wie borniert die polnische Bürokratie ist. Die polnische Kaderelite 
sabotierte in systematischer Weise die ökonomischen Reformpläne. Es gelang ihr, 
und dieser Prozeß war vermutlich seit Anfang der achtziger Jahre unumkehrbar, jene 
nicht-jüdischen Intellektuellen abzustoßen, die bereit waren, bei Giereks Projekt 
einer zweiten Industrialisierung Polens mitzuarbeiten (vgl. etwa Hare/Wanless 
1981, S. 491 f£.). General Jaruselski beeindruckt den Beobachter nicht gerade als 
radikaler Reformer, aber sogar seine zaghaften Versuche, dem System ein wenig 
mehr technokratische Rationalität einzuimpfen, wurden durch den Apparat und die 
politische Polizei sowohl während des Jahres 1981 wie seit dem Ende des Aus- 
nahmezustands blockiert. Fast fragt man sich, gegen wen Jaruselski eigentlich die 
Macht des Kriegsrechts benötigte, gegen seinen Parteiapparat oder gegen die Ge- 
werkschaft Solidarität. Sofern seine Absicht war, die Parteikonservativen zu dis- 
ziplinieren, gelang ihm dies genauso wenig wie die »Gesellschaft« in die Unterwer- 
fung zu zwingen. 

Adam Schaff, einer der wenigen übriggebliebenen reformorientierten Intellektuel- 
len der sechziger Jahre und ein Anhänger der »kadaristischen« Lösung, interpretiert 
die Rolle Jaruselskis in einer kürzlich verfaßten Analyse des Ausnahmezustands mit 
dem Begriff des Zentrismus. Er sieht Jaruselski im Kampf sowohl gegen die Kon- 
servativen in der Partei wie gegen die Radikalen in der Solidarität. Aus Schaffs 
gnadenloser Kritik des polnischen Parteiapparates und seiner positiveren Einschät- 
zung der möglichen Rolle des Militärs geht hervor, daß es Jaruselskis Hauptfehler 
war, nach der Ausrufung des Kriegsrechts die Partei nicht aufzulösen, wie es Kadar 
am 4. November 1956, nach der zweiten sowjetischen Invasion Ungarns, getan 
hatte. Dieser Schritt ermöglichte es Kadar, seine stalinistischen Gegner innerhalb 
der Partei loszuwerden (und rechtzeitig auch die Opposition in der politischen 
Polizei zu zerschlagen). Jaruselski konnte nicht aus der festgefahrenen politischen 
Situation ausbrechen, in die Polen durch die Bürokratie gezwungen worden war, 
weil er nicht stark oder entschlossen genug war, deren Kaderelite und den Apparat 
der Geheimpolizei zu säubern.’ 

Zweifellos erwies sich die ungarische Kaderelite während der siebziger Jahre als die 
flexibelste, aufgeschlossenste, reformfreudigste und kompromißfähigste Bürokra- 
tenschicht in Osteuropa. Dennoch waren viele meiner intellektuellen Kollegen in 
Ungarn ungeduldig und irritiert angesichts der Taktik des »Ein Schritt vorwärts, 
zwei Schritte zurück« des Apparats. Der Ausdruck Reformintellektueller, der 1975 
noch eine positive Bezeichnung war, hatte einen ironischen, kritischen Unterton 
gewonnen. Während mehrerer aufeinanderfolgender Besuche in Budapest seit 1982, 
spürte ich diese sich ausbreitende Desillusionierung und den wachsenden Zweifel an 
der Reformfähigkeit des Systems. 
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Ein Grund für die allmähliche Desillusionierung mag auch gewesen sein, daß die 
ungarische Kaderelite trotz ihrer allgemeinen Flexibilität ihren Fuß auch auf den, 
wie wir glaubten, »Weg der Intelligenz zur Klassenmacht« setzte. Fast unmittelbar 
nach der Einführung des sogenannten neuen ökonomischen Mechanismus (1968) 
starteten bestimmte Elemente des Apparats, einige hohe Gewerkschaftsbürokraten 
und eine von Bela Biszku (dem damaligen vermeintlichen Nachfolger Janos Kadars) 
angeführte mächtige Gruppe innerhalb der Partei, vermutlich mit der Sympathie des 
Offizierskorps der politischen Polizei, einen Angriff auf die Reform, die ein Aus- 
verkauf der Errungenschaften des Sozialismus sei, und auf die Intellektuellen, die 
sich nicht der Parteidisziplin beugten. Dies war die »Gegenoffensive der herrschen- 
den Schicht«, wie wir sie in unserem Buch genannt hatten; sie war am Ende ver- 
antwortlich für unseren Sturz, für Gefängnis und Exil. Diese Konservativen in 
Partei, Gewerkschaft und Polizei versuchten beim Volk Unterstützung zu gewinnen, 
indem sie die Reform und die radikaleren Teile der reformerischen Intelligenz im 
Namen des Proletariats angriffen. Sie betrieben eine Demagogie des ‘Arbeiter- 
standpunkts’, behaupteten, die Reform verschärfe die soziale Ungleichheit zwischen 
Intellektuellen und Arbeitern sowie zwischen Bauern und Arbeitern. Auf diese 
Weise täuschten sie vor, nicht ihre eigene politische Hegemonie zu verteidigen, 
sondern die Arbeiterklasse gegen die Reform und die reformerische Intelligenz. 
Diese Opposition des ‘Arbeiterstandpunkts’ gewann von 1972 bis 1975 viel Einfluß. 
Es gelang ihr, einige Reformmaßnahmen zurückzunehmen. Insbesondere be- 
schnitten sie die Autonomie der Nebenerwerbsbauern. Sie unternahmen auch einige 
Schritte gegen den radikaleren Flügel der reformerischen Intelligenz. Allerdings 
mußten sie zwischen 1975 und 1977 mehrere Niederlagen einstecken. Die Bauern 
reagierten sofort auf die Eingriffe in ihre Marktfreiheiten; plötzlich verringerte sich 
auf den städtischen Bauernmärkten das Angebot an Nahrungsmitteln. Die Liberalen 
in der Parteiführung konnten diesen Vorgang als Zeichen der politischen Inkompe- 
tenz gegen ihre ‘proletarischen’ Herausforderer ausspielen, und da es sich heraus- 
stellte, das Biszku in Moskau gegen Kadar intrigierte, wurden er und seine engsten 
Verbündeten aus den wichtigen politischen Positionen verbannt. Die Niederlage der 
Fraktion des ‘Arbeiterstandpunkts’ öffnete sofort der zweiten Runde von Reformen 
die Tore. In den folgenden Jahren 1978 und 1979 kehrte die Ökonomie auf den Weg 
der Reform zurück und die reformorientierte Intelligenz ging ans Reißbreit, um die 
»zweite Reform« vorzubereiten. Diese Reform sollte radikaler als die erste sein und 
die politischen Machtverhältnisse berühren. 

Die Desillusionierung meiner intellektuellen Kollegen folgte aus ihrer Enttäu- 
schung, als diese zweite Reformbewegung beendet oder zumindest in einer aus- 
weglosen Situation festgefahren schien. Um 1982 - 83 gewann die ‘proletarische’ 
Opposition wieder einige Kraft und begann, die Reformer erneut unter Beschuß zu 
nehmen. Andrea Szego, die sich zur Cheftheoretikerin dieser Opposition entwik- 
kelte, kam dem Vorwurf sehr nahe, die Reformer würden sich auf der Ebene einer 
Neuen Klasse bewegen (ders. 1983, S. 49 ff.). Sie konzipierte eine politische Strate- 
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gie, gemäß der Kaderintellektuelle ein Bündnis mit der Arbeiterklasse gegen eine 
nur an sich selbst interessierte technokratisch-intellektuelle Schicht eingehen soll- 
ten. Indem die Technokraten die Ökonomie von ihren Ressourcenrestriktionen lösen 
wollten, würden sie nicht die akuten wirtschaftlichen Probleme des Sozialismus 
lösen, sondern dessen soziale Errungenschaften ausverkaufen.!® Wichtig ist, daß in 
einer solchen Analyse der Lage zum Ausdruck kam, wie bedroht sich bestimmte 
Teile der Kaderelite fühlten und vielleicht auch deren Entschlossenheit, ihre Hege- 
monie nicht kampflos aufzugeben. In der Tat schien während der letzten paar Jahre 
die Stimmung alle sechs Monate umzuschlagen. 

Ich bin nicht sicher, wie lange dieses Patt gehalten werden kann. Die ungarische 
Kaderelite sollte sich die Entwicklung Polens in den siebziger Jahren näher ansehen. 
Irgendwann gelangen die Intellektuellen vielleicht an einen »point of no return«, wo 
sie einfach alle Hoffnung in die Reformfähigkeit des Systems verlieren. Einige füh- 
rende ökonomische Theoretiker, besonders Janos Kornai und in gewissem Maß so- 
gar Tamas Bauer, haben, wie ich meine, in einer sehr technischen Sprache die Mög- 
lichkeit schon erörtert, daß das System nicht reformierbar ist (Kornai 1980; Bauer 
1981). 

Die Wurzel der Versorgungsengpässe und aller anderen Probleme der sozialisti- 
schen Ökonomie sind in Kornais Sicht die »weichen< Budgetbegrenzungen, denen 
sozialistische Firmen unterliegen. Die Ökonomen können wenig gegen die unzu- 
reichenden Budgetzwänge tun. Sie haben genug damit zu tun, für geringeres Wachs- 
tum zu planen, Entscheidungsprozesse zu dezentralisieren oder Preise festzulegen. 
Kornai zufolge wird die Art der Budgetgrenzen außerhalb der Sphäre des »ökono- 
mischen Mechanismus« oder der »Ökonomie«, nämlich im politischen System, fest- 
gelegt. Ein Soziologe würde hinzufügen: Es handelt sich um eine Frage der Macht- 
verteilung und der Klassenverhältnisse. Kornai bringt das Problem gewissermaßen 
zurück ins Feld der Soziologen und der Politiker. Notwendig ist eine Reform des 
politischen Systems. Bauer, der sich eng an Kornais Theorie der Budgetgrenzen an- 
lehnt, gelangt in seinem hervorragenden Buch über den Krisenzyklus staatssoziali- 
stischer Ökonomien im Grunde zum selben Ergebnis: Die ökonomische Krisen- 
tendenz und die Neigung zur Überakkumulation im Staatssozialismus kann nur 
aufgelöst werden, indem man die Budgetzwänge verschärft. Dies bedeutet eine Ver- 
änderung der Eigentumsverhältnisse. In soziologischen Begriffen heißt dies nichts 
anderes, als daß die ungarische Bürokratie vorausgesetzt, eine Reform unmöglich 
ist. Tatsächlich stellt Kornai in einem neueren Artikel die Beziehung her zwischen 
zu schwachen Budgetzwängen und der, wie es heißt, »bürokratischen Koordination« 
der Ökonomie (Kornai 1983, S. 1025 ff.). Ich ziehe den Begriff der »bürokratisch- 
redistributiven Koordination« vor. Kornai scheint inzwischen der Auffassung zu 
sein, daß das Problem der Versorgungsengpässe nur überwunden werden kann, 
wenn die »bürokratische Koordination« oder »Redistribution«, wie ich es nenne, in 
eine sekundäre Position gedrängt wird. Die wesentlichen Bereiche der Ökonomie, 
besonders die Kapitalakkumulation, sollen durch den Markt koordiniert werden. 
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Nach meiner Lesart bedeutet dies, daß die Reform der redistributiven Ökonomie der 
Quadratur des Kreises gleichkommt - sie ist unmöglich. 

Reden wir von der Restauration des Kapitalismus? Sind scharfe Budgetgrenzen 
nicht Kennzeichen der kapitalistischen Firma und ist marktkoordinierte Allokation 
von Investitionsgütern nicht gleichbedeutend mit kapitalistischer Profitmaximie- 
rung? Eine beunruhigende Frage, die ich nicht leicht beantworten kann. Aber im 
Grunde bin ich der Überzeugung, daß die Verwandlung von Intellektuellen mit tie- 
fen Bestrebungen, eine Neue Klasse zu bilden, in Restaurateure des Kapitalismus, 
eine selbsterfüllende Prophezeihung darstellt, zustandegebracht durch eine bornier- 
te Bürokratie, die das Schiff lieber sinken lassen würde als die Technokraten mit ans 
Ruder zu lassen. 1975 dachte ich, die Restauration des Kapitalismus in Osteuropa 
sei unvorstellbar und ich war mir sicher, daß kein Reformer etwas Derartiges wollte. 
Heute bin ich mir nicht sicher. Wenn ich meine ungarischen Freunde und Kollegen 
bedränge, erhalte ich im wesentlichen drei Sorten von Antworten. Einige der radi- 
kalsten jungen Ökonomen lächeln und sagen: »Ja, die einzige Lösung ist Kapitalis- 
mus. Die sozialistische Ökonomie hat nie funktioniert, und sie wird es auch nie.« Ich 
kann mich nicht erinnern, diese Ansicht vor 1975 gehört zu haben, aber während der 
vergangenen drei Jahre wurde sie mir mehrmals mitgeteilt. Die älteren und weniger 
radikalen Ökonomen schütteln den Kopf und sagen: »Was für eine ideologische 
Frage! Was macht den Unterschied? Ist das wichtig?« Die ältesten Ökonomen, die 
wenigen, die sich immer noch Sozialisten nennen, sind durch die Frage ebenso be- 
unruhigt wie ich und sagen, man könne keine Vorhersagen machen. »Wer weiß? 
Wir werden den Kapitalismus restaurieren oder auch nicht, aber wir haben kaum die 
Wahl. Wir müssen marktorientierte Reformen vorantreiben, die Redistribution und 
bürokratische Koordination im Zentrum des Systems ersetzen. Wir haben’s anders 
versucht, aber nichts hat funktioniert.« 

Da ich nicht glaube, daß eine redistributive Ökonomie im Prinzip funktionsfähig 
und der Markt die einzig rationale Möglichkeit ist, die Ökonomie zu koordinieren, 
gebe ich der Bürokratie die Schuld für diese Fehlschläge. Sie hat die Reform in 
selbstzerstörerischer Weise sabotiert, indem sie genau jene Mechanismen blockier- 
te, von denen ihr eigenes Überleben abhängt. Eine derartige Starrsinnigkeit seitens 
der tschechischen, polnischen oder sogar ungarischen Bürokratie ist keineswegs 
isoliert zu sehen von den Vorgängen in der Sowjetunion. Russische Panzer zer- 
schlugen den Prager Frühling. Viele von uns glaubten, daß sie das gleiche in Polen 
getan hätten, wenn die polnische Armee nicht bereit gewesen wäre, die schmutzige 
Arbeit zu übernehmen. Und die ungarische ‘arbeiterorientierte’” Opposition gibt 
ohne ihre Freunde in Moskau wohl nicht viel her. (Sie würde sicher nicht weit kom- 
men, wenn sie sich auf die Stimmen verlassen müßte, die sie bei Wahlen gewinnen 
könnte.) Wenn wir die Fehlschläge des Projekts einer Neuen Klasse in Osteuropa 
verstehen wollen, müssen wir auf die Entwicklung in der UdSSR zurückgehen. 
Leider kenne ich die sowjetischen Verhältnisse nicht gut genug, um diese Frage 
eingehend beantworten zu können. Ich möchte nur nochmals kurz auf einen Punkt 
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hinweisen, den ich oben schon erwähnt habe: Während der letzten Jahre der 
Chuschtschow-Ära bis hinein in die ersten Jahre des Breschnew-Regimes entwik- 
kelte sich das Projekt einer Art Neuen Klasse. Im Laufe der Jahre verstärkte sich der 
neostalinistische Charakter dieses Regimes und die Bürokraten der alten Schule 
nahmen die Zügel der Macht fester in die Hand. Diese Verschiebung der russischen 
Machtverhälntisse zurück zur alten Bürokratie mag in vollem Gange gewesen sein, 
als 1968 die Entscheidung zur Invasion der Tschechoslowakei fiel. Sie setzte sich 
bestimmt bis zumindest zum Beginn des Andropow-Regimes fort. Was immer in der 
Sowjetunion der Gorbatschow-Ära geschehen mag - es ist sicher, daß es von ent- 
scheidender Bedeutung für eine Transformation oder Konservierung der Klassen- 
beziehungen im restlichen Osteuropa sein wird. 


Konzessionen an die Privatwirtschaft und das duale System gesellschaftlicher 
Stratifizierung 


Während der im Besitz und unter der Kontrolle der Regierung stehende Sektor der 
Ökonomie im Schneckentempo, wenn überhaupt, reformiert wurde, begann das 
ungarische Regime spektakuläre Konzessionen an die Privatwirtschaft zu machen. 
Zunächst geschah dies in der Landwirtschaft, seit 1970 und besonders seit 1978/79 
zunehmend in allen Bereichen der Ökonomie. Diese Großzügigkeit kam genau zur 
rechten Zeit. Wie alle anderen Ökonomien Osteuropas war auch die ungarische um 
das Jahr 1979 angeschlagen. Während der siebziger Jahre hatte Ungarn umfangrei- 
che Kredite aufgenommen und die Schuldendienstlasten wurden durch den sprung- 
haften Anstieg der Zinsen immer drückender. Das Land begann unter seiner Schul- 
denlast zu ersticken. Das Wirtschaftswachstum erreichte den Nullpunkt, wie überall 
in den Nachbarländern, und die Rückzahlung der Schulden war nur durch Einfrieren 
des Lebensstandards möglich. Nach 1979 begannen die Reallöhne sogar leicht zu 
sinken. 

Unter manchen Gesichtspunkten ging es Ungarn nicht besser als Polen oder Rumä- 
nien. Aber während in Polen eine Revolution ausbrach, die Ökonomie kollabierte 
und die Arbeiterklasse‘ die Dinge in die Hand nahm, Rumänien in die düsterste 
»Kriegsökonomie« schlitterte (Rationierung aller wichtigen Güter und Verschär- 
fung der Polizeikontrolle), stand in Ungarn der »Kommunismus der Massenkon- 
sumtion« in voller Blüte. Im Unterschied zu ihren polnischen Kollegen waren die 
ungarischen Arbeiter keineswegs eifrig damit beschäftigt, Gewerkschaftsveranstal- 
tungen zu besuchen, zu streiken oder sich über die wirtschaftliche Gesundheit ihrer 
Betriebe den Kopf zu zerbrechen. Im Gegenteil, sie konnten nicht verstehen, warum 
die polnischen Arbeiter so heftig an Gewerkschaften interessiert waren. Was in den 
Betrieben geschieht, spielt für die ungarischen Arbeiter kaum eine Rolle. Für viele 
von ihnen beginnt das Leben nach der Arbeitszeit, wenn sie die erste Ökonomie 
verlassen und in die zweite eintreten, in der man wirklich Geld verdienen kann. Im 
Laufe der frühen achtziger Jahre fand ein ungarisches Wirtschaftswunder statt: 


110 Ivan Szelenyi 


Während die Reallöhne fielen, stieg der Lebensstandard; mit weniger Geld zum 
Monatsende kauften die Leute mehr Waren. Obwohl auf die Statistiken über die 
Einkommen in der zweiten Ökonomie kein Verlaß ist, stimmen die meisten Beob- 
achter darin überein, daß ungefähr 70% der ungarischen Familien während der 
frühen achtziger Jahre Einkommen von außerhalb der redistributiven Ökonomie be- 
zogen. Die überwältigende Mehrheit der Einkommen aus der zweiten Ökonomie 
stammt aus landwirtschaftlicher Produktion auf einem im Familienbesitz befind- 
lichen Fleckchen Erde und aus Schwarzarbeit. Die meisten Leute sind in nur be- 
scheidenem Rahmen tätig. Sie ziehen etwas Gemüse auf ihrem Hinterhof, füttern ein 
oder zwei Schweine, reparieren nach Feierabend das Fernsehgerät des Nachbarn, 
oder arbeiten am Wochenende und während des bezahlten Urlaubs auf dem Bau. Al- 
lerdings hat eine kleine aber wichtige Minderheit von Familien die liberalen Rege- 
lungen privater ökonomischer Aktivitäten seitens der Regierung voll ausgenutzt. 
Ungefähr 10 - 15% der Familien, die eine Hälfte in der Landwirtschaft, die andere in 
Dienstleistungsbetrieben, im Einzelhandel und neuerdings sogar in der Industrie 
tätig, haben damit begonnen, kleine, aber auf Akkumulation ausgerichtete Familien- 
betriebe aufzubauen, aus denen sie den Großteil ihres Gesamteinkommens beziehen. 
Dieses wiederauflebende Unternehmertum stellt für gewöhnlich immer noch eine 
Nebentätigkeit dar. Das männliche Oberhaupt der Familie neigt dazu, seine Arbeit 
im redistributiven Sektor zu behalten, um sich gegen die Unwägbarkeiten der 
staatssozialistischen Politik abzusichern, aber die Frauen bleiben oft ganz zu Hause 
und leiten die Familienfirma. Das in diese Unternehmen investierte Kapital mag 
nicht sehr beeindruckend sein; die meisten Firmen operieren mit einem Kapital von 
ein bis zwei Millionen Forint (20000 bis 40000 $). Dieser Betrag stellt jedoch 
andererseits die Summe des Einkommens des durchschnittlichen Industriearbeiters 
im Verlauf von 20 - 30 Jahren dar. Allerdings ist die Akkumulationsrate sehr beein- 
druckend. Die erfolgreicheren Unternehmer, besonders im Handel, werden ihr Ver- 
mögen wohl jedes Jahr verdoppeln. Der angeblich reichste ungarische Unternehmer 
(ein Ladenbesitzer auf dem Land) hat zum Beispiel inzwischen um die hundert 
Millionen Forint an Betriebsvermögen, und Experten schätzen, daß mehrere Dut- 
zend Familien zweistellige Millionenbeträge besitzen. Fast all dieser Reichtum ist 
in den vergangenen zehn bis fünfzehn Jahren akkumuliert worden. Angesichts ei- 
ner derart raschen Kapitalakkumulation kann man, vorausgesetzt, daß die Regie- 
rungspolitik nicht auf eine orthodoxe Linie zurückkehrt, ziemlich sicher sagen, daß 
innerhalb der nächsten fünf bis zehn Jahre eine neue Schicht oder Klasse kleiner 
vollzeittätiger Privatunternehmer auftauchen wird, von denen einige Lohnarbeiter 
beschäftigen werden.! 

Ich bin überzeugt, daß der wichtigste Vorgang in der ungarischen Gesellschaft 
während der letzten zehn Jahre die Herausbildung dieses zweiten Systems sozialer 
Stratifikation gewesen ist, ein Prozeß, den meine ungarischen Kollegen, besonders 
die Dissidenten, nicht ohne Stolz oft als »Verbürgerlichung« (polgarosodas) oder 
sogar »sozialistische Verbürgerlichung« bezeichnen. Der ungarische Ausdruck pol- 
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gar oder polgarosodas ist recht doppeldeutig. Er meint »Bourgeois« wie »Citoyen« 
(die beste Übersetzung ist wahrscheinlich »Bürger«) und deshalb mag es möglich 
sein, über »polgarosodos« oder »Verbürgerlichung« zu reden, ohne mit dem 
Ausdruck die Restauration des Kapitalismus zu meinen. Sogar sozialistische Ver- 
bürgerlichung ist möglich, wenigstens im Prinzip. Die Bedeutung dieses neuen Un- 
ternehmertums liegt darin, daß es vielen Ungarn gelungen ist, gegenüber der bü- 
rokratisch-restributiven Ordnung Autonomie zu erlangen. Wer sich im Prozeß der 
Verbürgerlichung befindet, wer Unternehmer wird, hört auf, den Staat zu schen wie 
der Arbeitnehmer den Arbeitgeber. Man wird Steuerzahler, Staatsbürger. Geformt 
wird eine bürgerliche Gesellschaft, die relativ autonom ist gegenüber dem politi- 
schen und ökonomischen Staat. Ich bin ziemlich sicher, daß der relative Erfolg, die 
ungewöhnliche Popularität und die politische und ökonomische Stabilität des Käda- 
rismus während der vergangenen zehn Jahre das Ergebnis der Öffnung oder Wie- 
dereröffnung des bürgerlichen Wegs ist. Einige ungarische Soziologen behaupten, 
wir seien Zeugen des Neubeginns eines Verbürgerlichungsprozesses, der schon, 
obwohl durch die osteuropäische Rückständigkeit verzögert, vor dem zweiten 
Weltkrieg stattgefunden hat, zwischen 1944 und 1948 starken Aufwind bekam und 
1949 unterbrochen wurde. Der Neubeginn dieses Prozesses hat dazu beigetragen, 
das ungarische Regime ökonomisch wie gesellschaftlich-politisch zu retten. 

Ein kurzer Vergleich zwischen Polen und Ungarn mag an dieser Stelle angebracht 
sein. Die ungarischen Redistributoren haben das während der siebziger Jahre ent- 
liehene Kapital nicht viel effizienter verwendet als ihre Mitspieler in anderen ost- - 
europäischen Ländern; sie haben die gleichen Fehler gemacht wie die Planer der 
zweiten Industrialisierung in Polen. Die ungarischen Planstrategen haben überin- 
vestiert, indem sie eine großangelegte petrochemische Industrie aufbauten, die auf 
sowjetische Ölimporte angewiesen war, die sehr schnell teurer wurden und nur in 
harter Währung bezahlt werden konnten. Zur selben Zeit führte die Ölschwemme 
auf dem Weltmarkt zur Schließung internationaler Märkte für die chemische Indu- 
strie. Eine andere »große« Planentscheidung war der Wiederaufbau der Stahlindu- 
strie in einem Land mit wenig Eisenerz und zu einem Zeitpunkt, als die Stahlnach- 
frage sank. Aufgrund dieser Investitionen konnten die Kredite nicht zurückgezahlt 
werden. Dennoch, die ungarische Ökonomie fand sich in besserem Zustand als die 
polnische. Kredite wurden für den Kauf von Konsumgütern verwendet, was dazu 
beitrug, Angebot und Nachfrage im Gleichgewicht zu halten. Das Warenangebot 
war groß genug, um die steigenden Einkommen aus der zweiten Ökonomie zu absor- 
bieren. Während die erste Ökonomie strauchelte, wuchs die zweite weiter und kom- 
pensierte gewissermaßen die Ineffizienzen des redistributiven Sektors. Nicht we- 
niger wichtig sind die sozialen und politischen Konsequenzen dieser Strategie. Die 
offiziellen Berichte über die ökonomische Lage sind düster; sogar die nationalen 
Pläne, die Anlaß zu Optimismus geben sollen, prognostizieren 2 - 3% Wachstum im 
Jahr. Ökonomen reden über den unmittelbar bevorstehenden wirtschaftlichen Zu- 
sammenbruch. Zur selben Zeit jedoch befindet sich das Land in einem Wirtschafts- 
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boom. Der Wohnungsbau wächst fieberhaft. Die Läden sind voll mit Waren und 
Käufern. Obwohl die Ökonomen, mit denen ich gesprochen habe, fast einhellig vor- 
hersagen, dies könne nicht mehr lange dauern, spüren die Leute nichts davon. Die 
allgemeine Stimmung ist tatsächlich, daß es vorangeht mit dem Land. Der Lebens- 
standard eines beträchtlichen Teils der Bevölkerung mag gesunken sein, doch da es 
einer ansehnlichen Minderheit so viel besser geht als vorher, entsteht eine Art »un- 
garischer Traum«: Jeder, der fähig ist und hart genug arbeitet, kann es schaffen. 
Ich bin sicher, daß der Unternehmerstatus und der ihm folgende neue Reichtum nur 
einer relativ kleinen Minderheit offensteht. Nicht mehr als fünf oder zehn Prozent 
der ländlichen Familien können hundert Schweine mästen oder 200 000 Pfund Hüh- 
nerfleisch im Jahr verkaufen — um eine Vorstellung vom Umfang der Tätigkeiten in 
einem vernünftigen Familienbetrieb zu geben. Aber der Geist des Unternehmertums 
kann Berge versetzen. Genau dies ist in Ungarn geschehen. Die Leute haben ihre 
Nachbarn oder Verwandten plötzlich reich werden sehen, gaben sich selbst die 
Schuld an ihrer schlechteren Lage, mühten sich mehr, arbeiteten länger und härter. 
Während die polnischen Arbeiter dachten, um besser wegzukommen, müßten sie 
ihre Betriebe neu organisieren, setzten die Ungarn auf härtere Arbeit und Konkur- 
renz auf dem Markt. 
So hat die liberale Politik gegenüber der kleinen Privatwirtschaft der Bürokratie sehr 
genützt. Es gibt keinen Grund zu der Annahme, daß die ungarische Kaderelite sich 
. bewußt für die Öffnung des privaten Sektors entschieden hat, und wir sollten ihr 
nicht allzu viel Respekt für den Erfolg zollen. Das Ergebnis war im Grunde nicht 
geplant und nicht intendiert. Es war das Resultat von Kämpfen zwischen einer Elite 
einerseits, die aus den Erfahrungen der Kosten des bürokratischen Machtmiß- 
brauchs von 1956 gelernt hatte und konzessionsbereiter war als ihre Genossen 
anderswo, und den Arbeitern andererseits, die durch lange Kämpfe mit Bürokratien 
sowjetischen Typs in der Politik des Kompromisses geübt waren. Die weitreichen- 
den Zugeständnisse an die private Wirtschaft brachten der Kaderelite unerwartete 
Früchte und halfen ihre Herrschaft zu stabilisieren, ohne viel politische Macht mit 
der Intelligenz zu teilen. Zumindest in Ungarn wurden die Intellektuellen auf dem 
Weg zur Klassenmacht nicht nur durch die Borniertheit der Bürokratie aufgehalten, 
sondern auch durch die konsolidierende Wirkung der Expansion einer zweiten 
Ökonomie. 
Reformerische Intellektuelle fragen sich natürlich zweifelnd, wie lange die zweite 
Ökonomie das System retten kann, und wie lange die Reform der ersten Ökonomie 
durch die Mobilisierung von Ressourcen aus der zweiten aufgeschoben werden 
kann. Tatsächlich scheint es unrealistisch, daß der Erfolg sehr kleiner Unternehmen 
eine nationale Ökonomie lange über Wasser halten kann, die Teil einer modernen, 
auf internationaler Ebene integrierten ökonomischen Ordnung ist. 
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Wege in die Zukunft Osteuropas — 
Strategien kollektiver Akteure, Politik des Klassenbündnisses 


Die Konstitution einer Neuen Klasse von Intellektuellen hat sich in den letzten zehn 
Jahren als viel problematischer erwiesen, als wir noch 1975 dachten; wir sollten uns 
daher nach künftigen Alternativen zu ihr umsehen. Im folgenden Abschnitt werfe 
ich einen kurzen Blick auf die kollektiven Akteure in einem Land wie dem heutigen 
Ungarn, skizziere die Klassenkonstellation im Staatssozialismus und erörtere die 
verschiedenen Bündnismöglichkeiten der kollektiven Akteure untereinander. Ich 
schließe mit einigen Bemerkungen zur Strategie von Klassenbündnissen allgemein. 


Das Feld der Klassen im Staatssozialismus 


In Anlehnung an Erik Wrights Schema der Klassen (vgl. Wright 1977; 1978) im 
fortgeschrittenen Kapitalismus möchte ich versuchen, die Klassenkonstellation des 
Staatssozialismus im Übergang zu intensivem ökonomischem Wachstums zu skiz- 
zieren. Ich verwende Ungarn als Modellfall. 


Figur I 
Feld der Klassen in staatssozialistischen Gesellschaften 
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Wright geht davon aus, daß die wesentlichen Klassenpositionen in einer »Ge- 
sellschaftsformation« durch die »Produktionsweisen« bestimmt sind. Demgemäß 
beschreibt er drei »basale Klassenpositionen« im fortgeschrittenen Kapitalismus, 
zwei in der herrschenden kapitalistischen Produktionsweise (Kapitalisten und Ar- 
beiter) und eine in der untergeordneten »einfachen Warenproduktion« (das Klein- 
bürgertum). Er kennzeichnet weiterhin einige »widersprüchliche Klassenpositio- 
nen«, etwa die Position der Manager und Aufseher zwischen den Kapitalisten und 
den Arbeitern, oder die der teilautonomen Angestellten zwischen den Lohnarbeitern 
und den Kleinbürgern. 

Im Falle des Staatssozialismus ist die Verwendung des Begriffs der »Produk- 
tionsweise« etwas problematisch, aber das System dualer Stratifikation, welches ich 
aufzeichne, kann. als duales System ökonomischer Integration oder als duales Sy- 
stem von Produktionsweisen gefaßt werden. Ich verwende die Begriffe Reaistri- 
bution und Markt, um die zwei integrativen Mechanismen der Ökonomie zu kenn- 
zeichnen, welche die beiden unterschiedlichen Stratifikationssysteme formen. 

In Begriffen der Klassenanalyse gesprochen ist eine »neue Kleinbourgeoisie« im 
Entstehen.'? Eine solche Differenzierung der Klassenlandschaft im Staatssozialis- 
mus eröffnet interessante neue Bündnismöglichkeiten und beeinflußt die Über- 
lebenschancen des Projekts einer Neuen Klasse. 


Strategien des ERS und das Projekt der Neuen Klasse 

Im obigen Schema der Klassenpositionen können, logisch wie historisch begründet, 
vor allem drei Verbindungslinien gezogen werden. Die erste verbindet die Kader- 
elite mit der Arbeiterklasse. Diese unwahrscheinliche Kräftekombination verknüpft 
die beiden Erzfeinde im Staatssozialismus, aber aufgrund der Expansion des Markts 
und eines Systems neuer Ungleichheiten, welches die Elite wie bestimmte Teile des 
Industrieproletariats treffen kann, mag diese Konstellation mehr Chancen haben, als 
ich vor zehn Jahren noch dachte. Die zweite Linie verbindet den eher reformorien- 
tierten Teil der Kaderelite über die Technokraten mit der neuen Kleinbourgeoisie. 
Dieses Bündnis ist eine interessante neue Option. Aussagen über sie stellen ein Ri- 
siko für den Theoretiker dar. Ich bin gegenwärtig nicht in der Lage, abzuschätzen, 
welche Zukunft diese Strategie für Osteuropa bedeuten würde. Stellt sie einen neuen 
und besonderen »spanischen Weg« zum entwickelten Sozialismus dar oder nur den 
bekannten »spanischen Weg« zum Kapitalismus?'* Schließlich ist eine Allianz von 
»Kräften des Volkes« denkbar, die Bildung eines »historischen Blocks« aus Arbei- 
terklasse und Kleinbourgeoisie, der im Falle besonders bornierter Bürokratien wie 
der im Polen der späten siebziger und frühen achtziger Jahre, verstärkt werden kann 
durch Fachberufler und sogar durch die Technokraten. Im folgenden werde ich die 
genannten Strategien kurz beschreiben. 
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Arbeiter und Kaderintellektuelle 


Eine zentrale These in Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht lautete, die 
Erzfeinde im Staatssozialismus seien die Kader und die Arbeiter. Die größte Lüge 
der Geschichte war die Anmaßung der stalinistischen Bürokratie, die »Diktatur des 
Proletariats« auszuüben. Ich bin immer noch dieser Überzeugung und habe oben 
bereits über die »proletarische< Demagogie des konservativen Partei- und Gewerk- 
schaftsapparats in Ungarn geschrieben. Gleichzeitig meine ich, daß die techno- 
kratische und reformorientierte Intelligenz das Potential zu einer solchen Allianz 
nicht unterschätzen sollte. 

Im allgemeinen bedeutet die Schwächung der nach Befehl und Gehorsam organi- 
sierten Ökonomie eine Bedrohung der Bürokratie und Vorteile für die Arbeiter- 
klasse — sei dies nun, indem stalinistischer Voluntarismus und Überpolitisierung 
ökonomischer Entscheidungen durch effizienteres und rationaleres Management 
ersetzt werden, marktförmige Allokation wichtiger Güter und Dienstleistungen 
anstelle redistributiver Allokation tritt, oder indem die Möglichkeiten einer zweiten 
Ökonomie erschlossen werden. In der Tat haben Arbeiter in Ungarn und Polen tech- 
nokratische, rationalisierende und sogar marktorientierte Reformen unterstützt. 
Aber man sollte den Konsens in der Bevölkerung, der solche Reformen trägt, nicht 
überbewerten. Die Früchte der Reform kommen nicht allen Gruppen gleichermaßen 
zugute. Die einzigen, die nichts von ihr haben, sind wahrscheinlich die Bürokraten 
der mittleren Ebene, die ihre Macht an anerkannt kompetente Entscheidungsträger 
verlieren. Ihre materiellen Privilegien schrumpfen; ihre Einkommen fallen zurück 
hinter die der Technokraten und vieler Arbeiter, die in der zweiten Ökonomie gut 
verdienen; sie verlieren wichtige Zusatzvergütungen, wie etwa im staatlich subven- 
tionierten Wohnungsbau, aufgrund der marktorientierten Reform der Distribution. 
Andere wichtige Bevölkerungsgruppen haben von der Reform einige Vorteile, 
zahlen aber einen hohen Preis für die Transformation des ökonomischen Systems. 
Die politisch wichtigste dieser Gruppen ist das städtische Industrieproletariat in der 
Schwerindustrie. Solange sich die Ökonomie unter stalinistischem Kommando be- 
fand, war dieser Teil der Arbeiterklasse der relativ privilegierteste. Die stalinisti- 
schen Bürokraten der Ökonomie waren versessen auf Schwerindustrie, sogar in 
Ungarn, dem wichtige Rohstoffe fehlten. Sie beharrten darauf, ein »Land aus Stahl 
und Kohle« aufzubauen; der Stahlfacharbeiter wurde als der Prototyp des »Proletari- 
ers« angesehen. Die Facharbeiter in der Schwerindustrie waren ordentlich bezahlt, 
recht angesehen und verhältnismäßig gut mit Nebenvergütungen ausgestattet. 

Ob die technokratischen Reformen diesem Sektor der Industrie und den dort Arbei- 
tenden besonders nützen werden, ist fraglich. Zunächst hat diese Schicht der Ar- 
beiter am wenigsten von der Expansion der zweiten Ökonomie. Der Kern des Prole- 
tariats in der Schwerindustrie ist, im Unterschied zu den angelernten Arbeitern der 
ersten Generation in anderen Zweigen der Ökonomie, von Grund auf urban und ge- 
trennt von den Dörfern und der bäuerlichen Tradition. Von ihm ist daher am we- 
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nigsten zu erwarten, daß er sich Einkommen aus landwirtschaftlichem Nebenerwerb 
im Familienbetrieb verschafft. Dazu kommt, daß die Fertigkeiten der Arbeiter in 
diesen Industrien für selbständigen Nebenerwerb am wenigsten geeignet sind. Man 
kann schließlich kein Stahlwerk im eigenen Keller betreiben. Zuletzt mag durch die 
größere Gewichtung ökonomischer Effizienz sogar die Existenz dieses Industrie- 
zweigs in Frage gestellt sein. Wäre es nicht besser, viele Firmen in der Schwerin- 
dustrie zu schließen, sogar Arbeitslosigkeit hinzunehmen, als sie trotz Verlusten zu 
halten? Diese Frage wird oft von den technokratischen Reformern gestellt. Die 
Frage, ob man Arbeitslosigkeit systematisch institutionalisieren soll, steht ganz 
oben auf der Tagesordnung der ungarischen Reformer, und zweifellos würde der 
Kern des Proletariats in der Schwerindustrie zuerst davon betroffen sein. 

Eine andere wichtige Gruppe, die durch den zu schnellen Niedergang der redistri- 
butiven Institutionen der stalinistisch kommandierten Industrie hart getroffen wer- 
den kann, sind die ökonomisch nicht mehr aktiven Pensionäre vor allem aus der 
Arbeiterschaft. Während die Kaderelite ihre Macht im Zentrum der redistributiven 
Institutionen der Ökonomie vehement verteidigen wird, mag sie im Bereich der So- 
zialleistungen eher zu Konzessionen an ihre technokratischen Herausforderer bereit 
sein. Was die Sache ökonomischer Reformen anbelangt, besteht ein mögliches ge- 
fährliches Szenario für Osteuropa darin, daß in der Produktionssphäre keine durch- 
greifenden Beschränkungen der Macht der redistributiven Bürokratie vonstatten 
gehen, dafür aber die relativ bescheidenen Errungenschaften wohlfahrtsstaatlicher 
Umverteilung demontiert werden. Ergebnis könnte die Pauperisierung des von So- 
zialleistungen abhängigen unteren Teils von 10 - 15% der Einkommensbezieher 
sein. Dieser könnte dann eine andere wichtige Komponente der »Massenbasis« der 
konservativen Kaderelite sein in ihrem Versuch, ihr Monopol an redistributiver 
Macht gegen die Herausforderer der Neuen Klasse zu verteidigen. Andrea Szego hat 
in ihrem Versuch, ein Programm für die ‘arbeiterorientierte” Opposition zu formu- 
lieren, mit scharfem theoretischem Instinkt diesen Bündnispartner identifiziert. Die 
Strategie, die aus ihrer Analyse hervorgeht, besteht in dem Versuch, die Kaderelite 
mit den hochqualifizierten Facharbeitern in der Schwerindustrie und der durch Ver- 
armung bedrohten sozialleistungsabhängigen »unteren Klasse« des Staatssozialis- 
mus zu verbinden. 

Ich unterstelle nicht, daß die Kaderelite in ihrem Bemühen, gegen die Reformer der 
Neuen Klasse eine Art Neostalinismus zu restaurieren, die Mehrheit der Bevöl- 
kerung hinter sich bringen könnte. Aber in Osteuropa besteht das Spiel der Politik 
nicht darin, 51 Prozent der Stimmen zu erlangen. Jaruselski schafft es mit ungefähr 
15 - 20 Prozent der Bevölkerung hinter sich. Doch mit der eindeutigen Sympathie 
des etablierten städtischen Proletariats sowie der Sozialleistungen beziehenden un- 
teren Klasse der Bevölkerung könnte die konservative Kaderelite eine beachtliche 
politische Kraft werden. Dies ist eine wichtige Lektion für die Reformer der Neuen 
Klasse in Osteuropa. 
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Die Technokraten und die neue Kleinbourgeoisie 


Da von einem neuen Kleinbürgertum 1974 noch nicht viel zu schen war, haben wir 
in Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht die Möglichkeit eines solchen 
Bündnisses und seine soziologische Bedeutung nicht erörtert. Wie oben schon ge- 
sagt, hat nun das Erscheinen dieser neuen Position in der ungarischen Klassen- 
struktur und die wachsenden Möglichkeiten, in das neue Kleinbürgertum aufzustei- 
gen, einen wesentlichen Grund für den Erfolg des ungarischen Regimes während der 
polnischen Krise ausgemacht. 

Wegen des begrenzten Materials, das ich zur Verfügung habe, bin ich mir nicht 
sicher, worin die soziologische Bedeutung dieser neuen »Achse« besteht. Ich sehe 
zwei verschiedene Erklärungsmöglichkeiten für das Bündnis der reformerischen 
Kaderelite mit den Technokraten und dem neuen Kleinbürgertum mit dem Pro- 
gramm einer marktorientierten ökonomischen Reform. (1) Das Bündnis ist ein neuer 
»ungarischer Weg« zum Sozialismus, auf welchem die Macht der konservativen 
Kaderelite allmählich untergraben wird und vermittels eines Prozesses sozialisti- 
scher Verbürgerlichung allmählich eine Neue Klasse ihre aufgeklärte Herrschaft 
errichtet. (2) Wir haben es in Wirklichkeit nur mit dem bekannten »spanischen Mo- 
dell« unter Franco in der Zeit nach 1960 zu tun, als die Falangisten die Kapitalisten 
ökonomisch gewähren ließen, solange sie das falangistische Monopol politischer 
Herrschaft nicht in Frage stellten. 

In Ungarn herrscht ein starker Trend zur Entideologisierung, ausgenommen bei den 
Konservativen Kaderintellektuellen, die wohl in den vergangenen zehn Jahren sogar 
im Parteiapparat in der Minderheit waren. Marxistische Begriffe verschwinden, der 
Begriff Sozialismus wird kaum gebraucht und sogar im Parteiapparat herrscht ein 
gesunder Pragmatismus. Mein seit 1982 während Besuchen in Ungarn gewonnener 
Eindruck ist, daß die Partei ihre ideologischen Ambitionen aufgegeben hat. Aus 
Parteiführern werden professionelle Politiker, die es für ihre Hauptaufgabe halten, 
an der Macht zu bleiben und alles zu tun, um dieses Ziel zu erreichen. 

Auf diese Weise kann man auch das Phänomen Jaruselski interpretieren. Das her- 
vorstechendste Merkmal der Zeit des Kriegsrechts in Polen war die radikale Dis- 
kreditierung der kommunistischen Partei, besonders als ideologische Organisation. 
Das Bild, welches das Militärregime von sich geben wollte, war das relativer 
Effizienz im Vergleich zum korrupten Parteiapparat und zum »Anarchismus« der 
Gewerkschaft Solidarität. Man zeigte Bereitschaft, sogar mit der katholischen Kir- 
che »korporatistische« Verhandlungen zu führen und demonstrierte Toleranz ge- 
genüber politischen Aktionen, solange sie nicht Gesetz und Ordnung brachen. Ist 
daher eine »spanische Lösung« für Jaruselskis Regime völlig auszuschließen? Um 
an der Macht zu bleiben, könnte das polnische Regime durchaus in Betracht ziehen, 
ob es aus Effizienzgründen nicht privatwirtschaftliche Verhältnisse einführen sollte. 
Theoretisch ist dieser »spanische Weg« durchaus möglich. Die kommunistischen 
Parteien würden dann ihre Ideologien über Bord werfen und zu pragmatischen Orga- 
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nisationen werden, mit dem Hauptziel, das politische Monopol ihres Apparates zu 
bewahren. Dies könnte zur Restauration des Kapitalismus und zur Aufrechterhal- 
tung eines undemokratischen, sogar totalitären, politischen Systems führen. Meine 
Freunde unter den ungarischen Dissidenten erweisen sich oft als etwas naiv in ihrem 
Glauben an die »Unvermeidlichkeit« zunehmender Demokratisierung im Zuge der 
Verbürgerlichung. Viele von ihnen unterstützen die Entwicklung des Kleinbür- 
gertums, nicht weil sie zu Anhängern des Privateigentums wurden, sondern weil sie 
meinen, damit die Demokratie voranzubringen. Sie betrachten sich als die de- 
mokratische Opposition. Ich bin mir nicht sicher, ob sie recht haben. Mein Eindruck 
ist, daß das neue ungarische Kleinbürterum aus polgars eher im Sinne von Bour- 
geois oder Kapitalisten besteht, denn aus Citoyens. Der Prozeß der Verbürger- 
lichung kann lange ohne Demokratisierung vonstatten gehen. 

Allerdings meine ich, daß, wägt man alle Umstände ab, meine ungarischen Freunde 
und Kollegen letztlich recht haben könnten. Die Chancen eines spanischen Modells 
werden nicht allzu groß sein. Ihm steht als wichtigster Faktor die Sowjetunion und 
die ideologische Orthodoxie der sowjetischen Partei entgegen. Die ungarische Par- 
tei oder das polnische Militär mögen bereit sein, die Restauration des Kapitalismus 
zuzulassen (und ist im übrigen die pragmatische Auffassung Deng Xio Pings über 
die »Katze, die die Maus fängt« weit davon entfernt?), aber es gibt keinerlei An- 
zeichen, daß die Sowjets ebenso denken. Zumindest bis zum Aufstieg Gorbat- 
schows schien die sowjetische Kaderelite entschlossen, die Ökonomie notfalls in 
der Stagnation einzufrieren als den Reformkurs einer Neuen Klasse zuzulassen oder 
marktwirtschaftliche Zugeständnisse zu machen. Allein diese Tatsache wird wohl 
ausreichen, um nennenswerte Fortschritte auf dem spanischen Weg zu einer kor- 
poratistischen Lösung unter der politischen Hegemonie des Parteiapparates zu 
verhindern. 

Es gibt andere, weniger von außen gesetzte Grenzen für eine kapitalistische Re- 
stauration. Ich möchte einen wichtigen internen ökonomischen Faktor erwähnen, 
den ich allerdings aus Platzgründen nicht in erforderlicher Tiefe ausführen kann. 
Das kapitalistische Potential des neuen Kleinbürgertums sollte nicht überbewertet 
werden. Sogar in Ungarn haben wir es mit sehr kleinen, vor allem landwirtschaft- 
lichen Unternehmen zu tun, die recht unbedeutende Anlagen an fixem Kapital 
aufweisen. Bis heute sind diese Kleinen Unternehmen in den staatlichen Sektor 
integriert, zu dem sie nicht in Konkurrenz treten und es wahrscheinlich auch nicht 
könnten. Führende ökonomische Reformer in Ungarn, mit denen ich gesprochen 
habe, etwa Marton Tardos und Pal Juhasz, sehen daher nicht die Möglichkeit einer 
kapitalistischen Restauration. Tardos wie Juhasz glauben an einen ungarischen Weg 
zum entwickelten Sozialismus, in dem Privatunternehmen zwar einen legitimen 
Platz haben, deren Erfolg aber auf der Reform des staatlichen Sektors beruht, ohne 
daß dieser in Privateigentum umgewandelt wird. Aus der Sicht unserer Analysen in 
Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht bedeutet dies, daß das Projekt der 
Neuen Klasse immer noch eine lebensfähige Alternative darstellt. 
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Ein Bündnis der »Kräfte des Volkes« 


Aber wie steht es mit einem Bündnis der Kräfte des Volkes, mit einer Achse zwi- 
schen Arbeiterklasse und neuem Kleinbürgertum? Wie oben schon erwähnt, war in 
Polen ein solches Bündnis um 1980/81 vermutlich im Entstehen (und wahrschein- 
lich hätten in diesem Fall, aufgrund des langanhaltenden Konflikts zwischen der 
technokratischen Intelligenz und den Bürokraten der alten Schule sogar die Intellek- 
tuellen sich diesem, in Gramscis Begriff, »historischen Block« gegen die »Mächte« 
angeschlossen). Aus politischen Gründen ist dieses Klassenbündnis für mich das 
verlockendste, und es entspricht den politischen Werten, die unserem Buch zugrun- 
deliegen. Ich muß zugleich eingestehen, daß es das unwahrscheinlichste der hier 
vorgestellten drei Szenarios darstellen mag. 

Zunächst gerät in diesem Szenario der archaische Konflikt zwischen der Arbeiter- 
klasse und der Kaderelite wieder in den Brennpunkt. Die Ereignisse in Polen und 
Ungarn während der Jahre 1980 und 1981 haben gezeigt, daß es für die Kaderelite 
nichts Bedrohlicheres gibt als eine freie Gewerkschaftsbewegung vom Typ der So- 
lidarität. Sie stellt die Macht der Kader »im Zentrum der Produktion« in Frage und 
führt zur Kontrolle der Arbeiter über die Betriebe. Die ungarische Elite setzte ihre 
Politik des Klassenkompromisses und der Konzessionen fort, während die polnische 
Elite, mit der Gewerkschaftsbewegung konfrontiert, aufs Kriegsrecht zurückgriff. 
Mit anderen Worten, bei den Machthabern herrscht heftiger Widerstand gegen einen 
historischen Block aus Volkskräften, während ein ungarisches oder sogar ein span- 
isches Modell auf vernünftige Kooperationsbereitschaft stößt. Zweitens Können, wie 
das ungarische Beispiel zeigt, die Arbeiter sehr leicht gespalten und abgelenkt 
werden von gewerkschaftlichen und betrieblichen Konflikten und Kämpfen um 
Selbstverwaltung. Ein großer Vorteil des ungarischen Modells für die Herrschenden 
— Kaderelite wie Technokraten — besteht darin, daß es zur Spaltung der Arbeiter- 
klasse führt und die politische Formierung der Klasse verhindert. Drittens haben wir, 
wahrscheinlich aufgrund der genannten zwei Faktoren, keine klare Vorstellung 
davon, wie ein sozioökonomisches System auf Basis der Selbstverwaltung in 
größeren Betrieben und kleinerer selbständiger Unternehmen funktionieren würde. 
Obwohl viele von uns mehr dem selbstverwalteten Sozialismus anhängen als dem 
Staatssozialismus oder Privatkapitalismus, wissen wir ganz gut, wie die letzigenann- 
ten funktionieren, aber es ist unklar, was es mit dem erstgenannten auf sich haben 
mag. Ohne genauen Plan wird der gewaltige Widerstand der Machthaber und wahr- 
scheinlich die mangelnde Überzeugung der Beherrschien die Möglichkeiten eines 
solchen Bündnisses sehr beschränken. 

Aber nicht an die Macht zu kommen, heißt nicht, wirkungslos zu bleiben. Wenn 
auch die Allianz der Volkskräfte nicht die Hegemonie erlangen mag, könnte sie doch 
zu einer komplexeren Balance der Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen bei- 
tragen. Wäre ich Ideologe einer osteuropäischen Arbeiterbewegung, würde ich eine 
politische Strategie vorschlagen, gemäß der die Arbeiter die Kaderelite, die Tech- 
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nokraten mit ihren Bestrebungen zur Bildung einer Neuen Klasse und die neue 
Kleinbourgeoisie mit ihren kapitalistischen Aspirationen gegeneinander ausspielen 
würden. Ich neige zu der Auffassung, daß es für die Menschen in Osteuropa am 
besten wäre, wenn keine dieser »Eliten« von den anderen ausgeschaltet und zwi- 
schen ihnen eine Art Gleichgewicht hergestellt wurde. Eine teilweise Restauration 
des Kapitalismus muß nicht zum Nachteil der Arbeiter sein. Privatunternehmen 
würden eine Auswahl an Arbeitsplätzen schaffen und die Möglichkeit des Aufstiegs 
in die Unternehmerklasse eröffnen. Eine zu umfassende Restauration des Kapitalis- 
mus wird allerdings nicht von Vorteil sein. Der Bereich staatlicher Redistribution 
kann für Wohlfahrtsleistungen, zur Sicherung der Arbeitsplätze usw. verwendet 
werden. Warum ihn also nicht gegen Markteinflüsse verteidigen, insbesondere 
wenn in diesem Bereich die Balance der Kräfte der Neuen Klasse und der alten 
Bürokratie gelingen sollte. 

Was ich hier in vagen Umrissen beschreibe, mag der Dritte Weg sein, über den sich 
osteuropäische Ideologen seit einem Jahrhundert auslassen. Von Preußen bis Polen 
und Ungarn haben osteuropäische Theoretiker wiederholt argumentiert, daß etwas 
Einzigartiges in der Situation Osteuropas diese Länder daran hindern mag, entweder 
den westlichen Weg kapitalistischer (und sie meinten: habgieriger) Marktkonkur- 
renz zu gehen oder in östlicher, russischer oder gar asiatischer (wie Ideologen des 
Dritten Weges meinten: despotischer) Bewegungslosigkeit eingefroren zu bleiben. 
Andererseits waren die Theoretiker des Dritten Weges nicht gerade erfolgreich, 
wenn sie sagen sollten, worin denn der Dritte Weg bestehe. 

Mein Schluß lautet, daß es eine dritte soziale Formation vielleicht nicht geben wird. 
Vielleicht ist der Dritte Weg nichts anderes als eine funktionsfähige Kombination 
des westlichen und östlichen Modells — eine dauerhafte, stabile, gemischte Ökono- 
mie. Eine solche Evolutionslinie kann in bezug auf die Klassenverhältnisse in 
Osteuropa bedeuten, daß Rationalisierung der staatlich-bürokratischen Herrschaft 
und die Implementierung des Projekts der Neuen Klasse mit einer partiell Kapita- 
listischen Entwicklung kombiniert werden. Das Ganze bliebe der Logik der Redis- 
tribution unterworfen. In diesem Szenario würde nur ein neues Kleinbürgertum 
geschaffen, keine herrschende Kapitalistenklasse. Nach Jahrzehnten des hartnäk- 
kigen Widerstands der Kaderelite und dem unerwarteten Aufstieg eines neuen 
Kleinbürgertums ist somit das Projekt einer neuen Klasse in Osteuropa immer noch 
nicht ganz aussichtslos. 


Die Politik des Klassenbündnisses 


Meine Analyse, wie übrigens die der Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht, 
beruht nicht auf der Vorstellung einer klassenlosen Gesellschaft. Obwohl ich »Klas- 
senlosigkeit« für einen anziehenden Gedanken halte, bin ich mir nicht sicher, wie sie 
in absehbarer Zukunft erreicht werden kann. Auch glaube ich, daß Vertreter der 
Neuen Klasse diesen Begriff verwendet haben, um ihren Aufstieg zur Klassenmacht 
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voranzutreiben; zu leicht wird er in ein ideologisches Instrument verwandelt. Wir 
sollten uns deshalb davor hüten, allzu bereitwillig politischen Szenarios anzuhän- 
gen, die versprechen, daß die Klassenlose Gesellschaft unmittelbar bevorsteht. 
Vor dem Hintergrund dieses Skeptizismus gegenüber der Vorstellung einer klas- 
senlosen Gesellschaft neige ich zu der Überzeugung, daß die wirksamere Strategie 
für die der Herrschaft einer Klasse Unterworfenen die Streuung der Klassenmacht 
ist. Der Ansturm gegen die eine Klasse könnte eine neue Klasse an die Macht brin- 
gen. Wenn der alte Herrscher durch den neuen ersetzt wird, warum nicht gleich zwei 
Herrscher? Die für die Arbeiter fruchtbarste Strategie des Klassenbündnisses ist 
m.E., zu versuchen, ein wenig mehr »politischen Raum« zu erlangen, indem sie 
mehrere Herren gegeneinander ausspielen. 
Eine frühere Version dieser Arbeit wurde von Michael Buroway und Erik Wright 
durchgesehen. Beide kritisierten die »Strategie der zwei Herren«, oder die Strategie 
der partiellen Restauration des Kapitalismus in Osteuropa. Ihr Argument lautete, 
daß der Aufstieg eines zweiten Herr, einer zweiten herrschenden Klasse, nicht zu 
größerem politischem Handlungsspielraum für die Arbeiterklasse führen würde. 
Der wahrscheinlichste Ausgang wäre, meinten sie, daß die beiden Herren ein Bünd- 
nis gegen die Arbeiterklasse eingehen, die dann schlechter dastehen würde als mit 
einem Herrn. Ich gestehe diese Möglichkeit ein. Gleichzeitig möchte ich für ein 
»aktivistisches« Konzept der Klassen plädieren und behaupten, daß ein solches Re- 
sultat nicht unvermeidlich ist. Die Kämpfe können auch zu anderen Ergebnissen 
führen. Obwohl ein Bündnis der Herrschenden eine naheliegende Möglichkeit 
darstellt, mag es eine Strategie der Arbeiterklasse geben, dieses Bündnis zu verhin- 
dern. Der Sinn einer soziologischen Analyse, wie ich sie hier unternommen habe, 
besteht darin, unsere Selbstreflexion voranzutreiben, die Zukunft zu erschließen und 
uns darüber zu vergewissern, daß die Ergebnisse der Kämpfe kollektiv Handelnder 
nicht vorherbestimmt sind. 
Ich glaube immer noch, daß eine Neue Klasse in Osteuropa entstehen kann, obwohl 
ich zehn Jahre nach meinem ersten Buch zu diesem Thema noch eindringlicher 
verneine, daß deren Aufstieg zur Macht historisch unvermeidlich ist. Aber diese 
Unvermeidlichkeit in Frage zu stellen, heißt für uns nicht, den Schluß zu ziehen, daß 
wir es künftig mit neostalinistischer Bürokratenherrschaft oder mit der Restauration 
des Kapitalismus zu tun haben werden. Die Zukunft kann eine komplexere soziale 
Struktur hervorbringen. Vom Standpunkt meiner eigenen politischen Werte ist das 
bestmögliche Szenario jenes, in dem die Kräfte der Neuen Klasse und die der alten 
Klassen sich die Waage halten. 

(Übersetzung aus dem Englischen durch Klaus Fritz) 
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Anmerkungen 


1 Näheres zu dieser faszinierenden Geschichte bei E. Bailes (1979). 

2 Ferenc Feher weist überzeugend einige interessante Ähnlichkeiten zwischen Chruschtschowismus 

und Kadarismus nach. Vgl. Ferenc Feher (1984). Zu den Auswirkungen des hohen Stellenwerts des 

Szientismus innerhalb des Chruschtschowismus auf den Prager Frühling vgl. Zdenek Mlynar 

(1984). 

Ein Buch von Feher und Heller, voller Leidenschaft für das Jahr 1956, zeigt, daß diese Verdrängung 

nicht endgültig war. Irgendwo im Unbewußten wußten sie immer die Wahrheit, irgendwo haben 

auch sie die Lektion von 1956 gelernt. Vgl. Feher und Agnes Heller (1983). 

4 Ich habe an anderer Stelle eingehender die Differenz erörtert zwischen der Wendung zum Markt in 

Ungarn und der eher »wissenschaftlichen« Reaktion in der DDR - und auch in der Sowjetunion 

selbst — auf die Krise der sowjetischen Befehlsökonomie. Vgl. Robert Manchin und Ivän Szelönyi 

(1985). 

Vgl. etwa mehrere einflußreiche Artikel von Andras Hegedus zu diesem Thema. Z.B. A. Hegedus, 

(1965) oder Andras Hegedus und Maria Markus (1972). 

6 Ich habe den Gedanken eines dualen Systems sozialer Stratifikation ausführlicher entwickelt in 
Robert Manchin und Ivän Szelenyi (1986). Vgl. für eine ähnliche Analyse Tamas Kolosi, (1982). 

7 Victor Zaslavski wendet diesen Begriff vor allem auf die Sowjetunion der Ära nach Chruschtschow 
an, aber seine Analyse ist auch auf einige osteuropäische Länder, besonders die Tschechoslowakei, 
übertragbar. Vgl. Viktor Zaslawski (1982). 

8 In einem Mitte 1981 geschriebenen Buch entwirft Schaff eine Mittlerrolle für das Militär und 
bezeichnet das Kriegsrecht (vor seiner Einführung) als das kleinere Übel. Vgl. Adam Schaff (1982). 

9 Vgl. Schaffs Artikel zur Verteidigung des Kriegsrechts nach dessen Einführung: »Krysis Marksizmu 
czy Marksistow?« (Krise des Marxismus oder der Marxisten?), Tu i Teraz, 16.3.1983 und »Czy 
Kryzyz Marksizmu?« (Eine Krise des Marxismus?) Tu i Teraz, 10.8.1983. Ich halte recht viel von 
Schaffs Analysen, nicht so sehr wegen der Verteidigung des Kriegsrechts, sondern wegen seiner 
Einschätzung Jaruselskis als Politiker der »Mitte<. Er ist damit jenen in der Analyse überlegen, die 
den undifferenzierten Begriff der Mächtigen verwenden, um den Gegensatz derer im Apparat zur 
»Gesellschaft« zu bezeichnen. Der Prozeß gegen die Mörder des Pater Popieluszko erwies die tiefen 
Spaltungen in Partei und Regierung und die Intensität des Konflikts zwischen einerseits Jaruselski, 
seinen eher technokratisch und reformorientierten Anhängern, dem Militär und aufgeklärten Intel- 
lektuellen und auf der anderen Seite den Falken innerhalb der Partei und Offizieren der Ge- 
heimpolizei: Jaruselski könnte die letzte Hoffnung für das Projekt der Neuen Klasse in Polen ge- 
wesen sein, er mag gehofft haben, daß er mit seinen technisch geschulten Offizieren Effizienz in den 
Apparat bringen und die Rolle der Partei einschränken könnte. Bis heute ist dies sicherlich nicht ge- 
lungen. Andererseits ist es sehr fraglich, ob ein von Jaruselski geführtes Projekt der Neuen Klasse 
auf die polnischen Intellektuellen überhaupt Anziehungskraft ausgeübt hätte. Wir können wohl da- 
von ausgehen, daß die meisten polnischen Intellektuellen inzwischen den Katholizismus wieder- 
entdeckt haben, sich als polnische Patrioten betrachten und es sehr viel mehr vorziehen würden, 
zwar machtlose, aber gutbezahlte Fachleute in einem kapitalistischen Polen zu sein als ihren 
frustrierenden Kampf um die Macht im Staatssozialismus fortzusetzen. Selbst wenn die Formierung 
der Neuen Klasse in Polen gegenwärtig möglich wäre — gäbe es überhaupt potentielle Mitglieder? 

10 Für eine Erörterung der Unterscheidung von Ökonomien knapper Ressourcen und knapper Nach- 
frage vgl. Janos Kornai (1980). 

11 Nähere Ausführungen finden sich in Manchin und Szelenyi (1986). 

12 Zur Diskussion der »staatlichen Produktionsweise« vgl. Henri Lefebvre, (1977); Manuel Castells, 
(1984; S. 306 ff.); Ivan Szeleny, (1981); E.D. Wright (1983). 

13 Im Unterschied zu Poulantizas’ neuem Kleinbürgertum ist diese genuin neu. In eher verwirrender 
Weise bezeichnet Poulantzas die Bürokraten des Wohlfahrtsstaates, (die im Grunde das Phänomen 
einer Neuen Klasse darstellen) als »neues Kleinbürgertum«. Vgl. Nicos Poulantzas (1975). »Neues 
Kleinbürgertum« meint im vorliegenden Artikel die selbständigen oder kleinen Unternehmer. 
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14 Unter »spanischem Weg« verstehe ich ein Bündnis zwischen einer staatlichen Elite und einer 
ökonomisch starken Unternehmerklasse, die deren Machtmonopol nicht in Frage stellt und dafür 
beträchtlichen ökonomischen Bewegungsspielraum erhält. Hierin bestand im wesentlichen das 
Abkommen zwischen dem Franco-Regime und der spanischen Bourgeoisie in den sechziger Jahren. 


Literatur 


Arato, A./Vajda, M. (1980): The limits of the leninist opposition: Reply to David Bathrick, in: New 
German Critique, No 19 

Bailes, E. (1979): Technology and society under Lenin and Stalin: Origins of Soviet Technical 
Intelligentsia, Princeton 

Bathrick, D. (1978): The politics of culture: Rudolf Bahro and opposition in the GDR, in: New German 
Critique, No 15 

Bathrick, D. (1981): Rudolf Bahro’s »Neo-Leninism« in context — Reply to Andrew Arato and Mihaly 
Vajda, in: New German Critique, No 21 

Bauer, T. (1981): Tergazdasag, Beruhazas, Ciklusok, Budapest 

Castells, M. (1984): The city and the grassroots, Berkeley 

Djilas, M. (1957): Die Neue Klasse. Eine Analyse des kommunistischen Systems, München 

Feher, F./Heller, A./Markus, G. (1983): Dictatorship over the needs, Oxford 

Feher, F. (1984): Kadarism as applied Krushchevism, in: Feher, F./Miller, R.F. (eds.): Krushchev and 
the Communist World, London 

Feher, F./Heller, A. (1983): Hungary 1956 revisited: The message of a revolution - a quarter of a 
century after, London 

Gouldner, A. (1979): The future of the intellectuals and the rise of the new class, New York 

Haraszti, M. (1975): Stücklohn. Mit einem Vorwort von H. Böll, Berlin 

Hare, P.G./Wanless, P.T. (1981): Polish and Hungarian economic reforms: a comparison, in: Soviet 
Studies, Oktober 

Hegedus, A. (1965): Optimalizacio es Humanizacio, Valosag 

Hegedus, A./ Markus, M. (1972): The role of values in the long range planning of distribution and 
consumption, in: Sociological Review Monograph, No 17 

Juhasz, P. (1982): As Agraretelmiseg Szerepe es a Mezogazdsagi Svovetkezetek, in: Medvetanc, No 4; 
Fortsetzung No 1 (1983) 

Kolosi, T. (1982): A strukturalis is viszonyok korvnlai, in: Valosag, No 11 

Konräd, G./Szelenyi, I. (1978): Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht, Frankfurt 1978 

Kornai, J. (1980): Economics of shortage, Amsterdam 

Kornai, J. (1983): Burkratikus es Piaci Koordnacio, in: Kozgazdasagi Szemle, No 9 

Kuron, J.Modzelewski (1973): Offener Brief an die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei, in: M. Jänicke 
(Arsg.): Politische Systemkrisen, Köln 

Lefebvre, H. (1977): De !’etat, Bd. 3, Paris 

Manchin, R./Szeleny I. (1985): Eastern Europe in the crisis of transition, in: Misztal, B. (ed.): Polish 
Solidarity and Beyond, New York 

Manchin, R./Szeleny, I. (1986): Social policy under state socialism, in: Esping-Anderson, G./Rainwater, 
L./Rein, M. (eds): Stagnation and renewal in social policy, New York 

MylInar, Z. (1984): Krushchev’s politics as the forerunner of the Prague Spring, in: Feher, F./Miller, R.F. 
(eds).: Krushchev and the Communist World, London 

Poulantzas, N. (1975): Klassen im Kapitalismus — heute, Westberlin 

Richta, R. (1968): Der Richta-Report, Prag 

Schaff, A. (1982): Die kommunistische Bewegung am Scheideweg, Wien 

Svitak, I. (1981): Comparisons, in: Telos, N 47 


124 


Szego, A. (1983): Gazdasag es Politika: Erdek es Struktura, in : Medvetanc, No 2,3 

Szelenyi, I. (1980): Whose alternative, in: New German Critique, No 20 

Szelenyi, U. (1981): The relative autonomy of the state or the state mode of production, in: Dear, M.J./ 
Scott, A.J. (eds.): Urbanisation and urban planning in capitalist societies, London 

Wright, E.O. (1977): Class boundaries in advanced capitalist societies, in: New Left Review 

Wright, E.O. (1978): Class, crisis and the state, London 

Wright, E.O. (1983): Capitalism’s Futures, in: Socialist Review, No 68 

Zaslavski, V. (1982): The Neo-Stalinist state: Class, ethnicity and consensus in Soviet Society, New 
York 


125 


"Paul Singer 
Linksintellektuelle in Brasilien: 
Die Erfahrung mit der Macht 


Zusammenfassung: Mit dem Übergang zur Demokratie nach 20 Jahren Mi- 
litärdiktatur zwischen 1964 und 1984 steigen oppositionelle Intellektuelle in Posi- 
tionen der Macht auf. Bezeichnenderweise sind es vor allem Ökonomen, die in hohe 
Beraterpositionen oder gar in verantwortliche Regierungsämter aufrücken, und dies 
unter einem Präsidenten Sarney, der vor der »Öffnung« des Militärregimes einer 
seiner zivilen Repräsentanten war. Die »Ökonomen des PMDB« (der ehemals 
oppositionellen, nun aber größten Regierungspartei) machen Furore mit einem 
Plan zur Bekämpfung der Inflation, deren Ursache sie in »inertialen«, d.h. in Träg- 
heitsmomenten, die sich ungebrochen fortsetzen, ausmachen. Ein »heterodoxer 
Schock« eingefrorener Preise soll der Inflation die Grundlage ein für alle Mal 
entziehen. Die Massen, der ständigen Preissteigerung müde, sind zunächst begei- 
stert. Doch der Plan ist erfolglos, die Inflation kehrt mit höheren Zuwachsraten als 
zuvor zurück. Die linksintellektuellen Ökonomen haben die Inflation eben nur 
technokratisch bekämpft und nicht begreifen können, daß eine Änderung der Regeln 
des wirtschaftspolitischen Prozesses insgesamt notwendig gewesen wäre, um die 
Erfordernisse der Akkumulation und die Hoffnungen der Massen auf eine Verbesse- 
rung ihrer Lebensbedingungen miteinander zu vereinbaren. Die linken »Ökonomen 
des PMDB« scheitern an ihrer eigenen »deformation professionelle«. 


1. Der Hintergrund 


Während der langen Jahre des Militärregimes von 1964 bis 1985 begannen die bra- 
silianischen Intellektuellen eine höchst bedeutsame Rolle im politischen Leben zu 
spielen, als die »normalen Kanäle« der Opposition — Parteien, Gewerkschaften, 
Presse — durch die Repression weitgehend verstopft waren. Intellektuelle waren in 
bestimmten Grenzen geschützt, vielleicht weil man annahm, sie kreisten mit ihren 
Aktivitäten um sich selbst und sie seien folglich unfähig, die Massen zu beeinflus- 
sen. Die notorische Unverständlichkeit des intellektuellen Diskurses machte ihn 
harmlos; die gerade errichtete Ordnung lief durch ihn keine Gefahr. In Wirklichkeit 
war es allerdings nicht ganz so. Die vermeintlich »technischen« Ansichten der op- 
positionellen Intellektuellen, vor allem der Ökonomen, konnten häufig von den 
Massenmedien verbreitet werden; dort wurden sie von den Journalisten in Um- 
gangssprache »übersetzt«. Damit war dafür gesorgt, daß sie einen größtmöglichen 
Widerhall fanden. 
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Doch um das Auftauchen der Intellektuellen als politisch gewichtigen Faktor in Bra- 
silien ganz zu verstehen, muß man einige strukturelle Aspekte dieses Prozesses be- 
rücksichtigen. Hierbei handelt es sich in erster Linie um den beschleunigten Ausbau 
der Universitäten, der in Brasilien als Krönung der nachgerade explosionsartigen 
Ausdehnung des Schulsystems in den 50er und 60er Jahren stattfand. Der relative 
Schulbesuch der jeweiligen Altersgruppen der Bevölkerung stieg rapide an und pro- 
vozierte eine regelrechte Überschwemmung des höheren Schulwesens. In wenigen 
Jahren wurden in allen Bundesstaaten staatliche Universitäten gegründet, abgesehen 
von den verschiedenen konfessionellen, v.a. katholischen Universitäten. Aber die 
Nachfrage nach Schul- und Studienplätzen übertraf dies alles und hatte bereits wäh- 
rend des Militärregimes in kurzer Frist eine Vervielfachung der Zahl privater 
Schulen und Hochschulen zur Folge. 

Der Ausbau der Universitäten öffnete für Intellektuelle einen weiten Arbeitsmarkt. 
Damit ging eine quantitative Ausdehnung der Zahl der Intellektuellen ebenso einher 
wie eine Veränderung ihrer sozialen Herkunft und ihrer ideologischen Ausrichtung. 
Zuvor gab es nur eine beschränkte Elite, größtenteils an den juristischen Fakultäten 
herangewachsen, aus den herrschenden Klassen stammend und in aller Regel kon- 
servativ. Dann aber vollzog sich mit der zahlenmäßigen Zunahme der Intellektuel- 
lenschicht— die nun zum größten Teil in den sogenannten »Volksschichten« (classes 
populares) rekrutiert wurde — eine Diversifizierung ihrer Fachrichtungen. Der ty- 
pische Intellektuelle war nun nicht mehr Jurist, sondern Soziologe, Politologe, Öko- 
nom, auch Physiker, Mediziner, Geologe etc. Als öffentliche Figur erschien der 
Intellektuelle immer mehr als »Spezialist«, anerkannter Fachmann auf einem be- 
stimmten Gebiet. Und in politischer Hinsicht wandten sich die Intellektuellen zur 
Linken. 

Natürlich gab es bereits vor der Universitäts-Expansion linke Intellektuelle in Brasi- 
lien. Aber im allgemeinen standen sie am Rande des »establishments«, außerhalb 
der Fakultäten und Akademien. Nach der Reform jedoch konnte man das intel- 
lektuelle »Establishment« hauptsächlich in den Universitäten vorfinden und dort 
hatten die Intellektuellen von Anfang an eine herausragende Stellung. Zu Beginn des 
Militärregimes war die Linke im intellektuellen Leben insgesamt vorherrschend und 
dies nicht nur an den Universitäten, sondern auch in den Redaktionen, in Theater, 
Kino und in der populären Musik. 

Diese Linksintellektuellen waren es, die nach Beginn der Militärdiktatur als Op- 
positionelle und Kritiker des Militärregimes hervortraten. 1969 säuberte die Regie- 
rung die staatlichen Universitäten: viele Professoren, fast alle mit ausgezeichnetem 
Ruf, wurden so entfernt. Eine kleine Gruppe der aus den Universitäten vertriebenen 
Professoren gründete daraufhin das CEBRAP (Brasilianisches Zentrum für Analyse 
und Planung)”, das schnell zu einem wichtigen Zentrum mit großer Ausstrahlungs- 


* Mitarbeiter des CEBRAP waren neben Paul Singer auch Fernando Henrique Cardoso, Otavio Ianni, 
Jos& Arthur Gianotti, um nur einige Hochschullehrer mit internationalem Ruf zu nennen. — Anm. der 
Redaktion 
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kraft wurde. Von ihm gingen Ideen aus, in ihm wurden Theorien, Analysen und Da- 
tenmaterial ausgearbeitet, die die oppositionellen Aktivitäten an den Universitäten, 
in der Presse, in den kirchlichen Basisgemeinden und später, als es zur »politischen 
Öffnung« kam, auch in den Gewerkschaften und Oppositionsparteien (bis 1979 gab 
es nur eine Oppositionspartei) anregten. Im Jahre 1972 wurde das Wochenblatt 
»Opiniao« (Meinung) gegründet, in dessen Spalten viele Intellektuelle trotz der Zen- 
sur Informationen, Analysen und theoretische Ansätze veröffentlichten, die unter 
den Studenten und in der sogenannten »Öffentlichen Meinung« enorme Verbreitung 
fanden. In den folgenden Jahren wurden andere unabhängige Forschungsinstitute 
gegründet (auch in Nachbarländern), die ansehnliche Forschungsarbeiten und theo- 
retische Reflektionen hervorbrachten; fast alle waren regimekritisch. Nach und nach 
erschienen noch andere Wochenzeitungen, die insgesamt die sogenannte »Alter- 
nativpresse« bildeten. Diese verschwand erst wieder, als auch die großen Zeitungen 
sich der Zensur nicht mehr beugten und nach und nach ihre Spalten den Intellek- 
tuellen öffneten, die bis dahin nur in den unabhängigen Zentren und der Alterna- 
tivpresse hatten wirken können. Mit der »Öffnung« in der zweiten Hälfte der siebzi- 
ger Jahre gingen die politischen Aktivitäten wieder von den Universitäten aus und 
viele wurden damit zu wichtigen Stützpunkten im Kampf für die Demokratie. 


2. Die Ideologie der Linksintellektuellen 


Angesichts der ideologischen Vielfalt der Linksintellektuellen in Brasilien ist es 
schwierig, dieses Thema ohne riskante Verallgemeinerungen zu behandeln. Es ist 
aber auch unmöglich, über die Linksintellektuellen zu diskutieren, ohne dieses 
Thema anzuschneiden, einfach weil der Terminus »links« viel zu vage und unpräzis 
geworden ist. Es gibt eine Grauzone der Undefiniertheit zwischen progressivem 
Liberalismus und Sozialismus, in der ein Großteil der Intellektuellen sich ständig 
vor- und rückwärts bewegt. Als Ausgangspunkt kann man unterstellen, daß die 
Mehrheit der brasilianischen Intellektuellen eine Kritische Haltung gegenüber dem 
peripheren Kapitalismus Brasiliens einnimmt. Die Kritik richtet sich hauptsächlich 
gegen die ökonomische Ungleichheit, die die Entwicklung selbst verstärkt. Im Ver- 
lauf des schnellen Wirtschaftswachstums seit dem Ende des 2. Weltkrieges entwik- 
kelte sich Brasilien zu einer Art Weltmeister der Ungleichheit. Während des Militär- 
regimes wurden darüber Daten bekannt (die Frage nach dem »Einkommen« wurde 
zum ersten Mal im demographischen Zensus 1960 erhoben) und diese wurden als 
Hauptargument gegen die Wirtschafts- und Sozialpolitik der damaligen Regierung 
verwendet. 

Die Frage ist natürlich, ob die tendenzielle Vergrößerung der Ungleichheit dem 
Kapitalismus innewohnt oder ob sie durch institutionelle Veränderungen im Kapi- 
talismus umgekehrt werden kann. Traditionell kreiste diese Debatte um die Frage 
der »Reife« des Landes für die sozialistische Revolution, oder um den Charak- 
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ter — ob sozialistisch oder nicht - einer »brasilianischen Revolution« unter der nicht 
hinterfragten Annahme, es müsse auf jeden Fall eine Revolution geben. Diese De- 
batte erstarb, als der Versuch des bewaffneten Kampfes gegen die Militärdiktuatur 
mit einem totalen Mißerfolg endete. Viele junge Intellektuelle engagierten sich in 
diesem Versuch. Der Kampf dauerte von 1969 bis Mitte 1972 ca. dreieinhalb Jahre 
(ohne den »Guerillakrieg von Araguaia« zu zählen, der 1972-74 geführt wurde). Der 
Sieg der Repression wurde im wesentlichen deshalb möglich, weil jegliche Unter- 
stützung durch die Arbeiterklasse fehlte. Nach dieser Erfahrung engagierte sich der 
größte Teil der Linken im politischen Kampf gegen die Diktatur, gezwungen von der 
Überzeugung, daß der Sozialismus — wenigstens in diesem Stadium - nicht auf der 
Tagesordnung stünde. Das Hauptziel war der Sturz der Diktatur und die Wiederher- 
stellung der Demokratie im Land. 

Die Frustrationen mit dem »realen Sozialismus« trugen auch dazu bei, daß die so- 
zialistische Alternative in der intellektuellen Debatte keine Rolle mehr spielte. Die 
Invasion in der Tschechoslowakei 1968 und die wiederholten Repressionen gegen 
Arbeiterstreiks in Polen 1970, 1976 und 1981 wirkten wie eine kalte Dusche auf den 
Enthusiasmus der brasilianischen Intellektuellen über eine Revolution von Arbei- 
tern und Bauern. Natürlich wurde auch aus der Stalinismuskritik im Lager der Lin- 
ken das Projekt eines demokratischen Sozialismus abgeleitet, der zwar die Klassen 
beseitigen sollte, ohne aber die politischen Rechte und die bürgerlichen Freiheiten 
abzuschaffen, die im Kapitalismus erobert worden waren. Aber die Tatsache, daß 
dieses Projekt nirgendwo konkretisiert wurde und auch der chilenische Versuch 
Allendes vereitelt wurde, machte diese Option ziemlich abstrakt. Auch die wieder- 
holten Regierungen der europäischen Sozialdemokratie, die ohne irgendwelche 
handgreiflichen Fortschritte in Richtung auf einen neuen Typ des Sozialismus 
blieben, führten in den Köpfen der meisten kritischen Intellektuellen zur Verdrän- 
gung der sozialistischen Alternative. 

Mit der politischen Öffnung und den wachsenden ökonomischen Schwierigkeiten, 
hervorgerufen durch die Verschlechterung der internationalen Konjunktur in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre, wandte sich auch ein größerer Teil der ökonomischen 
Eliten der Opposition zu. Dadurch wurde eine organische Verbindung zwischen 
Linksintellektuellen, hauptsächlich Wirtschaftswissenschaftlern, und jenem Teil der 
Bourgeoisie begünstigt, der nationale und demokratische Positionen einnahm. Die 
immer entschiedenere Beteiligung dieser Fraktion am Kampf gegen das Militär- 
regime verstärkte bei den Linksintellektuellen die Tendenz, die Dichotomie zwi- 
schen Kapitalismus und Sozialismus durch den Gegensatz von »modern« und 
»archaisch« zu ersetzen. Der Kampf ginge nicht mehr um die Abschaffung des Ka- 
pitalismus in Brasilien, sondern um seine Modernisierung, um die Auslöschung 
seiner anachronistischen Facetten, die ihn »wild« und autoritär machten und die 
starke Konzentration der Einkommen hervorbrachten. 

Doch wurden diese Fragen nicht in öffentlicher Debatte erörtert. Der Übergang des 
größten Teils der Intellektuellen von einer sozialistischen zu einer demokratisch- 
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modernistischen oder liberal-progressiven Einstellung vollzog sich vielmehr still- 
schweigend. Die Spaltung zwischen denjenigen, die ihre politische Haltung änder- 
ten und denen, die es nicht taten, zeigte sich erst offen, als 1979/80 Parteien zuge- 
lassen wurden und statt nur einer Oppositionspartei nun drei Parteien entstanden: der 
PMDB, der den Charakter einer breiten Front des Widerstandes gegen das Militär- 
regime beibehielt; der PT, der aus der Gewerkschaftsbewegung und dem radikalsten 
Flügel der katholischen Kirche entstand; und der PDT, gegründet von Leonel 
Brizola mit dem Ziel, den alten PTB unter seiner Führung wieder auferstehen zu 
lassen”. 

Der PMDB proklamierte sich als Partei »über den Klassen« (»interklassistisch«), 
mit einem demokratischen Erneuerungsprogramm und einem Programm sozialer 
Reformen in den Grenzen des Kapitalismus. Der PT wies sich als Partei der Ar- 
beiterklassen aus, die sich dem Aufbau einer Gesellschaft »ohne Ausgebeutete und 
ohne Ausbeuter« verschrieb. Und der PDT versuchte, das populistische Erbe eines 
Getulio Vargas (G. Vargas, brasilianischer Präsident von 1930-1945 und von 1950- 
1954) wiederzubeleben. Als Ziel definierte die Partei einen »sozialismo moreno« 
(Sozialismus mit dunkler Hauptfarbe), eine speziell brasilianische Version der so- 
zialdemokratischen Internationale. 

Der Großteil der Intellektuellen, der einer wie auch immer gearteten sozialistischen 
Perspektive treu blieb, trat dem PT bei. Ein weitaus kleinerer Teil ging zum PMDB 
und zum PDT. Die »modernistischen« Intellektuellen ihrerseits gingen zum größten 
Teil in den PMDB. In einer empirischen Untersuchung (durchgeführt von Martins 
Rodrigues) wurden die Abgeordneten des Parlaments in Liberale, Sozialdemokra- 
ten, moderate Sozialisten und extreme Sozialisten klassifiziert. Von den »Sozialde- 
mokraten«, die den von uns als »modernistisch« bezeichneten Demokraten entspre- 
chen, sind 67% beim PMDB, 4,7% beim PDT und nur 0,6% beim PT und anderen 
traditionellen Linksparteien. Die »moderaten Sozialisten« gehören in ihrer Mehr- 
zahl (67,7%) ebenfalls zum PMDB, 12,3% sind im PDT und 10,8% im PT und 
anderen traditionellen Linksparteien. Nun, die »extremen Sozialisten« sind zu 56% 
im PT und anderen traditionellen Linksparteien, 28% befinden sich im PMDB und 
16% im PDT. 

Insgesamt sind also 63% der sozialdemokratischen und sozialistischen Abgeordne- 
ten — abgesehen davon, daß Teile anderen politischen Vereinigungen oder Gruppen, 


* Der PMDB (Partei der demokratischen Bewegung Brasiliens) ist aus der einzigen unter dem Militär- 
regime zugelassenen Partei der Opposition hervorgegangen. Der PT (Partei der Arbeiter) entstand als 
Folge der Streikbewegung insbesondere in Sao Paulo gegen Ende der 70er Jahre. Der PDT (Demo- 
kratische Arbeiterpartei) knüpft an die »populistischen« Traditionen des PTB (Brasilianische Arbei- 
terpartei) aus der Zeit vor dem Militärregime an. Andere Parteien, die im Text erwähnt werden, sind: 
der PCB (Brasilianische Kommunistische Partei, eurokommunistisch orientiert), der PC do B (Kom- 
munistische Partei Brasiliens, eher marxistisch-leninistisch-maoistisch orientiert), PSB (Brasiliani- 
sche Sozialistische Partei). Der PFL (Partei der Liberalen Front) ist eine Abspaltung der Partei der 
Militärs PDS (Sozialdemokratische Partei) und ist als kleinerer Koalitionspartner mit an der Regie- 
rung beteiligt. - Anm. der Redaktion 
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die hier nicht berücksichtigt wurden, zusätzlich angehören - im PMDB, 8,4% im PT 
und anderen traditionellen Linksparteien und 7,7% im PDT. Nach der erwähnten 
Studie repräsentiert dieser Block 60% des Abgeordnetenhauses. Diese Ergebnisse 
lassen keinen Zweifel darüber, daß die Mehrheit der brasilianischen Linken heute im 
PMDB ist, daß sich aber die Mehrheit der sozialistischen Linken (nur 5,7% der Lin- 
ken im Abgeordentenhaus) im PT, PCB, PC do B und PSB befindet. So etwas Ähn- 
liches ist wohl auch bei den Linksintellektuellen passiert: die demokratisch-mo- 
dernistische Mehrheit ist im PMDB, die sozialistische Minderheit befindet sich vor 
allem im PT. 

Auch wenn all dies eine offensichtliche Vereinfachung des ideologischen Panora- 
mas ist, dient es doch der Hervorhebung von zwei wesentlichen Faktoren der nach- 
folgenden Diskussion: Erstens gab es eine Standortverschiebung bei einem Großteil 
der Linken, einschließlich der Intellektuellen, hin zur Akzeptanz des Kapitalismus 
als institutionellem Rahmen, innerhalb dessen versucht wird, Lösungen für die bra- 
silianische Problematik der extrem ungleichen Einkommensverteilung zu finden. 
Zweitens hat sich die Linke mit dieser Position mehrheitlich im PMDB organisiert. 
Seit März 1985 (also nach dem Ende des Militärregimes und der Errichtung der 
»Neuen Republik« - Anm. der Redaktion) ist der PMDB an der Macht beteiligt. Bei 
den letzten Wahlen erreichte diese Partei eine breite Mehrheit. Er stellt (bis auf ei- 
nen) alle Gouverneure der Bundesstaaten und hält die absolute Mehrheit der Abge- 
ordneten in der Verfassungsgebenden Versammlung (Constituinte)*. 


3. Intellektuelle an der Macht 


Der sehnlich erwartete Sturz des Militärregimes ereignete sich sehr brasilianisch un- 
ter festlicher Begleitmusik, im Zuge einer nie klar ausgesprochenen Übereinkunft 
zwischen den Militärs, die sich freiwillig von der Bühne zurückzogen, und einer 
Koalition der zwei größten Parteien PMDB und PFL: Im März 1985 wurde die neue 
Zivilregierung nach indirekter Wahl mit Jos& Sarney als Präsidenten eingesetzt. Die- 
ser, obwohl nur amtierender Vizepräsident, wurde wegen der Kranheit und des sehr 
schnell folgenden Todes des designierten Präsidenten Tancredo Neves zum Präsi- 
denten gemacht. Sarney war bis zur Spaltung im Juli 1984 Vorsitzender des PDS und 
einer der zivilen Exponenten des Militärregimes gewesen. Sein Kabinett war von 
Tancredo gebildet worden und bestand aus einer Mehrheit von PMDB- und einer 
Minderheit von PFL-Ministern. 

Linksintellektuelle waren auf einmal mit dem Eintritt des PMDB in die Regierung an 
der Macht beteiligt. Eine Reihe von Linksintellektuellen ist auch als Abgeordnete 


* Im November 1986 wurden auch die Repräsentanten für eine Verfassungsgebende Versammlung 
gewählt, deren Auftrag es war, bis zum November 1987 eine neue Verfassung auszuarbeiten, die die- 
jenige des Militärregimes ersetzen sollte. Die Arbeiten an der neuen Verfassung haben sich allerdings 
verzögert. - Anm. der Redaktion 
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ins Parlament oder in die Verfassungsgebende Versammlung gewählt worden. Doch 
waren das nur sehr wenige, obwohl von großer Prominenz wie Fernando Henrique 
Cardoso, der bekannteste von ihnen, Führer des PMDB im Senat, oder die Abgeord- 
neten Florestan Fernandes (PT), der »Vater der brasilianischen Soziologie«, und der 
Ökonom Jose Serra (PMDB). Die Präsenz der Linksintellektuellen in der Verfas- 
sungsgebenden Versammlung ist im Verhältnis sehr klein und kann nur mit Ein- 
schränkungen als Ausübung von Macht bezeichnet werden. Solche Machtausübung 
jedoch gab es in der Exekutive und dort auf sehr spezifische Weise: durch die so- 
genannten »Ökonomen des PMDB«, die in die Regierung eintraten und dort mit 
großer Autorität und Verantwortung ausgestattet waren. 

Im ersten Kabinett Sarney besetzte der Ökonomieprofessor Joao Sayad das Pla- 
nungsministerium und zog eine Gruppe von Kollegen in die Regierung nach. Bei der 
ersten wichtigen Regierungsneubildung im August 1985 wurde der Unternehmer 
Dilson Funaro zum Finanzminister berufen, der zu seiner direkten Unterstützung die 
Ökonomen Cardoso de Melo und Gonzaga Belluzzo mitbrachte. Ins Direktorium 
der Zentralbank Brasiliens und der Bank von Brasilien rückten weitere »Ökonomen 
des PMDB«, wie Persio Arida, Andr& Lara Rezende, Adoraldo Moura etc. auf. Sie 
alle sind berühmte Dozenten der besten brasilianischen Universitäten, fast alle ha- 
ben.in den USA promoviert. 

Es ist interessant zu bemerken, daß unter den zahlreichen Linksintellektuellen aus- 
schließlich Ökonomen in die Regierung aufgenommen wurden und sogar Posten 
erhielten, die nicht zu ihrem Fachgebiet gehören. Z.B. wurde Celso Furtado, der 
renommierteste der »kritischen Ökonomen«, im Februar 1986 zum Kultusminister 
ernannt. Die linken Juristen, Mediziner, Physiker, Politologen etc., die auch dem 
PMDB angehörten, blieben außen vor oder wurden bestenfalls von der Regierung 
beauftragt, Studien und Pläne zu erarbeiten. Die Juristen, Mediziner etc., die in die 
Regierung eintraten, waren mit wenigen Ausnahmen keine Linken, und sie wurden 
nur auf Posten in der zweiten Reihe gesetzt. 

Es ist kaum zu glauben, daß dies reiner Zufall gewesen ist. Es scheint etwas zu ge- 
ben, was die Ökonomen von den meisten auf Modernisierung und Demokratisierung 
orientierten Intellektuellen unterscheidet. Die Ökonomen akzeptieren den Kapita- 
lismus als institutionellen Rahmen, in dem man politische Maßnahmen formulieren 
kann, nehmen also die »Marktgesetze« ernst. Letztlich bedeutet dies, daß die In- 
teressen der kapitalischen Klasse als hegemoniale Interessen heute und immerdar 
behandelt werden, wie sehr sie sich auch wünschen mögen, den Interessen der Ar- 
beiter oder der Armen Priorität einräumen zu können. Durch seine theoretische Aus- 
bildung und Praxis »weiß« der Ökonom, daß die Produktivkräfte nur entsprechend 
dem Profitprinzip bewegt werden können und daß deshalb die Ziele der Wirt- 
schaftspolitik nur im Einklang mit den Zielsetzungen des Kapitals erreicht werden 
können. Die meisten modernistisch-demokratischen Intellektuellen sind sich kaum 
dieser »Tatsache« bewußt, oder, wenn sie es sind, richten sie ihre politischen Vor- 
schläge nicht danach. Auf anderen Gebieten — gesetzgeberisch-institutionell, in der 
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Technologie, im Bildungswesen z.B. — erscheinen die Kapitalinteressen gebrochen 
und untergeordnet, können auf der gleichen Ebene wie die der anderen Klassen be- 
rücksichtigt werden. In der Außenpolitik z.B. würde ein modernistischer Demokrat 
versuchen, nationalistische und Dritte-Welt- bis hin zu antiimperialistischen Posi- 
tionen zu vertreten, ohne sich sehr um die Möglichkeit der Beeinträchtigung der 
Auslandsinvestitionen zu kümmern, die er sicherlich nicht als vorrangig ansehen 
würde. Aber wenn dieser modernistische Demokrat Ökonom wäre, ist es sehr wahr- 
scheinlich, daß er sehr genau auf die Rückwirkungen der verschiedenen politischen 
Alternativen auf die Kapitalbewegungen achten würde; in der Praxis ister eben den 
Interessen der herrschenden Klasse sehr viel näher als Intellektuelle mit anderer 
Qualifikation. 

Diese Argumente begründen offensichtlich nicht, warum T. Neves und J. Sarney den 
»Ökonomen des PMDB« bewußt die Türen zur Macht geöffnet haben, während sie 
sie für die anderen progressiven Intellektuellen der gleichen Partei verschlossen 
hielten. Die unabweisliche Tatsache ist, daß sie es taten, und ich bin überzeugt, daß 
dies etwas mit der Besonderheit des Ökonomen zu tun hat. Tancredo Neves hatte 
tasächlich keinerlei Intention, irgendeinen Teilbereich wirtschaftspolitischer Macht 
Joao Sayad und seinen progressiven Beratern anzuvertrauen. Tancredo war in dieser 
Hinsicht durch und durch konservativ und beabsichtigte, die Wirtschaftspolitik von 
einer rechten Ökonomengruppe unter der Regie seines Neffen Francisco Dornelles 
machen zu lassen, dem er das Finanzministerium anvertraute. Aber der Tod verei- 
telte seine Absicht. Sarney zeigte sich als Präsident weniger konservativ und hörte 
auf Sayad, der sich entschieden Dornelles Wirtschaftspolitik widersetzte. Dies ist 
aus verschiedenen Gründen zu erklären. Sarney ist aus Maranhao, einem Bundes- 
staat, der in der ärmsten und zurückgebliebensten Ecke des Landes liegt. Eine seiner 
Prioritäten ist es, die Regionalentwicklung mit großen infrastrukturellen Projekten 
voranzubringen. Dies aber ist unvereinbar mit einer Politik der Einsparung öffent- 
licher Mittel und hoher Zinsen, wie sie von Dornelles betrieben wurde. Dornelles 
wollte die Inflation bekämpfen (die bei 300 - 400% im Jahr lag) und ein Abkommen 
mit dem IWF erreichen. Sayad vertrat die Meinung, daß die gleichen Ziele mit einer 
Politik der Reduzierung der an die ausländischen Gläubiger zu transferierenden 
Werte und der Staatsausgaben erreicht werden könnten. 

Sayads Position hatte im PMDB viel mehr Unterstützung, und Sarney wiederum war 
—- im Gegensatz zu Tancredo - abhängig von der Unterstützung der Mehrheitspartei. 
Tancredo als historischer Führer des PMDB hätte der Partei eventuell die Wirt- 
schaftspolitik aufdrücken können, die er für notwendig hielt. Sarney als kürzlicher 
Überläufer des Militärregimes mußte das Vertrauen des PMDB erobern und deshalb 
eine Konfrontation mit dessen Führung vermeiden. Folglich ließ er Dornelles Rück- 
tritt im August 1985 zu und nominierte an seiner Stelle den Industriellen Dilson Fu- 
naro aus Sao Paulo, der auf der gleichen Linie wie Sayad und wie andere »Ökono- 
men des PMDB« lag. 
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4. Die Erfahrung der Macht 
Theoretische Vorbereitung 


Im zweiten Halbjahr 1984, als der Übergang zu einer Zivilregierung unter Präsident 
Tancredo Neves gesichert war, begannen zwei junge Ökonomieprofessoren der 
Katholischen Universität von Rio de Janeiro (PUC-Rio), Andre Lara Rezende und 
PEersio Arida, sich mit der scheinbar entscheidenden ökonomischen Frage zu be- 
schäftigen, wie man der Inflation Herr werden könne. Die traditionell in der la- 
teinamerikanischen Linken vorherrschende Theorie der Inflation war »strukturali- 
stisch«: als Hauptgrund des Phänomens wurde die Unelastizität des Güterangebots 
infolge der Starrheit der ererbten Kolonialstrukturen ausgemacht. Die ungenügende 
Produktion von Lebensmitteln ist durch den Großgrundbesitz hervorgerufen, der der 
breiten Masse der landarbeitenden Bevölkerung den Zugang zum Land verwehre. 
Das Angebot von Importprodukten ist begrenzt infolge der äußeren Restriktionen, 
im aktuellen brasilianischen Fall infolge der Krise der Außenverschuldung. 

Die strukturalistischen Thesen, die die Notwendigkeit von »strukturellen Refor- 
men« aufzeigten, um die Inflation zu bekämpfen, wurden von den »Ökonomen des 
PMDB« nicht akzeptiert, obwohl sie den Diskurs der nicht-ökonomischen Linken 
inner- und außerhalb des PMDB beeinflußten. Die starke Steigerung der brasiliani- 
schen Agrarproduktion in den 70er Jahren widerlegte die These, daß die Konzen- 
tration des Großgrundbesitzes ein Hindernis für die Ausdehnung des Lebensmittel- 
angebots sei. Wenn die ärmsten Schichten weiterhin unterernährt blieben, sei dies 
vielmehr auf ihr zu geringes Einkommen zum Kauf von ausreichenden Mengen von 
Gütern und Dienstleistungen zur Befriedigung der Grundbedürfnisse zurückzu- 
führen. Auch die außenwirtschaftliche Strangulierung erschien angesichts von Im- 
portsubstitution und Diversifikation der Exporte weniger Bedeutung als unterstellt 
zu haben. 1984 hatte die brasilianische Wirtschaft die Rezession überwunden und 
mit enormen positiven Salden in der Handelsbilanz genug Devisen, um die Zinsen 
auf die Außenschuld vollständig zu zahlen. 

Lara Rezende und Arida entwickelten einen neuen Ansatz zur Erklärung der Infla- 
tion, der als »neostrukturalistisch« bekannt wurde. Ihre Grundthese ist, daß in einem 
Land wie Brasilien mit hoher und chronischer Inflation zwei Ursachen zu un- 
terscheiden sind, nämlich die Indexierung und die Schocks. Die Indexierung ist eine 
Folge permanenter Inflation. Es werden automatische Anpassungen der finanziellen 
Aktiv- (und Passiv-)posten sowie der Wechselkurse, der Löhne, der Mieten und 
vieler staatlich kontrollierter Preise regelrecht instututionalisiert. Die Anpassung 
entspricht der vorhergegangenen Inflationsrate, gemessen durch irgendeinen of- 
fiziellen Index. Wenn die Inflation eine bestimmte Höhe erreicht hat, neigt die Inde- 
xierung dazu, sie zu reproduzieren, auch wenn es keine äußeren Schocks oder Stei- 
gerungen der Nachfrage und/oder Minderungen des Angebots gibt, die die Preise 
nach oben treiben. Die Inflation habe demzufolge zwei Komponenten: das ihr in- 
newohnende »Trägheitsmoment« (»inertiale Inflation«), das ein unmittelbares Er- 
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gebnis der Indexierung ist, und die durch eventuelle äußere Schocks bewirkten Infla- 
tionsanstöße. Die interne Wirkung des externen Schocks ist die Erhöhung der 
Inflationsrate, während die Indexierung sie auf dem einmal erreichten Niveau hält, 
also das Verschwinden der Inflation verhindert. 

Lara Rezende und Arida kamen zu der Diagnose, daß die aktuelle Inflation in Bra- 
silien ausschließlich »inertiale« Ursachen hatte, da die Wirkungen der äußeren 
Schocks der Ölpreissteigerung und der Anpassungen an die Schuldenkrise bereits 
verarbeitet waren. Staatshaushalt und Zahlungsbilanz waren ausgeglichen, doch die 
»inertiale« Komponente erlaubte es nicht, daß die Inflation unter das Niveau von 
200% jährlich sank. Da eine so hohe Inflationsrate eine ernste Gefahr des Übergangs 
in eine Hyperinflation darstellt, wenn sie durch irgendeinen neuen Schock beschleu- 
nigt wird, war die Eliminierung der »inertialen« Komponente notwendig. Dies sollte 
mit einer neuen Währung geschehen, deren Wert mit der Inflation der alten Wäh- 
rung, die für einige Zeit weiter zirkulieren sollte, indexiert würde. Gerechnet in der 
neuen Währung wären alle Werte per Definition konstant; dies würde große Vorteile 
gegenüber der alten Währung bieten. In wenigen Monaten würden alle die neue 
Währung benutzen und die »inertiale« Inflation wäre beseitigt. 

Der Vorschlag von Lara Rezende und Arida wurde Ende 1984 verbreitet und provo- 
zierte einige Diskussionen. Die Hauptkritik richtete sich gegen die Diagnose, die 
brasilianische Inflation sei nur »inertial«, also der durch die Indexierung bewirkten 
Trägheit des Preissystems geschuldet. Einer der Kritiker war Franciso Lopes, ein 
anderer Ökonomieprofessor der PUC-Rio, der vorschlug, als Methode zur Beseiti- 
gung der »inertialen« Inflation den von ihm so genannten »heterodoxen Schock« an- 
zuwenden: Zusammen mit der Währungsreform müßten die Löhne auf ein reales 
Durchschnittsniveau angehoben werden, das sie in einem bestimmten Zeitraum vor 
der Anwendung des Schocks gehabt hatten. Dasselbe müßte auch mit den übrigen 
Einkommen geschehen, die bereits (als Kosten) in die Preise eingegangen waren. In 
die neue Währung konvertiert müßten sie dann eingefroren werden. 

Francisco Lopes Vorschlag lag die Überlegung zugrunde, daß bei einer relativ kon- 
stanten Inflationsrate (die Konstanz charakterisiert das inertiale Moment) jede Klas- 
se und jede Klassenfraktion ein variables Realeinkommen wegen der Zeitspanne 
zwischen den nominalen Angleichungen der Einkommen an die Inflation hat. Mit 
dem Moment der ersten Angleichung erreicht das fragliche Einkommen in realen 
Z.ahlen seinen höchsten Wert, sagen wir 100. Danach wird es nach und nach von der 
Inflation aufgezehrt. Wenn das Einkommen alle drei Monate angeglichen würde und 
die monatliche Inflation 10% betrüge, wäre sein realer Wert: 100 im ersten Monat, 
90,9 ım zweiten Monat und 82,6 im 3. Monat. In diesem Trimester wäre der durch- 
schnittliche reale Wert des Einkommens 91,2 gewesen. Im 4. Monat würde das Ein- 
kommen nach der Angleichung wieder in realen Zahlen 100 wert sein. Für den Ein- 
kommensbezieher ist es gleich, ob er im Verlauf eines Trimesters jeden Monat 91,9 
bezieht oder ein monatliches variables Einkommen von 100, 90,9 und 82,6. Der 
»heterodoxe Schock« würde jeder Klasse und jeder Klassenfraktion ein Real- 
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einkommen verschaffen, das demjenigen äquivalent wäre, das sie durch Inflations- 
und Indexierungseffekt auch hatte. 

Der Vorschlag des »choque heterodoxo« unterstellt wegen der Konstanz der Infla- 
tionsrate und der Indexierung aller Preise die Neutralität der Inflation in bezug auf 
die Einkommensverteilung. Deshalb würde eine Umwandlung aller Einkommen auf 
ihren realen Durchschnittswert die Eliminierung der Inflation erlauben. Das durch 
die Inflation erreichte Gleichgewicht würde gehalten, nun aber zu festen Preisen. 
Die neue Währung wäre nicht an sich wesentlich für den »choque heterodoxog; sie 
würde nur die Funktion haben, die inflationistischen Erwartungen zurückzuhalten 
und den Wirtschaftssubjekten Vertrauen in das Zirkulationsmittel zurückzugeben. 
Es muß gesagt werden, daß der »Neostrukturalismus« weit davon entfernt war, ein- 
hellige Zustimmung zu ernten, auch nicht bei den »Ökonomen des PMDB«. Einige 
wiesen die Hypothese zurück, daß die brasilianische Inflation inertial und neutral in 
bezug auf die Einkommen sei. Sie wiesen auf die großen Einkommenseinbußen für 
die Lohnabhängigen hin, die sich 1983 aus den Änderungen der Indexierungsregeln 
durch die Regierung Figueiredo zur gleichen Zeit ergeben hatten, als die Inflation 
von einem Niveau um die 100% auf über 200% im Jahr anstieg. Es gab tiefe Unzu- 
friedenheit mit dem so gesenkten durchschnittlichen Reallohn; die Unzufriedenheit 
mit der wirtschaftlichen Situation insgesamt war ohne Zweifel einer der wichtigsten 
Faktoren für den großen Erfolg der Kampagne für die Direktwahlen (des Präsi- 
denten) in den ersten Monaten 1984. Es war, um das mindeste zu sagen, wenig 
realistisch, die Einkommensverteilung auf dem Niveau von Ende 1984 und Anfang 
1985 stabilisieren zu wollen, wenn die Bevölkerungsmehrheit von dem langersehn- 
ten demokratischen Zivilregime nach der Zeit der Diktatur gerade Initiativen einer 
nachhaltigen Umverteilung der Einkommen erwartete. 

Allerdings gewann die »neostrukturalistische« Strömung Anhänger in anderen Län- 
dern, und ihre Vorschläge wurden Mitte 1985 in Argentinien, Israel und Peru in die 
Praxis umgesetzt. Diese »heterodoxen« Erfahrungen hinterließen eine beachtliche 
Wirkung in Brasilien, wahrscheinlich ebenso wie auch in anderen Ländern mit hoher 
und chronischer Inflation. Ein Ideen- und Vorschlagspaket, das vorher nur unter be- 
rufsmäßigen Ökonomen zirkulierte, wurde nun vom breiten Publikum diskutiert. 


Der Cruzado-Plan 


Ab August 1985 konnten die »Ökonomen des PMDB« die Formulierung und 
Durchführung der Steuerpolitik, der monetären Belange, der Währungspolitik, der 
Lohn- und Preispolitik entscheidend beeinflussen. Eine ihrer ersten Maßnahmen war 
der Abbruch der Verhandlungen über einen streng konditionierten IWF-Kredit. Die 
wichtigste Bedingung staatlicher und privater Gläubiger-Banken für die Refinan- 
zierung der fälligen Außenschuld wurde so in den Wind geschlagen. Folglich wur- 
de auch die Möglichkeit, einen Mehrjahresvertrag über die Restrukturierung der 
Außenschuld abzuschließen, praktisch annuliert. 
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Im Rahmen des wachsenden Widerstands in ganz Lateinamerika gegenüber den 
Forderungen der ausländischen Gläubiger erhielt diese Haltung der brasilianischen 
Regierung die Bedeutung, die Wirtschaftspolitik der verschuldeten Länder nicht 
mehr unter die Oberaufsicht des IWF unterzuordnen. Bis 1985 wurde dieser Forde- 
rung nur von kleineren und mittleren Schuldnern Widerstand entgegengesetzt, wäh- 
rend die drei größten Schuldner — Brasilien, Mexico und Argentinien — sich ihr 
unterwarfen. So wurde der Schein gewahrt, daß eine sogenannte Konventionelle 
Behandlung der Auslandsschulden gewährleistet sei. Die Positionsänderung der 
brasilianischen Regierung — obwohl mit höchster Diskretion vorgenommen - sig- 
nalisierte die Rebellion der demokratischen Regierungen (wie auch der von Vene- 
zuela, Peru und von der Dominikanischen Republik) gegen die Forderungen des 
Auslands nach wirtschaftspolitischen Regulierungsmechanismen, die den Inter- 
essen der ausländischen Gläubiger dienten, aber mit schwersten Kosten für die 
Arbeiterklassen und das nationale Kapital verbunden waren. In der weltweiten 
Auseinandersetzung um die Verschuldungskrise der Dritten Welt stärkte die von 
Brasilien eingenommene Position die Kräfte, die sich der erwähnten »Konven- 
tionellen Behandlung« in den Schuldner-, aber auch in den Gläubigerländern wi- 
dersetzten. 

Ende 1985 waren das Wirtschaftskabinett und selbst Sarney davon überzeugt, daß 
der einzige Weg der Inflationsbekämpfung eine Währungsreform auf der Grundlage 
des »neostrukturalistischen« Vorschlags sei. Es wurde unter höchster Geheimhal- 
tung eine Arbeitsgruppe gebildet, die Maßnahmen vorbereiten sollte, um den »hete- 
rodoxen Schock« ohne Vorankündigung in die Wirklichkeit umzusetzen. Der »Cru- 
zeiro« sollte durch den »Cruzado« ersetzt werden, jeder Cruzado 1 000 Cruzeiros 
wert sein. Die Löhne sollten mit Hilfe einer Tabelle in Cruzados umgerechnet wer- 
den, die jedem Arbeiter einen Lohn in der Höhe des durchschnittlichen Realeinkom- 
mens des Vormonats zubilligte. Eine andere Tabelle sollte für die Umrechnung der 
Cruzeiro-Schulden in Cruzado-Schulden benutzt werden, deren Wert um die »zu 
erwartende« Inflation (ein täglicher Abwertungssatz von 0,5%) bereinigt werden 
sollte. Dies wurde damit begründet, daß in jeder Schuldensumme schon eine vor- 
weggenommene monetäre Korrektion enthalten sei, die der zu erwartenden Entwer- 
tung des Geldes bis zur Fälligkeit entspricht. Wenn die Schulden also »gleich« 
konvertiert würden (1000 Cr. = I Cz.), würden sich die Gläubiger zum Schaden der 
Schuldner bereichern. Es muß noch erwähnt werden, daß die Konversionstabellen 
der Löhne wie auch der Schulden davon ausgingen, daß ab dem »choque hetero- 
doxo« die Inflation gleich Null sei. 

Etwas mehr als eine Woche vor dem Schocktag stellte die Arbeitsgruppe fest, daß 
die Preiskontrollorgane keine Möglichkeit hatten, die Umrechnung der Preise in 
Cruzados auf der Basis der durchschnittlichen Realpreise des letzten Halbjahres 
durchzuführen. Nun entschloß man sich, in Ersetzung dieser Maßnahme die Preise 
auf dem Niveau des Schocktages einzufrieren. Dieser Vorschlag wurde enthusia- 
stisch vom Präsidenten aufgenommen, der intuitiv spürte, daß ein generelles Ein- 
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frieren der Preise den tiefgehenden Bedürfnissen der Massen entgegenkam und so 
deren breite Unterstützung des Plans garantierte. Trotzdem blieben die Autoren des 
Planes besorgt hinsichtlich der Reaktion der Lohnabhängigen. In Israel und Argen- 
tinien sind die »heterodoxen Schockmaßnahmen« von der Gewerkschaftsbewegung 
stark angefeindet worden. Die Festlegung der Löhne »nach dem Durchschnitt« (der 
letzten drei Monate) verursachte unverzüglich Nominallohnsenkungen bei den Ar- 
beitern, deren Löhne in den letzten zwei Monaten an die Inflation angeglichen wor- 
den waren — was trotz eingefrorener Preise eine augenblickliche Reallohnsenkung 
zur Folge hatte. Das gleiche würden den Arbeitern geschehen, deren Lohnanglei- 
chung mit dem Beginn des Planes zusammenfiele. Denn ihre Löhne würden viel we- 
niger steigen als die Inflationsrate seit der letzten bezogenen Angleichung. In jedem 
Fall war der Durchschnittslohn niedriger als der letzte Spitzenlohn, der von den Ar- 
beitern oder zumindest ihren Gewerkschaftsvertretern als die gerechte Lohnhöhe 
angesehen wurde, die ihnen aber inzwischen von der Inflation »geklaut« worden 
war. 

Um »die Pille zu versüßen«, beschloß die Regierung, im Zuge von Verhandlungen 
zwischen den Ökonomen, die den Plano Cruzado formuliert hatten, und dem Ar- 
beitsministerium in letzter Minute, den Durchschnittloshn um eine Zugabe von 8% 
und den Mindestlohn um einen Satz von 16% zu erhöhen. Außerdem wurden in den 
»Plano Cruzado« noch zwei alte Forderungen der Arbeiterbewegung aufgenommen. 
Die Arbeitslosenversicherung und die gleitetende Lohnskala. Beide Maßnahmen 
waren so angelegt, daß sie nicht viel Wirkung zeitigen konnten: Die Arbeitslosen- 
versicherung beschränkte sich auf die Gewährung eines monatlichen Mindestlohnes 
nur für diejenigen Arbeiter, die vorher mindestens drei Jahre in die Sozialversi- 
cherung eingezahlt hatten; die automatische Lohnangleichung sollte einsetzen, 
wenn die Lebenshaltungskosten um mehr als 20% stiegen. Die Erwartung war natür- 
lich, daß dies mit dem »Plano Cruzado« gerade nicht eintreten würde. 

Am 28. Februar 1986 kündigte der Präsident, begleitet von den Finanz-, Planungs- 
und Arbeitsministern, im Fernsehen den »Plano Cruzado« an. In seiner Rede ver- 
kündete Sarney, daß von diesem Moment an die Preissteigerungen passe seien, und 
er appellierte an die Zuschauer, ihm bei der Kontrolle der Einfrierung zu helfen, ja, 
er ernannte alle Bürger symbolisch zu »Preisaufsehern des Präsidenten«. An jenem 
und an der folgenden Tagen beherrschten die Währungsreform und die neuen Me- 
chanismen der Wirtschaftsregulierung die Medien. Sie waren Gegenstand leiden- 
schaftlicher Diskussionen in allen Ecken des Landes. 

Die Aufnahme des Plans war insgesamt positiv. Für seine begeistertsten Verfechter 
bedeutete der Plano Cruzado die endgültige Auslöschung der brasilianischen Infla- 
tion, zusammen mit der Handels- und Finanzspekulation, was die Glaubwürdigkeit, 
Ehrlichkeit und Aufwertung der Arbeit mit sich bringen würde ... Der Cruzado-Plan 
war für viele nichts weniger als die nationale Errettung, die langersehnte Einlösung 
der Versprechen, die mit dem Sturz des Militärregimes verbunden und durch den 
unerwarteten Tod Tancredo Neves enttäuscht worden waren. Für die Skeptiker war 
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der Plano Cruzado eine neue und geistreiche Form der Inflationsbekämpfung mit 
dem großen Vorteil gegenüber den orthodoxen Rezepten, daß die Wirtschaft nicht in 
eine Rezession gestürzt wird. Die große Mehrheit der Kommentatoren mit Zugang 
zu den Massenmedien bewegte sich zwischen diesen Positionen, wobei nachgerade 
bombastische Formulierungen gebraucht wurden, die selbst die Intellektuellen an 
der Macht ansteckten. Diese gingen ebenfalls bei ihren häufigen TV-Auftritten dazu 
über, den Plano Cruzado als die fast magische Lösung aller ökonomischen Probleme 
darzustellen. 

Natürlich gab es auch kritische Stimmen, hauptsähclich aus der Linken und aus der 
Gewerkschaftsbewegung. Der PT und der PDT verurteilten den Plano Cruzado 
hauptsächlich wegen der »Knebelung« der Löhne bzw. wegen ihrer nominalen Sen- 
kung, während doch die Preise auf ihrem »Spitzenniveau« eingefroren würden. Die 
Gegenargumentation der Verteidiger des Planes lief darauf hinaus, daß ein Teil der 
Preise sich gerade vor der Erhöhung befand - einige waren bereits beschlossen — und 
daß diese Preissteigerungen von der Regierung zurückgenommen wurden, so daß 
auf diese Weise eventuelle Lohneinbußen kompensiert werden konnten. Die härte- 
sten Kritiken kam von den beiden Gewerkschaftsdachverbänden DGT, (PMDB, 
PCB und PC do B nahestehend) und der CUT (dem PT nahestehend); letztere sprach 
sogar von einem Generalstreik gegen den Plano Cruzado. Aber die Gewerkschafts- 
basis teilte die kritische Haltung ihrer Funktionäre nicht und tauschte guten Mutes 
geringere Nominallöhne gegen eingefrorene Preise. In den ersten Monaten der Lauf- 
zeit des Plano Cruzado schwächte sich die Mobilisierungsfähigkeit der Gewerk- 
schaften so stark ab, daß nicht wenige Gewerkschaftsführer überzeugt davon waren, 
der Hauptzweck des »choque heterodoxo« sei die Schwächung der Arbeiterbewe- 
gung gewesen. 

Am beeindrucktendsten war die Reaktion der Massen auf den Plano Cruzado. Seit 
dem 28.2.86 gingen viele Verbraucher in die Supermärkte und Warenhäuser, um die 
Respektierung der Preistabellen einzufordern. In vielen Supermärkten wurden An- 
gestellte bei der fleißigen Neuauspreisung von vielen Artikeln überrascht. Die größ- 
te Supermarktkette des Landes beschloß, als sie am Vorabend der Preiseinfrierung 
davon erfuhr, die Preise generell um ein Drittel anzuheben. Andere Ketten ver- 
suchten das gleiche. Die Verbraucher - in ihrer Rolle als »Sarney’s Preisaufseher« — 
stürmten massenhaft die Supermärkte, von denen viele daraufhin geschlossen wur- 
den. Die Polizei ging dazu über, die Verkaufsleiter festzunehmen, hauptsächlich um 
sie dem Massenzorn zu entziehen. Trotzdem wurden Fälle von Plünderungen aus 
verschiedenen Städten gemeldet. Einige Tage später veröffentlichten die Zeitungen 
»offizielle« Preistabellen von hunderten von gebräuchlichen Konsumgütern. Extra- 
auflagen in Millionenhöhe waren schnell ausverkauft. Käufer organisierten sich 
spontan, um die Läden aufzusuchen und die Preiseinhaltung zu sichern. Hausfrau- 
envereinigungen stürzten sich eifrig auf diese Aufgabe, zeigten die Gesetzesüber- 
treter an und einige Male setzten sie direkte Festnahmen und Schließungen des La- 
dens durch. Die TV-Nachrichten verbreiteten diese Szenen täglich und stachelten 
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den patriotischen Ehrgeiz der »Preisaufseher des Präsidenten« an. Viele Ladenbe- 
sitzer erklärten sich zum »Opfer regelrechter Pogrome«, da sie von der öffentlichen 
Meinung als »Saboteure« des Plano Cruzado dargestellt würden. 

Einige Monate später wurden die Linksintellektuellen an der Macht auf einer Sit- 
zung zur Evaluierung des Plano Cruzado von Sarney mit folgenden Worten begrüßt: 
»... Sie können sich nicht vorstellen, was Sie für das Land getan haben. Das war 
keine einfache ökonomische Wende. Sie wollen es vielleicht nicht wahrhaben, aber 
Sie haben mit einer sozialen Revolution begonnen.« Und der Finanzminister Dilson 
Funaro steigerte dieses Lob noch: »Sie haben Geschichte gemacht!«. Solche Lobes- 
sprüche erschienen zu dieser Zeit nicht übertrieben. Nur in seltenen Fällen sind 
Intellektuelle an die Macht gekommen, um ein eindeutig akademisches Programm 
in die Praxis umzusetzen, das zu keinem Zeitpunkt von den maßgeblichen poli- 
tischen Kräften des Landes ermsthaft diskutiert worden wäre. Strenggenommen 
verstanden weder der Präsident noch der Finanzminister, und noch weniger die 
laienhaften politischen Führer inner- und außerhalb der Regierung die ökonomische 
Theorie, auf der der Plano Cruzado beruhte. (»... Die Regierung lancierte ein Pro- 
gramm, bei dem sie selbst nicht verstanden hatte, um was es sich handelte,« erklärte 
P. Arida). Wichtig war nur, daß er funktionierte oder zu funktionieren schien. Durch 
ein überraschend verkündetes Dekret wurden neue Regeln der Preis-, Lohn-, Zins-, 
Wechselkurs-, Mietfestsetzungen eingeführt und die Inflation verschwand. Wäh- 
rend des ersten Monats sank das Preisniveau um etwas weniger als ein Prozent. In 
den Folgemonaten waren die Steigerungen minimal im Vergleich zur zweistelligen 
Inflationsrate, die zuvor vorherrschte. Die Zufriedenheit der Bevölkerung war 
enorm, und Meinungsumfragen ergaben, daß Sarney mit 90% der Zustimmung der 
Bevölkerung rechnen konnte. 

Selbst die Intellektuellen an der Macht hatten keine richtige Vorstellung davon, was 
sie in Gang gesetzt hatten. Mitten in der allgemeinen Begeisterung konnten sie nicht 
weniger begeistert sein. Aber es muß auch gesagt werden, daß sie anfingen daran zu 
zweifeln, ob der erreichte Erfolg ein dauerhafter sein könne. Während des erwähnten 
Treffens zur Einschätzung des Plans, in der sie die überschwenglichen Glückwün- 
sche des Präsidenten und ihres Finanzministers erhielten, formulierten sie bereits 
ihre Befürchtungen, daß die Inflation möglicherweise zurückkommen könne. Ob- 
wohl die Gründe falsch waren (wie wir noch sehen werden) — ihre Intuition war 
richtig. Aber dieses Mal wurde nicht auf sie gehört, denn die Politiker waren nicht 
gewillt, auf ihren Popularitätsgenuß zu verzichten. Später verstanden sich Politiker 
und Intellektuelle immer weniger, im gleichen Maße wie die ökonomischen Daten 
sich verschlechterten. In spektakulären Abfolgen von Mißverständnissen, Zerwürf- 
nissen und Zusammenstößen kam das bittere Ende. »Sic transit gloria mundi.« 
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Leben, Passion und Tod des Plano Cruzado 


Die Einfrierung der Preise auf dem Niveau vom 28.2.86 war von Anfang an unprak- 
tikabel. Im März beginnt in Brasilien der Übergang vom Sommer in den Herbst, die 
Kleidergeschäfte verkaufen ihre Restbestände im Sommerschlußverkauf und stellen 
die neue Modekollektion vor. Der Wechsel der Modelle macht einen Preisvergleich 
unmöglich. Selbst im März, im ersten Monat der Preiseinfrierung, waren die Be- 
kleidungspreise recht hoch, aber kompensiert durch die niedrigen Lebensmittel- 
preise, denn in dieser Jahreszeit kommen die Ernten auf den Markt. Die Preise für 
bestimmte Waren, wie Kleidung, Schuhe, Möbel, Spielzeug etc. waren überdies 
nicht eingefroren. Das gleiche war der Fall bei Dienstleistungen von Kleinunter- 
nehmern wie Friseursalons, bei Leistungen der Krankenhäuser und Zahnkliniken, 
von Reparaturwerkstätten, Reinigungen etc. 

Das Einfrieren hatte eigentlich nur bei den geschützten Produkten Wirkung, und 
hier tauchten auch zugleich Schwierigkeiten auf. Wegen der Intensität der voran- 
gegangenen Inflation waren die Preise von vielen Produkten auf einem Niveau nahe 
oder sogar unter dem Gestehungspreis eingefroren. Weil aber nur die Preise der 
Endprodukte festgelegt waren, schlugen die Ökonomen in der Regierung vor, daß 
die Branchen mit ungenügenden Gewinnen oder mit Einbußen von ihren Lieferan- 
ten einen Preisabschlag (Skonto) verlangen könnten. Diese Forderung war sinnvoll, 
denn Rohstoffe, Komponenten etc. werden mit Lieferfristen verkauft und schließen 
in ihrem Preis einen Inflationsvorschuß ein, der durch den Plano Cruzado nun weg- 
fiel. Über die Höhe des impliziten Vorschusses, also um die Größe des Skontos, 
entwikkelten sich vielfältige Konflikte, die sogar viele Geschäftstransaktionen in 
vielen Sektoren zum Erliegen brachten. Im März trat sogar eine Mini-Rezession ein, 
weil eine Einigung über die Preise zwischen den einzelnen Wirtschaftssektoren, 
zwischen Großindustrie und Kleinhandel etc. nicht zustande gekommen war. Die 
Regierung weigerte sich, als Schiedsrichter in diese Konflikte einzugreifen. Die 
Ökonomen der Regierungsgruppe waren überlastet mit unzähligen Detailfragen, 
wie mit Regeln für die Berechnung der Mieten für Wohnungen und Läden, Schul- 
gelder, Versicherungsprämien, Steuerbescheide etc. in der neuen Währung Cruza- 
do. Es erschien ihnen unmöglich, die unzähligen Konflikte zu schlichten, von denen 
jeder einzelne von besonderen Begleitumständen und sektoriell gegensätzlichen 
Interessen geprägt war. Aus Bequemlichkeit, Hoffnungslosigkeit oder Überzeu- 
gung vertrauten sie dem Marktmechanismus die Lösung der Konflikte zwischen den 
Wirtschaftssektoren an, die durch den »choque heterodoxo« hervorgerufen worden 
waren. Im theoretischen Modell sollten die Preise ein Gleichgewicht stabilisieren, 
wenn die Dynamik der inertialen Inflation erst einmal beseitigt war. Praktisch war 
der Markt Schauplatz von Verteilungskämpfen, die über seine Grenzen hinausreich- 
ten und die institutionalisierten Spielregeln in Frage stellten. Letztendlich lösten 
sich die Konflikte dadurch, daß die eingefrorenen Preise, die ihre Ursache gewesen 
waren, wieder heraufgesetzt wurden. 
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Eine andere unerwartete Begleiterscheinung — jedenfalls aus der Sicht der neo- 
strukturalistischen Theorie — war der starke Konsumboom seit Inkrafttreten des 
Plano Cruzado. Die Bevölkerung frequentierte in höchstem Maße die Läden, Re- 
staurants, Kinos, Flughäfen und Hotels, es kam zu Verkehrsstockungen und ständi- 
ger Überbuchung der Verkehrsmittel, der Ausflugslokale und sogar der Kranken- 
häuser. Die Konsumsteigerung wurde mit den höheren Lohneinkommen infolge der 
gleichzeitigen Erhöhung aller Löhne auf den Durchschnittslohnsatz, der Zugaben 
von 16% auf den Mindestlohn und der 8% auf alle Löhne erklärt. In Wirklichkeit 
war die Plünderung der Sparguthaben viel entscheidender als die Lohnerhöhungen 
(die in Wirklichkeit sehr gering waren). Die Sparkonten wurden der monatlichen 
Inflation angeglichen und mit 0,5% pro Monat verzinst. Mit dem Rückgang der In- 
flation auf fast Null erhielt man nur noch 0,5% monatliche Zinsen auf die Spar- 
guthaben. So meinten die (in der Geldillusion befangenen) Leute, vor dem Plano 
Cruzado hätten sie monatlich 15% Zinsen und nach dem Plano Cruzado nur 0,5 - 1% 
Zinsen verdient. Offensichtlich zogen die Verbraucher von den Zinseinnahmen 
nicht die durchschnittliche Steigerung der Lebenshaltungskosten ab, was zwar für 
den Ökonomen, aber nicht für den normalen Bürger selbstverständlich ist. Vor dem 
Plano Cruzado lebten nicht wenige Sparer ganz oder zum Teil von der Geldwertkor- 
rektur, indem sie die Zinsen abhoben und von ihnen wie von einem Einkommen leb- 
ten, obwohl sie de facto ihr Kapital auffraßen. Als dieses fiktive Einkommen mit 
dem Ende der Inflation verschwand, plünderten viele Sparer ihre Guthaben, um Ge- 
brauchsgüter und Dienstleistungen zu erstehen, die durch das Einfrieren aller Preise 
überraschend billig geworden waren. 

Der Druck der Konsumsteigerung führte zu Preissteigerungen bei den nicht fixierten 
Preisen und zunächst zu Steigerungen des Angebots bei den Waren mit de facto 
eingefrorenen Preisen. Da letztere den Großteil des Warenkorbs ausmachten, war 
der Anfangseffekt auf die Lebenshaltungskosten klein. Aber nach und nach began- 
nen Waren, deren Preise auf niedrigem Niveau eingefroren worden waren, aus den 
Supermärkten und Warenhäusern zu verschwinden, und konnten dann nur noch in 
kleinen Läden, die nur schwer kontrollierbar waren, zu erhöhten Preisen erstanden 
werden. Die so verursachten Versorgungsengpässe entzogen den »Preisaufsehern 
des Präsidenten« die Grundlage. Sie erhielten keinerlei Regierungsunterstützung, 
um die Hinterziehung der Waren und die Schwarzmarktpraktiken zu verhindern. 
Es gibt keine plausible Erklärung für die Untätigkeit der Regierung bei der Überwa- 
chung der eingefrorenen Preise. Sofort nach dem Dekret gab es Hinweise der Bun- 
desregierung auf die Einrichtung eines großen Apparats von Preiskontrolleuren und 
Versorgungsbehörden. Aber die Absichten wurden nie in die Wirklichkeit umge- 
setzt. In wenigen Wochen war die spontane Kontrolle völlig demoralisiert und hörte 
dann auch auf. Die Untätigkeit der Regierung läßt sich möglicherweise durch die 
Tatsache erklären, daß einige der Ökonomen, die den Plano Cruzado mit verfaßt und 
hatten anlaufen lassen, das Einfrieren der Preise sowieso nur als kleineres Übel an- 
sahen. Z.B. erklärte PErsio Arida später: »Andr& Lara Rezende und ich mochten das 
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Einfrieren der Preise nicht (...). Als man einer kleinen Zeitspanne der Einfrierung zu- 
stimmte — allerhöchstens 3 Monate — dachten wir, eine kurze Zeit würde keinen gro- 
ßen Schaden anrichten. Teufel auch, die 3 Monate dauerten elf und daher kam, was 
kommen mußte. Wir haben letztendlich dem Einfrieren der Preise zugestimmt.« 
Für eine dreimonatige Preiseinfrierung war es allerdings nicht notwendig, einen 
umfangreichen Kontrollapparat, der wenigstens minimale Effizienz zeitigen würde, 
zu installieren und zu mobilisieren. Auch war gar keine Zeit dazu. Aber gleich im 
April entschied der Präsident, daß die Preisfestschreibung nicht aufgehoben würde, 
wenn nicht der große Druck auf die Preise nachlassen würde. Diese Entscheidung 
wurde in der Öffentlichkeit von den Ministern Funaro und Sayad wie von den ande- 
ren Intellektuellen an der Macht verteidigt. Aber die Ökonomen, die ohne eigenes 
Wissen »eine soziale Revolution eingeleitet hatten«, hegten weder enthusiastische 
Gefühle gegenüber den Millionen Hausfrauen, die den Plano Cruzado unterstützten, 
noch dachten sie daran, sich auf diese zur Konsolidierung der Erfolge zu stützen. 
Ihre gesamte Strategie war strikt makroökonomisch, auf der Manipulation der 
Marktmechanismen basierend. Nach ihrer Ansicht war die Wirtschaft überheizt und 
der Nachfrageüberhang würde die Inflation zurückbringen. Also ging es nicht dar- 
um, die eingefrorenen Preise durch staatliche Maßnahmen im Zusammenspiel mit 
der spontanen Massenuntersützung zu kontrollieren, sondern die Nachfrage durch 
Zinserhöhungen, öffentlichen Ausgabenstop und Steuererhöhungen abzukühlen. Ab 
diesem Moment waren alle Maßnahmen der Linksintellektuellen an der Macht auf 
dieses Ziel gerichtet und sie versuchten, die politische Führung von der Notwen- 
digkeit ihrer Durchführung zu überzeugen. 

Im August 1986 begann die bis dahin unterdrückte Inflation offen auszubrechen. Die 
Bezahlung eines »agio« oberhalb des in den Tabellen ausgewiesenen Preisniveaus 
setzte sich durch, auch auf die Rohstoffe. Die Großindustrie, die verpflichtet war, 
sich an die Preisobergrenzen zu halten, war in der Lage gewesen, ihre Gewinne we- 
gen der Produktionserhöhungen und der vorgenommenen Einsparungsmaßnahmen 
auszudehnen. Aber viele andere Industrien, die Halbfertigwaren herstellten, konnten 
bei dieser Expansion nicht mitziehen. Die Verteuerung der inputs begann die Profit- 
margen der Konsumgüterindustrie zusammenzudrücken. Nach und nach verengte 
sich der Bereich, in dem die Preise noch eingefroren waren. Es häuften sich die Fälle, 
in denen die Produktmarkte gewechselt wurde, um das Einfrieren zu vermeiden (die 
Preise waren nach Produktmarken tabelliert) und die »agios« wurden jedesmal hö- 
her. Die offizielle Inflationsrate verlief 1986 wie folgt: August 1,68%, Sept. 1,72%, 
Okt. 1,90%, Nov. 3,29%, Dez. 7,27%. 

Im November waren Wahlen, bei denen der PMDB der große Gewinner war. Weni- 
ger als eine Woche nach den Wahlen verabschiedete die Regierung ein neues Paket 
restriktiver Maßnahmen, das »Cruzado II« genannt wurde. Das neue Paket folgte der 
gleichen Logik wie das vorangegangene, ersetzte nur die Zwangsanleihen durch die 
Erhöhung der indirekten Steuern, der Tarife öffentlicher Dienstleistungen und der 
Preise von Produkten der Staatsbetriebe. Die Reduzierung der Nachfrage sollte 
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durch die Verteuerung der Lebenshaltungskosten erreicht werden, ohne daß die 

Löhne erhöht würden. Dies machte eine Änderung des offiziellen Inflationsindexes 
erforderlich: die Produkte wurden einfach aus dem Warenkorb herausgenommen, 

deren Preise durch den »Cruzado II« erhöht worden waren. 

Die Reaktion der öffentlichen Meinung war, wie zu erwarten war, extrem kritisch. 

Die gleichen Massenmedien, die im März von der Zauberkraft des Plano Cruzado 

begeistert waren, bezichtigten im November die Regierung des Verrats an den Wäh- 
lern, weil sie ihr unpopuläres Paket direkt nach den Wahlen herausgelassen hätte. 

Praktisch niemand, außer den Regierungssprechern, verteidigte oder rechtfertigte 
den »Cruzado II«. Die Linksintellektuellen, die angesichts des Inkrafttretens des 

Cruzadoplanes die fast einhellige Unterstützung der Bevölkerung geerntet hatten, 

waren neun Monate später völlig isoliert und sahen sich einem Meer von Kritiken 
aus allen Parteien (ihrer eigenen eingeschlossen) und von allen sozialen Gruppen 
gegenüber. 

Die Rechte tadelte die Regierung wegen ihrer zu laschen Ausgabenbeschränkungen, 
wegen der zu geringen Steuer- und Preiserhöhungen der staatlichen Dienstleistun- 

gen zur Deckung des Defizits. Aus diesem Blickwinkel wurde der »Cruzado II« als 
gigantische Expropriation des Privatgewinnes zur Fütterung der unersättlichen 
Staatsmaschinerie gesehen. Die Linke kritisierte den »Cruzado II« wegen seiner in- 
flationistischen Wirkung und der weiteren Reallohnsekung infolge der Preisstei- 
gerungen. Im Grunde stimmte die Rechte bei der makroökonomischen Diagnose mit, 
den »Vätern des Cruzado« überein, verlangte aber von der Regierung, daß sie die 
Preiseinfrierung aufhöbe und durch Reduzierung der öffentlichen Ausgaben die 
Inflation eindämme. Die Linke stimmte mit der Sicht der Regierung überein, als 

diese die Preiseinfrierung als Inflationsbarriere proklamiert hatte. Deshalb beschul- 
digte sie die Regierung der Kapitulation vor dem Großkapital, weil sie die Preise 
jeglicher Kontrolle entgleiten ließ und weil sie in brutaler Form die Preise der Güter 
und Leistungen erhöhte, die ihrer direkten Verantwortung unterlagen. Die durch die 
Modifizierung des offiziellen Infaltionsindex IPC hervorgerufene Empörung war so 
groß, daß die Regierung gezwungen war, zurückzustecken und den Inflationsindex 
so zu lassen wie er war. 

Der »Cruzado II« war ein bemerkenswertes Beispiel für politische Unfähigkeit, 

erwachsen aus einem totalen Unverständnis über das, was die politisch Verantwort- 
lichen und die ökonomischen Berater beabsichtigten. Alles weist darauf hin, daß 

Sarney und Funaro nie die orthodoxe makroökonomische Logik verstanden hatten, 
die der Strategie der Ökonomengruppe zugrunde lag (die zu diesem Zeitpunkt schon 
vollends über taktische Divergenzen zerstritten war, was hier aber nicht zur Debatte 
steht). Der »Cruzado II« war der Gnadenschuß, der die Reste des Plano Cruzado be- 
seitigte. Wenn die Regierung schamlos die Preise der Produkte von Staatsbetrieben 
und die öffentlichen Tarife erhöhte, gab es auch keine moralische Autorität mehr, die 
die Preisobergrenzen stützen konnte. Diejenigen, die versteckte »agios« praktiziert 
hatten, gingen dazu über, sie offen aufzuschlagen. Deshalb sprang die monatliche 
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Inflationsrate im Dezember auf 7,27% und erreichte im Januar 1987 16,82%. In we- 
niger als einem Jahr war die Inflation triumphierend zurückgekehrt und übertraf 
(1987 auf das Jahr umgerechnet mit über 451% — Anm. der Redaktion) das Niveau, 
das sie vor dem Plano Cruzado erreicht hatte. 


Epilog 


Formal wurde die Preiseinfrierung erst im Februar 1987 aufgehoben, als selbst die 
teilweisen Preiskontrollen aufgegeben wurden, die es vor dem Plano Cruzado gege- 
ben hatte. Im gleichen Monat begann der größte Teil der für den ersten »heterodoxen 
Schock« Verantwortlichen die Regierung zu verlassen. Es gingen die meisten, die in 
der Zentralbankdirektion gearbeitet hatten, danach der Planungsminister und im 
April auch der Finanzminister. Die Zeit der Machterfahrung der Linksintellektu- 
ellen schien abgeschlossen. Aber tatsächlich trat sie nur in eine zweite Phase, die 
hier nur kurz angeschnitten werden soll. 

Der Rücktritt von Funaro als Finanzminister leitete einen offenen Konflikt zwischen 
Sarney und Ulysses Guimaraes ein, aus dem die Nominierung von Luiz Carlos 
Bresser Pereira, einem anderen Linksintellektuellen (der im Dezember 1987 seiner- 
seits wieder zurücktrat - Anm. d. Ü) hervorging. Dieser Ökonom hatte bei der 
Vargas-Stiftung (FGV) in Sao Paulo selbst eine Theorie der »inertialen Inflation« 
entwickelt, die in vielen Punkten der der Professoren von der PUC-Rio entsprach. 
Deshalb unterstützte Bresser den Plano Cruzado uneingeschränkt und reklamierte 
praktisch eine Mitautorenschaft an diesem theoretischen Ansatz. Als Finanzminister 
"bildete er eine Beratergruppe aus Wirtschaftswissenschaftlern des PMDB, wobei er 
versuchte, auch Mitglieder der vorherigen Gruppe zu integrieren. Man Kann sagen, 
daß der Wechsel von Sayad und Funaro zu Bresser weit davon entfernt war, die 
wirtschaftspolitische Linie der Regierung zu unterbrechen, im Gegenteil: sie wurde 
mit der teilweisen Umbesetzung der Führungspositionen bestärkt. 
Zwischenzeitlich besorgte die Rückkehr einer heftigen Inflation das schmutzige Ge- 
schäft, das die aufeinanderfolgenden wirtschaftspolitischen Pakete nicht geschafft 
hatten. Die immens hohen Lebenshaltungskosten reduzierten die Kaufkraft der 
Lohnabhängigen und führten zu einer drastischen Nachfragesenkung. Die gleitende 
Lohnskala begann bei den Löhnen zu wirken, aber immer mit einem beachtlichen 
Rückstand gegenüber den Preissteigerungen. Die Umsätze im Handel waren rück- 
läufig und eine sofortige Rezession wurde nur dadurch verhindert, daß Industrie und 
Handel die Lager, die in der Krisenzeit des Plano Cruzado geleert worden waren, 
wieder auffüllten. Ab Mai/Juni erreichte der Rückgang auch die Großhändler und 
die Industrie reagierte auf die fehlenden Bestellungen mit Produktionseinschrän- 
kungen und Entlassungen. 

Bresser beendete den zweiten »choque heterodoxo« im Juni 1987 und versuchte mit 
allen Mitteln, die Fehler zu vermeiden, die er und seine Kollegen der »Heterodoxie« 
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als fatal am Plano Cruzado betrachteten. Diesmal gab es keine Gnade für die Lohn- 
abhängigen. Die gleitende Lohnskala wurde abgeschafft, die Löhne nun monatlich 
an die Inflation des letzten Trimesters angepaßt. Eine letzte Anpassung um 20%, die 
den Lohnabhängigen im Juli zugestanden hätte, wurde gestrichen. Die Reallohn- 
einbußen, die aus dem inflationären Schub des ersten Halbjahres 1987 resultierten, 
wurden somit nicht Kompensiert und also verewigt. So wurde eine explizite Politik 
der »Lohndrosselung« exekutiert, damit es diesmal garantiert keine Nachfrage- 
exzesse gäbe. Die Preise wurden nur für drei Monate eingefroren, um danach lang- 
sam wieder liberalisiert zu werden. Der sogenannte »Breser-Plan« schloß auch noch 
eine Währungsabwertung und eine starke »korrektive Inflation« ein, mit Preiserhö- 
hungen im öffentlichen Sektor und bei Getreideprodukten, deren Subventionen 
gekürzt wurden. So wurde die heterodoxe Maßnahme der Einfrierung durch einen 
Maßnahmenkatalog vervollständigt, der offen und eindeutig die Absicht verfolgte, 
die Löhne und damit die Nachfrage sowie das Ausgabendefizit zu senken. Diesmal 
wurden die neostrukturalistischen Rezepte unter fast idealen Bedingungen in die 
Praxis umgesetzt ... aber trotzdem scheiterten sie. 

Da der Bresser-Plan keinerlei Begeisterung in der Bevölkerung hervorrief, hatte 
auch die Einfrierung der Preise viel weniger Erfolg. Die Inflation fiel praktisch nie 
unter 5% monatlich, und als die Einfrierung ab September offiziell beendet war, 
stieg sie wieder und erreichte 9,18% im Oktober und 12,84% im November. Der 
zweite Schock, der in Realität mehr orthodox denn heterodox war, erwies sich als 
viel unwirksamer als der erste. 1987 folgte der »korrigierten« Neuauflage des »hete- 
rodoxen Schocks« die »Stagflation«. 


Schlußfolgerungen 


Im Rahmen der kürzlichen und noch nicht abgeschlossenen brasilianischen Re- 
demokratisierung war nur ein Teil der Linksintellektuellen an die Macht berufen 
worden: die Ökonomen, die zur alten Opposition gegen das Militärregime gehörten. 
Diese Tatsache charakterisiert die Ambivalenz des Übergangsprozesses, in dem 
Fortschritte im sozialen Bereich infolge der Verschärfung der Verteilungskonflikte, 
die sich in sukzessiven inflationären Explosionen äußern, tatsächlich blockiert sind. 
Brasilien wurde 1982 unter im Vergleich mit anderen Ländern relativ privilegierten 
Bedingungen von der Schuldenkrise erfaßt: es besitzt einen großen, ziemlich verein- 
heitlichten Binnenmarkt, die nationale Industrie ist genügend diversifiziert und 
verfügt über ein elastisches, billiges Arbeitskräftepotential und gleichzeitig über 
fähige technische und administrative Kader, die sich schnell an den technischen 
Fortschritt anpassen können. Deshalb konnte Brasilien in ausreichendem Maße Im- 
porte substituieren und Exporte diversifizieren, also eine positive Handelsbilanz er- 
wirtschaften, mit deren Saldo die Zinsen auf die enorme Außenschuld 1984 ganz 
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bezahlt werden konnten. Gleichzeitig war es der Wirtschaft möglich, die Rezession 
zu überwinden und scheinbar einen neuen Wachstumszyklus auf der Basis der Aus- 
weitung des Binnenmarktes zu beginnen. 

Aber die Wachstumspolitik unter den Bedingungen des Übergangs zur Demokra- 
tie verlangte einen ökonomischen Strukturwandel, der gleichzeitig die Erhöhung 
der Reallöhne, die von drei Rezessionsjahren ausgehöhlt waren, die Ausweitung 
des Staatsanteils insbesondere für Sozialausgaben (für Bildung, Gesundheit, Woh- 
nungsbau etc.) beinhaltete und die Investitionen in der Grundstoffindustrie und bei 
den Infratstrukturmaßnahmen steigerte. Diese Umstrukturierung kann natürlich nur 
auf Kosten irgend eines anderen Sektors gehen, jedenfalls zeitweise. Dieser andere 
Sektor hätte derjenige der ausländischen Gläubiger sein Können, die vor dem Mora- 
torıum 4 - 5% des BIP absorbierten; und/oder das hauptsächlich von der Staatsschuld 
profitierende Finanzkapital, das 1985 11,5% des Volkseinkommens in Form von 
Zinsen auf Schuldverschreibungen an sich ziehen konnte. 

Die brasilianische Inflation ist also Verteilungskonflikten geschuldet, in die Aus- 
landsgläubiger, Staat, nationale produktive Bourgeoisie, Bankkapital, Kleinbürger- 
tum und Lohnabhängige einbezogen sind. Diese vielfältigen, gleichzeitigen, mitein- 
ander vernetzten Konflikte führen nicht zur notwendigen Umstrukturierung, wenn 
sie auf die Ökonomie beschränkt bleiben. Die Inflation verhindert ihre Lösung. Die 
Inflationsdynamik verändert die Einkommensverteilung ständig und erlaubt nicht, 
daß irgendein Sektor sein Stück vom Kuchen beständig verkleinert oder vergrößert. 
Damit die Verteilungskonflikte in einer Art und Weise ablaufen, die das Wirt- 
schaftswachstum stützen könnte, und die Forderungen der Mehrheit, die nach demo- 
kratischen Regeln Vorrang haben sollten, berücksichtigen, ist es notwendig, diese 
Konflikte auf die Ebene des politischen Systems zu heben. Nur dort kann sich eine 
mögliche Koalition von mehrheitsfähigen Interessen bilden, die die Inflation über- 
flüssig machen und durch wirtschaftspolitische Regulierungsmechanismen ersetzen 
könnte. 

Natürlich impliziert dies die Bildung neuer Institutionen zur Verhandlung von Kon- 
flikten und zur außerökonomischen Intervention bei der Schaffung, Aneignung und 
Nutzung des gesellschaftlichen Überschusses. Institutionen dieser Art, wie sie schon 
in einigen entwickelten europäischen Demokratien existieren, bilden sich nicht über 
Nacht. Sie sind Ergebnis eines langen Prozesses von Versuchen und Niederlagen, in 
denen die Klassen den unverzichtbaren Lernprozeß im konfliktreichen Zusammen- 
leben in einer heutigen Demokratie durchmachen. Die heterodoxen Wirtschaftswis- 
senschaftler jedoch gingen von der Annahme aus, daß die Inflation die Verteilungs- 
Konflikte ausgeglichen habe und deshalb überflüssig geworden wäre und durch eine 
von oben verordnete Neuregelung der Preisbildungsmechanismen ausgelöscht wer- 
den könnte. ; 

Als die ersten Wirkungen des Schocks vorbei waren, war es nicht das erwartete 
Gleichgewicht, das zum Vorschein kam, sondern eine neue Inflationswelle. Die 
Linksintellektuellen an der Macht zogen ihre anfängliche Annahme zurück und 
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machten sich daran, das Gleichgewicht durch konventionelle makroökonomische 
Kontrolle der Nachfrage herzustellen. Hier verbrauchte sich ihre Heterodoxie und 
ihre fiskal- und geldpolitischen Vorschläge erwiesen sich als politisch nicht umsetz- 
bar. Beim Versuch, die »inertiale« Inflation auszuschalten merkten sie, daß diese 
wenig »Intertiales« hatte. Sie wurden folglich dazu gezwungen, die Einkommen 
umzuverteilen, um die Nachfrage auf das Angebotsmaß zu reduzieren. Nur: die 
vorgeschlagene regressive Umverteilung von Einkommen verletzte die Interessen 
der Bevölkerungsmehrheit, die aus Lohnabhängigen zusammengesetzt ist. Sie sagte 
aber der herrschenden Klasse auch nicht zu, die mit allen Mitteln entschlossen war, 
den öffentlichen Dienst und die Rolle des Staates in der Wirtschaft zu reduzieren. 
Im zweiten Akt der Komödie versuchten die heterodoxen Ökonomen an der Macht 
ihre Rolle herunterzuspielen, indem sie konventionlle Anpassungspolitiken prakti- 
zierten, die wenig vom orthodoxen Schema abwichen. Die Chance eines neuen 
Wachstumszyklus und die Demokratisierung der Wirtschaftspolitik wurden vertan. 
(Übersetzung aus dem brasilianischen Portugiesisch durch Claudia Preusser) 
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Stanley Aronowitz 
Theorie und sozialistische Strategie* 


Zusammenfassung: Hier werden Etappen der Krise des Marxismus rekonstruiert. 
Im Zentrum steht eine Auseinandersetzung mit der Diskurstheorie von E. Laclau 
und Ch. Mouffe: In »Hegemony and Socialist Strategy« haben die beiden Autoren 
versucht, den literarischen und philosophischen Post-Strukturalismus für eine 
methodologische und epistimologische Kritik des historischen Materialismus zu 
mobilisieren. Sie verfechten das Primat des Kulturellen über die Ökonomie, lehnen 
dessen a priori-Hegemonie der Arbeiterklasse ab und begreifen Demokratie als 
Alternative zum Sozialismus. — Ein interessanter Versuch, der aber zu vieles drau- 
ßen läßt (z.B. den Diskurs der Politischen Ökonomie) und dem u.a. die Perspektive 
einer »moralischen Hegemonie ohne Herrschaft« verloren geht - wodurch er auch 
die Rolle der Intellektuellen in den sozialen Bewegungen von Ländern wie Brasilien, 
Polen oder Südafrika mißversteht. 


Weltweit ist die Linke in zwei gleichzeitig geführte, jedoch voneinander unab- 
hängige Debatten verwickelt. In der einen geht es um die sogenannte »Krise des 
Marxismus«, bei der zweiten handelt es sich um eine jüngere Kontroverse: Was ist 
eigentlich die Bedeutung von Sozialismus, sowohl als historische Alternative zum 
Kapitalismus als auch als soziale Bewegung betrachtet? Die Krise des Marxismus 
ist nichts neues. Sie trat seit der Jahrhundertwende in periodischen Abständen auf 
und ist von anderem Charakter als die den Sozialismus betreffenden Probleme. Da 
der Marxismus (je nach Lagerzugehörigkeit) sich als kritische oder positive Wis- 
senschaft versteht, sind seine Verknüpfungen mit sozialistischer Politik, mit ihrem 
deutlich »ideologischen« Charakter, eher indirekter Art. Man kann argumentieren, 
daß die neue Selbstinfragestellung des Marxismus einem Zusammentreffen von 
ökonomischen und politischen Entwicklungen geschuldet ist. Die Art der Fragen je- 
doch, die gestellt werden, und die Antworten darauf, sind einem wissenschaftlichen 
Diskurs verbunden. Anders ausgedrückt, die soziologischen und ideologischen 
Aspekte der Krise des Marxismus als Wissenschaft sind nicht erschöpfend. Ich 
werde unten versuchen, einen Überblick über die Geschichte der Krise des Mar- 
xismus seit der Jahrhundertwende zu geben. Hier genügt es zu betonen, daß obwohl 
an sich nichts neues, jede ihrer Reinkarnationen dem Wissenschaftsparadigma des 
Marxismus neue Herausforderungen hinzufügt. So wurde beispielsweise in keiner 
der früheren Phasen dieser Debatte der Begriff des Sozialismus in solcher Schärfe in 
Frage gestellt, wie es gegenwärtig geschieht, noch wurde die Rolle der Arbeiter- 
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klasse als lebenswichtiger Bestandteil eines möglichen emanzipatorischen Projekts 
angezweifelt. So sieht sich der Sozialismus heute erstmals der umfassenden Infra- 
gestellung mindestens dreier seiner fundamentalen Sätze gegenüber: 1. die »be- 
stimmte« Alernative zur herrschenden kapitalistischen Weltordnung darzustellen; 
2. daß die Länder des »real-existierenden« Sozialismus den entwickelten kapitali- 
stischen Ländern gegenüber einen historischen Fortschritt repräsentieren und, daß in 
Zeiten weltweiter ökonomischer und politischer Krise der kapitalistischen Ordnung 
Bewegungen hin zum Sozialismus auf der politischen Tagesordnung stehen; und 
3. daß der Sozialismus als Ideologie andere oppositionelle soziale Bewegungen 
umfaßt und deren Forderungen in sein Programm aufnehmen kann. 

Ernesto Laclau und Chantal Mouffe haben zu diesen Debatten ihren Beitrag gelei- 
stet. Ihr Buch »Hegemony and Socialist Strategy« (London 1984) unterscheidet sich 
jedoch von anderen Beiträgen in zwei entscheidenden Punkten. Zum einen ist es der 
erste Versuch, den gesamten Fundus französischer post-strukturalistischer Philoso- 
phie für eine methodologische und epistemologische Kritik des historischen Mate- 
rialismus zu mobilisieren. Sie beschränken sich nicht auf eine externe Kritik im 
Lichte der Ereignisse, sondern versuchen den Marxismus von innen her als essentia- 
listisch zu widerlegen. Darüber hinaus schlagen sie ein alternatives Paradigma vor, 
innerhalb dessen das Primat der Ökonimie, ja die Existenz des Sozialen als Axiom 
politischer Theorie und Gesellschaftstheorie überhaupt bestritten wird. Zum anderen 
versuchen sie erstmals, den Apparat des Poststrukturalismus, insbesondere das 
Werk von Derrida und Foucault zur Überprüfung des Sozialismuskonzepts als be- 
stimmter Vision einer angeblich radikalen oder revolutionären Bewegung anzu- 
wenden. Dabei betonen sie die Leitsätze von Demokratie — insbesondere in ihrer 
radikalen Fassung - als unvollendete Aufgabe der auf sie verpflichteten Gesellschaf- 
ten. Die Demokratie selbst wird zur Alternative, Sozialismus in ihrem Diskurs zum 
untergeordneten Aspekt. Vorstellungen wie die des Pluralismus lösen sich im Kon- 
text von Laclaus und Mouffes politischer Theorie von der Tradition des Liberalis- 
mus. Daher handelt es sich hier, anders als bei der Welle des Post-Marxismus der 
späten siebziger Jahre, um eine linke Kritik des Marxismus, die stillschweigend 
Marx’ eigene Attacken auf die repräsentative Demokratie und den »freien« Markt 
des Liberalismus des 19. Jahrhunderts akzeptiert. 

Laclau und Mouffe vertreten ein libertäres Modell demokratischer Gesellschaft, das 
zur Veränderung der bürgerlichen Gesellschaft eher auf die Macht sozialer Bewe- 
gungen denn auf politische Parteien setzt. Diese Perspektive auf »soziale Bewegun- 
gen« hängt — vor dem politischen Hintergrund der Autoren — zweifellos mit der 
Nachkriegspolitik der sozialistischen Bewegungen, die Kommunisten eingeschlos- 
sen, zusammen, sich zur Durchsetzung ihrer Programme auf die parlamentarische 
Ebene zu verlassen. Der Aufstieg eines linken Bürokratismus, den Claude Lefort 
und Cornelius Castoriadis eindrucksvoll portraitiert haben, wirft ernsthafte Fragen 
bezüglich des Status der etablierten europäischen Linken als Träger von Alterna- 
tiven zum Spätkapitalismus auf. Denn die Fixierung der Linken auf das Parlament 
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verrät einen tiefen Wunsch, Teil der Ordnungskräfte zu werden, nicht gegen sie zu 
organisieren. 

»Hegemony and Socialist Strategy« ist stark von der Manöverkritik »neuer« sozia- 
ler Akteure beeinflußt, insbesonders von Feministen und Ökologen, aber auch von 
den ultra-linken Absplitterungen der kommunistischen und sozialistischen Parteien, 
für die die Erklärung der italienischen Kommunistischen Parei, sie sei eine Partei 
der Ordnung, das Ende der Hauptströmung der sozialistischen Bewegung bedeutete. 
Konkret gefaßt, die Themen sowohl der feministischen, als auch der ökologischen 
Bewegungen stellen im jeweiligen nationalen Kontext eine Herausforderung der 
Hegemonie der traditionellen Arbeiterklasse dar. Laclau und Mouffes Ablehnung 
der Vorstellung einer Vormachtstellung der Arbeiterklasse ist zugleich eine Kritik 
der praktischen Strategie der Parteien der Linken, parlamentarisch Reformen errei- 
chen zu wollen. Dies ist für sie nicht nur eine Frage historischer Entwicklungen (so 
hat bspw. die Arbeiterklasse seit Ende der: fünfziger Jahre an gesellschaftlichem 
Gewicht verloren), sondern ein Problem der Formulierung der Frage nach histori- 
schen Handlungsträgern überhaupt. Das Kernstück ihres Buches ist der Diskurs, der 
auf historisches Handeln zielt; wie ich jedoch zeigen werde, gelingt es ihnen nur die 
Frage aufzuwerfen, nicht jedoch eine solide alternative Theorie zu entwickeln. 

Die a priori Hegemonie der Arbeiterklasse über die gesellschaftliche und politische 
Opposition ablehnend, fordern sie einen Pluralismus der emanzipatorischen Diskur- 
se. Dementsprechend hat »Hegemony and Socialist Strategy« dreierlei Ebenen: 1. 
Es ist eine Kritik des Marxismus als Wissenschaft, die zeigt, daß seine Axiome und 
Sätze ideologischer Art sind. 2. Es ist eine Darstellung der von Foucault, Derrida 
und Wittgenstein entwickelten Begriffe der Diskurstheorie. 3. Es entwickelt die 
Skizze einer neuen, auf diesen Ideen beruhenden politischen Theorie. Ich werde zei- 
gen, daß ihre Argumentation auf einige Varianten des Marxismus durchaus zutrifft, 
daß ihre post-strukturalistische Kritik am historischen Materialismus aber trotz der 
von ihr ausgehenden Faszination große Lücken aufweist, die sie nicht auszufüllen 
vermögen, ohne ihren Rahmen zu revidieren. Ich werde weiter zeigen, daß es ihrer 
politischen Theorie, verführerisch und teils spannend wie sie ist, doch an Spezifik 
mangelt, und sie daher eher als eine Reihe von Hypothesen, denn als vollständige 
Theorie angesehen werden muß. 


Louis Althusser kann als der bedeutendste marxistische Wissenschaftsphilosoph 
des 20. Jahrhunderts gelten. Seine Bemühungen die Wissenschaftlichkeit des Mar- 
xismus Zu untermauern, erwiedern Kritiken, die den Marxismus als Nicht-Wissen- 
schaft betrachten (vgl. Althusser 1968). Althussers Strategie bestand darin zu zei- 
gen, daß eine Richtung der marxistischen Tradition, der Humanismus, sicherlich 
Popper’schen Charakterisierungen entsprach, derzufolge der Marxismus essentiali- 
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stisch und historizistisch sei (vgl. Popper 1965). Um das Marx’sche Paradigma im 
Angesicht zeitgenössischer Philosophie aufrechterhalten zu können, war es notwen- 
dig, dessen axiomatische Struktur neu zu entwerfen und einen epistimologischen 
Bruch zwischen Marx und Hegel zu proklamieren, der weniger erkenntnistheo- 
retische Fragen als die entscheidende Frage nach dem Objekt wissenschaftlicher 
Untersuchung betraf. Indem Marx den essentialistischen Begriff des Menschen 
durch den der Produktionsweise ersetzte und Dialektik als strukturierte statt expres- 
sive Totalität rekonstruierte, habe er nicht weniger bewirktals eine Kritik des Huma- 
nismus, Marx eigene frühere Version eingeschlossen, eine die durch die wissen- 
schaftliche Revolution gebildet wurde. Dadurch war Wissenschaft durch Kritik und 
Selbstkritik von Ideologie unterschieden. 

Obwohl Althusser Poppers Wahrheitskriterien (die Möglichkeit einen Satz der Fal- 
sifizierung, Widerlegung und empirischen Tests zu unterziehen) nicht übernahm, 
sind ihre Wissenschaftskonzeptionen bemerkenswert ähnlich. Beide beschäftigen 
sich mit dem Problem der Abgrenzung zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissen- 
schaft. Beide verstehen dann Wissenschaft als Kritische Aktivität, wenn ihre Be- 
treiber schonungslos die eigenen Voraussetzungen überprüfen. Daß diese Vorstel- 
lungen von Gaston Bachelard geteilt werden, widerspricht nicht der Tatsache, daß 
die von Wittgenstein, Bertrand Russel und Popper ausgehende wissenschaftliche 
Philosophie Mitte des 20. Jahrhunderts so übermächtig geworden war, daß sich der 
Marxismus der grundlegenden Vorstellung der Wissenschaftsphilosophie anpassen 
mußte, derzufolge wissenschaftliche Revolutionen auftreten, solange die Wissens- 
gemeinschaft bereit bleibt, alte Begriffe aufgrund neuer Erkenntnisse zu verwerfen 
(vgl. Bachelard 1978). 

Thomas Kuhn zufolge zerbricht ein wissenschaftliches Pradigma dann, wenn seine 
Theorie die im Verlauf »normaler« Wissenschaft auftretenden Anomalitäten nicht 
länger erklären kann (vgl. Kuhn 1967). Das neue Paradigma scheint wenig mit dem 
alten, das es ersetzt, gemein zu haben; sein Hauptvorzug ist es, eine größere Band- 
breite von Phänomenen erklären zu können, und seine einzige Gemeinsamkeit mit 
der alten Sichtweise besteht darin, daß es die Plausibilitätskriterien der wissen- 
schaftlichen Gemeinschaft befriedigenden muß. Kuhns »interne« Theorie wissen- 
schaftlicher Revolutionen hat zwar das ideologisch-historische Umfeld wissen- 
schaftlicher Veränderungen immer betont, es aber nie untersucht. In der Tat mangelt 
es der Wissenschaftsgeschichte an solchen »externen« Untersuchungen. Die Gründe 
hierfür sind unschwer auszuloten: Die Wissenschaft der Aufklärung versuchte gera- 
de sich von den politischen und ideologischen Zensoren zu befreien und das Wissen 
um die externe Welt zur Sache der wissenschaftlichen Gemeinschaft(en) zu machen. 
Das Wissen um die Gesellschaft hat jedoch niemals auch nur die Ideologie von Au- 
tonomie gekannt; seine ganze Existenz ist mit ökonomischen, politischen und sozia- 
len Objekten verwoben. Und in der Tat hatten die Sozialwissenschaften traditionell 
unter dem Vergleich zu leiden. Der Wahrheitswert ihrer Erkenntnisse ist immer pro- 
visorisch, und dies nicht nur in dem üblichen Sinn, in dem Lenin von der Relativität 
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wissenschaftlicher Wahrheit sprach (relativ zum Entwicklungsstand der Produk- 
tivkräfte und wissenschaftlichen Erklärung), sondern auch deshalb, weil Sätze über 
die soziale Welt mit Interessen vermengt und daher auf Grund ihrer Einseitigkeit zu 
relativer Wahrheit verdammt sind. 

Der Anspruch des Marxismus auf Wissenschaftlichkeit beruht nicht auf dem Argu- 
ment, er vermeide die historische Relativität seiner diversen Theorien und Sätze, 
sondern auf der Vorstellung, die Interessen, von denen sein Paradigma durchdrun- 
gen ist, seien universeller Art. Die Arbeiterklasse ist nicht nur einfach eine Gruppe 
mit bestimmten Forderungen. Während andere Gruppen nur versuchen ein Stück des 
Kuchens zu ergattern, werden ihre Forderungen ab einem bestimmten Punkt iden- 
tisch mit dem Projekt sozialer Transformation. Immer sahen sich Marxisten durch 
die Umstände gezwungen, die empirische Existenz des Proletariats von seiner 
»welthistorischen Mission« zu unterscheiden. 

Das 20. Jahrhundert war dem Marxismus gegenüber besonders ungnädig, sogar 
dann, wenn Marx selbst sich einer Faszination seitens der Gelehrtenschaft erfreute. 
Während der Sozialismus die zentrale ideologische Alternative zum Kapitalismus 
bleibt (obwohl seine »realexistierenden« Formen zunehmend Widerwillen und An- 
griffen ausgesetzt sind), haben die Anomalitäten des Spät- oder entwickelten Ka- 
pitalismus das Paradigma des Marxismus erschüttert. Nicht nur die Theorie kapi- 
talistischer Krisen, vielleicht der Kern des wissenschaftlichen Marxismus, ist nicht 
endender Kritik und Revision unterzogen worden, auch die Vorstellung, das real 
existierende Proletariat entwickle sich unweigerlich zum Träger revolutionären 
Handelns, stieß auf massive Skepsis. 

Frühere Kritiken an der Zentralität des Proletariats als historischem Träger syste- 
matischer Transformation kreisten fast ausschließlich um die praktischen Aktivi- 
täten der Arbeiterklassen wichtiger kapitalistischer Länder — um die Beschränktheit 
ihrer Gewerkschaftskämpfe, die parlamentarischen Auseinandersetzungen um Re- 
formen und, am irritierendsten, die Unterstützung sozialistischer und Arbeiterpar- 
teien für die Kriegspolitik ihrer jeweiligen Regierungen in beiden Weltkriegen 
(wobei der Kampf gegen den Faschismus eine andere Sache war als der Erste Welt- 
krieg). Mehr noch, ein großer Teil des »empirischen« Proletariats unterstützte in den 
dreißiger Jahren den deutschen und italienischen Faschismus. Und dies nicht wegen 
der Wirtschaftspolitk dieser Regimes, die eng mit Kriegsvorbereitungen verbunden 
waren, sondern, weil der Faschismus, wie Wilhelm Reich, George Bataille und Ernst 
Bloch bemerkten, genau in dem Maße zu einer Massenbewegung wurde, wie er 
Kapitalakkumulation als Grundlage gesellschaftlicher Ordnung verdammte, eine 
Grundlage, die Sozialismus und Liberalismus teilen. Der Faschismus wurde nicht 
von innen heraus besiegt. Es bedurfte der vereinten Anstrengungen der sowjetischen 
und amerikanischen Kriegsmaschinerie um die faschistischen Staaten zu zerschla- 
gen. Denn der die Linke und die politische Mitte zwischen den Kriegen durchdrin- 
gende Geist bürokratischer und technischer Rationalität, machte sie unfähig, der kul- 
turellen Hegemonie des Faschismus zu begegnen. 
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Später wurden diese Momente von Kritikern verallgemeinert, die daraus schlossen, 
das Proletariat sei zu einer »arbeitenden Klasse« geworden, die sich bis in ihren 
Kern hinein in dem Maße entradikalisiert habe, wie ihre »rationalen« Forderungen 
durch den kapitalistischen Staat befriedigt wurden, sowie daß diese Forderungen 
Zeichen eines neuen Korporatismus seien, mit den Parteien der Linken als zentralem 
Bestandteil. Damit beginnt die Krise des Marxismus der Krise der Arbeiter- 
bewegung zu ähneln: Sein Wunsch nach Wissenschaftlichkeit signalisiert seinen 
Wunsch nach Anerkennung innerhalb der spätkapitalistischen Ordnung, genau wie 
seine wissenschaftliche Hegemonie in der zweiten Welt eine unauflösliche Verbin- 
dung zwischen Intellektuellen und der Staatsmacht hervorbringt. 


u 


Die Krise des Marxismus tritt zum ersten Mal um die Jahrhundertwende in Erschei- 
nung. Ihre früheren Propagonisten, Eduard Bernstein und Georg Sorel legten die 
Grundlagen für eine Diskussion, die sich bis heute wiederholt (vgl. Bernstein; Stan- 
ley (ed.) 1976; Sorel 1969). Bernstein stellte die marxistische Krisentheorie in Fra- 
ge, indem er ihr die Fähigkeit des Kapitalismus zu rationaler Planung entgegensetzte 
und - als entschiedener Reformist— radikal zwischen Reform und Revolution unter- 
schied, genauer: Er konstatierte die Unmöglichkeit eines revolutionären Bruchs 
unter den Bedingungen bürgerlich demokratischer Planung. Für Bernstein hatte 
Marx zwar korrekt das Auftreten des Proletariats als neuem politischen Handlungs- 
träger vorhergesagt, die Fähigkeit des Kapitalismus zur Selbstregulierung jedoch 
unterschätzt. Diese Konstellation führe zu einer neuen Strategie der Arbeiterbewe- 
gung, der zufolge der Moment des Bruchs niemals eintritt und Sozialismus — weit 
entfernt davon, die unvermeidliche Zukunft kapitalistischer Gesellschaft darzustel- 
len - zu einem die Praxis der Arbeiter innerhalb der sich fortentwickelnden kapita- 
listischen Ordnung leitenden ethischen Ideal wird, ohne daß es diese in irgendeiner 
Weise determinieren würde. 

Ausgangspunkt für Sorels Angriffe ist seine Feststellung, der Marxismus eifere dem 
wissenschaftlichen Determinismus des 18. Jahrhunderts nach. Am aufschlußreich- 
sten ist seine Kritik des Marxismus als Form des Idealismus, als Doktrin voller 
Selbstbetrug, besonders in seinem Bemühen, den gesetzmäßigen Charakter sozialer 
und ökonomischer Entwicklungen nachzuweisen. Das, was Sorel die »dialektische 
Ilusion« des Marxismus nennt, besteht in der Vorstellung determinierter Wechsel- 
beziehungen zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen. Obwohl er 
die marxistischen Kategorien akzeptiert, versucht er zu zeigen, daß die »letztendli- 
che« Bestimmheit aller sozialer Verhältnisse durch die Ökonomie inkorrekt ist, da 
die Ökonomie selbst Zufällen unterworfen, ja unter Konkurrenzbedingungen in der 
Tat unbestimmt ist. Reduktionistische Formeln verbergen dem unaufmerksamen 
Beobachter nur die wirkliche Natur der Phänomene, sie verbergen die grundlegende 
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Zufälligkeit hinter einer scheinbaren sozialen Physik (vgl. Stanley (ed.) 1976). Zwar 
akzeptiert er das Insistieren des historischen Materialismus, Geschichte strikt auf 
materieller Grundlage zu erklären, dennoch beschuldigt er den Marxismus, sich auf 
metaphysische Abstraktionen zurückzuziehen. Diese Kritik könnte aus zeitgenös- 
sischer Sicht als zutreffender Einwand gegen den Marxismus der II. Internationale 
abgetan werden, der sich selbst als Analogie zur Physik oder Chemie betrachtete. 
Doch die von Sorel formulierte Kritik tauchte in gleicher Form in den späten dreißi- 
ger Jahren wieder auf, einer Zeit, in der die leninistische Orthodoxie die theoretische 
Landschaft beherrschte. Denn Sydney Hook wiederholt, ohne Sorel oder Bernstein 
zu zitieren, ihre Kritik und fügt ihr weitere Punkte hinzu: eine vernichtende Kritik an 
Engels Konzeption der Dialektik der Natur und eine Kritik der Hegel’schen Dialek- 
tik als Mystizismus (vgl. Hook 1940). Zu dieser Zeit (1940) ist Hook durchaus noch 
Marxist in dem Sinne, daß er auf die Arbeiterklasse als Totengräber des Kapitalis- 
mus baut und kapitalistische Ungleichheit für systemisch und nicht situationsbe- 
dingt hält. Seine Bewunderung für Trotzky hält ihn jedoch nicht davon ab, den 
Marxismus vom wissenschaftlichen Standpunkt experimenteller Methoden aus zu 
kritisieren. 

Erzeugt wird die Krise des Marxismus zweifellos durch das Auftreten sozialer und 
politischer Krisen. Hooks grundlegender Bruch mit der leninistischen Orthodoxie 
war sicherlich von seiner Hinwendung zum amerikanischen Pragmatismus und sei- 
ner Einschätzung der parlamentarischen Demokratie als bleibender Errungenschaft 
beeinflußt. Darüber hinaus jedoch von seiner Weigerung, die Sowjetunion als Ver- 
irrung auf einem ansonsten determiniert progressiven Kurs geschichtlicher Entwick- 
lung zu betrachten. Hooks späterer Antisozialismus kann ebensowenig wie sein 
Anti-Marxismus von seinem positiven Beitrag zur kritischen marxistischen Dis- 
kussion ablenken oder die Tatsache abschwächen, daß er selbständig die meisten 
Kritikpunkte der späten siebziger und der achtziger Jahre vorwegnahm. Eines seiner 
treffsichersten und prägnantesten Argumente ist seine Kritik am Versagen des histo- 
rischen Materialismus, die verschiedenste kapitalistische Gesellschaften charakteri- 
sierende Loslösung der Formen politischer Herrschaft von der ökonomischen Basis 
wahrzunehmen. Hook zufolge kann der Ökonomismus nicht erklären, wie und war- 
um aus gleichen ökonomischen Bedingungen verschiedene Staatsformen entstehen 
können. In heutige Sprache übersetzt vertritt er damit die Spezifik des Politischen 
sowie dessen relative Autonomie von der ökonomischen Basis. Dies bedeutet, daß 
sich Formen staatlicher Machtausübung und politische Kämpfe gemäß unterschied- 
licher kultureller Traditionen, spezifischer Charakteristika der Kapitalistenklasse 
und der staatlichen Bürokratie unterscheiden. Hook anerkennt die Bedeutung von 
Moscas, Paretos und Michels »Elitentheorien« des Staats, ohne jedoch deren un- 
demokratische Schlußfolgerungen zu teilen, denen zufolge Geschichte durch Eliten 
und Gegeneliten gemacht wird, ohne nennenswerte Interventionen seitens der Mas- 
sen (vgl. Mosca 1950; Pareto 1955; Michels 1924). Hooks Argument einer relativen 
Autonomie des Überbaus nimmt die theoretisch ambitionierten Bemühungen Alt- 
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hussers, Poulantzas und anderer vorweg, die Architektur des Marxismus durch den 
Einbau neuer Kategorien, die die Unbestimmtheit sozialer Verhältnisse zu erklären 
vermögen, zu bewahren. Daß sich die Strukturalisten gezwungen sahen, dem Mar- 
xismus, um ihn vor den brutalen Realitäten der historischen Anomalitäten zu retten, 
linguistische und psychoanalytische Kategorien hinzuzufügen, Konnte für die Zu- 
kunft nichts gutes verheißen, wenn die Lücken durch diese Manöver auch eine Zeit- 
lang gestopft werden konnten. 

Vieles von Hooks Kritik wurde von Gramscis politischer Theorie antizipiert. Seine 
Hegominietheorie schien innerhalb des komplexen Verhältnisses zwischen Staat, 
ökonomischer Basis und Politik der Ideologie das Primat zuzusprechen (vgl. Gram- 
sci 1971). Da das Kapital mehr noch durch Konsens als durch Gewalt herrscht, 
wurde die Fähigkeit, den Massen seine Weltsicht und sein Alltagsbewußtsein zu 
oktroieren, zum Schlüssel seines, selbst von ökonomischen Zusammenbrüchen und 
Kriegen unerschütterten, beharrlichen Festhaltens an der Macht. Man Könnte argu- 
mentieren, daß dies selbst für Revolutionen zutrifft, die in den meisten Fällen weder 
eine grundlegende Transformation sozialer Verhältnisse herbeigeführt haben noch 
einen grundlegenden Machtwechsel. Augenfällig ist, daß sich Althussers Vorstel- 
lung »ideologischer Staatsapparate« von Gramscis Beharren darauf herleitet, daß 
Ausbildung, Religion, Litreratur und dergleichen weit mehr sind als Ausflüsse der 
ökonomischen Basis, daß sie ihre eigene Logik besitzen. 

Laclau und Mouffe beginnen dort, wo andere aufhören. Ihr Buch stellt eine Reihe 
von Kritiken vor, bemerkenswerterweise ohne auf Hook einzugehen. Allerdings ist 
die amerikanische marxistische Diskussion in der europäischen Debatte um die 
Krise des Marxismus praktisch nicht präsent. Sie beziehen sich zustimmend auf die 
Implikationen von Bernsteins Idee, die Arbeiterklasse sei in modernen kapitalisti- 
schen Ländern nicht mehr eigentumslos, sondern vielmehr zu Staatsbürgern und 
Konsumenten geworden, was hauptsächlich dem vermittelnden Einfluß gesell- 
schaftlicher Organisationen auf die Klassenherrschaft zu verdanken ist. Dieser ver- 
mittelnde Einfluß ist ein Faktor, der nicht nur die Macht von Gewerkschaften und 
sozialistischen Parteien umfaßt, sondern auch den Staat selbst, der eher ein zwischen 
und unter den Klassen umkämpftes Terrain geworden ist als ein Instrument der herr- 
schenden Klasse. ö 

Von Sorel jedoch stammt die entscheidende Idee, die Laclau und Mouffe zu einer 
vollständigen Alternative zum Marxismus ausbauen — das Konzept der Indetermi- 
niertheit der »Identität sozialer Handlungsträger«. Dies folgt unmittelbar aus Sorels 
Weigerung, ökonomisch begründete Klassenverhältnisse als Determinante des Po- 
litischen zu betrachten. Wenn jedoch die politische Ebene genauso autonom ist wie 
die ideologische und die ökonomische, dann muß notwendigerweise auch die Zen- 
tralität von Klassen und Klassenkämpfen im marxistischen Paradigma bestritten 
werden. Sorel akzeptiert jedoch die Bestimmung des Proletariats als historischer 
Kraft, wenn er auch den Hang marxistischer Parteien zum Parlamentarismus ab- 
lehnt. Sorel verficht die Schaffung einer auf dem Prinzip der Selbstbestimmung 
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beruhenden Gesellschaft der Produzenten mittels industrieller Kämpfe, insbeson- 
dere Massenstreiks. Obwohl solche Auffassungen von wichtigen Vertretern der II. 
Internationale wie Rosa Luxemburg und den Rätekommunisten (Anton Pannekoek, 
Hermann Gorter) geteilt wurden, sind sie heute nur noch in der französischen und 
spanischen Arbeiterbewegung virulent. Soweit er nicht durch konkrete Forderungen 
ausgelöst wird, deren Erfüllung ausreicht, die Bewegung zu zerstreuen, ist der Mas- 
senstreik mehr als ein Akt der Arbeitsverweigerung. Er ist ein Akt der Erlösung, der 
gesellschaftlichen und kulturellen Transformation. Mehr noch, wenn Sorel von der 
Notwendigkeit eines Mythos spricht, der eine Bewegung mit Leben erfüllt, deckt er 
auf, was Bataille später statt von Interessen von »Verausgabung« oder »Verschwen- 
dung« sprechen lassen wird. Obwohl sie Sorels anti-ökonomistische Kritik am Mar- 
xismus in den Mittelpunkt ihrer eigenen Bemühungen um die Reformierung des 
radikalen Projekts stellen, fallen Laclau und Mouffe, was die Anerkennung der kul- 
turellen Grundlagen sozialer Bewegungen anbelangt, hinter ihn zurück. 

Laclau und Mouffe zufolge hat der Marxismus der II. Internationale eine essen- 
tialistische Doktrin geschaffen, in der die Arbeiterklasse a priori gesellschaftlicher 
Handlungsträger ist, ein Fehler, von dem auch Gramstci nicht verschont bleibt. Ob- 
wohl er die Wichtigkeit der Rolle von Ideologie und Staat im modernen Kapitalis- 
mus erkannt hat, bindet er Hegemoniefunktionen an Klassen. »Die ökonomische Ba- 
sis mag (für Gramsci) nicht den letztendlichen Sieg der Arbeiterklasse garantieren, 
da dies von ihrer Fähigkeit zu hegemonialer Führung abhängt. Ein Scheitern der He- 
gemonie der Arbeiterklasse kann jedoch nichts anderes zur Folge haben, als eine 
Rekonstruktion bürgerlicher Hegemonie, so daß der politische Kampf letztlich ein 
Nullsummenspiel zwischen Klassen ist«. Laclau und Mouffe versuchen diesen »es- 
sentialistischen Kern« Gramscis zu überwinden, indem sie das Prinzip der Entspre- 
chung, oder genauer der Repräsentation aus dem Hegemoniekonzept entfernen. He- 
gemonie — um Freuds Vorstellung von Sexualität zu gebrauchen — »bindet sich« an 
Bewegungen, an Klassenfraktionen oder woran auch immer, aber die Auswirkungen 
und Erscheinungsformen von Hegemonie sind nicht auf Klassenverhältnisse redu- 
zierbar. 

Hegemonie wird zwar konstituiert, aber nicht durch vorgegebene Klassenverhält- 
nisse. Im Anschluß an Sorel argumentieren Laclau und Mouffe, es bestehe keine not- 
wendige logische Beziehung zwischen sozialen Akteuren und Produktionsverhält- 
nissen. Daher führen sie einen Frontalangriff auf die Vorstellung unabhängiger 
Materialität des Ökonomischen und verfechten anstelle dessen das Primat von Dis- 
kursformationen, innerhalb derer das Gesellschaftliche selbst als unsicheres Feld 
konstituiert ist, auf welchem um Hegemonie gerungen wird. Die sozialen Kate- 
gorien werden zu bloßen Positionen auf den diskursiven Feldern, die Laclau und 
Mouffe als materielle Kräfte begreifen, die jedoch nicht metaphysischen Klassen 
sondern vielmehr konkreten Bewegungen zuzuschreiben sind, die selbst in Kate- 
gorien diskursiver Praktiken artikuliert sind. 

Einer der erfrischendsten Aspekte des Buches ist das Reflexionsvermögen seiner 
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Autoren. Anders als viele Kultur- und Gesellschaftstheoretiker, die das, was manch- 
mal »Diskurstheorie« genannt wird, rein auf methodologischer Ebene, als analyti- 
sches Handwerkszeug, aufgegriffen haben, gehen Laclau und Mouffe die Dinge 
philosophisch an. Dabei betonen sie nicht nur ihre Distanz zur Hegel’schen Dialek- 
tik und zu den Totalitätsvorstellungen des »westlichen Marxismus«, sondern auch 
vom epistemologischen Materialismus, demzufolge das Objekt des Wissens um die 
Gesellschaft unabhängig vom Willen durch die objektive Welt konstituiert wird. 
Ihrer Argumentation nach sind alle Objekte diskusiv konstituiert, und sie »betonen 
den materiellen Charakter jeder diskursiven Struktur«. Diskurs ist daher in keiner 
Weise eine gedankliche Kategorie, sondern, einer Vorstellung Wittgensteins fol- 
gend, als Handeln und Sprache umfassendes »Sprachspiel« konstituiert. »Die objek- 
tive Welt ist gemäß relationaler Folgen konstituiert, die nicht notwendig einen fina- 
listischen Sinn haben und in den meisten Fällen keinerlei Sinns bedürfen; um von 
Diskursformationen sprechen zu können, genügt es, daß bestimmte Regelmäßig- 
keiten verschiedene Positionen etablieren.« 

Die Konsequenzen dieser Überlegungen für die Kritik am Marxismus sind schwer- 
wiegend. Die Unterscheidung zwischen Basis und Überbau, mit ihrer impliziten 
Hierarchie von Determination und historischer Priorität, wird aufgegeben. Statt- 
dessen entsteht das Bild einer Vielzahl durch Sprache und Handeln konstituierter 
Diskursformationen, von denen eine jede aus »Regelmäßigkeiten differentieller Po- 
sitionen« besteht. Die Konsequenz ist die Unmöglichkeit des von Marxismus wie 
Soziologie als faktisch betrachteten Gesellschaftlichen. Denn die Gesellschaft selbst 
ist durch Diskurse konstituiert und besitzt nicht den onthologischen Status einer 
keiner weiteren Reduktion bedürfenden Totalität. »Es gibt keinen der Gesellschaft 
eigentümlichen geschlossenen Raum, da das Gesellschaftliche selbst kein Wesen 
besitzt.« Vieles in dieser Hinsicht wurde schon von Foucault geleistet, der versuchte, 
Geschichtsschreibung von essentialistischen a prori-Konzeptionen wie Identität, 
Vermittlung, Determination usw. zu befreien. Das Insistieren auf der Unvermeidbar- 
keit von Differenzierungen ist ein Problem. Ein zweites ist, ob es etwas gibt, was 
außerhalb des diskursiven Feldes existiert. Sich auf wichtige Passagen von Fou- 
caults (1973) »Archäologie des Wissens« beziehend bestehen Laclau und Mouffe 
darauf, daß Objekte diskursiv Konstituiert sind, daß die Unterscheidung zwischen 
Sprache und dem »Feld« der Handlung unberechtigt ist, daß Sprache und »Hand- 
lungsfeld« vielmehr unterschiedliche Positionen in einer Diskursformation sind. 
Trifft dies zu, so ist die gesamte marxistische Ideologietheorie widerlegt, einge- 
schlossen die tiefgreifenden Erneuerungen durch Gramsci und Althusser, die die 
Vorstellungen von »falschem Bewußtsein« eliminierten und Ideologietheorie inner- 
halb von Institutionen ansiedelten. Denn trotz ihrer Bemühungen, Ideologie als 
materielle Kraft zu behandeln, hielten Gramsci und Althusser an der Unterscheidung 
zwischen gesellschaftlichen Verhältnissen als Objekt suis generis und Diskurs fest, 
der letztendlich als Teil des Überbaus behandelt wurde. Der Marxismus kann dem 
dem Basis-Überbau-Modell inhärenten Problem der Repräsentation nicht entgehen, 
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weil das Bedeutete und Repräsentierte innerhalb dieses Modells nur einen abgelei- 
teten Status erhält und, wichtiger noch, Korrespondenz und Identität als Axiome 
marxistischer Epistomologie betrachtet werden. 

Althussers mutiger Versuch diese Probleme mit den Mitteln Lacan’scher Psycholo- 
gie zu lösen, widmet sich der wichtigste kritische Beitrag in »Hegemony and Socia- 
list Strategy«. Indem Althusser zeigt, daß »alles, was im Gesellschaftlichen existiert, 
überdeterminiert ist«, wird seine gegenteilige Erklärung, das Gesellschaftliche sei 
letztinstanzlich durch die Ökonomie bestimmt, problematisch. Denn genauso wie 
kein/e christliche/r Theolog(e)in, so revolutionär seine oder ihre Darstellung des 
Schicksals der Menschheit auch sein mag, Gott leugnen kann, ist der Marxismus in 
eine diskursive Struktur eingebunden, in der Konzepten wie Produktionsweise, Ver- 
mittlung, Krise und historische Mission überhistorische Bedeutung zukommt. 
Nachdem sie den Diskurs marxistischer Gesellschaftstheorie in radikaler Weise aus 
dem Lot gebracht haben, beginnen Laclau und Mouffe im letzten Kapitel einen neu- 
en Diskurs politischer Theorie, der die Originalität des Buches ausmacht. Bevor 
jedoch die politischen Implikationen von Laclaus und Mouffes sozialer Linguistik 
diskutiert werden soll, noch einige Bemerkungen zu deren analytischen Rahmen. 


II 


1. Daß Logozentrismus unvermeidbar ist, weil dessen Struktur tief in der Sprache 
verwurzelt ist, wird von Derrida zugegeben. Sprache ist von Denken nicht zu tren- 
nen (vgl. Mackensy/Donato (eds.) 1972). Aus diesem Grund stellt Derridas Phi- 
losophie zwar eine Provokation dar, liefert jedoch kein System, das hoffen Könnte, 
Hegel oder irgendeine andere Totalitätsphilosophie, welche die Überwindung der 
unmittelbaren Bedingungen verspricht, zu ersetzen. Ob nun als expressive Totalität 
der Hegelianer gefaßt, in der die Identität von Subjekt und Objekt Resultat eines 
langen, widersprüchlichen Prozesses ist oder als strukturierte Differenzierungen — 
insbesondere diskursive Formationen — anerkennende Totalitäten, bei denen jedoch 
an der Vorstellung von alles (provisorisch) zusammenhaltenden Dominanzstruktu- 
ren festgehalten wird (eine solche Struktur ist die Ökonomie, eine andere ist das 
Unbewußte), zum Verständnis der Welt gehört Determination. Selbst Foucault, 
dessen Argumentation parallel zu der von Laclau und Mouffe verläuft, sieht sich mit 
dem Paradox von Determiniertheit und Indeterminiertheit konfrontiert, wenn er Ge- 
schichte freibt, anstatt über sie zu reden. Ließ sich nicht Foucault, obwohl er dem 
historischen a priori der Politischen Ökonomie, der Naturgeschichte oder der klini- 
schen Medizin als »Bedingung der Wirklichkeit von Aussagen« abschwor, auf die 
Geschichte des moralischen und ethischen Diskurses ein, und benutzte er nicht die- 
ses a priori innerhalb und zwischen verschiedenen Jahrhunderten? Es Kann nicht 
darum gehen, den von Foucault untersuchten sogenannten marginalen Überbau- 
diskursen die Politische Ökonomie als Vorbedingung entegegenzuhalten. Ich möch- 
te nur darauf hinweisen, daß Essentialismus allgegenwärtig ist. Denn Foucault wird 
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nahezu zum Funktionalisten, wenn er periodische Epistemie in Begriffen ihrer dis- 
kursiven Praktiken artikuliert, während er gleichzeitig in brillanter Weise die Unter- 
scheidung zwischen Sprache und Objekt auslöscht. Seine Geschichte ist von Inter- 
essen durchsetzt, die in keiner Weise unschuldig sind. 

Foucault kann als Historiker der moralischen Ökonomie Westeuropas betrachtet 
werden. Er untersucht »Regeln, die diskursive Praktiken definieren«, die »in den- 
selben Dingen, die sie untersuchen, befangen sind«. Aber die normative Intention ist 
nicht im Mindesten versteckt. Da Regeln menschlichen Handelns nicht immer nor- 
mativ sind, leitet sich ihr »Sinn« aus den Machtverhältnissen ab, deren Teil sie sind. 
So muß Foucault, der verlangt, daß wir die Historizität jeglicher sozialer Verhält- 
nisse und die Verwurzelung von Macht in Sprache sowie umgekehrt von Sprache in 
Macht anerkennen, doch eine stillschweigende Logik seiner Geschichte aufrechter- 
halten — Determiniertheit durch Diskurs. Foucaults Geschichtsschreibung ist nicht 
rein durch Dispersion Konstituiert, beinhhaltet sie doch ihre eigene Einheit der Me- 
thode. Foucaults »Regeln« sind Setzungen zur Untersuchung des Gesellschaftli- 
chen. Das Objekt historischer Untersuchung ist sich selbst als Wissenschaft konsti- 
tuierendes Wissen, von dem sich jedoch zeigen läßt, daß es auch nur eine weitere, 
Macht und Herrschaft implizierende diskursive Praxis ist. »Anstelle der Achse Be- 
wußtsein/Wissen/Wissenschaft (die der Subjektivität nicht zu entrinnen vermag), 
erforscht die Archäologie die Achse diskursive Praxis/Wissen/Wissenschaft« (Fou- 
cault 1981). Folglich impliziert der Begriff »savoir« als Gegensatz zum Begriff 
»connaissance« gefaßt, deshalb kein Subjekt, weil Wissen in diesem Sinn keine 
Vorstellung von wissensunabhängiger Realität, von den Bedingungen ihrer Produk- 
tion unabhängiger Wahrheit, enthält. Für sich genommen stellen sich diese Regeln 
als logische Alternative zur Politischen Ökonomie dar, die die Untersuchung der Be- 
dingungen der Produktion des materiellen Lebens zu ihrem Ausgangspunkt macht, 
Verhältnisse untersucht, die durch die Verteilung des gesellschaftlichen Produkts, 
durch Akkumulationsprozesse und sich hieraus ergebender Konflikte entstehen. Die 
Vorgehensweisen sind verschieden, die algorithmische Substanz ist jedoch ähnlich. 
Laclaus und Mouffes Reflektionsvermögen vermag das Paradox, soziale »Archäo- 
logie« als Gegensatz zu Gesellschaftstheorie zu betreiben, nicht zu umfassen. Selbst 
die kritischste Archäologie konstituiert ihr Wissensobjckt als Kritik anderer mögli- 
cher Objekte; ihre Diskurse implizieren Hierarchie und Determination. Mag man 
auch bestimmte diskursive Praktiken als für spezifische historische Episteme ent- 
scheidend auswählen, die Vorstellung von Determiniertheit wird hierdurch nicht 
aufgegeben. Aufgegeben wird höchstens ein überhistorisches a priori-Urteil. Das 
bedeutet, man kann (wie ich es tun würde) argumentieren, daß die Wirksamkeit der 
Politischen Ökonomie auf methologischer Ebene, einer spezifischen sozialen For- 
mation, die in bestimmten Positionen angesiedelt ist, Korrespondiert, so daß Politi- 
sche Ökonomie sicherlich Teil eines jeden hierfür Erklärungen suchenden Katalogs 
von Diskursen wäre. Es gelte nur die charakteristischen Kategorien der Politischen 
Ökonomie (Klasse, Ware, Mehrwert, Profit etc.) mit den hinsichtlich des Politi- 
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schen, des Kulturellen oder jeder anderen Diskursformation spezifizierten Kate- 
gorien zu artikulieren. Das Problem des Foucault’schen Algoritismus sind seine 
Ausgrenzungen. Klasse, Ware usw. verschwinden einfach als zulässige Objekte der 
Untersuchung. Im Eifer, ihren Diskurs von dem des Marxismus abzugrenzen, argu- 
mentieren Laclau und Mouffe durchaus stichhaltig gegen traditionelle marxistische 
Hegemonieansprüche, lassen dabei aber wenig Raum für die Kategorien der Politi- 
schen Ökonomie. 

2.»Wovon ich nicht sprechen kann, davon muß ich schweigen«, sagt Wittgenstein in 
seinem »Tractatus«. Dieser Satz markiert zusammen mit seinem Korrelar »Die 
Grenzen meiner Sprache sind die Grenzen meiner Welt« das Ende des Außerlingui- 
stischen. Sprache verliert den Charakter von Repräsentation oder Ausdruck und 
wird zum alleinigen Konstituens dessen, was wir als das Gesellschaftliche bezeich- 
nen oder als das Natürliche. Foucault und Derrida übernahmen dieses Diktum ohne 
das bei Wittgenstein noch präsente Bemühen um Sinn mitaufzunehmen. In einem 
Interview, veröffentlicht in »Power/Knowledge« (Foucault 1981), sagt Foucault, die 
Natur könne nicht losgelöst von den »sie« ın den Diskurs einbeziehenden Er- 
kenntnisprozessen verstanden werden. Mit anderen Worten, die Natur Kann nur in- 
nerhalb eines konstituierten Kontextes verstanden werden, nur so, wie sie innerhalb 
von Kultur artikuliert wird. Dies war ein fruchtbarer Schritt weg von der tradi- 
tionellen materialistischen Epistemologie, die an einer realistischen Wissenschafts- 
theorie und einer Widerspiegelungstheorie des Wissens festhält. Denn was durch 
Diskurstheorie gewonnen wird, ist, daß Wissenschaft und Wissen von der ideologi- 
schen Konnotation der Neutralität befreit wird. Nicht nur gesellschaftliches Wissen 
oder Politik, von Althusser als Ideologie bezeichnet, sondern alles Wissen wird im 
Kontext von Macht verstanden. Diskurs ist somit nie weit vom Spiel zwischen Herr- 
schaft und Widerstand entfernt. Doch genauso wie Foucaults Regeln für historische 
Untersuchungen das stillschweigende Verschwinden der Politischen Ökonomie, 
insbesondere der Produktion materiellen Lebens (das dem Bereich der seine streitba- 
re Macht verlierenden technischen Rationalität zugeordnet wird) mit sich bringen, 
eliminiert die Reduktion gesellschaftlicher Verhältnisse auf Diskursformationen die 
nun als »essentialistisch« gebrandmarkte Naturgeschichte. 

Seit Engels und Marx menschliche Gemeinschaften in einen naturgeschichtlichen 
Kontext gestellt, und wie Engels den Regeln naturwissenschaftlicher Forschung 
unterworfen haben, bemühen sich verschiedenste Strömungen der marxistischen 
Bewegung, die gesellschaftlichen Verhältnisse vom Ballast des wissenschaftlichen 
Marxismus zu befreien, von dem Beharren auf der Vorstellung, menschliche Ge- 
sellschaften seien »Organismen«, die der Physik — oder genauer der Physik des 18. 
Jahrhunderts — analogen Gesetzen gehorchen. Lukäcs’ viel gelobten Attacken auf 
Engels entlehnten vieles der neo-kantianischen »Geisteswissenschaft«, derzufolge 
gesellschaftliche Verhältnisse nur mittels der Interaktion von Beobachter und Beob- 
achtetem verstanden werden können, ein Prozeß, der die Objektivität des Gesell- 
schaftlichen strikt ausschließt. Lukäcs ging es darum, der Marx’schen Kritik des tra- 
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ditionellen Materialismus treu zu bleiben. »Geschichte und Klassenbewußtsein« 
versucht Gesellschaft »subjektiv als sinnliche menschliche Aktivität« zu verstehen, 
als eine Reihe von Praktiken und nicht als »Objekt der Anschauung«. (Was sich 
natürlich auf Marx’ Feuerbachthesen, insbesondere die 2. These bezieht): Seine 
epistomologische Kritik am späten Engels markiert einen Bruch mit dem Scienti- 
vismus der II. Internationale, derzufolge gesellschaftliche Transformation naturge- 
setzliche, von menschlicher Intervention unabhängige Macht besaß. 

Laclau und Mouffe schließen sich der zeitgenössischen Strömung des Post-Struktu- 
ralismus an, indem sie das Ende a priorischer Subjekte verkünden und sich implizit 
Lacans Lesweise Freuds zuordnen, des bedeutendsten Theoretikers des relativ un- 
sozialisierten Körpers dieses Jahrhunderts. Lacans emblematische Verkündung, das 
Unbewaußte sei »strukturiert wie die Sprache«, machte mit einem Mal die Freudsche 
Theorie der französischen linguistischen Philosophie kompatibel und beseitigte das 
entmutigendste Hindernis, das der die Hegemonie der Philosophie und Gesell- 
schaftstheorie des 20. Jahrhunderts dominierenden analytischen Strömung entge- 
genstand. Sexualität, wie Freud wie begreift, konnte durch Ausdrucksmittel wie 
Äußerung und Diskurs nur teilweise erfaßt werden. Ein Überrest, ein Überschuß 
entkam den herrischen Fängen der Sprache und störte die Anordnung des Gesell- 
schaftlichen. Für Freud stellte sich die Frage der völligen Konstitution des mensch- 
lichen Subjekts durch Sprache nicht, da für ihn die Grenzen der Sprache nicht die 
Grenzen der Welt bedeuteten (vgl. Freud 1930; Lacan 1973). 

In einem anderen Register postuliert Ernst Bloch die Mysterien des »noch nicht 
Bewußten«, die sich in Träumen offenbaren oder auf der Ebene der Gestik ver- 
bleiben, nie artikuliert werden, aber dennoch ins Handeln einfließen. Bloch behält 
den Impuls nicht-artikulierter Intuition, Willens und Verlangens bei, der für ihn 
vieles der Prozesse gesellschaftlichen Wandels zu erklären vermag. Manchmal ver- 
legt er wie die Frankfurter Schule das Verlangen in die Kunst, oder, wenn er po- 
litisch spricht, in die Jugend, für die das Verlangen Antrieb der Entwicklung ist. Es 
ist klar, daß für Bloch das Neue nicht nur eine Verkettung von Diskursen sein Kann, 
sondern auf die Präsens von Diskursen verweist, die durch »das noch nicht Be- 
wußte«, gegen das sich die bestehende Ordnung wendet, konstituiert sind. Blochs 
Beitrag wirft ebenso wie der Freuds die Frage nach der Wirksamkeit des Rationalis- 
mus als Methode zur Erklärung historischer Ereignisse und Veränderungen auf. 
Bloch versucht, indem er die neo-romantische Vorstellung von Zeit als gesellschaft- 
licher Kategorie aufnimmt und die Rationalisierung des Unbewußten ablehnt, das 
Subjekt als vom Standpunkt gesellschaftlicher Ordnung indeterminiert zu postulie- 
ren, da es durch ein anderes »Jetzt« konstituiert ist, als die herrschende technisch 
vermittelte Zivilisation. Weiter argumentiert er, daß das »noch nicht Bewußte« im 
prä-linguistischen Feld angesiedelt ist, wo das Verlangen gegen die Grenzen des 
vorherrschenden Diskurses um Artikulation kämpft. 

Wie sollen wir aus der Perspektive Laclaus und Mouffes die Tschernobyl-Kata- 
strophe und andere Atomkatastrophen verstehen? Die Mentalität, die die Entwick- 


162 Stanley Aronowitz 


lung von Atomenergie und Atomwaffen zuläßt, ist durch Diskurse geprägt, in der 
Natur ausschließlich durch Technologie konstituiert ist. Doch die Ereignisse selbst 
verweisen auf eine Revolte dominierter Natur. Ob die äußere Natur von Menschen 
unabhängigen Gesetzen gehorcht, läßt sich diskutieren. Über jeden Zweifel erhaben 
ist jedoch ihr auf Autonomie drängendes Moment, ist, daß sie ein Subjekt ist, deren 
Regeln zu ignorieren schwerwiegende Konsequenzen für die Menschheit zu haben 
droht. Dies ist die Überzeugung der Ökologiebewegung. Ihre Kritik an der ver- 
gegenständlichten Arroganz technologischer Gesellschaften, die ihre post-aufklä- 
rerischen Diskurse prägt, ist von sozialistischer Seite, ob libertär, autoritär oder 
demokratisch, kaum wahrgenommen worden. Laclau und Mouffe müssen die Er- 
fahrungen der Konfrontation mit den Resultaten dieser Technologien, etwa der Gen- 
technologie oder auch nur gewöhnlicher industrieller Praktiken, etwa der Chemie, 
die in den letzten zehn Jahren Gelegenheit für einen neuen Blick auf die Vorstellung 
vom Primat der Praxis über das Objekt gegeben haben, erst noch aufarbeiten. Mög- 
licherweise ist der gleitende Signifikant Diskurs ohne Objekt und die damit zusam- 
menhängenden Doktrinen des Primats des Kulturellen mehr als eine literarische 
Stilblüte. Die Philosophie der Semiotik ist im Gegensatz zu ihren deskriptiven Ver- 
fahren der kulturelle Ausdruck der Beherrschung der Natur, welche gegenwärtig zu 
einer destruktiven materiellen Kraft geworden ist. 


IV 


Die Bedeutung von »Hegemony and Socialist Strategy« liegt in dem bahnbrechen- 
den Versuch, die literarische und philosophische Kritik des Post-Strukturalismus zu 
politisieren. Laclaus und Mouffes Diskurs bleibt engagiert, wenn er auch nicht einer 
existierenden Partei oder Ideologie verbunden ist. Es handelt sich um eine »politi- 
sche Vorstellung«, die »radikal libertär und politisch unendlich ambitionierter ist, 
als die klassische Linke«. Sie zielen darauf, die demokratische Revolution auf »Ge- 
sellschaft und Staat als Ganzes« auszudehnen und eine Alternative zu den Spielarten 
des Staatssozialismus zu schaffen, die in ihren Augen als Vermächnis der jakobini- 
schen (sprich elitären) Traditionen der französischen Revolution nur danach stre- 
ben, das Eigentum an und die Kontrolle über die Produktionsmittel zu ändern, dabei 
aber die bürgerliche Gesellschaft und den repressiven Staatsapparat mehr oder we- 
niger unberührt lassen. Für Laclau und Mouffe hat die demokratische Revolution 
Vorrang vor dem Sozialismus, der eh nicht länger als determinierte Negation des 
Kapitalismus zu betrachten ist. Zudem haben die Arbeiterbewegungen entgegen den 
Erwartungen der Marxisten, sie würden die Überwindung der Produktionsbedin- 
gungen anstreben, ihre politischen Vorstellungen innerhalb der bestehenden Ver- 
hältnisse bestimmt, was eindringlich darauf verweist, daß das von der Linken aus- 
erkorene Subjekt historischer Veränderungen die ihm zugewiesene Rolle verwei- 
gert hat. 
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Laclau und Mouffe verzichten auf eine allgemeine Theorie der Politik und setzen 
stattdessen ihre Hoffnungen auf die im Verlauf der letzten beiden Jahrzehnte in Er- 
scheinung getretenen neuen sozialen Bewegungen. Keinesfalls jedoch betrachten 
sie die feministische-, die Ökologie-, oder irgendeine andere neue soziale Bewegung 
als transzendentalen Garanten der Befreiung. Claude Lefort folgend, regen sie an, 
den »Ort der Macht als leeren Raum« zu betrachten, der auf nicht determinierte 
Weise durch diejeinigen radikalen Diskurse gefüllt wird, denen es gelingt, das Feld 
hegemonialer Praktiken zu betreten. Keine von ihnen genießt jedoch Vorrang in 
dem Sinn, daß ihr aufgrund irgendwelcher Bedingungen vorweg der höchste Rang 
im Pantheon politischer Antagonismen zukommen würde. 

Somit wird die liberale Vorstellung von demokratischem Pluralismus so transfor- 
miert, daß sie als politische Kategorie zum Ausdruck der Autonomisierung dispara- 
ter Diskurse und Kämpfe, sowie ihrer Gleichwertigkeit wird — Gleichheit in der 
gesellschaftlichen Sphäre. Laclau und Mouffe sind so damit befaßt, den dem Mar- 
xismus von Anbeginn eigenen Autoritarismus aufzuzeigen, daß bei ihnen Begriffe 
moralischer, diskursiver oder irgendeiner anderen Art Autorität, keinen Platz mehr 
finden. Sie teilen die vielen Formen libertären Denkens eigentümliche Verwirrung 
von Autorität und Autoritarismus, was sie davon abhält, sich überhaupt damit zu be- 
fassen, was geschieht, wenn soziale Bewegungen Macht gewinnen. Nicht nur Macht 
in der bürgerlichen Gesellschaft oder im Staat, sondern auch moralische Autorität, 
die sie in die Lage versetzt, die Tagesordnung linker Politik zu bestimmen. 

Um Autorität, die nicht mit Herrschaft einhergeht, zu begreifen, müßte man kon- 
krete Untersuchungen der jüngsten Erfahrungen in Ländern wie Südafrika, Polen 
oder Brasilien vornehmen, von denen jedes eine Allianz zwischen aufständischen 
Arbeitern und der Kirche hervorgebracht hat. Denn die Arbeiterbewegungen dieser 
Länder agieren innerhalb sozialer Antagonismen, in denen ihre partikularen For- 
derungen als Arbeiter mit den allgemeinen Forderungen nach Freiheit von Diktatur 
zusammentreffen. Militante Arbeiterbewegungen konnten in diesen Fällen als ein, 
wenn nicht vielleicht auch nicht das handelnde Subjekt anderen sozialen Bewegun- 
gen gegenüber — die demokratische Bewegung der Intellektuellen eingeschlossen — 
moralische Autorität ausüben. Da die Arbeiterbewegungen dieser sich industriali- 
sierenden Länder, in denen der repressive Staat nahezu alle Zügel in der Hand hielt, 
in einen sehr leeren Raum stieß, waren es demokratische Forderungen, die die poli- 
tischen Vorstellungen der Arbeiterbewegungen ebenso dominierten, wie die ande- 
rer sozialer Bewegungen. In Brasilien führten die Massenstreiks der Jahre 1978/79 
zur Formierung einer breiten Arbeiterpartei, die eine Herausforderung für die tra- 
ditionelle Opposition gegen das Militär darstellte, weil sie die von der alten brasi- 
lianischen Linken vertretene Strategie der demokratischen Front zugunsten einer 
radikaldemokratischen Politik aufgab. In Polen sah sich die demokratische Arbeiter- 
bewegung mit dem Staatssozialismus konfrontiert. In beiden Ländern schlug sich 
die katholische Kirche auf die Seite der Arbeiter. Die brasilianische Kirche ruft zur 
Rückbesinnung der bürgerlichen Gesellschaft auf »Basisgemeinden« auf und ver- 
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sucht gleichzeitig den Staat zu bewegen, seine Kontrolle über das Erziehungswesen 
und die Arbeitsplatzgestaltung aufzugeben. Die brasilianischen sozialen Bewe- 
gungen sind entweder der neuen Arbeiterbewegung verbunden oder der demokra- 
tischen Front. Selbst die Arbeiterbewegung ist gespalten. Es steht außer Frage, daß 
die Auseinandersetzungen um die gesellschaftliche Hegemonie zum Auftreten 
neuer Subjekte geführt hat, in erster Linie von Arbeitern. 

Die Gemeinsamkeiten liegen auf der Hand: In jedem dieser Länder tat sich der au- 
toritäre Staat mit multinationalen Konzernen zusammen, um ein Entwicklungsmo- 
dell zu schaffen, das teilweise auf einer Proletarisierung der Landbewohner beruhte, 
ohne jedoch die Vorzüge bürgerlich demokratischer Revolutionen zu bieten. Was 
entstand, war eine Arbeiterklasse ohne Rechte. Insoweit ist das Entwicklungsmuster 
durchaus der industriellen Revolution Großbritanniens und anderer europäischer 
Länder vergleichbar. Aber anders als in Situationen, wo die Kämpfe der Arbeiter um 
demokratische Rechte mit der vorherrschenden demokratischen Ideologie, wie sie 
im parlamentarischen Staat vergegenständlicht ist, konfligiert, setzen die Machtha- 
ber dieser Länder ausschließlich auf Massenkonsum, eine fordistische Lösung, mit 
der sie den Forderungen der Arbeiter nach Gewerkschaftsautonomie und politischer 
Beteiligung zuvorkommen versuchen. 

Die Arbeiterklasse wird als eigenständige ökonomische Kategorie nicht nur durch 
die umfangreichen Invstitionen, die Landfluchtpolitik etc., Konstituiert, sondern 
durch den Globalisierungseffekt der ökonomischen Entwicklung auch diskursiv als 
Klasse. Ob brasilianische Bourgeoisie, kommunistische Partei Polens oder weiße 
Minderheit in Südafrika, sie alle streben eine nationale Bewegung an, die keine 
Massenbasis im sich entwickelnden Proletariat hat. Folglich korrespondieren die de- 
mokratischen Forderungen der Arbeiter dieser Länder mit denen der Intellektuellen 
(teils in den Kirchen, teils in den Universitäten). Diese Koalition gewinnt in Brasil- 
ien und Südafrika zugleich demokratischen und anti-Kapitalistischen Charakter, in 
Polen richtet sie sich gegen die neue Klasse. Obwohl in der Form recht unter- 
schiedlich, ist doch die Struktur der demokratischen Opposition dieser drei Bewe- 
gungen in vielerlei Hinsicht bemerkenswert ähnlich. 

Diese Darstellung unterscheidet sich vom traditionellen marxistischen Verständnis 
von Klassen und Klassenkämpfen. Die demokratische Bewegung Brasiliens ent- 
stand unter spezifischen Bedingungen, die sie vom polnischen Fall unterscheiden. In 
beiden Fällen war die Ausformung der politischen Kämpfe durch ein Zusammen- 
treffen von repressivem Staat, schneller Industrialisierung und der Geschichte revo- 
lutionärer und sozialistischer Diskurse bestimmt, sowie von den konkreten Umstän- 
den, die eine aufständische Arbeiterbewegung hervorbrachten. Die Präsenz eines 
charismatischen Führers innerhalb der Metallindustrie sowie unter den südafrika- 
nischen Bergarbeitern — typischen Führungssektoren entwickelter kapitalistischer 
Länder — war dabei sicher nicht der Unwesentlichste. Es steht außer Frage, daß in 
diesen Prozessen — großteils zufällig und auf Grund nicht beabsichtigter Konse- 
quenzen — Subjekte geformt wurden, die überdeterminiert sind. Hierdurch sollte 
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deutlich geworden sein, daß, konstituiert als intellektuelle und moralische Führung, 
Hegemonie in solchen Situationen zu einer gesellschaftlichen Kategorie wird. Die 
Rolle der Intellektuellen ist in solchen Situationen von großer Bedeutung, aber zwei- 
schneidig. Die brasilianische Arbeiterbewegung kooperiert zwar mit Intellektuellen, 
ist ihnen aber in keiner Weise untergeordnet. Die Intellektuellen der Kirche und die 
vereinzelten marxistischen Akademiker bilden innerhalb der komplexen Allianz der 
Arbeiterpartei relativ abgesonderte Diskursformationen. Die Metallarbeiter haben 
auf jeder Stufe der ideologischen Auseinandersetzung ihre Positionen selbst artiku- 
liert, eingeschlossen die Vision der von ihnen angestrebten Gesellschaft - ihre poli- 
tischen Vorstellungen würden Laclau und Mouffe das nennen. Es bedarf keiner Er- 
wähnung, daß ihre politische Vorstellung, sich von denen unterscheidet, die von der 
Arbeiterbewegung nicht unmittelbar verbundenen Intellektuellen artikuliert wird. 
Zusammengefaßt: Will man Diskurstheorie mit ihrem eigenen a priori konfrontie- 
ren, erweist es sich als hilfreich, das Prinzip »historischer Spezifik« rigoros auf die 
Artukulation radikal-demokratischer Politik, wie Laclau und Mouffe sie vertreten, 
anzuwenden. Man wünschte ihre Auseinandersetzung mit der Literatur wäre durch 
Fallstudien ergänzt worden. Solche Studien wären auf Momente von Hegemonie 
ohne Herrschaft gestoßen, wodurch Laclaus und Mouffes Verwirrung von Auto- 
ritarismus und Autorität ebenso korrigiert worden wäre, wie die von dem einen 
Subjekt und einem Komplex von Subjekten. Verachtete Diskurse des 19. Jahrhun- 
derts wie die Politische Ökonomie und die Naturgeschichte hätten dann ihren Platz 
unter der Vielzahl der das Gesellschaftliche konstituierenden Positionen eingenom- 
men. Dennoch verdient »Hegemony and Socialist Strategy« eine sorgfältige LekK- 
türe. Es wirft Fragen auf, die bisher ein Schattendasein am Rande des traditionellen 
linken Diskurses führten, vor allem bei leninistischen Zirkeln, aber auch bei de- 
mokratischen Sozialisten. Gerade im Zuge der derzeitigen Krise bietet das Buch 
Gelegenheit, das Vermächtnis einer diskreditierten Vergangenheit beiseite zu legen 
und neu zu beginnen. 

(Übersetzung aus dem Englischen von David Weißert) 
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Thomas Lindenberger 
Das »empirische Idiom«: Geschichtsschreibung, Theorie und 
Politik in The Making of the English Working Class 


Zusammenfassung: Anläßlich der deutschen Übersetzung von Edward P. Thomp- 
son, The Making of the English Working Class (Die Entstehung der englischen 
Arbeiterklasse, Frankfurt a.M. 1987) wird die historiographische Funktion des Er- 
fahrungsansatzes in diesem Klassiker der westeuropäischen Sozialgeschichte unter- 
sucht - in expliziter Abgrenzung zu deutschen und englischen Rezeptionsweisen, die 
ausschließlich die klassentheoretische, also auf den historischen Gegenstand »Ar- 
beiterklasse« bezogene Bedeutung von »Erfahrung« diskutieren. Interpretiert man 
The Making als eine an bestimmte historische Konstellationen (Anfang der 60er in 
GB) gebundene Autor-Leser-Interaktion, so werden die historischen Schilderungen 
Thompsons auch als Interpretationen je spezifischer Erfahrungen der britischen 
Linken erkennbar. Diese im »empirischen Idiom« dichter Beschreibungen und nicht 
in der »Hochsprache« theoretischer Abstraktionen zu verarbeiten, machte die über 
fachliche Belange weit hinausreichende politische Bedeutung von The Making aus. 


Warum noch über The Making, jenen Klassiker einer erfahrungsorientierten Sozial- 
geschichte, schreiben?! Die »neuen Themen« der Sozialgeschichte sind, ein Vier- 
teljahrhundert nach seinem ersten Erscheinen, auch bei uns nicht mehr neu: Ge- 
schichte des Alltags, der Erfahrungen und Mentalitäten, der Geschlechter, von Alter, 
Sexualität und Tod, ... all das und noch vieles mehr ist deutschsprachigen Leser/ 
innen in den letzten Jahren als Alternative zur objektivistischen Strukturgeschichte 
präsentiert worden. Gestützt auf den Übersetzungs-Import westeuropäischer Histo- 
riographien v.a. aus Frankreich, Italien und England hat die Erforschung dieser Ge- 
genstände auch in der deutschen Zunft begonnen, begleitet von einer außerzünftigen 
Basisbewegung, den Geschichtswerkstätten. Mittlerweile hieße es also Eulen nach 
Athen tragen, aus Anlaß eines »Nachzüglers« dieser Importwelle, nämlich der deut- 
schen Übersetzung von The Making of the English Working Class (Die Entstehung 
der Englischen Arbeiterklasse) von Edward Palmer Thompson noch extra ein Wort 
über dessen herausragende Bedeutung für die Entstehung des erfahrungsgeschicht- 
lichen Ansatzes im angelsächsischen Marxismus zu verlieren. Kaum eine deutsch- 
sprachige Abhandlung über »Arbeiterkultur«, »frühe Arbeiterbewegung«, »vor- 
industrielle Unterschichten« oder »Volksradikalismus« kommt ohne einen Hinweis 
auf The Making aus. Und ähnlich wie in Großbritannien wird The Making auch bei 
uns — mit entsprechender Zeitverschiebung - in die Fachdiskussion zur Geschichte 
der Arbeiterklasse im allgemeinen einbezogen, und das zu Recht mit einigen kriti- 
schen Vorbehalten (Kocka 1983, Spohn 1984). 
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»Die Kontroverse um die Alltagsgeschichte« (Seibt 1987) geht mittlerweile jedoch 
um mehr als die Daseinsberechtigung von »Alltag« oder »Erfahrung« als Gegen- 
stände historischer Forschung. Ginge es nur um Fragen der Arbeitsteilung, Könnten 
historische Sozialwissenschaft und Alltagsgeschichte auf Grundlage der wechsel- 
seitigen Anerkennung von Stärken und Defiziten ihre Terrains abstecken und fried- 
lich nebeneinander arbeiten. Gelegentlich schreiben aber Historiker/innen Bücher; 
ihres Amtes ist ja bekanntlich nicht nur die Geschichtsforschung, sondern — und das 
ist keine Trivialität— auch die Geschichtsschreibung. Und auf diesem Gebiet spricht 
beispielsweise der »Papst« der westdeutschen Sozialgeschichte, Hans Ulrich Weh- 
ler, den erfahrungsgeschichtlichen Ansätzen jede umfassende Kompetenz rundweg 
ab: Zu einer Geschichte der Epoche oder der Gesellschaft »als ganzes« könne diese 
in ihrer auf den Horizont der historischen Akteure beschränkten Perspektive nichtim 
Stande sein. Im Rahmen dieser Frontstellung zwischen Strukturgeschichte und 
Erfahrungsgeschichte — so mein diesem Aufsatz zugrundeliegendes Motiv - ist 
Thompsons The Making erneut zu untersuchen und für unsere deutsche Diskussion 
»auszuschlachten«. The Making ist ein meisterhafter Beleg dafür, »daß die histori- 
sche Darstellung nicht bloß die übersichtliche Zusammenstellung der Forschungs- 
ergebnisse, sondern ein eigener Erkenntnisakt ist«; ja, man Könnte es sogar als einen 
Vorläufer jener von Gustav Seibt kürzlich in der FAZ geforderten »neue(n) Form der 
Geschichtsdarstellung« ansehen, »die konsequent mehrere Ebenen und Perspek- 
tiven nebeneinander verwirklicht, ohne sie zu harmonisieren« (Seibt 1987: 36). In 
diesem Sinne will ich im Folgenden den zahlreichen klassentheoretischen Übungen 
zu The Making keine weitere hinzufügen, sondern mich diesem Werk als einem 
politisch-literarischen Ereignis nähern. Dies schließt neben einer kurzen Präsenta- 
tion der wichtigsten Inhalte (»Antiorthodoxien«) einen Blick auf die Rezeptionsge- 
schichte und einige textimmanente Beobachtungen zur Funktion des Erfahrungs- 
ansatzes ein. Dem will ich aber noch eine kurze kritische Bemerkung zur deutschen 
Rezeption von The Making vorausschicken. 

Grob gesprochen lassen sich zwei Phasen der Beschäftigung mit The Making im 
deutschsprachigen Raum unterscheiden. Michael Vesters Die Entstehung des Pro- 
letariats als Lernprozeß erschien 1970 in der Reihe »Veröffentlichungen des Psycho- 
logischen Seminars der TU Hannover«. Man darfes wohl getrost als eine zeittypische 
Mixtur aus studentenbewegtem Seminarmarxismus und Second-hand-Geschichte 
bezeichnen: Lediglich um die Darstellung der chartistischen Wahlrechtsbewegung 
1834-48 ergänzt deckt es sich thematisch weitgehend mit Thompsons Vorlage. Ve- 
sters »Verdienst« besteht darin, etwas »Systematik« in Thompsons mitunter unzu- 
sammenhängend anmutende Geschichten zu bringen:.Die Entstehung der englischen 
Arbeiterklasse wird rigoros über den zyklen-, lern-, kommunikations- und system- 
theoretischen Leisten gebrochen, angeordnet in der klassischen Dichotomie »Das 
Proletariat als Objekt« (Teil D—»Das Proletariat als Subjekt« (Teil ID). Doch weniger 
in diesen eigenen — dem Thompsonschen historiographischen Projekt im übrigen 
vollkommen äußerlichen — Zutaten als in der Verbreitung (das Buch erlebte mehrere 
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Auflagen) liegt seine Bedeutung. Auf die Forschungspraxis im Bereich der Arbei- 
tergeschichte hat es kaum Einfluß gehabt. 

Die einzige Gemeinsamkeit mit der zweiten Rezeptionsphase seit Ende der siebziger 
Jahre besteht in der Tatsache eines in erster Linie theoretisierenden Zugriffs auf The 
Making. Allerdings haben sich die Bedürfnisse gewandelt: Mittlerweile ist Thomp- 
son auch in der westdeutschen Sozialgeschichte »angekommen«, seine jüngeren 
Aufsätze über die Geschichte vorindustrieller Unterschichten werden übersetzt 
(Thompson 1979, 1980a) und inspirieren zu eigenen Forschungen?. The Making mit 
seinen knapp eintausend Seiten mit seiner oftmals »unbequemen« Erzählstruktur 
und den hohen sprachlichen Anforderungen blieb von dieser Welle der Thompson- 
Entdeckung weitgehend ausgespart. Das erwachende historische Interesse der 
Linksintellektuellen konzentrierte sich im Zuge des »Abschieds vom Proletariat« 
lieber auf »vorindustrielle« bzw. im Zuge der kapitalistischen Entwicklung und 
deren Geschichtsschreibung marginalisierte und verdrängte Thematiken: Frauenge- 
schichte, Hexenverfolgung, Familiengeschichte, Alltag und Region, aber nicht La- 
denhüter wie Klassenbewußtsein und Klassenkampf waren gefragt. Eine (einsame?) 
Ausnahme bilden die Arbeiten von Wilfried Spohn (1984, 1985). Lediglich in der 
Fachhistorie und bei Gelegenheit des Vorwortsschreibens für Thompsonsche Auf- 
sätze wurde kurz zu The Making Stellung genommen. Dabei kam die schon bei Ve- 
ster zu beobachtende Import-Methode der kombinierten Ansätze zum Zuge. Einige 
Beispiele: 

Jürgen Kocka stellte 1980 eine Verknüpfung von historischer Mobilitätsforschung, 
orientiert an der US-amerikanischen Thernstrom-Schule, mit den zentralen Frag- 
estellungen nach der Konstitution des Proletariats (d.h. insbesondere Bedeutung der 
Gemeinschaftsbeziehungen, Lebensweise), wie sie zum ersten Mal von Thompson 
als intergrierter historischer Gegenstand abgehandelt wurden, vor.’ Während er an 
anderer Stelle ein weitgehendes Unverständnis der Thompsonschen Darstellung 
offenbarte*, übernimmt er seine Fragestellungen (z.B. die nach der Bedeutung hand- 
werklicher und manufakturieller Arbeitergruppen vor dem Übergang zum Fabrik- 
system für die Entstehung der Arbeiterklasse), wobei er aber mit einem völlig an- 
dersgearteten Begriffsystem arbeitet: Die nach Weber gedachten »ökonomischen«, 
»sozialen« und »politischen Klassen« tauchen bei Thompson nicht nur nicht auf, 
sondern sind seiner »holistischen« und die Erfahrungen der historischen Akteure in 
den Mittelpunkt stellenden Herangehensweise diametrial entgegengesetzt. Man- 
gelnde begriffliche Schärfe (die zu einem anti-analytical mood in der Sozialge- 
schichte beigetragen haben) muß durch definitorische Strenge ausgeglichen werden. 
Sonst weiß der Leser ja am Ende nicht, wer denn nun zur Arbeiterklasse dazugehört 
und wer nicht, diese Handwerker oder jene Dienstboten?? 

Auf ein ähnliches Phänomen stoßen wir in dem Vorwort, daß Dieter Groh 1981 als 
Herausgeber einer Sammlung Thompsonscher Aufsätze in deutscher Sprache voran- 
stellte. Auch er diagnostizierte einen Theoriemangel: zuviel »Subjektivität«, d.h. 
Beschränkung auf die gelebten Erfahrungen der historischen Akteure, bei fehlender 
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Einordnung in objektiv faßbare Tatbestände. Grohs Remedur stammt im wesentli- 
chen aus Frankreich und heißt »Habitus-Ansatz-von-Bourdieu«: In begrifflich äu- 
Berst gedrängter, um nicht zu sagen, opaker Definitionsakrobatik wird die Vermitt- 
lung von Subjekt und Objekt in der Instanz des je historisch gegebenen Habitus als 
methodische Mehrzweckwaffe zum Ausgleich der Thompsonschen Desiderata an- 
gepriesen (Thompson 1980a: 23-27). 

Das Problem dieser Autoren, die sich um eine fruchtbare »Eindeutschung« der 
Thompsonschen Verdienste für die Geschichte der Arbeiterklasse bemühten, liegt 
auf der Hand. Seine Entdeckung ist auch alles andere als originell und fast genauso 
alt wie The Making selbst. Es gebricht dieser »Zusammenstellung von Untersuchun- 
gen miteinander verwandter Themen«® offensichtlich an einer die Vielfalt der Ein- 
zelproblematiken umspannenden »Mega-Theorie«, sei es der Klassenkonstitution 
1.e.S., seies der Vermittlung von Subjektivität und Objektivität im historischen Pro- 
zeß im allgemeinen. Alle diesbezüglichen Erwartungen und Ambitionen — dies auch 
als Warnung an die neuen deutschen Leser/innen — werden dank der conceptional 
vagueness (Kocka) zunächst enttäuscht. Und insofern sind die Bemühungen derjeni- 
gen, die sich in ihrer Forschungsarbeit von Thompsons Pionierstudie — wie eine 
ganze Generation angelsächsischer Historiker/innen schon vor 20 Jahren — anregen 
lassen wollen und daher zur Rezeptionsmethode des kombinierten Ansatzes greifen, 
durchaus verdienstvoll. Das kann der deutschen Sozialgeschichtsschreibung auf 
diesem Gebiet nur nützen. Zugleich werden so aber die Ursachen für den ernormen 
Einfluß von The Making sowohl auf die theoretische Kultur der Linken als auch auf 
die Entwicklung der Sozialgeschichte im angelsächsischen Bereich verfehlt. Es 
wird nicht (oder zu wenig) thematisiert: Wer schreibt da gegen wen und unter 
welchen ideologischen und politischen Bedingungen? Und an wen richtet er sich 
dabei? Warum macht ein englischer Marxist 1963 die frühe Arbeiterklasse seines 
Landes zum Helden einer »großen Erzählung«? Das Verdrängen dieser »Randbe- 
dingungen« historiographischer Produktion ist nicht zuletzt Symptom einer Akade- 
mikerhistoriographie in unserem Sprachraum, die bis vor kurzem nur noch sich 
selbst als Adressaten kannte. Beginnen wir daher nun mit der Erörterung der histo- 
rischen Konstellationen, in denen dieses Buch geschrieben, gelesen und verarbeitet 
worden ist. 


Anti-Orthodoxien 


Einige direkte Hinweise auf den wissenschaftsgeschichtlichen und damit auch poli- 
tischen Kontext finden wir explizit im Vorwort. Thompson benennt verschiedene 
»Orthodoxien« seiner Zeit — 1963 — gegen die seine Darstellung gerichtet ist. Auf 
der bürgerlichen Seite sind es die »new economic history«, d.i. eine kapitalismus- 
apologetische, streng quantitativ argumentierende Richtung der Wirtschaftsge- 
schichte; der Fabianismus als reformistische Doktrin der englischen Arbeiterbe we- 
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gung und die sogenannte »Pilgrim’s Progress«-Orthodoxie, die in den Anfängen 
der Arbeiterbewegung in erster Linie nach Vorläufern des britischen Wohlfahrts- 
staates sucht und alle gescheiterten und »verlorenen« Strömungen in dieser Ent- 
wicklung ausblendet. (11)7 

Über die kontroversen historischen Einzelthemen hinausgehend baut Thompson 
noch eine weitere Front im Vorwort auf: Die Diskussion um den Klassenbegriff. 
Seine Untersuchungen sind zugleich gegen funktionalistische Ansätze in den zu die- 
ser Zeit vorherrschenden angelsächsischen Gesellschaftswissenschaften gerichtet, 
die die Begriffe »Klasse« und v.a. »Klassenkampf« (class conflict) für falsch (soll 
heißen: nicht im funktionalistischen Sinne system-immanent) oder bestenfalls ob- 
solet halten. Eine weitere von Thompson angeführte Variante der Entschärfung des 
Klassenbegriffs reduziert diesen auf ein Bündel von ökonomisch, sozial und kul- 
turell determinierten Statuszuweisungen (Dahrendorf), womit in ' Thompson Augen 
diesem Begriff seine historische Dimension genommen wird. Hinsichtlich des Klas- 
senbegriffs gelten Thompsons Angriffe dabei gleichermaßen der marxistischen Or- 
thodoxie, da diese ebenfalls zu einer reifizierenden Vorstellung von Klasse neigt. 
Dem setzte er sein berühmtes »class is a relationship, and not a thing« entgegen.® 
Erst die Vorstellung eines durch Stellung zu den Produktionsmitteln definierten und 
in statistischen Maßzahlen sich niederschlagenden Objekts »Klasse« ermöglicht 
demnach die sattsam bekannte Ableitungskette von der »objektiven« Klassenlage 
über das »notwendige Klassenbewußtsein« zur Stellvertreter-Politik durch Parteien 
und Theoretiker. (8f.) 

Anhand eines Überblicks über die wichtigsten Thematiken in The Making will ich 
die historiographische Umsetzung dieser Kritiken veranschaulichen. 

Schon in der Anlage wird die Maxime »Klasse ist eine Beziehung, kein Ding« er- 
kennbar. Anders als in etlichen »konventionellen« Darstellungen wird die Entste- 
hung der englischen Arbeiterklasse nicht entlang dem marxistischen Instanzen- 
schema »Ökonomie«/»Soziales«/»Politik« gegliedert’, sondern als eine sich über 
einen Zeitraum von etwa zwei Generationen (1780 bis 1830) erstreckende Konflikt- 
geschichte (Teile I und II), in die ein struktur- und erfahrungsgeschichtlicher Teil 
(U) eingebettet ist, erzählt. Teil I- »Der Freiheitsbaum« - handelt von den Anfängen 
unterschichtiger sozialrevolutionärer Strömungen des Commonwealth unter Oliver 
Cromwell: Thompson trägt hier die vielfältigen religiösen und plebejischen Tradi- 
tionen zusammen, deren Erfahrungen in der Opposition zum Ancien Regime des 18. 
Jahrhunderts unmittelbare Voraussetzungen für die Entstehung von Klassenbewußt- 
sein während der kapitalistischen Industrialisierung waren. Als erste Bündelung und 
Höhepunkt dieser »Vorgeschichte« schildert er besonders ausführlich die jakobini- 
sche Volksbewegung zu Beginn der 1790er Jahre, die durch die Reaktionsperiode 
der Koalitionskriege bis hin zur Niederwerfung des napoleonischen Frankreichs be- 
endet wurde!°. Mit der »Arbeiterklasse« i.e.S. scheint dieser Teil noch wenig zu tun 
zu haben, dafür aber um so mehr mit den vielfältigen sozialen Beziehungen und 
Erfahrungen, die überhaupt erst die historische Grundlage für die Entstehung eines 
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spezifischen Klassenbewußtseins bilden: Angefangen über den Antiklerikalismus 
der kleinen Leute in Staatskirche oder diversen Sekten über den Kampf um Ver- 
sammlungs- und Presserecht bis hin zur Verteidigung sozialer Besitzstände, wenn es 
etwa um die Beibehaltung der vorkapitalistischen »moralischen Ökonomie« durch 
Brotkrawalle geht. 

Der 2. Teil befaßt sich unter dem Titel »Adams Fluch« v.a. mit den durch die In- 
dustralisierung und Durchsetzung kapitalistischer Ausbeutungsverhältnisse beding- 
ten Veränderungen der sozialen Lage und des Lebensstandards der Unterschichten. 
Thompson argumentiert gegen die »optimistische« Bilanz der Industriellen Revolu- 
tion durch die akademische Wirtschaftsgeschichte (die erwähnte new economic 
history), die aufgrund langer Zeitreihen eine Zunahme des Pro-Kopf-Verbrauchs an 
Konsumgütern feststellt. Er setzt nicht nur die methodische Fragwürdigkeit von na- 
tionalen Durchschnitten gegen diese Bilanz (ein Problem, das mittlerweile z.T. 
durch bessere statistische Verfahren gelöst ist), sondern insistiert auf den einschnei- 
denden Veränderungen in den gelebten sozialen Beziehungen, unter denen es even- 
tuell zu einer gesteigerten Lebenshaltung für Teile der Gesellschaft gekommen sein 
mag: 

»Jede Bewertung der Lebensqualität muß auch eine Einschätzung der gesamten Lebenserfahrung der 
betreffenden Menschen, ihrer vielfältigen Bedürfnisse oder Entbehrungen sowohl in kultureller als auch 


in materieller Hinsicht umfassen. So gesehen besitzt die ältere ‘katastrophische’ Sicht der Industriellen 
Revolution immer noch volle Gültigkeit.« (476) 


Eine weitere antiorthodoxe Stoßrichtung dieses Teils ist in der exemplarischen 
Untersuchung von Arbeitergruppen zu sehen, die in den klassischen Legenden von 
der Konstituierung des Proletariats eher stiefmütterlich behandelt werden: Jene nicht 
zum vermeintlichen »Kern« des modernen Proletariats gehörenden Arbeiter, die 
nicht in der Fabrik als dem symbolischen Ort des heraufziehenden Kapitalismus, 
sondern auf großen Landgütern, in kleinen Manufakturbetrieben oder bei sich zu 
Hause, als Heimarbeiter ausgebeutet wurden. Der von Engels in die Welt gesetzten 
und von Sozialhistorikern aller Schattierungen aufgegriffenen Gleichung »Dampf- 
kraft plus Baumwollspinnerei = neue Arbeiterklasse« (Vgl. MEW 2: 237) setzt er 
die Erfahrungen der quantitativ weitaus bedeutsameren Weber, Landarbeiter und 
Handwerker mit den Veränderungen ihrer Arbeits- und Lebenswelt während der 
Ausbreitung kapitalistischer Produktionsverhältnisse entgegen. Sie sind es, die den 
Ausgangspunkt für die ersten politischen Klassenaktionen bilden, wohingegen die 
Fabrikarbeiter bis in die vierziger Jahre hinein eine vergleichweise weniger aktive 
Minderheit bilden. 

Der 3. umfangreichste Teil bündelt diese zahlreichen ausgelegten Fäden und ver- 
knüpft sie zu einer politischen Sozialgeschichte Englands in den ersten drei Jahr- 
zehnten des letzten Jahrhunderts. Fluchtpunkt ist die »Präsenz der Arbeiterklasse« 
(so der Titel dieses Teils), d.h. jener Moment, in dem eine eindeutig mit Klassen- 
positionen zu identifizierende politische Reformbewegung (nämlich die Bewegung 
für das gleiche, besitzunabhängige Männerwahlrecht) auf nationaler Ebene in die 
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Auseinandersetzungen eingreift und eine Neuordnung der politisch-sozialen Fron- 
ten herbeiführt: Die bislang mit den Arbeitern verbündeten bürgerlichen Wahl- 
rechtsreformer lassen sich 1832 auf einen Kompromiß mit den alten Eliten ein, der 
das Wahlrecht bis in das besitzende Kleinbürgertum hinunter ausweitet, aber aus 
Angst vor den revolutionären Konsequenzen eines allgemeinen Wahlrechts die Be- 
sitzlosen ausschließt. Hier ist Thompson als Marxist unschwer indentifizierbar: 
Auch für ihn bildet die Trennung der proletarischen oder sozialen von der bürger- 
lichen Demokratie den vorläufigen Schlußpunkt in der Entwicklung von Klassen- 
bewußtsein, auch für ihn ist dieses Klassenbewußtsein charakterisiert durch die 
Kombination von Integration gemeinsamer materieller Interessen über verschiedene 
Branchen und Herkunftsgruppen hinweg mit gemeinsamer Frontstellung gegen ei- 
nen zwar vielgestaltigen, aber aus Erfahrung als die herrschenden Klassen identifi- 
zierbaren Gegner. Entscheidendes Kriterium ist dabei die Erkenntnis eines System- 
zusammenhangs kapitalistischer Entwicklung, der wenn auch nur unvollkommen 
und rudimitär ausgearbeitete Vorstellungen über alternative Entwicklungswege ent- 
gegengestellt werden. (807£.) 

Der langwierige Weg zu dieser Präsenz der Arbeiterklasse führt nicht nur über den 
konstitutionalistischen Kampf um die bürgerlichen Freiheiten, der z.B. in der schon 
erwähnten Fabier-Tradition den ihr gebührenden Platz hat, zu ihm gehören auch jene 
in den Rückblicken etablierter Bewegungen zumeist marginalisierten Strömungen 
wie v.a. der Luddismus im 2. Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts und der — nach Thomp- 
sons Ansicht — seit Beginn der Reaktionsperiode Mitte der 90er Jahre des 18. Jahr- 
hunderts fortbestehende revolutionäre Untergrund, dessen letzte Ausläufer sich zwi- 
schen 1816 und 1819 in einigen verzweifelten Putschversuchen bemerkbar machten. 
Gerade diese Bewertung der Maschinenstürmerei und der damit verbundenen Or- 
ganisationsformen (paramilitärische Aktionen, Konspiration) sowie v.a. der obrig- 
keitlichen Gegenstrategien (Spitzelsystem und agents provocateurs, physischer und 
psychischer Terror) stellt einen direkten Angriff auf die an der stetigen konstitu- 
tionellen Entwicklung Großbritanniens orientierte sogenannte »Whiggsche« Ge- 
schichtsschreibung dar. Auf der anderen Seite nimmt er die zur gleichen Zeit auf 
legalem Boden operierenden Reformer mit ihrer Versammlungs-, Zeitschriften- und 
Demonstrationskultur gegen das bequeme Verdikt der »Kleinbürgerlichkeit« in 
Schutz. Beide Erfahrungsstränge — die Untergrundtraditionen in den Industrie- 
distrikten ebenso wie die radikale (Handwerker-)Kultur in den Städten — gehen in 
den Formationsprozeß der politischen Klasse ein und sind durch Wechselwirkungen 
miteinander verknüpft. 


Nicht-marxistische Kritik 


Um ein Lob der erzählerischen Brillanz konnte sich nach Erscheinen von The Ma- 
king kaum ein Rezensent drücken. Um so eindeutiger kamen Kritikpunkte, die zu 
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einem großen Teil bereits in den erwähnten Angriffsrichtungen Thompsons angelegt 
waren: Die ständige Suche nach Revolution und Aufstand habe nichts mit der Tra- 
dition der britischen Arbeiterklasse zu tun (Chambers 1966), seine revolutionäre Ar- 
beiterklasse sei — auch wenn er noch so umfangreiche Belege anführt -—- ein reines 
Phantasieprodukt. Ein Teil dieser Kritiken begab sich, wie es sich gehört, in die Nie- 
derungen des Handwerks; darauf hat Thompson in seinem Nachwort zur 2. Auflage 
1968 ausführlich geantwortet. Diese Debatte enthält einige Lehrbeispiele über die 
subtile Abhängigkeit forschungstechnischer Entscheidungen von politisch-theoreti- 
schen Prämissen, auf die ich hier aber nicht näher eingehen will. Diejenigen Autoren 
wie Smelser (1966) und Currie/Hartwell (1965), die als Argument Vorbehalte gegen 
die ganze Richtung des Thompsonschen Ansatzes vorbrachten, waren zunächst in 
der Minderzahl. Sie warfen ihm ideologische Einseitigkeit vor, der sich im selbstauf- 
erlegten Zwang, die Existenz einer Arbeiterklasse zu beweisen, offenbare (Smelser) 
oder griffen gleich zum Holzhammer des Gewaltvorwurfs: Wer Bedauern über das 
Scheitern der Ludditen-Bewegung durchblicken lasse, sei hinsichtlich seiner politi- 
schen Moral fragwürdig; und: seine Darstellung der Handwerkerkultur weise 
Thompson - frei nach Popper — als Feind der pluralen Gesellschaft aus. 

Nicht nur Thompsons eigene Hinweise, sondern v.a. die Reaktionen seiner bürgerli- 
chen Kritiker in den ersten Jahren nach Erscheinen des Buches belegen eindrücklich 
die indirekte politische Brisanz dieses Stücks Geschichtschreibung. The Making war 
also zunächst v.a. ein Angriff auf die in der zeitgenössischen Zunft dominierenden 
Gesellschaftstheorien, und zwar was die Resonanz betraf, ein äußerst erfolgreicher 
Angriff: Chambers (1966) verband seine Kritik schon recht defensiv mit der Hoff- 
nung, die Geschichtsstudenten mögen doch bitte auch noch etwas anderes lesen — 
außer The Making! (Einen instruktiven Überblick über diese nicht-marxistischen 
Kritiken gibt Donelly 1976). 


Marxistische Kritik 


In der britischen Linken fiel The Making insgesamt gesehen auf äußerst fruchtbaren 
Boden. Keiner der britischen Sozialhistoriker, der sich rückblickend zur Entwick- 
lung ihrer Disziplin seit den 60er Jahren äußert, wird es versäumen, Thompson als 
einen der Mentoren der neuen Sozialgeschichte, wie sie sich im Umfeld der History- 
workshop-Bewegung und um Zeitschriften wie Social History entwickelt hat, zu 
nennen.!! Dennoch stieß The Making auch auf die nach wie vor aktuelle Kritik von 
Marxisten, die sich in zwei Etappen unterteilen läßt: 

Bald nach Erscheinen derersten Auflage führten u.a. die scharfen Kritiken von Tom 
Nairn (1964) und Perry Anderson (1964, 1966) in der New Left Review (einer linken 
»Dissidenten«-Zeitschrift, die Thompson mitbegründet hatte) und im Socialist Re- 
gister zum Bruch Thompsons mit der sogenannten »New New Left«. Ein Vorwurf 
bestand in der mangelnden Einlösung von Thompsons Versprechen, nachzuweisen, 
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daß sich die Arbeiterklasse ebenso selbst machte, wie sie gemacht wurde« (im Dop- 
pelsinn des englischen »The Making of the English Working Class«) (7, 209). Die 
Ko-Determination von aktiven und passiven Einflüssen würden von Thompson 
einseitig zugunsten des ersteren reduziert auf den Horizont der Erfahrung, womit der 
Zusammenhang zur Entwicklung von Produktionsverhältnissen und Produktions- 
weise als objektiven Gegebenheiten verloren gehe. Dies führe zu einer rein subjek- 
tiv definierten Existenz von Klasse. Die Fragwürdigkeit dieses Vorgehens erweise 
sich auch in der von Thompson vorgenommenen zeitlichen Eingrenzung: Wenn die 
Arbeiterklasse gemäß seinem Verständnis 1832 »nade« war, was wurde dann in den 
folgenden Jahrzehnten des Übergangs zu einer integrierten, domestizierten und re- 
formistisch orientierten Bewegung aus dieser »Klasse«, als ihr das Klassenbewußt- 
sein offensichtlich abhanden kam? 

Hinter dieser Kritik stand bei Anderson und Nairn eine Vorstellung der englischen 
Gesellschaftsgeschichte des 19. Jahrhunderts, die diese am idealen Entwicklungs- 
pfad bürgerlicher Gesellschaft in Frankreich maß und dabei zu einem negativen 
Ergebnis kam: Keine bürgerliche Revolutionen in England, daher eine zu späte 
Durchsetzung bürgerlicher Demokratie bzw. die Zählebigkeit des bürgerlich-ari- 
stokratischen Kompromisses im politischen Leben Großbritanniens bis auf den heu- 
tigen Tag waren demnach die Folge. (Nairn 1964) 

Thompson antwortete auf diese Vorwürfe in einem seiner wichtigsten Essays, The 
peculiarities of the English (1965), in dem er vehement gegen die Vorstellung einer 
übernationalen Entwicklungslogik zur bürgerlichen Gesellschaft und damit einher- 
gehend zur Klassenbewußten Arbeiterklasse Stellung bezieht. In dieser Debatte 
scheint schon zum ersten Mal auch die politische Tragweite von The Making für die 
Linke auf: Thompsons Herausarbeiten der »Besonderheiten des Englischen« im 
Klassenbildungsprozeß ist zugleich auch eine Attacke auf abstrakte Rekonstruk- 
tionen historischer Prozesse, die deren Wirklichkeit allemal als defizitär gegenüber 
allgemeinen Entwicklungsnotwendigkeiten diagnostizieren und im Namen histo- 
rischer Notwendigkeiten dann daraus politische »Linien« welcher Richtung auch 
immer schlußfolgern. (Thompson 1978b) 

Auch die zweite Etappe der marxistischen Diskussion wurde durch »un-englische« 
Einflüsse ausgelöst. 1978 veröffentlichte Richard Johnson eine zwar respektvolle 
aber scharfe Kritik an Thompsons »Kulturalismus«, die von der Althusser-Rezep- 
tion in Großbritannien inspiriert war. Die Hauptvorwürfe blieben dieselben und 
wurden weiter ausgebaut: Seine Vorgehensweise sei überhaupt nicht theoretisch 
ausgewiesen, Thompson wehre sich regelrecht gegen eine Explikation der methodi- 
schen Grundlagen seiner Untersuchung. Dies führe — im Sinne von Alhussers Epi- 
stemologie — zum Ineinssetzen von Realobjekt und Erkenntnisobjekt in der Form 
des »Die-Quellen-sprechen-Lassens« und des reinen »Zuhörens« (listening) — also 
dem, was in der methodenbewußten Geschichtswissenschaft in der Regel als 
»Historismus« gebrandmarkt wird. Konkretisiert wurde diese Kritik anhand von 
Thompsons Ausbeutungsbegriff, der in keiner Weise mit der in der Marxschen Kri- 
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tik der Politischen Ökonomie abgeleiteten Kategorie der Mehrwert-Aneignung ver- 

einbar sei, da er einseitig auf den Aspekt der Entfremdung und Entpersonalisierung 

reduziert, somit zu einer subjekt-determinierten »Philosophie« werde. 

Eine Kritik von durchaus vergleichbarem Gewicht veröffentlichte Gareth Stedman 

Jones (1983) u.a. in seinen Languages of class.’” Auch er stellt unter dem Einfluß der 
französischen Tradition der historischen Diskursanalyse!? Thompsons »Aus- 

drucksverständnis« von Erfahrungsartikulationen in Frage: Die spezifische Produk- 

tivität von Sprache bleibe unberücksichtigt, wenn sie bloß als per se zuverlässiger 

Ausdruck von Klassenbewußtsein interpretiert werde. Das Beispiel, an dem Sted- 

man Jones dies problematisiert, ist die Vorstellung von Chartismus als einer auf den 

Kampf um politische Rechte zur Durchsetzung von Klasseninteressen einer be- 

grenzten Rhetorik. Gerade diese auf den konstitutionalistischen Volksradikalismus 

des ausgehenden 18. Jahrhunderts zurückgehende Sprache stellt demnach eine in- 

nere Schranke in der politischen Weiterentwicklung der in The Making beschrie- 

benen »ersten« englischen Arbeiterklasse dar, deren Scheitern mit dem Niedergang 
des Chartismus seit 1848 besiegelt ist. 

Johnsons Aufsatz ebenso wie Stedman Jones’ Beiträge bildeten Anlässe für äußerst 
lebhaft geführte und noch immer nicht abgeschlossene Debatten über Geschichts- 

schreibung der Arbeiterklasse v.a. unter angelsächsischen Historiker/innen.'* Sie 

mitzuverfolgen, sei an dieser Stelle allen Leser/innen von The Making wärmstens 

empfohlen, nicht nur, weil es sich um eine Debatte handelt, deren Niveau ähnliche 

Debatten über Arbeitergeschichte hierzulande wohl kaum erreichen werden, son- 

dern v.a. auch deshalb, weil sie an den mehr oder weniger offenkundigen Schwächen 
von The Making — von denen ich einige genannt habe — ansetzt und weiterfragt. Sie 
hier in aller Ausführlichkeit nachzuvollziehen, sprengte den Rahmen und das Ziel 

dieses Beitrages. Ein immer wiederkehrender Streitpunkt soll allerdings etwas ge- 

nauer beleuchtet werden, da er den methodologischen Kern Thompsonscher Histo- 
riographie und zugleich politischer Brisanz betrifft. 


Experience 


In seinen knappen begrifflichen Erläuterungen im Vorwort zu The Making kündigt 


sich der Stellenwert von »Erfahrung« bereits an: 

»Eine Klasse formiert sich (class happens), wenn Menschen aufgrund gemeinsamer Erfahrungen — 
seien sie von Vorfahren weitergegeben oder zusammen erworben — die Identität ihrer Interessen emp- 
finden, und zwar sowohl untereinander als auch gegenüber anderen, deren Interessen von ihren eigenen 
verschieden (und diesen gewöhnlich entgegengesetzt) sind. Die Klassenerfahrung ist weitgehend durch 
die Produktionsverhältnisse bestimmt, in die man hineingeboren wird — oder in die man gegen seinen 
Willen eintritt. Klassenbewußtsein ist die Art und Weise, wie man diese Erfahrungen kulturell inter- 
pretiert und vermittelt: verkörpert in Traditionen, Wertsystemen, Ideen und institutionellen Formen. Im 
Gegensatz zum Klassenbewußtsein ist die Erfahrung allem Anschein nach determiniert. In den Reak- 
tionen vergleichbarer Beschäftigungsgruppen mit ähnlichen Erfahrungen erkennen wir zwar eine Logik, 
aber ein Gesetz können wir nicht aufstellen.«(8) 


Das ‘empirische’ Idiom 177 


»Erfahrung« ist das Scharnier zwischen Produktionsverhältnissen und Tradition ei- 
nerseits (die von den Menschen »vorgefundenen Bedingungen«, unter denen sie ihre 
Geschichte »selbst« machen, wie Marx es nannte) und der Möglichkeit des Klassen- 
bewußtseins andererseits. Damit diese Vermittlungsfunktion von »Erfahrung« zum 
tragen kommt, muß der Historiker laut Thompson in erster Linie »Zuhören«, was — 
im Gegensatz zu deduktiven Konzepten - eine prinzipielle theoretische Offenheit im 
Umgang mit dem historischen Material voraussetzt: 


»Er (der Historiker) sollte kein Buch oder Forschungsprojekt mit einer völlig klaren Vorstellung davon, 
was er zu tun fähig sein wird, beginnen. Das Material muß selbst durch ihn sprechen. Und ich denke, daß 
dies geschieht.«' 


In diesem Konzept haben »Theorie« und »Abstraktion« eine gegenüber herkömm- 
lichen Marxismen untergeordnete bzw. andersgeartete Funktion. Sie bilden für 
Thompson entweder Teil der politischen und historischen Kritik (außerhalb histori- 
scher Darstellungen) oder fungieren nicht unähnlich dem Weberschen Idealtypus als 
»Hypothese« oder »Modell« des Forschers, die der Modifikation und Überprüfung 
durch die »Fakten« — z.B. der konkreten historischen Erfahrungen - harren.'® 
Natürlich war es Johnson oder Anderson ein leichts, diese erkenntnistheoretischen 
Grundannahmen der Thompsonschen Historiographie unter Hinweis auf die Alt- 
hussersche Epistemologie infragezustellen. Eine theoretische Annäherung an den 
ausgewiesenen Untersuchungsgegenstand — hier also: die »erfahrenen« Produk- 
tionsverhältnisse bzw. das auf Erfahrungen basierende Klassenbewußtsein usw. — 
findet nicht statt, da die Erfahrungen selbst für diese Gegenstände bürgen; »Er- 
fahrung« nimmt die Stelle der »Theorie« ein. Johnsons Kritik beabsichtigte nicht die 
Infragestellung des Untersuchungsgegenstandes »Erfahrung« an sich, sondern seine 
Ergänzung durch den Rückgriff auf die Tradition der älteren marxistischen Ge- 
schichtsschreibung in Großbritannien (etwa Maurice Dobb), um diese epistemolo- 
gischen Schwächen auszugleichen (also schon hier das Phänomen der »Kombina- 
tion-von-Ansätzen« im Umgang mit The Making). 

Ein Verdienst der Johnsonschen Kritik bestand zweifellos darin, daß sich die nun 
folgende Debatte um The Making auch auf eine Explikation des Erfahrungsbegriffs 
konzentrierte. Thompson selbst stellt sich »Erfahrung« so vor: 


»Erfahrung ist genau das, was die Verbindung zwischen Kultur und Nicht-Kultur ausmacht, indem es 
zur einen Hälfte im sozialen Sein und zur anderen im sozialen Bewußtsein liegt. Wir könnten das viel- 
leicht mit Erfahrung I — gelebte Erfahrung — und Erfahrung IH — wahrgenommene Erfahrung — be- 
zeichnen.« 


Auch wenn Erfahrung II mit ideologischem Bewußtsein vermischt und außerdem 
uneinheitlich sei, übe Erfahrung I eine determinierende Wirkung auf Erfahrung II 
aus, die nicht vollständig verdrängt, verfälscht oder unterdrückt werden könne.'” 
Diese noch etwas vage und allgemeinplätzliche Anpassung an das Sein-Bewußt- 
seins-Schema klärt natürlich noch nicht das Problem der theoretischen Konzeption 
von objektiver Determination, das Thompsons Erfahrungsbegriff praktisch, z.B. in 
The Making hinterläßt. Ellen M. Wood hat dazu einen theoretischen Versuch 
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vorgelegt, der m.E. den Thompsonschen Intentionen recht nahe kommt: Sie grenzt 
in Anlehnung an das Klassiker-Repertoire »Erfahrung« auf den Formations-Prozeß 
der Klasse ein (konventionell der Weg vom An-Sich zum Für-Sich), den sie von 
einem in Produktionsverhältnissen angelegten Konstitutionsprozeß von Klassen un- 
terscheidet. The Making ist als ein nur in Erfahrungen und deren Verarbeitung zu 
fassender, mehrfach determinierter Vorgang zu begreifen." 

Merkwürdigerweise beschränkten sich die kritischen Ausdeutungen von Thomp- 
sons Erfahrungsbegriff durch seine Kolleginnen und Kollegen weitgehend auf des- 
sen Aussagefunktion im Rahmen einer Objekttheorie: keine/r unterließ den Versuch, 
»Erfahrung« irgendwie sinnvoll und möglichst logisch konsistent in einen über- 
lieferten oder ggf. weiterentwickelten Begriffsapparat zu integrieren. Eine zweite, 
»stumme« Funktion des Erfahrungsansatzes, nämlich sein operativer Status im hi- 
storiographischem Projekt T'he Making, wurde wenn, dann nur am Rande zur Kennt- 
nis genommen. Man sollte sich durch Thompsons eigene nachträgliche Theoretisie- 
rungsversuche nicht darüber hinwegtäuschen lassen, daß in The Making nicht nur 
von den Erfahrungen der historischen Akteure, die den Untersuchungsgegenstand 
ausmachen, also der in The Making begriffenen Arbeiterklasse die Rede ist. Zum 
besseren Verständnis trägt folgende nachträgliche »Widmung« Thompsons bei: 


»Dieses Buch wurde nicht für eine akademische Öffentlichkeit geschrieben. Ich habe jahrelang in der 
Erwachsenenbildung gearbeitet, ich unterrichtete in Abendkursen für Arbeiter, Angestellte, Lehrer und 
so weiter. Diese Gruppen existierten als Lesepublikum neben der Linken, der Arbeiterbewegung und der 
neuen Linken. Ich dachte an diese Gruppe von Lesern, als ich das Buch schrieb, was sich in meiner 
ziemlich respektlosen Haltung gegenüber akademischen Gepflogenheiten ganz offenkundig zeigt.« 
(Thompson 1978a: 22) 

Die in der Literaturwissenschaft banale Einsicht, daß die Autor-Leser-Beziehung für 
das, was in einem konkreten Buch steht, konstitutiv ist, seine Bedeutung sich daher 
erst im Moment der (durch den Autor natürlich antizipierten) Lektüre durch den 
anvisierten Leser manifestiert, hat bei der Beurteilung von The Making bisher kaum 
Beachtung gefunden. Thompsons »An-diese-Gruppe- von-Lesern-Denken« spielt 
m.E. gerade bei dem theoretisch so schwer einzugrenzenden Erfahrungs-Begriff 
eine zentrale Rolle. Er vermittelt nicht nur und nicht in erster Linie zwischen theo- 
retischen Instanzen, die den professionellen Theoretikern lieb und teuer sind, er 
vermittelt v.a. zwischen den Erfahrungen eines Lesepublikums in der 2. Hälfte des 
20. Jahrhunderts und und einem für diese Leserschaft bedeutsamen Teil der Ver- 
gangenheit. Kaum ein Kapitel in The Making bleibt ohne einen derartigen Bezug zur 
Gegenwart, der aus den Erfahrungs-Mikrokosmen der historischen Akteure heraus- 
führend eine Verortung des soeben Behandelten in der Gegenwart vornimmt. Dazu 
ein scheinbar triviales, aufs Geradewohl herausgegriffenes Beispiel im Einleitungs- 
kapitel, das die neue Qualität der jakobinischen Korrespondenz-Gesellschaften im 
London der 1790er Jahre zusammenfaßt: 


»An einigen Besonderheiten ... wird ... deutlich, daß ein neuer Typus von Organisation im Entstehen 
begriffen war; diese Einzelheiten erleichtern es uns, im Kontext der Jahre 1790 bis 1850 das Wesen ei- 
ner ‘Arbeiterorganisation’ begrifflich zu fassen: Es gibt den Arbeiter als Sekretär, den geringen 
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wöchentlichen Mitgliedsbeitrag, die Vermischung von wirtschaftlichen und politischen Themen ..., die 
sachliche Beachtung dessen, was wir heute Geschäftsordnung nennen. Dabei sind die Zusammenkünfte 
gesellschaftliche Ereignisse und Ausgangspunkte politischer Aktivitäten, und vor allem zeigt sich hier 
die feste Entschlossenheit, Ideen zu verbreiten und die Überzeugten zu organisieren, ein Vorhaben, das 
in der leitenden Regel ausgedrückt war: ‘Daß die Zahl der Mitglieder unbeschränkt sei.’ 

Heute mag uns eine derartige Regel als Gemeinplatz erscheinen, und doch bezeichnet sie einen Wende- 
punkt in der Geschichte...« (23 £.) 

Ganz offensichtlich hat Thompson hier den lesenden Arbeiter (oder dessen studie- 
rende Kinder) vor Augen, der aus eigener Anschauung weiß, wie ein gewöhnlicher 
Zahlabend in England noch heute funktioniert. »Aber jeder, dem Verfahrensweisen 
und Umgangsformen in einigen Gewerkschaften und Arbeitervereinen unserer Tage 
vertraut sind, wird den Ursprung von heute noch existierenden Praktiken in man- 
chen dieser Satzungen erkennen« — so begründet Thompson im Kapitel über die 
»Rituale der Gegenseitigkeit« seine ausführliche Interpretation von Formalitäten in 
den Unterstützungskassen und Hilfsvereinen. (450) 

Vom Standpunkt einer theoretisch interessierten Kritik ließen sich derartige Pas- 
sagen gutwillig als sinnvoll »popularisierende« Veranschaulichungen klassifizie- 
ren, die der erkenntnistheoretischen Problematik von »Erfahrung« aber nichts anha- 
ben können. Denn wer verbürgt die Möglichkeit der »Transzendenz« dieser Erfah- 
rungen - sowohl der von Thompson als Autor vermittelten historischen Akteure als 
auch der Leser —, wenn nicht eine subjekt-unabhängige Theorie mit den ihr eigenen 
Kriterien der empirischen Überprüfbarkeit? Doch wohl nur der Theoretiker (mit 
seinen spezifisch theoretischen Erfahrungen ...). Daß es auch damit nicht weit her 
sein muß, demonstriert Thompson in der Argumentation für seine Annahme eines 
organisierten Untergrunds, aus dem die Aktionen der Ludditen hervorgingen. Man- 
gels gegenteiliger Quellen stellte ein bürgerlicher Historiker diese Maschinen- 
stürmereien hinsichtlich des organisatorischen Aufwands mit einem Studentenulk 
auf eine Stufe, um ihnen weitreichende politische Motive abzusprechen. 

»Jeder, der schon einmal eine Tombola oder einen Dartwettbewerb organisiert hat, weiß, daß man mit 
dem organisatorischen Aufwand eines spontanen Studentenstreichs kaum Dutzende von Männern aus 
verschiedenen Distrikten nachts an einem vereinbarten Ort, verkleidet und mit Flinten, Hämmern und 
Äxten bewaffnet versammeln kann, um sie dann in Reih und Glied antreten zu lassen, einen Zählappell 
durchzuführen und mehrere Meilen mit ihnen unter Signallichtern und Raketen zu einem erfolgreichen 
Überfall zu marschieren. Jeder, der die Geographie der Midlands und des Nordens kennt...« (667) 

In dieser wie in etlichen anderen Passagen überschreitet der antiakademische Gestus 
didaktische Funktionen und operiert als implizit erkenntnistheoretische Begründung 
des Erfahrungsansatzes. Denn auch — oder gerade — eine subtile theoretische Kon- 
struktion des Erkenntnisgegenstandes, in der Sein wie Bewußtsein, objektiv gege- 
bene Produktivverhältnisse wie subjektive Erfahrungen, nebst »Instanzen« wie 
»die« Okonomie, »die« Politik etc. pp. fein-säuberlich in eine logische Ordnung 
gebracht sind, kann diesen Untiefen historischer Erkenntnis nicht entgehen, muß 
also eingebettet in einen je aktualisierbaren, gegenwärtigen Erfahrungshorizont 
sein. Allgemeiner: »Eine historische Aussage ist nur dann sinnvoll, wenn sie den 
Empfängerkreis in einer Weise anspricht, daß die Andersartigkeit früherer oder 
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fremder Erfahrungen in die eine Erfahrung eingeholt werden kann.«'!? Das könnte 
als Binsenweisheit unter Historiker/innen durchgehen, wenn nicht gerade im Gebiet 
der Arbeitergeschichtsschreibung sowie eines Teils der sozialwissenschaftlich 
orientierten Geschichtssschreibung (inkl. der marxistischen) reduktionistische und 
theoretizistische Ansätze lange Zeit zu einer systematischen Verfehlung und Ver- 
drängung diese Zusammenhangs von Erkenntnissubjekt und Erkenntnisobjekt ge- 
führt hätte. Während sich kontinentale und nicht zuletzt deutsche Links-Intellek- 
tuelle in Abgrenzung zum common sense kritisch-theoretisch definierten und ihre 
Argumente nur in der Sphäre des auf die Füße gestellten Weltgeistes meinten 
austauschen zu Können, stellt The Making regelrecht einen Feldzug gegen dieses 
Theorie-Praxis- und Theorie-Empirie-Verhältnis dar. 

Verfolgen wir seine Spuren weiter. Neben den Erfahrungen einer bestimmten Leser- 
gruppe und denen der historischen Akteure sind natürlich noch die einer dritten 
Gruppe von Menschen präsent, ohne ständig erwähnt zu werden: Thompsons eigene 
bzw. die Seinesgleichen. Was für ein Zeitgenosse war dieser Thompson nun um 
1960? Kurz und knapp weist er im Vorwort zur Ausgabe von 1980 auf diesen 
Zusammenhang hin: 


»Wenn ich zurückschaue, kann ich kaum sagen, wann und wie dieses Buch geschrieben wurde, da ich in 
der Zeit zwischen 1959 und 1962 auch noch in der Arbeit der ersten New Left, in der Campaign for 
Nuclear Disarmament usw. stark engagiert war. Die Niederschrift war nur möglich, weil ein Teil der 
Forschung schon in den zehn Jahren während meiner Tätigkeit als Lehrer in der Erwachsenenbildung im 
West Riding geleistet worden war. Sowohl die Diskussionen in diesen Kursen als auch praktische 
politische Aktivitäten haben mich zweifellos dazu bewogen, die Probleme von politischem Bewußtsein 
und Organsation in einer bestimmten Weise wahrzunehmen.«® 

The Making war also nicht der Beginn eines Dialogs mit den Lesern, sondern dessen 
Ergebnis, formuliert vom Angehörigen einer Minderheit innerhalb der britischen 
Arbeiterbewegung. Die kommunistische bzw. marxistische Tradition hatte dort be- 
kanntlich nie eine vergleichbare Stellung erreichen können wie bei den Bruder- 
parteien auf dem Kontinent. Trotzdem war diese Tradition integrierter Teil der 
Gewerkschafts- und Labour-Bewegung. Anders als wir es von marxistischen Sekten 
der 70er und 80er Jahre aus unserem Land kennen, standen sie mit beiden Beinen im 
politischen Leben der Arbeiterklasse. Die Nachkriegsentwicklung brachte für sie 
eine mehrfach determinierte Krise ihres Selbstverständnisses: 


»Um die Macht in der Gesellschaft zu begreifen, beschritt Marx den lebenslangen Umweg in die 
ökonomische Theorie. In den späten 1950er Jahren, als wir die Flammen über Budapest sahen, die tradi- 
tionelle Arbeiterbewegung um uns herum zerfiel, während der Atomkrieg unmittelbar bevorzustehen 
schien, da dachten wir, daß wir in der Verfolgung der gleichen Frage andere Umwege beschreiten 
müßten. Das gesellschaftliche Sein hatte in erschütternder und längst fälliger Weise vom gesell- 
schaftlichen Bewußtsein, einschließlich des marxistischen Begriffs Besitz ergriffen, und die Zeit stellte 
uns nicht nur bestimmte Fragen, sondern gab uns auch Hinweise, wie wir ihnen nachgehen sollten. Von 
daher ...kamen die Fragen, die in The Making behandelt wurden.« (Thompson 1981: 400) 


Die Antworten auf solche »Probleme des Klassenkampfes« sind nicht nur in seinen 
bereits erwähnten Aktivitäten nach Verlassen der britischen KP, sondern auch in 
den in The Making abgehandelten »rein historischen« Themen zu finden. 
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Einige Beispiele: 

Bei einem der berühmtesten Kapitel — »Die verwandelte Macht des Kreuzes« — han- 
delt es sich um eine bahnbrechende Studie zum Phänomen der freiwilligen Unter- 
werfung, ein spätestens seit dem Faschismus in der Linken theoretisch wie empi- 
risch ungelöstes Problem. Bis in die Verästelung der Sonntagsschullehrpläne, der 
Kirchenlieder und Gemeinschaftsrituale hinein verfolgt Thompson die Ursachen für 
die Attraktivität ausgerechnet des Methodismus — also einer der autoritärsten und 
reaktionärsten Varianten des englischen Non-Konformismus — in Arbeiterkreisen. 
Sein Interpretationsansatz stützt sich im wesentlichen auf psychoanalytische Kate- 
gorien der Triebstruktur (u.a. Erich Fromm). Thompson wurde verschiedentlich vor- 
geworfen, insgesamt den Einfluß der herrschenden Ideologie während der Indu- 
striellen Revolution in The Making zu wenig berücksichtigt zu haben. Das ändert 
aber nichts daran, daß das Methodismus-Kapitel die Rationalität dieser » Arbeitsre- 
ligion« in den Lebenserfahrungen der den Zumutungen der kapitalistischen Umwäl- 
zungen unterworfenen Menschen nachweist, anstatt bei den klassischen Widerspie- 
gelungs- oder Manipulationstheorien (»Falsches Bewußtsein« etc.), wie sie dazumal 
bei der Erklärung bürgerlicher Herrschaft noch gang und gäbe waren, Zuflucht zu 
suchen. 

Im Kapitel »Demagogen und Märtyrer« werden nicht lediglich die verschiedenarti- 
gen konstitutionellen wie revolutionären Bewegungen gegen das Ancien Regime 
zwischen 1816 und dem Anfang der 20er Jahre dargestellt. In den teilweise recht 
dramatischen Schilderungen demagogischer Volksredner, plebejischer Reformer- 
gesellschaften, Londoner Geheimbünde und ihren unter kräftiger Mitwirkung von 
agents provocateurs angezettelten Aufstandsversuchen, und der neuen Formen der 
großen, nach Hunderttausenden zählenden Volksversammlungen ist eine klassische 
Frage immer gegenwärtig: Die nach dem Verhältnis von sozialer Basis, Organisa- 
tionsform und Führung (auch ‘damals vornehmlich durch Intellektuelle) in einer op- 
positionellen Volksbewegung. Es fällt schwer, Thompsons Bewertungen der Unzu- 
länglichkeiten der populären Volksredner als von den Emotionen der Volksmassen 
abhängige, strategisch inkompetente Demagogen einerseits und der sektiererischen, 
auf die Propaganda der Tat setzenden Verschwörercliquen mit ihren Attentatsplänen 
andererseits nicht zugleich als Variationen über die altbekannten Themen »Rechts-« 
und »Linksopportunismus« zu lesen. Außerdem arbeitet er in diesem Kapitel ein 
»Leitmotiv« aus, das er bereits in der ausführlichen Beschreibung der jakobinischen 
Volksbewegung der 1790er Jahre (»Der Freiheitsbaum wird gepflanzt«) eingeführt 
hatte: Der zentrale Stellenwert des Kampfes um konstitutionelle Rechte in einer um 
soziale Befreiung kämpfenden Volksbewegung. Die Brisanz dieses Themas lag 
nicht nur in der gerade in der Zeit von Kaltem Krieg und Stalinismus prekären Bezie- 
hung zwischen »Demokratie« und »Sozialismus«, die Menschenrechte und Rechts- 
staatlichkeit immer zu abhängigen Größen im politischen Diskurs der Linken her- 
untergestuft hatte. »Der Freiheitsbaum« symbolisiert zugleich den »Einsatz« von 
Thompsons historiographischem Engagement, das, worum es ihm letztendlich geht. 
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Auch wenn diese erste Widerstandstradition der englischen Arbeiterbewegung 
scheiterte und in den folgenden Jahrzehnten zum Teil verloren ging, sollten 

»wir in den arbeitenden Menschen nicht nur die verlorenen Myriaden der Ewigkeit sehen. Sie haben 
ebenso 50 Jahre lang mit unvergleichlicher Standhaftgkeit den Freiheitsbaum genährt. Wir sollten ihnen 
für diese Jahre einer heroischen Kultur danken.« (938) 

Das sind die letzten Sätze von The Making. Das lange Schlußkapitel »Klassenbe- 
wußtsein« widmet sich immer wieder den Artikulationen dieser »libertären Retho- 
rik« mit sozialen Erfahrungen und Utopien der arbeitenden Menschen. Denn dieses 
neue kollektive Selbstbewußtsein bestand ja nicht nur in der Übernahme des plebeji- 
schen Konstitutionalismus, sondern vor allem in einer produktiven Kombinationen 
mit neuen »modernen« Ideen. Thompsons »Soziologie« des Owenismus zeigt an- 
hand der Rezeption der Owenschen Utopien und Experimente sowohl durch kleine 
Handwerker und Heimarbeiter wie auch durch Fabrikarbeiter, was passiert, wenn 
die »Theorie die Massen ergreift«. Weder eine Avantgarde professioneller Theoreti- 
ker noch spontane Emotionen aus den Tiefen des Volkes für sich genommen, son- 
dern erst die Einarbeitung des philantrophischen Experiments in den Erfahrungs- 
horizont der Unterschichten durch deren eigene intellektuelle Kultur ermöglichte 
die erste Formulierung eines zukunftsgerichteten sozialistischen Projekts in Eng- 
land — eine Herausforderung an die Selbststilisierung des Marxismus als der einzig 
folgerichtigen »wissenschaftlichen Weltanschauung« des Proletariats. 

Es ließen sich noch einige andere Beispiele als Beleg für die These durchgehender 
»Anspielungen« auf politisch-theoretische Diskurse der Linken anführen (»Klein- 
bürgertum«, die Landfrage), übrigens auch im Sinne charakteristischer Abwesen- 
heiten: Das Verhältnis der Geschlechter innerhalb der Arbeiterklasse und Arbeiter- 
bewegung taucht nur ein paar Mal am Rande auf — eine Lücke, die beim heutigen 
Diskussionsstand linker Historiker/innen in Großbritannien nicht mehr vorstellbar 
wäre. 


Das »empirische Idiom« 


Thompsons Weigerung, zur Darstellung der Entstehung der englischen Arbeiter- 
klasse den Code eines mehr oder weniger als gültig anerkannten Theoriegebäudes 
einzusetzen, wurde aus zwei Richtungen angegriffen: Die »bürgerlichen« teilten 
den Erfahrungshorizont »Probleme des Klassenkampfs Anfang der 60er Jahre« 
nicht und nahmen daher diese sich darauf beziehende Tiefenstruktur des Textes 
entweder nicht wahr (im Doppelsinne des Wortes) - oder sie stellten sich explizit auf 
die andere Seite. »I do not see class as a »structure<, nor even as a ‘category’, but as 
somethings which in fact happens (and can be shown to have happened) in human 
relationships« (Thompson 1968: 9; m.H.): Bekanntlich erfüllte in Zeiten des Kalten 
Krieges die Rede vom Klassenkampf nach Ansicht herrschender Kreise bereits den 
verwerflichen Tatbestand desselben.”! Die marxistischen Kritiker hingegen for- 
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derten eine »Theoretisierbarkeit« dieses Wustes an Anekdoten, literarischem und 
biographischem Material, da es sonst mit der historischen Debatte nach The Making 
nicht weitergehen konnte — im Grunde genommen auch eine Selbst-Kritik, da sie 
ebensosehr an die zwar kritischen, aber dennoch begeisterten Leser wie an den 
Autor selbst zu richten war.” Bei diesem Unternehmen waren Thompsons eigene 
Versuche gelegentlich seiner anti-althusserianischen Polemiken nur bedingt Kon- 
struktiv. In einem Leserbrief in der schon erwähnten Debatte des History Workshop 
Journal charakterisierte John Baxendale die paradoxe Situation folgendermaßen: 

»Obwohl ich Gründe dafür angeführt habe, daß T’he Making in der sozialistischen Geschichtsschreibung 
sehr viel zum antitheoretischen Arbeiter-Romantizismus beigetragen hat, ist Thompsons Werk ironi- 


scherweise weit davon entfernt, theorielos zu sein ... Thompson ist vielmehr ein vorzüglicher Theore- 
tiker — außer wenn er über Theorie schreibt.«”? 


Für ein bestimmtes, unter linken Sozialwissenschaftlern maßgebliches, Theoriever- 
ständnis trifft dies zweifellos zu. Trotzdem übersieht dieses Statement, daß sich 
Thompson in historiographischen Zusammenhängen sehr wohl über »Theorie« — 
allerdings eine bestimmte Spielart von Theorie — geäußert hat, über ihre Wirkungs- 
weise, ihren Stil, ihren Produktionsprozeß. Damit sind wir beim letzten Beispiel 
unserer Suche nach den in The Making operierenden, aber nicht explizit repräsen- 
tierten Diskursen angelangt. Thompson redet über William Cobbett, den großen 
englischen Volksschriftsteller — und redet über sich selbst: 

Cobbets Bedeutung besteht im Zusammenhang mit der Entwicklung von Klassen- 
bewußtsein in seiner Rolle als »Medium« zwischen den verschiedenen plebejischen 
Bevölkerungsgruppen und deren Erfahrungen. Dafür sind nicht nur die enorm hohen 
Auflagen und die überregionale Verbreitung seiner Wochenzeitschriften, Flugblät- 
ter und populärwissenschaftlichen Bücher aller Art ausschlaggebend. Was Thomp- 
son durch detaillierte Textanalysen herausarbeitet, ist die Diskursstrategie Cobbetts: 
Anknüpfend an der - in der Regel noch weitgehend vorindustriell und ländlich 
geprägten — Erfahrungswelt von Leser und Autor verhandelt er die politischen und 
sozialen Machtbeziehungen in der englischen Gesellschaft. Das aus den eigenen 
Erlebnissen (bei seinen Rural Rides — so der Titel eines seiner populärsten Werke) 
oder aus Berichten der »kleinen Leute« zusammengetragene Material wird nicht nur 
schnörkellos und möglichst allgemeinverständlich aufbereitet. Durch Hervorhe- 
bung von Standpunkten (»Sie« — die Oberen, »Wir« — das Volk) und v.a. durch die 
Metaphorisierung von Kategorien aus dem alltäglichen Erfahrungsbereich wird eine 
Perspektivierung der Wahrnehmung gesellschaftlicher Wirklichkeit beim Leser ein- 
geleitet. Deren Komplexität ist in einigen Fällen durchaus »professionell«, z.B. in 
der berühmten Beschreibung der gemäßigten Wahlrechtsreformer als »Vogelscheu- 
chen«: Ihre Ungefährlichkeit wird von den räuberischen Vögeln (also den Aus- 
beuterklassen) nicht nur durchschaut, sondern auch gezielt ausgenutzt, um auf dem 
Kopf der Vogelscheuche sitzend und das Saatgut verzehrend den mit Pulver und 
Schrot heranrückenden Bauern (das Volk) um so früher entdecken zu können. Das 
Parlamentsmitglied Brougham als Vogelscheuche mit Spatz auf dem Kopf, 
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»das ist mehr als Polemik, das ist zugleich politische Theorie. Cobbett hat hier in Begriffen, die auch Ar- 
beitern oder Handwerkern leicht verständlich waren, die Funktion einer typisch englischen Form 
reformistischer Anpassung definiert.« (851) 


Die entscheidende Wirksamkeit Cobbetts bestand nach Thompsons Ansicht nun 
nicht in der Summe dieser oder jener »Theorien«, die in dieser Wechselbeziehung 
zum Publikum formuliert wurde, sondern im Tonfall, in der - im Kontrast zur zeitge- 
nössischen radikalen Journalistik — egalitären und demokratischen Präsentation von 
Information, Reflektion und politischen Schlußfolgerungen. Auch wenn zahlreiche 
seiner Ideen und Anliegen in sich widersprüchlich und mystifizierend waren, blieb 
nach seinem Urteil das Verdienst einer engagierten und empirisch gesättigten Argu- 
‚mentationsweise, die Cobbett in entscheidenden politischen und sozialen Fragen zu- 
sammen mit der Leserschaft zu immer radikaleren Positionen führte. 

Die Grundlage dieser Diskursstrategie ist eine konstruktive — d.h. nicht primär de- 
mystifizierende und belehrende — Umgangsweise mit dem common sense, also eine 
bestimmte Bewertung von Alltagswissen und ihrer Verarbeitung in einer intensiven 
Autor-Leser-Beziehung. Angesichts der ihr von Thompson attestierten Produktivität 
in Hinblick auf das sich entwickelnde Klassenbewußtsein fällt es schwer, seine Hin- 
weise auf seine Leser- Autor-Beziehung nur als Randbemerkungen zu Stil und Wort- 
wahl in The Making abzutun.* 

Thompson hat diese vordergründig empiristische und offensichtlich dennoch theo- 
retisch produktive Schreibweise als eine »englische Eigenart«, nämlich das »empiri- 
sche Idiom« bezeichnet, und damit aus der englischen Tradition intellektueller und 
politischer Kultur hergeleitet. Das war zunächst gegen die ersten marxistischen 
Kritiken an The Making (Nairn, Anderson) gerichtet, die nicht nur Thompsons, son- 
dern auch den notorischen »Theoriemangel« der englischen Gesellschaft überhaupt 
— ob Arbeiterklasse oder Bourgeoisie — als Fehlentwicklung beklagten; »Theo- 
riemangel« und »Fehlentwicklung« im orthodox-marxistischen Sinne wohlgemerkt. 
Vom Standpunkt eines »marxistischen Systems« aus — so Thompsons Vorwurf — 
werde nicht nur der Reichtum dieser anti-klerikalen, faktenorientierten und experi- 
mentierfreudigen bürgerlichen Wissenschaftstradition unterschätzt, sondern auch 
die vergleichbaren Elemente in der Entwicklung der Marx-Engelsschen Tradition. 
Er konzidierte bereits 1965 seinen jüngeren Kritikern, daß sie unter der Hegemonie 
des vorgeblich anti-ideologischen Empirismus angelsächsischer Prägung in der Zeit 
des Kalten Krieges besonders zu leiden und damit durchaus gute Gründe für ihren 
»theoretischen« Eifer hatten (Thompson 1978b: 56-64). The Making selbst ist aber 
durchaus als eine gegen die Abstraktionen des Ableitungsmarxismus gerichtete Be- 
kräftigung dieser spezifisch englischen Kultur des Argumentierens und Analysie- 
rens in der Linken zu sehen. In diesem empirischen Idiom ist die doppelte Konsti- 
tution seines Erfahrungsbegriffs angelegt: Auf der einen Seite bezeichnet er sowohl 
eine besondere Qualität im historischen Gegenstandsbereich als jenem »Scharnier« 
zwischen Produktionsverhältnissen und politisch präsenter Klasse und weist ihm da- 
mit eine Schlüsselfunktion für historische Erklärungen zu. Dadurch erschließt er 
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eine Unmenge von Evidenzen, die für Erfahrungsvorgänge stehen und in objektivi- 
stischen Konzepten zumeist als »drittklassige« Realitäten figurieren. Auf der an- 
deren Seite bricht sich dieses theoretisch ja unendliche Material der Erfahrungen der 
historischen Akteure an einer je gegebenen Erfahrungswelt, in der die Leser-Au- 
toren-Interaktion beheimatet ist: deren Idiom, das seinerseits ein später Abkömm- 
ling jener historischen Erfahrungen ist, selektiert, ordnet und interpretiert das Mate- 
rial, ohne daß es als eine dem Material aufgepfropfte Kategorien-Matrix beim Vor- 
gang der Repräsentation des Vergangenen sinnvolle Aussagen verunmöglicht.” 
Mittlerweile befinden wir uns mit unserer »Lektüre« von The Making mitten in den 
Essentials von Sinn und Möglichkeit jedweder Historiographie. Der ausführliche 
Hinweis auf seine erkenntnistheoretischen und historiographischen Eigengesetz- 
lichkeiten soll nicht die kritische Rezeption dieses Buches in unserem Sprachkreis 
verdrängen, sondern darüber hinaus für ein (im Vergleich zum gängigen Wissen- 
schaftsbetrieb) verbreitertes Theorieverständnis werben. Daß Geschichtsschreibung 
auch in anderen »Idiomen« möglich und erfolgreich ist, versteht sich ebenso von 
selbst, wie die Notwendigkeit, die Grenzen des empirischen Idioms genau auszu- 
loten. Auch muß die von den angelsächsischen Kolleg/inn/en seit nunmehr über 
zwanzig Jahren geführte Debatte über Mängel in der historischen Konzeption von 
Thompsons Klassenbildungsprozeß unter den deutschsprachigen (Fach-)Historiker/ 
innen aufgegriffen und für eigene Forschungsgebiete verarbeitet werden. Fragwür- 
dig erscheinen mir aber in jedem Fall Versuche, gerade empirisch besonders »satte« 
Geschichtsschreibungen zu theoretischen Konstruktionen zu destillieren, um deren 
ggf. konstatierte Inkonstistenz dann mit eigenen Zutaten zu kompensieren, ohne die 
beschriebene doppelte Konstitution zentraler historischer Begriffe — Beispiel »Er- 
fahrung« — überhaupt zu reflektieren. Geschichte, wie sie mit The Making vorliegt, 
ist nicht in erster Linie als Rohstoff für Akademikerkollegen, sondern als komplexes 
Endergebnis einer in einem konkreten ideologisch-politischen Kontext angesiedel- 
ten Autor-Leser-Beziehung zu analysieren. Ich würde sogar soweit gehen zu sagen, 
daß auch unsere »linken« Erfahrungen in eine neue aktuelle und nicht nur fachhi- 
storische Rezeption dieses Buches eingebracht werden können. »Klassenbewußt- 
sein« mag aus der Perspektive aktueller politischer Bedürfnisse zusehends zum 
»verabschiedeten« Terminus werden. Andere Themen in The Making haben sich 
jedoch als beständiger erwiesen. Denken wir nur an die lebensweltliche Kritik des 
Industrialismus oder an das Problem politischer Formationen auf einer sozial hete- 
rogenen Massenbasis.° In diesem Sinne gelesen trägt Die Entstehung der englischen 
Arbeiterklasse hoffentlich auch in unserer Linken zu einem Geschichtsverständnis 
bei, das weder im romantisierenden Anfängerstadium einer »Barfußforscher«-Be- 
wegung stecken bleibt, noch Geschichte-Erzählen für ein in jedem Fall ergänzungs- 
bedürftiges Vorprodukt »eigentlicher« Theorie hält. 
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Anmerkungen 


1 Dieser Aufsatz geht auf Vorarbeiten eines Teils der Übersetzergruppe dieses Werks, nämlich 
Mathias Eidenbenz, Gabi Mischkowski, Ray Rosdale und mir zurück. 
Kriedte/Medick/Schluhbohm 1978; Lottes 1979. 

3 Auch seine Vorüberlegungen für eine größere Monographie (1983) zu diesem Thema legen von der 

breitangelegten Fragestellung her die Vermutung nahe, daß er beabsichtigt, so etwas wie das 

deutsche Pendant zu The Making zu schreiben. 

»Eine klare Zuordnung von Kulturphänomenen und wohldefinierter Arbeiterklasse erfolgt dort (in 
The Making) nicht, so daß man über das soziale Substrat dieser working class culture einigermaßen 
im Unklaren bleibt; diese Schwierigkeiten hängen mit Thompsons extrem subjektivistischer Klas- 
sendefinition (preface) zusammen, die -- etwas überspitzt formuliert — Arbeiterklasse durch Arbei- 
terkultur definiert.« (Kocka 1979: 9) 

5 Kocka 1980: 98, 115. Ähnlich, aber mittlerweile wesentlich generöser 1982: »Die Erschließung der 
Erfahrungs- und Handlungsdimension erkauft er sich letztlich durch Vernachlässigung des Sy- 
stemcharakters der von ihm untersuchten Gesellschaft. Als einflußreicher Ahnherr der erfahrungs- 
und kulturgeschichtlichen Richtung antizipierte er eben nicht nur viele ihrer Stärken, sondern auch 
manche ihrer Schwächen.« (962) 

6 So Thompsons Understatement in der Einleitung 1987: 11 

7 Nicht näher gekennzeichnete Seitenangaben beziehen sich auf die Übersetzung von The Making 

(Thompson 1987). 

Thompson 1968: 10, 11. Das Lektorat von Suhrkamp hat sich den unverzeihlichen Schnitzer 

geleistet, in diesem und einem anderen gleichlautenden Satz »thing« mit »Konkretes, Reales« zu 

»übersetzen«. »Klasse ist eine Beziehung und nichts Konkretes, Reales«?! Und das soll angeblich 

auch noch Marx’ Auffassung von »Klasse« gewesen sein?! Wir — die Übersetzergruppe — hatten 

wortwörtlich »Ding« vorgeschlagen, da es Thompson um die Opposition Ding-als-Statisches — Be- 
ziehung-als-Prozeß geht, während die Fehlinterpretation des Verlags (typisch deutsch?) nur den 

Gegensatz Ding-als-Konkretes - Beziehung-als-Abstraktes/Irreales kennt. 

9 Zu Vergleichszwecken empfehle ich sowohl Zwahr (1978) als auch Kocka (1983). 

10 Vgl. als eine der wenigen deutschen, sich auf The Making stützenden Arbeiten zu diesem Thema 

Lottes 1979. 

11 Vgl. Johnson 1978, Anderson 1980. Johnson (1979a: 58) zählt The Making zusammen mit Raymond 
Williams Culture and Society (1958) und The Long Revolution (1961) sowie Richard Hoggarts The 
Uses of Literacy (1957) zu den Büchern, die um 1960 herum einer »neuen Art von Geschichte« in 
Großbritannien zum Durchbruch verhalfen. 

12 Auf deutsch im Frühjahr 1988 um neue Beiträge ergänzt und von Peter Schöttler herausgegeben im 
Verlag Westfälisches Dampfboot. 

13 Vgl. Schöttlers (1988) historisch-theoretischen Überblick. 

14 Vgl. History Workshop Journal, 1979 ff.; zu Stedman Jones (1983) Rezensionen in Social History, 
Journal of Social History, Past & Present. März 1988 erscheint bei Basil Blackwell/Oxford: Harvey 
J. Kaye, Keith McClelland (Hg.), E.P. Thompson: Critical Debates. 

15 Thompson in einem Interview 1976 (vgl. Thompson 1978a), zit. nach Johnson 1978: 84. 

16 Ausführlich hat Thompson seine Vorstellung von diesem »historical discourse of the proof« in 
1978c dargestellt. 

17 Thompson 1981: 405 £. Vgl. ähnlich in Thompson 1978c: 224 f. 

18 Wood 1982. Auch Anderson (1980) widmet einen Teil seiner Auseinandersetzung mit Thompson 
der Kategorie »experience« und der mit ihr verbundenen »agency« und lotet deren theoretische Un- 
tiefen und Inkonsistenzen aus. 

19 Reinhardt Konselleck, Einleitung, in White 1986: 3. 

20 Thompson 1987: 14. Eine genaue Schilderung seiner politischen Situation um 1960 ist in seiner anti- 
stalinistischen Abrechnung mit Althusser enthalten (1978c: 314 ff.). 

21 Was ironischerweise der Thampsonschen Vorstellung von Klassenbewußtsein als dem entschei- 
denden Kriterium der Klassenformation nur spiegelbildlich entgegengesetzt war. 
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22 Typisch für dieses Dilemma: »In einem bestimmten Sinn ist The Making ein sehr theoretisches 
Buch: Es ist sehr bewußt um eine bestimmte Problematik herum organisiert und führt eine aus- 
führliche historische Kritik an anderen Positionen durch. In dieser Hinsicht folgen die großen küh- 
nen Wahrheiten Seite auf Seite. Und trotzdem werden viele Leser feststellen, daß dieses Buch (und 
die Geschichte, die es beschreibt) großartige Reichtümer enthält, die für ein auf eher explizit theo- 
retische Arbeit ausgerichtetes Bedürfnis schwer zu greifen sind. Ein Werk von diesem Format sollte 
Theorie produzieren.« (Johnson 1979b: 216). 

23 Leserbrief von John Baxendale, in History Workshop Journal 9 (1980), S. 196. 

24 Für eine ausführliche Begründung dieser »theoretischen« Aufwertung des Alltagsbewußtseins s. in 
seiner Polemik gegen Althussers Epistemologie (1978c: 198-200). 

25 Im deutschsprachigen Raum haben v.a. die Arbeiten von Negt und Kluge (1972) mit »Erfahrung« 
operiert. Man könnte diesen Ansatz als ein typisches Produkt des:deutschen »kritisch-theoretischen 
Idioms« charakterisieren: Sie erstreben eine Öffnung »der analytischen Begriffe der Politischen 
Ökonomie nach unten, zu den wirklichen Erfahrungen der Menschen hin« (16) - eine Formulierung, 
die Thompson nie aus der Feder geflossen wäre. Negt-Kluges Erfahrungsbegriff in der Linie Hegel- 
Marx-usw. steht explizit im Gegensatz zur empiristischen Tradition Humes - in die sich Thompsons 
»empiristisches« Marxismusverständnis einordnen ließe ... — Vgl. an die Forderung nach der 
»Öffnung nach unten« anknüpfend, aber auch den englischen »kulturalistischen« Marxismus (Ray- 
mond Williams, E.P. Thompson) miteinbeziehend Mahnkopf (1978). 

26 In Calhouns (1982) Neu-Interpretation des Thompsonschen Untersuchungsgegenstandes scheint 
mir ein derartiger Erfahrungshorizont nationalspezifischer politischer Kultur durchaus im produk- 
tiven Sinne wirksam zu sein: Er kritisiert Thompsons Konstruktion einer überregional konstituierten 
und präsenten Arbeiterklasse und macht dagegen die lokale, community-gebundene Verwurzelung 
der sozialen Bewegungen während der Industriellen Revolution stark — worin nur unschwer der 
typisch US-amerikanische Erfahrungshintergrund der grassroots-democracy zu erkennen ist. 


Literatur 


Anderson, P. (1964): Origins of the present crisis, in: New Left Review 23, S. 26-55. 

ders., (1966): The Myths of Edward Thompson, in: New Left Review 35. 

ders., (1980): Arguments within Marxism, London. 

Calhoun, C.J. (1982): The Question of Class Struggle. Social Foundations of Popular Radicalism 
during the Industrial Revolution, Chicago. 

Chambers, J.D. (1966): The Making ..., in: History, June 1966. 

Clarke, J. u.a. (Hg.) 1979, Working Class Culture. Studies in History and Theory, London. 

Currie, R./Hartwell, R.M. (1965): The Making ..., in: Historical Journal, VII (1965), S. 275 ff. 

Donelly, F.K. (1976): Ideology and Early Working Class History: Edward Thompson and his Critics, in: 
Social History, 1. Jg., S. 219-238. 

Johnson, R. (1978): Edward Thompson, Eugene Genovese, and Socialist-Humanist History, in: History 
Workshop Journal 6, S. 79 ff. (dt. gek. in: Das Argument 119 (1980), S. 39 ff.) 

ders. (1979a): Culture and the Historians, in: Clarke 1979. 

ders. (1979b): Three Problematics: Elements of a Theory of Working Class Culture, in: Clarke 1979. 

Kocka, J. (1979): Einleitung, in: Geschichte und Gesellschaft 5 (Sonderheft »Arbeiterkultur«). 

ders. (1980): The study of social mobility and the formation of the working class in the 19th century, in: 
Le mouvement social, S. 97-117. 

ders. (1982): Klassen oder Kultur? Durchbrüche und Sackgassen in der Arbeitergeschichte, in: Merkur 
XXXVIL S. 955-965. 

ders. (1983): Lohnarbeit und Klassenbildung. Arbeiter und Arbeiterbewegung in Deutschland 1800- 
1875, Berlin, Bonn. 


188 


Kriedte, P./Medick, H./Schluhbohm, J. (1978): Industrialisierung vor der Industruialisierung. Gewerb- 
liche Warenproduktion auf dem Lande in der Formationsperiode des Kapitalismus, Göttingen. 
Lottes, G. (1979): Politische Aufklärung und plebejisches Publikum. Zur Theorie und Praxis des engli- 

schen Radikalismus im späten 18. Jahrhundert. München, Wien. 

Mahnkopf, B. (1978): Geschichte und Biographie in der Arbeiterbildung, in: A. Brock, H.D. Müller, O. 
Negt (Hg.), Arbeiterbildung. Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen in Theorie, Kritik 
und Praxis, Reinbek, S. 87-123. 

Nairn, T. (1964): The English Working Class, in: New Left Review, XXIV. 

Negt, O., Kluge, A. (1972): Öffentlichkeit und Erfahrung. Zur Organisationsanalyse von bürgerlicher 
und proletarischer Öffentlichkeit. Frankfurt a.M. 

Schöttler, P. (1988): Sozialgeschichtliches Paradigma und historische Diskursanalyse, in: J. Fohrmann, 
H. Müller (Hg.), Diskurstheorien und Literaturwissenschaft, Frankfurt a.M., S. 160-200. 

Seibt, G. (1987): Grabe wo du stehst. Die Kontroverse um die Alltagsgeschichte, in: Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 22. Sept. 1987, S. 35 f. 

Smelser, N.J. (1966): The Making ..., in: History and Theory, V, 2, 103, S. 213-217. 

Spohn, W. (1984): Krise des Marxismus und Sozialgeschichte der Arbeiterbewegung, in: R. Eb- 
bighausen, F. Tiemann (Hg.), Das Ende der Arbeiterbewegung in Deutschland? Ein Diskus- 
sionsband zum 60. Geburtstag von Theo Pirker, Opladen, S. 128-144. 

ders. (1985): Klassentheorie und Sozialgeschichte. Ein kritischer Vergleich der klassengeschichtlichen 
Interpretationen der Arbeiterbewegung durch Edward P. Thompson und Jürgen Kocka, in: PROKLA 
61, S. 126-138. 

Stedman Jones, G. (1983): Languages of class. Studies in English Working Class History 1832-1982. 
Cambridge. 

Thompson, E.P. (1965): The Peculiarities of the English, in: Socialist Register 2; Wiederabdr. in 
Thompson 1978b 

ders. (1968): The Making of the English Working Class. Harmondsworth, 2. Aufl. 

ders. (1978a): »Ein Interview mit E.P. Thompson«, in: Ästhetik und Kommunikation, 9. Jg. (= gekürzte 
Übers. aus: Radical History Review, Vol. 3 (1976), S. 4-25; das Interview führte Micheal Merill). 

ders. (1978b): The Poverty of Theory and Other Essays, London. 

ders. (1978c): The Poverty of Theory: or an Orrery of Errors, in: Thompson 1978b; dt. in Thompson 
1980b. 

ders. (1979): Die »sittliche Ökonomie« der englischen Unterschichten im 18. Jahrhundert, in: D. Puls 
(Hg.), Wahrnehmungsformen und Protestverhalten - Studien zur Lage der Unterschichten im 18. 
und 19. Jahrhundert, Frankfurt a.M. 

ders. (1980a): Plebejische Kultur und moralische Ökonomie. Aufsätze zur englischen Sozialgeschichte 
des 18. und 19. Jahrhunderts. Ausgew. u. eingel. von Dieter Groh. Frankfurt a.M., Berlin, Wien. 

ders. (1980b): Das Elend der Theorie. M. e. Einl. von Michael Vester, »Edward Thompson und die Krise 
des Marxismus«, Frankfurt a.M. (Übers. von Thompson 1978c). 

ders. (1981): The politics of theory, in: Raphael Samuel (Hg.), People's History and Socialist Theory, 
London, S. 396-408. 

ders. (1987): Die Entstehung der englischen Arbeiterklasse. A. d. Engl. von Lotte Eidenbenz, Mathias 
Eidenbenz, Christoph Groffy, Thomas Lindenberger, Gabriele Mischkowsky, Ray Mary Rosdale, 2 
Bde., Frankfurt a.M. (übersetzt von Thompson 1968). 

Vester, M. (1970): Die Entstehung des Proletariats als Lernprozeß. Die Entstehung antikapitalistischer 
Theorie und Praxis in England 1792-1848. M. e. V. von Alfred Krovoza und Thomas Leithäuser, 
Frankfurt a.M. 

White, H. (1986): Auch Klio dichtet oder die Fiktion des Faktischen: Studien zur Topologie des histori- 
schen Diskurses. M. e. Einf. von Reinhart Koselleck. Stuttgart. 

Wood E.M. (1982): The Politics of Theory and the Concept of Class. E.P. Thompson and his Critics, in: 
Studies in Political Economy 9, S. 45-75. 

Zwahr, H. (1978): Zur Konstitution des Proletariats als Klasse. Strukturuntersuchungen über das 
Leipziger Proletariat während der industriellen Revolution, Berlin (DDR). 


